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Kurzbeschreibung 
Ziel des Forschungsberichts ist es, den Diskurs zur Umweltgerechtigkeit in Deutschland 
mit einer rechtswissenschaftlichen Betrachtung zu erweitern. In Abgrenzung zum wei-
ten Begriff der „Umweltgerechtigkeit“ bildet der Kernbereich des Umweltrechts den 
Anknüpfungspunkt dieser Untersuchung. Ausgangspunkt der Untersuchung bildet die 
rechtsphilosophische Gerechtigkeitsdebatte, in deren Zentrum die diskursiven und kri-
tischen Theorien der Gerechtigkeit stehen. Daran schließt sich eine Untersuchung an, 
welche Gerechtigkeitsanforderungen im Umweltvölker-, Europa- und Verfassungsrecht 
Niederschlag gefunden haben. Schließlich wird analysiert, in welchen Regelungen des 
nationalen Rechts der Luftreinhaltung sich Umsetzungsbeispiele der Gerechtigkeitskon-
zepte finden lassen. Vor diesem Hintergrund werden Optionen zu einer verbesserten 
Umsetzung der Gerechtigkeitskonzepte im Recht der Luftreinhaltung präsentiert. Kapi-
tel 8 enthält einen Ausblick auf die Anwendbarkeit der gewonnenen Systematisie-
rungsansätze auf andere Rechtsbereiche. 

Abstract 
The aim of this study is to provide a jurisprudential analysis to expand the discourse on 
environmental justice in Germany. The core content of environmental law – in 
distinction from the broad concept of "environmental justice" – constitutes the starting 
point of the analysis. It begins with the philosophy of legal justice debate, at the centre 
of which discursive and critical theories of justice are situated. This is followed by an 
examination of the justice requirements that have been incorporated in international 
environmental law, European law and constitutional law. In a final step, examples of 
the implementation of justice concepts in the rules laid down in national clean air 
legislation are identified. Against this background, options for the improved 
implementation of justice concepts in clean air legislation are also presented. Chapter 8 
contains perspectives for the applicability of the developed systematizing approaches to 
other areas of law. 
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1 Zusammenfassung 

Die Studie gliedert sich in vier größere Abschnitte. Zu Beginn wird in Kapitel 4 die 
rechtsphilosophische Gerechtigkeitsdebatte, in deren Zentrum die diskursiven und kri-
tischen Theorien der Gerechtigkeit stehen, vorgestellt. Daran anschließend befasst sich 
Kapitel 5 mit der Frage welche Gerechtigkeitsanforderungen im Umweltvölker-, Euro-
pa- und Verfassungsrecht Niederschlag gefunden haben. Dieses schließt mit einer Zu-
ordnung von Gerechtigkeitsanforderungen des Kapitels 5 zu den Gerechtigkeitskonzep-
ten des Kapitels 4 (siehe Abschnitt 5.6). In Kapitel 6 wird untersucht, in welchen Rege-
lungen des nationalen Rechts der Luftreinhaltung sich Umsetzungsbeispiele der Ge-
rechtigkeitskonzepte finden lassen. Vor diesem Hintergrund werden dann in Kapitel 7 
Optionen zu einer verbesserten Umsetzung der Gerechtigkeitskonzepte im Recht der 
Luftreinhaltung präsentiert. Die Studie schließt in Kapitel 8 mit einem Ausblick zu wei-
teren Untersuchungsfeldern und Lösungsansätzen, mit denen die Gerechtigkeit im 
Umweltrecht angegangen werden kann. 

1.1 Grundlagen  
Mit der Gerechtigkeitsidee und ihrer Umsetzung im Rechtssystem befasst sich schwer-
punktmäßig die Rechtsphilosophie. Sie hat in der Vergangenheit zahllose Beschrei-
bungsansätze zu Tage gefördert. Besonders wirkungsmächtig sind einerseits prozedura-
le und andererseits materielle Gerechtigkeitskonzepte geworden. Für das Umweltrecht 
sind als prozedurale Ansätze vor allem die Generationengerechtigkeit, die ökologische 
Gerechtigkeit, die Chancengerechtigkeit, die Konzeption der Eigenrechte der Natur 
und die Befähigungsgerechtigkeit zu nennen. Als prozedurale Gerechtigkeitskonzepte 
werden Theorien verstanden, die zur Begründung und Erzeugung von Gerechtigkeit 
maßgeblich auf den Verfahrensgedanken zurückgreifen. Neben den prozeduralen Ge-
rechtigkeitskonzepten stehen materielle Gerechtigkeitskonzepte. Im Zentrum dieser 
materiellen Gerechtigkeitsdebatte sind diskursive und kritische Theorien der Gerech-
tigkeit angesiedelt, die allesamt ihre Familienzugehörigkeit zur Rawlschen Gerechtig-
keitstheorie als wirkungsmächtigster Variante des Neo-Kontraktualismus nicht bestrei-
ten können. 

Ungeachtet der besonderen Bedeutung der Rawlschen Gerechtigkeitstheorie wird man 
fragen müssen, ob sie nicht doch letztlich in den „luftigen Höhen“ der Rechtsphiloso-
phie bleibt, ohne die konkreten Gerechtigkeitsprobleme in den „Ebenen“ des einfachen 
Rechts lösen zu können. Dies dürfte auch für die Fragen der Gerechtigkeit im Umwelt-
recht bei der Verteilung von Umweltgütern und Umweltlasten gelten. Deshalb kommt 
es maßgeblich darauf an, die Rawlsche Gerechtigkeitstheorie auf die Rechtspraxis und 
die Rechtsdogmatik „herunterzubrechen“. Regelmäßig geschieht dies unter Rückgriff 
auf den allgemeinen Gleichheitssatz des Grundgesetzes. Dabei geht es letztlich um die 
„adäquate Komplexität konsistenten Entscheidens“.1 Konsistenz meint formale Gleich-
heit in dem Sinne, dass „weder wesentlich Gleiches willkürlich ungleich, noch wesent-
lich Ungleiches willkürlich gleich“ behandelt werden darf. Willkürlich ist ein Handeln, 
das sich nicht am Gerechtigkeitsgedanken orientiert. Dies ist nach der stetigen Recht-

                                                

1  Luhmann, Das Recht der Gesellschaft, 1993, S. 214 ff. 
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sprechung des Bundesverfassungsgerichts der Fall, „wenn eine Gruppe von Normadres-
saten im Vergleich zu anderen Normadressaten anders behandelt wird, obwohl zwi-
schen beiden Gruppen keine Unterschiede von solcher Art und solchem Gewicht beste-
hen, dass sie die ungleiche Behandlung rechtfertigen könnten.“  

Sicherlich geht damit eine „strikte Formalisierung von Gerechtigkeit“2 einher und zwei-
fellos verlagert sich auf diese Weise das Problem der Gerechtigkeit von der Einzelfall-
gerechtigkeit zur konsistenten Zuordnung verschiedener Fälle3. Das ist aber nicht eben 
wenig, auch nicht für die Bewältigung konkreter Gerechtigkeitsprobleme im Umwelt-
recht. 

Darüber hinaus bleibt Gerechtigkeit im Umweltrecht weitgehend ein Problem der Ver-
fahrensgerechtigkeit. Damit ist nach dem Stellenwert von Argumentationstopoi wie 
Information, Partizipation und Transparenz in konkreten gerichtlichen Entscheidungen 
gefragt. Besonderes Augenmerk ist auf die Kontrolle von Abwägungsverfahren und 
Abwägungsentscheidungen zu richten. Was die darin sichtbar werdende 
Verantwortungsattribution anbelangt, so ist aber ebenso der Gesetzgeber zentral ange-
sprochen. Er muss sich fragen lassen, inwieweit er eigentlich seiner Verantwortlichkeit 
für eine unter prozeduralen Gesichtspunkten gerechte Ausgestaltung des Umweltrechts 
nachkommt bzw. welcher Impulse es ggf. bedarf, um zu einem „gerechten“ Umwelt-
recht beizutragen. Hier können die prozeduralen Gerechtigkeitskonzepte als Argumen-
tationshaushalte dienen, aus denen der Gesetzgeber seine rechtspolitischen Maßstäbe 
für ein „gerechtes“ Umweltrecht speist. 

Ob und inwieweit sich das Umweltrecht letztlich wirklich als gerecht erweist, dürfte 
jedoch nur bedingt durch gerechtigkeitstheoretische Überlegungen zu steuern sein. 
Vielmehr wird es ganz maßgeblich darauf ankommen, in welchem Umfang sich die 
einzelnen Staatsfunktionen (Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung) auf den 
unterschiedlichen Normsetzungsebenen dem Gerechtigkeitsgedanken und daraus re-
sultierenden Gerechtigkeitsanforderungen verpflichtet wissen. 

1.2 Gerechtigkeitsanforderungen im höherrangigen Recht  
Im geltenden Recht bestehen bereits zahlreiche Anknüpfungspunkte für Gerechtig-
keitskonzepte. Eine vollständige Kongruenz zwischen Recht und Gerechtigkeit liegt je-
doch nicht zwingend vor. Gleichwohl ist Gerechtigkeit eine Hauptaufgabe des Rechts 
und Recht das wichtigste Instrument zur Durchsetzung von Gerechtigkeit.  

Die Beantwortung der Frage nach der Berücksichtigung von Gerechtigkeitskonzepten 
durch das Recht wird durch die vielfache Offenheit des Rechts erschwert. Diese Offen-
heit macht einerseits eine Wertung notwendig und legt eine normgeberische Konkreti-
sierung nahe, ermöglicht andererseits aber auch die Berücksichtigung neuer Gerech-
tigkeitsprobleme und veränderter Gerechtigkeitsvorstellungen. Zudem ist die Zuschrei-
bung rechtlicher Regelungen zu einem konkreten Gerechtigkeitskonzept wegen vielfäl-
tiger Überschneidungen der einzelnen Gerechtigkeitskonzepte sowie der häufig ledig-

                                                

2  Osterkamp, Juristische Gerechtigkeit, 2004, S. 126. 

3  Luhmann, Das Recht der Gesellschaft, 1993, S. 357. 
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lich mittelbaren Wirkungsweise der rechtlichen Regelungen nicht ohne weiteres strin-
gent möglich. Daher wurden in der vorliegenden Studie insbesondere die Grundkon-
zeption und die Funktionsweise der einzelnen normativen Grundlagen zunächst erläu-
tert und mögliche Handlungsanweisungen ermittelt, um anschließend Schnittmengen 
mit einzelnen Gerechtigkeitskonzepten identifizieren zu können.  

Der Gedanke der Gerechtigkeit tritt im Umweltvölkerrecht insbesondere in den Prinzi-
pien zutage. Hierzu gehören v. a. das Verbot erheblicher grenzüberschreitender Um-
weltbelastungen, das Gebot der fairen und gerechten Aufteilung gemeinsamer natürli-
cher Ressourcen, die Statusprinzipien (res communis, common heritage of mankind, 
common concern of mankind), das Konzept der nachhaltigen Entwicklung, das Vorsor-
geprinzip, das Verursacherprinzip, das Prinzip der gemeinsamen, aber unterschiedli-
chen Verantwortlichkeit sowie das Prinzip der Billigkeit. Eine gesicherte Anerkennung 
der Prinzipien als Völkergewohnheitsrecht ist nur selten zu konstatieren. Hingegen 
kann das Völkervertragsrecht eine höhere Direktionskraft entfalten. Ihm kommt eine 
wichtige Konkretisierungsfunktion im Hinblick auf die Prinzipien zu. Statt der Festset-
zung konkreter Kriterien für eine gerechte Verteilung wird wiederholt auf verfahrens-
rechtliche Ansätze (z. B. das Abwägungsverfahren beim Gebot der fairen und gerechten 
Aufteilung gemeinsamer natürlicher Ressourcen) für die Erzielung eines gerechten Er-
gebnisses zurückgegriffen. Die Durchbrechung der grundsätzlich zwischenstaatlichen 
Verpflichtungsstruktur des Umweltvölkerrechts durch prozedurale Garantien (z. B. 
durch das Aarhus-Übereinkommen), führt zu einer partiellen Individualisierung des 
Umweltvölkerrechts. Zudem berücksichtigen bestimmte Menschenrechte der ersten 
und zweiten Generation spezifische Umweltbelange. Diese Individualisierung kann zur 
Effektuierung bestimmter Gerechtigkeitsaspekte beitragen. 

Auf der Ebene des umweltspezifischen EU-Primärrechts weisen die in Art. 191 Abs. 1 
AEUV enthaltenen Ziele der Umweltpolitik (Umweltschutz, Verbesserung der Umwelt-
qualität, Gesundheitsschutz, Ressourcenschutz, internationale Zusammenarbeit) eine 
Zielidentität mit einzelnen Gerechtigkeitskonzepten auf. Diese Ziele sind rechtsverbind-
lich und justiziabel, wenngleich wegen der großen Spannbreite der aufgezählten Mate-
rien eine Zielverletzung nur im unwahrscheinlichen Fall deutlicher umweltpolitischer 
Versäumnisse besteht. Die im EU-Primärrecht niedergelegten Prinzipien (hohes Schutz-
niveau, Vorsorge- und Vorbeugeprinzip, Ursprungsprinzip, Verursacherprinzip, Nach-
haltigkeitsprinzip) sind ebenfalls rechtsverbindlich und fungieren als Maßstab und Le-
gitimation für den Normgeber, wobei dieser allerdings einen gewissen, von der norma-
tiven Dichte des jeweiligen Prinzips abhängenden Gestaltungsspielraum besitzt. Bei der 
Erarbeitung von bestimmten umweltpolitischen Maßnahmen sind die in Art. 191 Abs. 3 
AEUV enthaltenen Abwägungskriterien (verfügbare, wissenschaftliche Daten, regionale 
Umweltbedingungen, Vorteile und Belastungen eines Tätigwerdens, wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung der Union und ihrer Regionen) zwingend zu berücksichtigen, 
ohne jedoch Rechtsprinzipien oder Rechtssetzungsbedingungen zu sein. Im Rahmen 
dieses Abwägungsgebots ist die Diskussion von Gerechtigkeitsaspekten möglich, die 
auch über lediglich ökologische Betrachtungen hinausgeht. Ein materielles Umwelt-
grundrecht auf europäischer Ebene existiert bislang nicht. Vielmehr können sich aus 
einzelnen Grundrechten, wie der Menschenwürde (Art. 1 GrCh), dem Recht auf Leben 
(Art. 2 GrCh), Recht auf Unversehrtheit (Art. 3 GrCh) sowie der Achtung des Privat- und 
Familienlebens (Art. 7 GrCh), umweltrelevante Ansprüche ergeben. Ansatzpunkte für 
die Möglichkeit der Berücksichtigung künftiger Generationen bei der Grundrechtsge-
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währleistung sind in Abs. 6 der Präambel der Grundrechtecharta zu erkennen. Zudem 
sind in den Art. 20 und 21 GrCh Gleichheitsrechte bzw. Diskriminierungsverbote nie-
dergelegt. Schließlich erlaubt im Rahmen des Rechts auf eine gute Verwaltung (Art. 41 
GrCh) der Begriff der gerechten Behandlung eine Weiterentwicklung dieses „offenen 
Qualitätsstandards“. 

Auf der Ebene des nationalen Verfassungsrechts fungiert die Staatszielbestimmung 
zum Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen in Art. 20a GG als Konkretisierungsauf-
trag an den Gesetzgeber sowie als Auslegungs- und Abwägungshilfe, ohne dass Art. 20a 
GG konkrete Maßstäbe und Gewichtungsfaktoren bereithält. Allerdings verpflichtet die 
aus Art. 20a GG erwachsende Zukunfts- bzw. Langzeitverantwortung den Staat dazu, 
entsprechende institutionelle und verfahrensmäßige Vorkehrungen, v. a. im Rahmen 
des Gesetzgebungsverfahrens, zu treffen. Durch die Bezugnahme auf die künftigen Ge-
nerationen wird v. a. die intergenerationelle Gerechtigkeit auf Verfassungsebene ver-
ankert, wobei das Schutzgut die Umwelt in der Zukunft ist. Neben dem Rechtsstaats-
prinzip enthält insbesondere das Sozialstaatsprinzip durch seine Ausrichtung auf Chan-
cengleichheit und im Zusammenspiel mit dem allgemeinen Gleichheitssatz wichtige, 
wenn auch in hohem Maße zu konkretisierende Gerechtigkeitsgehalte. Der allgemeine 
Gleichheitssatz ist mit der Gerechtigkeitsidee eng verknüpft und nimmt daher als Ge-
rechtigkeitsanforderung im Recht eine prominente Stellung ein. So nimmt das Bundes-
verfassungsgericht wiederholt in seinen Entscheidungen die Überprüfung des Gleich-
heitssatzes ausdrücklich anhand einer „am Gerechtigkeitsgedanken orientierten Be-
trachtungsweise“ vor. Der Spielraum für die Festsetzung bestimmter Differenzierungs-
kriterien hängt insbesondere von den Vorgaben des Grundgesetzes ab. So können die 
Freiheitsrechte, das Sozialstaatsprinzips oder das Staatsziel Umweltschutz eine den 
Spielraum begrenzende oder erweiternde Wirkung entfalten. Vorrangig zielt damit der 
Gleichheitssatz auf die Verwirklichung intragenerationeller Gerechtigkeit; eine Gleich-
heit in der Zeit im Hinblick auf die intergenerationelle Gerechtigkeit ist dagegen aus 
Art. 3 Abs. 1 GG nicht ableitbar.  

Nicht zuletzt in Anbetracht von Art. 1 Abs. 2 GG ist die Garantie der Freiheitsrechte 
grundlegender Bestandteil der Gerechtigkeit. Für den Bereich des Umweltschutzes 
agieren insofern v. a. die Garantie der Menschenwürde (Art. 1 Abs. 1 GG), die allgemei-
ne Handlungsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 GG), das Recht auf Leben und körperliche Unver-
sehrtheit (Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG) sowie die Eigentumsgarantie (Art. 14 GG). Deren Ab-
wehrfunktion kommt jedoch im regelmäßig anzutreffenden Fall der durch Private ver-
ursachten Umweltbeeinträchtigungen nicht zum Tragen. Eine Pflicht zum Erlass staatli-
cher Umweltschutzmaßnahmen kann damit nur einer Schutzpflicht erwachsen, wobei 
dem Gesetzgeber eine Einschätzungsprärogative zukommt. Diese Umweltschutzmaß-
nahmen müssen auch die Grundrechte der Umweltbelaster (v. a. Berufsfreiheit - Art. 12 
GG und Eigentumsfreiheit - Art. 14 GG) beachten, so dass insofern eine unter Gerech-
tigkeitsgesichtspunkten bedenkliche grundrechtliche Überlegenheit der Umweltbelas-
ter erwachsen kann. Im Hinblick auf die Verfahrensgerechtigkeit ist zudem ein Grund-
rechtsschutz durch Verfahren, d. h. durch eine der Entwertung materieller Grund-
rechtspositionen entgegenstehende Ausgestaltung des Verfahrens, zu gewährleisten.  

Das Verursacher-, das Vorsorge- und das Nachhaltigkeitsprinzip sind neben dem Völker- 
und Europarecht auch im nationalen Recht verankert und weisen auf diesen Ebenen 
gemeinsame gerechtigkeitsrelevante Kerninhalte, aber auch einen unterschiedlichen 
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Grad an Normativität auf. Schließlich sind dem Kooperationsprinzip, dem Integrations-
prinzip und dem Kompensationsprinzip v. a. wichtige Aspekte der Verfahrensgerech-
tigkeit bzw. der Befähigungsgerechtigkeit zu entnehmen. Gleichwohl wird man diesen 
Prinzipien nicht per se eine Funktion als Gerechtigkeitsprinzipien bescheinigen kön-
nen. Vielmehr bedarf es der rechtlichen Ausgestaltung in Ansehung der Besonderhei-
ten des konkreten Anwendungsbereichs. 

1.3 Umsetzung der Gerechtigkeitskonzepte am Beispiel des Rechts der Luftreinhal-
tung 

Die Umsetzung der in Kapitel 4 und 5 ermittelten Gerechtigkeitskonzepte in einfaches 
nationales Recht wird am Beispiel des Rechts der Luftreinhaltung in Kapitel 6 unter-
sucht.  

1.3.1 Verhältnismäßige Gleichheit 

Den Anfang macht das Konzept der verhältnismäßigen Gleichheit, mit dem die Gerech-
tigkeitsanforderungen der Rawlschen Gerechtigkeitstheorie respezifiziert werden. Aus-
prägungen dieses Konzepts finden sich im Umweltvölkerrecht (z.B. im Prinzip der ge-
meinsamen aber unterschiedlichen Verantwortlichkeit, dem Gebot der fairen und ge-
rechten Aufteilung gemeinsamer natürlicher Ressourcen und dem Prinzip der Billig-
keit). Auf EU-Ebene bilden die Art. 20, 21 GrCh Anknüpfungspunkte. Als verfassungs-
rechtliche Konkretisierung des Konzepts kann der Gleichheitssatz in Art. 3 GG verstan-
den werden. Ein Verstoß gegen das Gleichheitsgebot liegt danach vor, „wenn eine 
Gruppe von Normadressaten im Vergleich zu anderen Normadressaten anders behan-
delt wird, obwohl zwischen beiden Gruppen keine Unterschiede von solcher Art und 
solchem Gewicht bestehen, dass sie die ungleiche Behandlung rechtfertigen könnten.“ 
Zum Vergleich von verschiedenen Normadressaten im Recht der Luftreinhaltung wer-
den folgende drei Untersuchungsfelder gebildet: 

a) Die Perspektive der Schadstoffemittenten, 

b) Die Perspektive der schadstoffbelasteten Bürger und 

c) Regelungen zum Ausgleich zwischen Emittenten und Belasteten 

Die Analyse in den vorgenannten Untersuchungsfeldern nimmt dabei besonders drei 
wesentlichen Luftschadstoffe „Feinstaub“, „Ammoniak“ und „Stickstoffoxide“ und deren 
Emittenten in den Blick. Die Analyse der Verursachungsanteile verschiedener 
Emittentengruppen ergibt folgendes Bild: 

• Bei Feinstaub tragen der Straßenverkehr und die Kleinfeuerungsanlagen der 
Haushalte große Verursachungsanteile. Die Landwirtschaft hat einen nicht uner-
heblichen Anteil. 

• Bei Ammoniak ist die Landwirtschaft fast der alleinige Emittent; 

• Den größten Verursachungsanteil an NOx tragen stationäre Verbrennungsanla-
gen und der Straßenverkehr. Die industrielle Verarbeitung und die Landwirt-
schaft leisten nur kleinere Beiträge. 
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Beim Blick auf die Schadstoffemittenten wurde der Frage nachgegangen, ob die Grup-
pe der industriellen Anlagenbetreiber, der Landwirte und der motorisierten Verkehrs-
teilnehmer in Bezug auf die Vermeidung und Reduktion von Schadstoffemissionen un-
terschiedlich behandelt werden und wenn ja ob es gewichtige Rechtfertigungsgründe 
für diese Ungleichbehandlung gibt. Eine wichtige Rolle spielt dabei auch die Anwen-
dung des Verursacherprinzips. 

Die Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass die Landwirtschaft nicht entsprechend 
ihrem Verursacheranteil bei der Einhaltung der Grenzwerte für Ammoniak und Fein-
staub herangezogen wird. So sind für Luftschadstoffe, die von „industriell“ genutzten 
Acker- und Grünflächen ausgehen, keine Schutzpflichten einzuhalten, da diese nicht als 
Anlagen im Sinne des Immissionsschutzes gelten. Für Tierhaltungsanlagen gelten Vor-
sorge- und Schutzpflichten erst ab einer großen Tieranzahl, z.B. bei der Mastschweine-
haltung ab 1500 Tieren, der Legehennenhaltung ab 15.000 Tieren oder der Rinderhal-
tung ab 600 Tieren. Ferner gelten bei Tierhaltungsanlagen die Schutzpflichten nur zum 
Schutz vor Ammoniak, wobei die Ansicht vertreten wird, dass die Mindestabstandsflä-
chen zum Schutz vor Ammoniak im Vergleich zum Ausmaß der Emissionen von Mas-
sentierhaltungsanlagen niedrig angesetzt sind. Für Biogasanlagen bestehen keine kon-
kretisierten Vorgaben zur Einhaltung von Schutzpflichten. Rechtfertigungsgründe für 
diese verhältnismäßige Ungleichbehandlung gegenüber den anderen Gruppen von 
Schadstoffemittenten sind nicht ersichtlich. 

Auch wenn die hohe Hintergrundbelastung bei PM 10 ein wichtiger Problemfaktor ist, 
führen die Zusatzbelastungen durch den Kfz-Verkehr zu Grenzwertüberschreitungen 
insbesondere in den Ballungsräumen. Im Fall von NO2 spielt die Zusatzbelastung des 
Kfz-Verkehrs die ausschlaggebende Rolle für Grenzwertüberschreitung. 

Im Sinne der verhältnismäßigen Gleichheit zu begrüßen ist, dass für alle drei 
Emittentengruppen Vorsorgepflichten bei der Errichtung und dem Betrieb von Anla-
gen bzw. bei der Herstellung und dem Betrieb von Kfz sowie bei Qualitätsanforderun-
gen an den Kraftstoff gelten.  

Das positive Ergebnis wird allerdings dadurch geschwächt, dass sich die Vorsorgean-
forderungen insbesondere in ihrem Konkretisierungsgrad bei den Emittentengruppen 
unterscheiden. Für bestimmte industrielle Anlagen wie Großfeuerungsanlagen sowie 
Abfallverbrennung und –mitverbrennungsanlagen sind die Vorsorgepflichten in eige-
nen Immissionsschutzverordnungen konkretisiert; für sonstige Anlagen erfolgt eine 
Konkretisierung in der TA Luft. Hingegen besteht im Bereich des landwirtschaftlichen 
Immissionsschutzes weder für Tierhaltungsanlagen noch für Biogasanlagen eine eigene 
Immissionsschutzverordnung, mit Hilfe derer die Vorsorgeanforderungen nach § 5 Abs. 
1 Nr. 2 BImSchG konkretisiert werden. In der Folge muss die Verwaltungsbehörde bei 
der Genehmigung von Anlagen nach § 6 Nr. 1 BImSchG und der nachträglichen An-
ordnung nach § 17 Abs. 1 BImSchG die Vorsorgepflichten für die konkrete Anlage un-
mittelbar aus dem Gesetz bestimmen. Aufgrund der unterschiedlichen Auffassungen zu 
Vorsorgepflicht und den Interessenslagen zwischen Anlagenbetreiber und Genehmi-
gungsbehörde, steht zu vermuten, dass in diesen Fällen die Behörde keine anspruchs-
vollen Vorsorgeanforderungen durchsetzen kann. Für Kfz-Emissionen enthält § 38 
BImSchG Vorsorgestandards, die einem effizienten Emissionsschutz an der Schadstoff-
quelle dienen. Durch Abgaswerte für Neufahrzeuge und Anforderungen an das Fahr-
verhalten werden auch die Fahrzeughalter und -betreiber als Verursacher in die Pflicht 
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genommen. Gleiches gilt für die Anforderungen an die Kraftstoffqualität und an die 
Fahrzeugemissionen, die von allen Kraftstofflieferanten und Fahrzeugherstellern er-
reicht werden müssen. 

Die Perspektive der schadstoffbelasteten Bürger untersucht, ob Bürger in Gebieten mit 
hoher Schadstoffbelastung (vorwiegend in Ballungsgebieten) im Vergleich zu Bürgern 
in anderen Gebieten unterschiedlich behandelt werden, und wenn ja welche Rechtfer-
tigungsgründe es dafür gibt. 

Ausgangslage der Untersuchung bildet die Erkenntnis, dass die Schadstoffbelastung der 
Bevölkerung sich zwischen ländlichen Räumen und städtischen Ballungsgebieten und 
innerhalb von städtischen Ballungsgebieten unterscheidet. Ein wesentlicher Grund liegt 
darin, dass der Gesetzgeber und die Rechtsprechung die Handlungsmaxime verfolgen, 
die Schadstoffbelastung auf bestimmte Gebiete zu konzentrieren, um andere Gebiete 
möglichst von Schadstoffbelastungen freizuhalten. Der umgekehrte Ansatz, einer 
gleichmäßigen Verteilung der Schadstoffbelastung über alle Gebiete, kann zu einer 
Verschlechterung der Gesamtbelastungssituation führen. Zudem wirft er die Frage auf, 
wie mit besonders schützenswerten oder noch unbelasteten Gebieten umzugehen wäre. 
Umgesetzt wird die Handlungsmaxime durch das Bündelungs- und Trennungsprinzip, 
die im Raumordnungs- und Immissionsschutzrecht an verschiedenen Stellen zur An-
wendung kommen. Begrenzt werden die Auswirkungen des Bündelungs- und Tren-
nungsprinzip durch die Pflicht des Staates, die Bevölkerung vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen zu schützen. Unterhalb dieses Schutzniveaus – im Vorsorgebereich also - 
unterscheidet sich jedoch die Schadstoffbelastung zwischen verschiedenen Gebieten. Im 
Ergebnis können die Prinzipien dazu führen, dass die Schadstoffbelastung in belasteten 
Gebieten bis zur Grenze der Schädlichkeit getrieben wird, indem z.B. neue Belastungen 
in ohnehin schon belastete Gebiete verschoben werden. Zur Verminderung der Schad-
stoffbelastung unter anderem in belasteten Gebieten enthalten die raumplanerischen 
Vorschriften gebietsbezogene Instrumente. Ferner bestehen anlagenbezogene Instru-
mente wie die nachträgliche Anordnung. Die Instrumente können aber nur begrenzt 
zur Gleichheit bei der Verteilung bzw. Verminderung von Schadstoffbelastungen bei-
tragen, da sie durch den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz begrenzt werden. 

Die Untersuchung der verhältnismäßigen Gleichheit schließt mit einer Analyse von 
Ausgleichmechanismen, die Ungleichbehandlungen auf Seiten der schadstoffbelasteten 
Bürger entgegenwirken können. 

Die vorgestellten Regelungen des Luftqualitätsrechts tragen zu einer Verminderung der 
Schadstoffbelastung durch Stickoxide, Feinstaub und Ammoniak für alle Betroffenen 
bei. Die Regelungen zu Emissionshöchstmengen führen nur mittelbar zu einem Abbau 
der verhältnismäßigen Ungleichheit bei der Einhaltung von Immissionsgrenzwerten, in 
dem sie das Gesamtniveau der Schadstoffbelastung mit diesen Schadstoffen senken. 

Die Instrumente der Luftreinhalteplanung und der Verkehrsbeschränkung wirken di-
rekt auf die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte und können zur Erreichung von 
verhältnismäßiger Gleichheit beitragen. Beim Instrument der Luftreinhalteplanung ist 
das Verursacherprinzip zu beachten. So muss die Behörde alle Emittenten einbeziehen 
und ein Ausgleich zwischen ihren Verursachungsbeiträgen und den damit verbunde-
nen Kosten finden. Allerdings sind erheblich Zweifel angebracht, ob die Vorgabe, den 
Zeitraum bis zur Einhaltung der Grenzwerte „so kurz wie möglich“ zu halten, realisiert 
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werden kann. Denn ein wesentlicher Faktor für die Überschreitung der Immissions-
grenzwerte von PM 10 sind Hintergrundbelastungen, die nicht kurzfristig gesenkt wer-
den können. Ferner sind die Maßnahmen zur Einhaltung der Grenzwerte durch die 
zuständigen Behörden nach den einschlägigen Rechtsvorschriften zu erlassen. Damit 
wirken sich die Schwächen und Grenzen dieser spezifischen Instrumente, z.B. der nach-
träglichen Anordnung nach § 17 BImSchG oder fehlende Grenzwerte oder Regelungen 
wie im Bereich der Landwirtschaft, auf den Vollzug der Maßnahmen nach dem 
Luftreinhalteplan aus. Schließlich ist bei der Durchsetzung von Schutzmaßnahmen viel-
fach erst der Klageweg vor Gericht erfolgreich. Zwar kann der Bürger generell die 
Verwaltung zur Aufstellung eines wirksamen Luftreinhalteplans erzwingen, aber die 
Umsetzung der einzelnen Maßnahmen kann er nicht erzwingen. 

Verkehrsbeschränkungen, insbesondere die Einrichtung von Umweltzonen, können 
auch als Ausfluss des Konzepts der Chancengerechtigkeit verstanden werden, welches 
eng mit dem Konzept der verhältnismäßigen Gleichheit verbunden ist. Den Bewohnern 
von betroffenen Ballungsgebieten soll mit den Verkehrsbeschränkungen der gleiche 
Schutz vor gesundheitsschädlichen Schadstoffbelastungen ermöglicht werden, wie in 
anderen Gebieten. Allerdings ist zu bedenken, dass Verkehrsbeschränkung, die an ei-
ner Stelle zur Einhaltung von Immissionsgrenzwerten führen und damit Ungleichheit 
abbauen, durch die Verlagerung des Verkehrs an eine andere Stelle zu einem Anstieg 
der dortigen Schadstoffbelastung führen können. Einer solchen Verlagerung von 
Schadstoffbelastungen steht prinzipiell der Grundsatz des § 50 S. 2 BImSchG entgegen, 
wonach eine bestehende gute Luftqualität nicht verschlechtert werden darf. Da es sich 
bei dem Grundsatz um kein absolutes Verschlechterungsverbot handelt, kann die Be-
hörde eine Verlagerung mit schwerer zu wiegenden anderen Belangen überwinden 
und trotzdem zulassen. 

Weitere Ausgleichsmechanismen, wie eine analoge Anwendung der gegenseitigen 
Pflicht zur Rücksichtnahme nach der Geruchs-Immissionsrichtlinie auf das Recht der 
Luftreinhaltung oder eine monetäre Entschädigung als Ausgleich für eine immissions-
schutzrechtliche Ungleichbehandlung werden als nicht geeignet bewertet. 

1.3.2 Abwägungsgebot und Abwägungsverfahren 

Das Abwägungsgebot und das Abwägungsverfahren zielen auf den Ausgleich aller re-
levanten (ökologischen, sozialen und ökonomischen) Belange. Dieser Ausgleich ist auch 
im Rahmen einer Ermessensentscheidung zu berücksichtigen. Im Umweltvölkerrecht 
beinhalten das „Gebot der fairen und gerechten Aufteilung gemeinsamer natürlicher 
Ressourcen“, das „Konzept der nachhaltigen Entwicklung“, sowie das Vorsorgeprinzip 
als prozeduraler Abwägungsmechanismus ein Abwägungsgebot. Auf nationaler Ebene 
schreibt das Rechtsstaatsprinzip vor, dass im Rahmen einer Verhältnismäßigkeitsprü-
fung die Angemessenheit bzw. Verhältnismäßigkeit i.e.S. im Fall von Ermessensent-
scheidungen geprüft werden muss. Im konkreten Fall werden dabei im Rahmen der 
Ermessensausübung bei Behördenentscheidungen sämtliche Vor- und Nachteile der 
Maßnahme/des Vorhabens miteinander und gegeneinander abgewogen. Verfassungs-
rechtliche Vorgaben, insbesondere Grundrechte der Anlagenbetreiber und Betroffenen 
sind hier zu berücksichtigen, um auf einen Ausgleich der u.U. entgegenstehenden Inte-
ressen Rücksicht zu nehmen. Der Staatszielbestimmung Umweltschutz des Art. 20a GG 
kann hier schon eine schutzverstärkende Wirkung zukommen. 
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Der Gesetzgeber hat mit dem ausdifferenzierten Instrumentarium der nachträglichen 
Anordnung (§ 17 BImSchG), Untersagungs-, Stilllegungs- und Beseitigungsverfügungen 
(§ 20 BImSchG) sowie dem Widerruf der Genehmigung (§ 21 BImSchG) den Genehmi-
gungsbehörden die Möglichkeit gegeben, die Interessen des Anlagenbetreibers an ei-
nem Bestandsschutz seiner Investitionen in die Anlage mit der Abwehr von Gefahren 
für die Gesundheit und Umwelt im Einzelfall abwägen zu können. 

1.3.3 Befähigungsgerechtigkeit 

Verfahrensrechte sind ein wichtiges Instrument, um das Konzept der Befähigungsge-
rechtigkeit zu verwirklichen, d.h. die Schaffung von Grundvoraussetzungen für ein gu-
tes Leben, die es jedem Menschen ermöglichen, seine Fähigkeiten zu entfalten. Dies 
geschieht v.a. durch die Schaffung staatlicher Strukturen, die ein größtmögliches ei-
genverantwortliches Handeln des Einzelnen gewährleisten. So kann der Bürger z.B. Ein-
fluss auf behördliche Entscheidungen nehmen, die die Umweltqualität in seiner Umge-
bung betreffen. Darüber hinaus können Verfahrensrechte auch der Verwirklichung des 
materiellen Gehalts der prozeduralen Gerechtigkeitskonzepte dienen. Die Umsetzung 
der Befähigungsgerechtigkeit geht aber nicht so weit, dass es auf Völkerrechtsebene 
ein Menschenrecht auf eine gesunde Umwelt gäbe oder ein allgemeines Grundrecht 
auf Umweltschutz auf EU-Ebene. Vielmehr gewährleisten bestimmte Menschenrechte 
umweltspezifische Belange und bietet das Grundrecht auf Leben und körperliche Un-
versehrtheit (Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG) den Schutz eines ökologischen Existenzminimums. 

Im Recht der Luftreinhaltung wird die Befähigungsgerechtigkeit durch Informations-, 
Beteiligungs- und Klagerechte verwirklicht. So regelt § 10 BImSchG Informations- und 
Beteiligungsrechte der Öffentlichkeit im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs-
verfahren. Jedermann kann Einwendungen, die gegen das Vorhaben aus der Sicht der 
Nachbarschaft oder der Allgemeinheit bestehen, vorbringen. Besonderheiten gelten bei 
Anlagen, die aufgrund ihrer Art, Größe, Leistung oder möglicher Umweltauswirkungen 
eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) verlangen. Anerkannte Umweltverbände 
sind hier in ihrer Position gestärkt, da sie eine „Betroffenen“-Einwendung abgeben 
können und auch anschließend eine Klage zur Überprüfung der Entscheidung einrei-
chen können. Demgegenüber können sowohl private Einwender als auch Umweltver-
einigungen eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung durch Widerspruch und 
Klage überprüfen lassen. Dies gilt aber nur wenn die Betroffenen die Verletzung einer 
drittschützenden Norm rügen. Während der Einhaltung der Immissionsgrenzwerte der 
TA Luft zum Schutz der menschlichen Gesundheit drittschützende Wirkung zukommt, 
gilt dies für die Vorsorgepflichten nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG nicht.  

Das nationale Recht der Bundesrepublik kennt keine ausdrückliche Verbandsklagebe-
fugnis bezogen auf die Luftreinhalteplanung. Die Rechtsprechung hat diese Lücke im 
Bereich der Befähigungsgerechtigkeit geschlossen, indem sie anerkannten Umweltver-
bänden eine Klagebefugnis gegen Luftreinhaltepläne nach § 42 VwGO einräumt. Damit 
können betroffene Anwohner und Umweltverbände die Wirksamkeit der Maßnahmen 
in Luftreinhalteplänen gerichtlich überprüfen lassen.  

Beschnitten wird die Ausübung der Befähigungsgerechtigkeit im Immissionsschutz-
recht durch die Präklusionsvorschrift in § 10 Abs. 3 S. 2 BImSchG, die dem Zweck der 
Verfahrensbeschleunigung dient. Potenzielle Einwender haben einen Monat Zeit die 
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Genehmigungsunterlagen einzusehen und müssen spätestens zwei Wochen nach Ab-
lauf der Auslegungsfrist (also ein Monat und zwei Wochen später) ihre Einwendungen 
schriftlich bei der zuständigen Behörde eingereicht haben. Einwendungen von Privat-
personen und Umweltvereinigungen, die nicht innerhalb der Frist vorgebracht wurden, 
finden in einem späteren Gerichtsverfahren keine Berücksichtigung (materielle Präklu-
sion). Je komplexer die Anlage und der Genehmigungsbescheid sind, desto eher ist zu 
bezweifeln, dass Dritte innerhalb von einem Monat anhand der Genehmigungsunterla-
gen beurteilen können, ob und wie sie von der Anlage betroffen sind. Vor diesem Hin-
tergrund wird der eingeräumte Zeitraum als äußerst knapp angesehen und deshalb als 
fragwürdige Rechtsschutzverkürzungen kritisiert. 

1.3.4 Generationengerechtigkeit 

Die Generationengerechtigkeit hat den Ausgleich der Bedürfnisbefriedigung heutiger 
und zukünftiger Generationen im Blick, indem sie die Energieversorgung und die le-
bensnotwendigen Ressourcen (Luft, Wasser, Boden und Fauna) für zukünftige Genera-
tionen zu sichern bzw. zu verbessern sucht. Umweltrechtliche Prinzipien, wie das Vor-
sorge- und Nachhaltigkeitsprinzip könne als Umsetzung des Gedanken einer intergene-
rationellen Gerechtigkeit verstanden werden. Da aber rechtsverbindliche, operative 
Bestimmungen zur intergenerationellen Gerechtigkeit fehlen, hat die Generationenge-
rechtigkeit noch keinen konkreten Niederschlag in den drei untersuchten Rechtsebe-
nen erfahren. Eine Ausnahme kann in der Staatszielbestimmung Umweltschutz in Art. 
20a GG gesehen werden mit der Aufnahme der Verantwortung für die künftigen Gene-
rationen. Zwar werden dadurch die Belange der künftigen Generationen nicht selbst 
zum Schutzgut, aber sie sind in der Berücksichtigung von Langzeitwirkungen (durch 
Summation, Ressourcenerschöpfung u.ä.) enthalten.  

Bezugspunkte zur intergenerationellen Gerechtigkeit lassen sich im BImSchG im Geset-
zeszweck, dem freiraumbetonende Ansatz des Vorsorgepflicht, den Nachsorgepflichten 
der Anlagenbetreiber und der kontinuierliche Anpassung der TA Luft bzw. der Anla-
gengenehmigung an den Stand der Technik finden. 

Um die Belastung der Umwelt und der Bevölkerung mit nicht abbaubaren Luftschad-
stoffen wie Arsen, Kadmium, Quecksilber, Nickel und polyzyklische aromatische Koh-
lenwasserstoffe entgegenzuwirken, wurden in der 39. BImSchV Qualitätsziele festge-
setzt. Jedoch haben die Behörden kein wirksames Instrumentarium mit dem sie auf die 
Einhaltung dieser Qualitätsziele hinarbeiten können. Der Schutz vor Ammoniak-
Immissionen aus der Landwirtschaft ist lückenhaft und trägt zur Versauerung und Eut-
rophierung von Land- und Ökosystemen bei, was bei einer nachhaltigen Schädigung 
den Erhalt dieser Ökosysteme für nachfolgende Generationen gefährdet. 

1.3.5 Ökologische Gerechtigkeit 

Die ökologische Gerechtigkeit betrachtet die durch menschliches Handeln verursachten 
Umweltschäden im Hinblick auf die damit verbundenen Beeinträchtigungen der öko-
logischen Systeme. Die Natur wird dazu als eigener Handlungsadressat betrachtet, aber 
ihr werden keine eigenen Rechte zuerkannt. Rechtsprinzipien auf der Ebene des Um-
weltvölkerrechts, der EU sowie im nationalen Recht, die als Ausgestaltung dieses Kon-
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zepts angesehen werden können, umfassen das Vorsorge- und Schutzprinzip, das Integ-
rationsprinzip sowie der Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung. 

Der Gesetzeszweck des BImSchG kann - mit der Einschränkung begrenzter gerichtlicher 
Durchsetzbarkeit - als Umsetzung des Konzepts der ökologischen Gerechtigkeit verstan-
den werden. Insbesondere die integrierte Betrachtung der Umweltgüter bei der immis-
sionsschutzrechtlichen Vorhabengenehmigung und bei der Maßnahmenauswahl im 
Rahmen der Luftreinhalteplanung ist als Ausprägung des Konzepts der ökologischen 
Gerechtigkeit zu verstehen. 

1.3.6 Chancengerechtigkeit 

Die Chancengerechtigkeit hat die gerechte Verteilung von Umweltgütern und -lasten 
sowie der Kosten insbesondere durch materielle Verteilungskriterien und Verteilungs-
verfahren zum Inhalt. Auf der Ebene des Völkerrechts konnten zahlreiche Prinzipien 
und Grundsätze ermittelt werden, die auf die Verteilung von Umweltgütern und Um-
weltbelastungen sowie entsprechenden Beseitigungskosten Anwendung finden, und 
damit als Ausdruck der Chancengerechtigkeit gewertet werden können. Dazu zählen 
z.B. die „no harm-Regel“, das Gebot der fairen und gerechten Aufteilung gemeinsamer 
natürlicher Ressourcen, das Verursacherprinzip, oder das Prinzip der gemeinsamen 
aber unterschiedlichen Verantwortlichkeit. Auch im Europarecht können zahlreichen 
Prinzipien und Grundsätzen im Sinne einer mittelbare Verteilungssteuerung verstan-
den werden (z.B. die Verpflichtung auf ein regional differenziertes hohes Schutzniveau 
bei Umweltbelastungen, das Ursprungsprinzip, das Vorsorgegebot, das Verursacher-
prinzip oder der Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung und die Abwägungsgebote 
des Art. 191 Abs. 3 AEUV). Im nationalen Verfassungsrecht agieren im Hinblick auf die 
Chancengerechtigkeit v. a. das konkretisierungsbedürftige Sozialstaatsprinzip, der all-
gemeine Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG), die besonderen Diskriminierungsverbote 
(Art. 3 Abs. 3 GG) sowie die grundrechtlichen Schutzpflichten. Hinzukommen auf nati-
onaler Ebene das Verursacher-, das Vorsorge-, das Kooperations-, das Integrationsprin-
zip und das Nachhaltigkeitsprinzip. 

1.3.7 Eigenrechte der Natur 

Die Forderung nach Eigenrechten der Natur richtet sich ausgehend von einer ökozent-
rischen Perspektive auf die Anerkennung subjektiver Rechte der Natur, die treuhände-
risch von Einzelpersonen (z. B. Umweltanwälten), Umweltschutzverbänden oder öffent-
lichen Institutionen bzw. im Wege einer Erweiterung der Klagebefugnis wahrgenom-
men werden. Entsprechende Ansätze konnte auf der Ebene des Völkerrechts oder der 
EU sowie im nationalen Verfassungsrecht nicht identifiziert werden. Im Recht der Luft-
reinhaltung ist eine Umsetzung des Konzepts „Eigenrechte der Natur“ nicht zu finden, 
da der Natur keine subjektiven Rechte zuerkannt werden. Auch die altruistische Ver-
bandsklage, welche eine Durchbrechung der Klagebefugnis des § 42 Abs. 2 VwGO dar-
stellt, bezieht sich auf eine Subjektivierung des öffentlichen Interesses und nicht aus-
schließlich auf Rechte der Natur. 
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1.4 Optionen zur verbesserten Umsetzung der Gerechtigkeitskonzepte 
In Kapitel 7 werden Optionen zur Behebung oder Verminderung der Gerechtigkeitsde-
fizite im Recht der Luftreinhaltung aufgezeigt.  

Zur Verbesserung der verhältnismäßigen Gleichheit zwischen unterschiedlich belaste-
ten Bevölkerungsgebieten aber auch zur Verwirklichung der intergenerationellen Ge-
rechtigkeit, sollten die Regelungen im Vorsorgebereich ausgebaut werden. So könnte 
mit der Einführung eines Versagungsermessens bei der Anlagengenehmigung den 
Immissionsschutzbehörden ein Instrument in die Hand gegeben, um im Vorsorgebe-
reich angesiedelte, gesetzlich vorgeschriebene Umweltqualitätsziele auch tatsächlich zu 
erreichen. Alternativ könnte die Befristung der immissionsschutzrechtlichen Anlagen-
genehmigung eingeführt werden, wie sie im Wasserrecht für die Gewässerbenutzung 
existiert. Eine Befristung würde der Behörde - im Gegensatz zu dem bislang vorhande-
nen behördlichen Instrumentarium für die nachträgliche Anpassung von Anlagen an 
den Stand der Technik - eine uneingeschränkte Überprüfung der Genehmigung gestat-
ten. Die Anlage müsste zur Erteilung einer neuen (Folge-)Genehmigung den techni-
schen Standards und umweltrechtlichen Anforderungen entsprechen, die zum Zeit-
punkt der neuen Genehmigung gelten. Die Befristung birgt allerdings auch die Gefahr, 
dass innerhalb der Frist Anpassungen an den Stand der Technik vom Anlagenbetreiber 
nicht durchgeführt werden. 

Zur Verbesserung der materiellen Dimension der Gerechtigkeitskonzepte sollte die Re-
gelungssystematik der 4. BImSchV für genehmigungsbedürftige Anlagen überdacht 
werden. So könnte die verhältnismäßige Gleichheit zwischen den Emittenten von Luft-
schadstoffen verbessert werden, indem transparente Kriterien für die Aufnahme von 
Anlagen in die 4. BImSchV vorgeschrieben werden. Ziel ist es, alle Anlagen mit ver-
gleichbaren hohen Umweltauswirkungen den erhöhten Anforderungen genehmi-
gungsbedürftiger Anlagen zu unterwerfen. 

Ferner könnte die verhältnismäßige Gleichheit zwischen Emittenten von Luftschadstof-
fen verbessert werden, indem die Landwirtschaft als Verursacher von Ammoniak in die 
Luftreinhalteplanung einbezogen wird. Dafür müssten auch für Ammoniak Immissi-
onsgrenzwerte in der 39. BImSchV festgelegt werden. 

Die bestehenden Klage- und Beteiligungsmöglichkeiten der Bürger und Umweltver-
bände in behördlichen und gerichtlichen Genehmigungsverfahren sind zur Verwirkli-
chung der Befähigungsgerechtigkeit essenziell und dürfen in dieser Funktion nicht ge-
schwächt werden. Vielmehr zeigt diese Studie zur Umsetzung der Gerechtigkeitskon-
zepte einige Verbesserungsmöglichkeiten auf: 

• die Einführung eines Klagerechts für Umweltvereinigungen im UmwRG, um die 
UVP-Vorprüfung gerichtlich überprüfen zu lassen; 

• die Aufnahme der gerichtlich gewährten Klagemöglichkeiten von Umweltverei-
nigungen gegen Luftreinhaltepläne im Gesetz; 

• eine Klarstellung gegen wen ein Bürger bei Nichteinhaltung von 
Luftreinhalteplänen klagen kann sowie 

• die Verlängerung der Einwendungsfrist in § 10 Abs. 3 BImSchG. 
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1.5 Ausblick 
Mit dem im Rahmen dieser Studie entwickelten Systematisierungsansatz, der rechtsphi-
losophische Gerechtigkeitskonzepte sowie die Gerechtigkeitsanforderungen des inter-
nationalen, europäischen und nationalen Rechts zusammenbindet, können auch ande-
re Bereiche des besonderen Umweltrechts untersucht werden, wie z.B. das Wasser-, Bo-
den-, Berg-, Atom-, Abfall- oder Lärmschutzrecht. Dazu könnte – wie im Beispiel der 
Luftreinhaltung – die verhältnismäßige Gleichheit anhand von Vergleichsgruppen un-
tersucht werden. So könnten die unterschiedlichen Emittenten von Lärm (z.B. Straßen-, 
Schienen- und Flugverkehr) hinsichtlich ihrer Inanspruchnahme bei Schutz- und Vor-
sorgeanforderungen verglichen werden. 

Liegt eine ungleiche Belastung von Bürgern eines Gebiets vor, die in einer Verletzung 
von umweltrechtlichen Schutzpflichten gründet, und ist dafür eine Vielzahl von Verur-
sachern kausal, sollte geprüft werden, inwieweit ein planungsrechtlicher Ansatz ent-
sprechend der Luftreinhalteplanung gem. § 47 BImSchG verfolgt werden kann. So 
könnte z.B. auch im Wasser-, Boden- oder Lärmschutzrecht die Verursacherauswahl an-
hand der Verursachungsanteile der im Plangebiet befindlichen Emittenten maßgeblich 
für die Heranziehung zu Vermeidungs- und oder Verminderungsmaßnahmen sein (in 
analoger Anwendung von § 47 Abs. 4 BImSchG). Auch dann ist die Maßnahmenaus-
wahl allerdings durch den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit begrenzt. Neben der 
sektoralen Einführung dieser Regelung bietet es sich auch an, die Verursacherauswahl 
des § 47 Abs. 4 BImSchG als generelle Regelung im allgemeinen Umweltrecht zu ver-
ankern. 

Ein nächster Schritt bei der Diskussion zur Gerechtigkeit im Umweltrecht sollte darin 
liegen, vom sektoralen Untersuchungsansatz – wie er in dieser Studie gewählt wurde – 
hin zu einer sektorübergreifenden Betrachtung der Gesamtbelastung eines Gebietes zu 
gehen. Mit dem Blick auf die Gesamtbelastung eines Gebietes wäre dann zu überlegen, 
wie das Trennungs- und Bündelungsprinzip bei der Belastung in unterschiedlichen 
Umweltmedien anzuwenden ist. So könnte z.B. eine bestehende Mehrfachbelastung in 
einem Gebiet zu einem planerischen Gebot führen, dass keine neu hinzukommenden 
Belastungen in diesem Gebiet zulässig sind. Die instrumentelle Grundlage, um die Ge-
samtbelastung eines Gebietes zu ermitteln, könnte z.B. die „Berliner Umweltgerechtig-
keitskonzeption“ bilden, durch welche Räume mit Mehrfachbelastungen in der Berliner 
Umweltgerechtigkeitskarte 2014 abgebildet werden. 
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2 Summary 

The study is divided into four main sections. To begin, the philosophy of legal justice 
debate, at the centre of which discursive and critical theories of justice are situated, is 
addressed in Chapter 4. Building on this, Chapter 5 focuses on the question of which 
justice requirements have been incorporated in international environmental, European 
and constitutional law. This subsequently leads to an attribution of the justice 
requirements in Chapter 5 to the justice concepts identified in Chapter 4 (see Section 
5.6). Chapter 6 examines the implementation of concepts of justice in the rules of 
national clean air legislation. Against this background, Chapter 7 then presents options 
for improved implementation of justice concepts in clean air legislation. The study 
concludes in Chapter 8 with perspectives for further study and problem-solving 
approaches to dealing with justice in environmental law. 

2.1 The basics  
The philosophy of law is predominantly concerned with the notion of justice and its 
implementation in the legal system. Numerous approaches to defining justice have 
sprung from the philosophy of law, with both procedural and substantive concepts hav-
ing become particularly influential. In the case of environmental law, procedural ap-
proaches include intergenerational justice, environmental justice, equality of opportu-
nity, the concept of the intrinsic rights of nature and a capability theory of justice. Pro-
cedural concepts of justice are understood as theories which draw significantly on pro-
cedural ideas to justify and produce justice. In addition, substantive concepts of justice 
are rooted in discursive and critical theories of justice, all of which are indisputably affi-
liated to Rawls's theory of justice, the most influential version of neo-contractualism. 

Irrespective of the particular significance of Rawls's theory of justice, it will inevitably 
be asked whether the theory ultimately resides in the lofty heights of the philosophy of 
law without being able to solve specific justice problems on the “levels” of ordinary 
law. The same is also likely to be asked of justice issues in environmental law with re-
gard to the distribution of environmental goods and impacts. It is therefore crucial to 
"break down" Rawls’s theory of justice to legal practice and legal doctrine. This is 
regularly carried out with recourse to the general principle of equality in German Basic 
Law. It ultimately comes down to the "adequate complexity of consistent decision-
making".4 Consistency means formal equality in the sense which prohibits “the 
arbitrary unequal treatment of what is basically equal” and “the arbitrary equal 
treatment of what is basically unequal.” An action is arbitrary when it is not based on 
the principles of justice. According to the constant jurisdiction of the German Federal 
Constitutional Court, this is the case “when a group of addressees are treated 
differently to other addressees, without there being differences between the two that 
are of such a kind or weight that could justify unequal treatment."   

                                                

4  Luhmann, Das Recht der Gesellschaft, 1993, p. 214 ff, our translation. 



Gerechtigkeit im Umweltrecht – GerechtUm 

32 

This is surely accompanied by a “strict formalization of justice"5 and, in so doing, the 
problem of justice undoubtedly shifts from justice in individual cases to a consistent 
classification of different cases.6 This is not inconsequential, however – also with regard 
to handling specific justice problems in environmental law. 

In addition, justice in environmental law largely remains a problem of procedural jus-
tice. This puts the focus on the value of lines of reasoning like information, participa-
tion and transparency in specific court decisions. Particular attention should be given 
to the management of weighting procedures and decisions. As far as the attribution of 
responsibility (which is coming into view) is concerned, the legislative authority also 
plays a key role. The legislative authority has to ask itself the extent to which it actually 
fulfils the responsibility for a just design of environmental law in procedural terms and 
what may be needed to contribute to a “just” environmental law. The procedural con-
cepts of justice can serve as reasoning “clusters” from which the legislative authority 
draws his or her legal and political standards for a "just" environmental law.  

However, it might only be possible in a limited sense to use theoretical considerations 
of justice to steer whether and to what extent environmental law ultimately proves to 
be just in reality. Rather, it will significantly depend on the extent to which the indi-
vidual governmental functions (legislation, administration and jurisdiction) on the dif-
ferent standard-setting levels are committed to justice considerations and the require-
ments resulting from those considerations.  

2.2 Justice requirements in the superior rule of law  
Current legislation already contains multiple points of linkage to justice concepts. 
There is not, however, necessarily complete congruence between law and justice. At the 
same time, justice is a chief task of law and legislation is the most important instru-
ment for establishing justice. 

Answering the question of taking concepts of justice into account in legislation is com-
plicated by the open-endedness of law in many cases. On the one hand, this open-
endedness makes evaluation necessary and prompts standard-setting concretization. On 
the other hand, it also enables consideration of new problems of justice and changed 
notions of justice. In addition, the attribution of legal regulations to a specific concept 
of justice is not readily possible because of the significant overlapping of justice con-
cepts and the frequently indirect effect of legal regulations. In the present study, the 
basic concept and function of these normative principles were thus elucidated and 
possible actions determined in order to enable the subsequent identification of inter-
section with specific concepts of justice.  

In international environmental law, the concept of justice manifests itself in particular 
in the principles. Above all these include the no harm rule, the principle of equitable 
utilization of shared resources, the status principles (res communis, common heritage 
of mankind, common concern of mankind), the concept of sustainable development, 

                                                

5  Osterkamp, Juristische Gerechtigkeit, 2004, p. 126, our translation. 

6  Luhmann, Das Recht der Gesellschaft, 1993, p. 357. 
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the precautionary principle, the polluter pays principle, the principle of common but 
differentiated responsibilities and the principle of equity. Ensured recognition of these 
principles as international customary law is only rarely established. By contrast, inter-
national contract law can have more normative force. It plays an important role in 
terms of concretization of the principles. Instead of setting specific criteria for fair dis-
tribution, procedural approaches (e.g. the weighting procedure with regard to the 
principle of equitable utilization of shared resources) are repeatedly referred to in the 
context of achieving a just result. The opening-up of the generally interstate obligation 
structures of international environmental law by means of procedural guarantees (e.g. 
in the Aarhus Convention) results in a partial individualization of international envi-
ronmental law. In addition, some human rights of the first and second generations take 
into account specific environmental concerns. This individualization can contribute to 
effectuation of particular aspects of justice.  

On the level of environment-related EU primary law, the objectives of environmental 
policy contained in Art. 191 para. 1 TFEU (environmental protection, improvement of 
environmental quality, health protection, resource conservation, international coopera-
tion) share commonalities with the objectives of some justice concepts. These objectives 
are legally binding and justiciable although – due to the wide range of the matters 
listed therein – an infringement would only occur in the unlikely event of substantial 
failings of environmental policy. The principles set out in EU primary law (high level of 
protection, precautionary and preventive principles, origin principle, polluter pays 
principle, sustainability principle) are also legally binding and act as a benchmark and 
legitimation for the legislative authority, although the latter has a certain degree of 
leeway depending on the normative density of the respective principle. During the de-
velopment of particular measures of environmental policy, the weighting criteria con-
tained in Art. 191 para. 3 TFEU (available scientific data, regional environmental condi-
tions, benefits and burdens of action, economic and social development of the Union 
and its regions) must be followed without these, however, being legal principles or 
regulatory conditions. Within the scope of this weighting rule, it is possible to discuss 
aspects of justice that go beyond solely environmental considerations. To date there is 
no substantive basic right to a clean environment on European level. Rather, environ-
ment-related claims can arise from certain basic rights such as human dignity (Art. 1 
CFR), the right to life (Art. 2 CFR), the right to the integrity of the person (Art. 3 CFR) 
and the respect for private and family life (Art. 7 CFR). Starting points for the possibility 
of considering future generations in ensuring basic rights are found in para. 6 of the 
Preamble to the Charter of Fundamental Rights of the European Union. In addition, 
rights of equality and no-discrimination rules are laid down in Art. 20 and 21 CFR. Fi-
nally, the concept of fair treatment allows – within the scope of the right to good ad-
ministration (Art. 41 CFR) – for further development of this "open quality standard". 

On the level of national constitutional law, the governmental objective to protect the 
natural foundations of life as laid down in Art. 20a GG serves as an order for the legis-
lative authority to specify it further and as guidance for interpretation and weighting, 
without Art. 20a GG containing specific standards and weighting factors. However, the 
future or long-term responsibility arising from Art. 20a GG obliges the government to 
make institutional and procedural arrangements, especially within the scope of the leg-
islative process. By means of the reference to the future generations, intergenerational 
justice in particular is enshrined on constitutional level, with the environment in the 
future as the legally protected good. In addition to the rule of law, the principle of so-
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cial state in particular contains important justice-related content as a result of its focus 
on equality of opportunities and in interplay with the general principle of equality, 
though much of it needs to be made more concrete. The general principle of equal 
treatment is closely linked to the concept of justice and thus has a prominent position 
in law as a justice requirement. The Federal Constitutional Court explicitly reviews the 
principle of equal treatment repeatedly in its decisions by using an “approach based on 
justice considerations”. The scope within which specific criteria for differentiation are 
set depends in particular on the provisions of German Basic Law. The rights to freedom, 
principle of social state or the governmental objective of environmental protection can 
have the effect of expanding or limiting this scope. The principle of equality primarily 
aims to produce intragenerational justice; however, it is not possible on the basis of 
from Art. 3, para. 1 of the German Basic Law to derive equality over time with regard 
to intergenerational justice. 

Not least in consideration of Art. 1, para. 2 GG, the guarantee of the rights to freedom 
is a fundamental component of justice. The guarantee of human dignity (Art. 1, para. 1 
GG), the general freedom of action (Art. 2, para. 1 GG), the right to life and physical 
integrity (Art. 2, para. 2 sentence 1 GG) and the property guarantee (Art. 14 GG) are 
relevant to environmental protection. However, in the regularly observed case of envi-
ronmental impacts caused by private parties, their defence function is not brought to 
bear. An obligation to enact governmental environmental protection measures can on-
ly follow from an obligation to protect, whereby the legislative authority has a preroga-
tive of evaluation. These environmental protection measures must also observe the ba-
sic rights of the environmental polluters (especially occupational freedom - Art. 12 GG 
and freedom of ownership - Art. 14 GG), which can result in environmental polluters 
having a superior position in terms of basic rights, which is a cause for concern in 
terms of justice considerations. In addition, with a view to procedural justice, basic 
right protection must be guaranteed by procedures, i.e. by designing the procedure to 
be an obstacle to devalorization of substantive basic rights.  

The polluter pays, the precautionary and sustainability principles are enshrined in na-
tional law as well as international and European law and have, on these levels, a com-
mon core of justice requirements, but also a different degree of normativity. Lastly, im-
portant aspects of procedural justice and capability justice are found in the coopera-
tion, integration and compensation principles. Nevertheless, these principles cannot 
per se be categorized as having a function as principles of justice. Rather, regulatory 
implementation is needed in consideration of the particularities of the area in which 
they are applied.  

2.3 Implementation of justice concepts based on the example of clean air legislation 
The implementation of the justice concepts identified in Chapters 4 and 5 in national 
ordinary law is analysed based on the example of clear air legislation in Chapter 6.  

2.3.1 Proportional equality 
To begin, the concept of proportional equality is used to re-specify the justice require-
ments of Rawls's theory of justice. Characteristics of this concept can be found in inter-
national environmental law (e.g. in the principle of common but differentiated respon-
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sibility, the rule of fair and equitable sharing of common natural resources and the 
principle of equity). On EU level, Art. 20 and 21 CFR constitute points of connection. 
The principle of equal treatment in Art. 3 GG can be understood as a concretization on 
constitutional level of the concept. This rule of equal treatment is infringed “when a 
group of addressees is treated differently to other addressees, although there are no 
differences of such a nature or weight between the two groups that could justify the 
unequal treatment." The following three areas are used to compare different addressees 
in clean air legislation:  

a) the perspective of polluters, 

b) the perspective of citizens affected by the pollution; and 

c) rules for balancing emitters and those affected. 

The analysis in these areas concentrates in particular on three key air pollutants "parti-
culate matter", "ammonia" and "nitrogen oxides" and the respective emitters. The anal-
ysis of the pollution shares of different groups of emitters leads to the following results:  

• In the case of particulate matter, road transport and small combustion systems 
for house-holds contribute large shares. Agriculture also accounts for a signifi-
cant share. 

• In the case of ammonia, agriculture is almost the sole contributor of emissions; 

• Stationary combustion plants and road transport contribute the largest share of 
NOx emissions. Industrial processing and agriculture only contribute small 
shares. 

With regard to the emission sources, it was analyzed whether the group of industrial 
plant operators, the farmers and motorized road transport are treated differently in 
terms of the prevention and reduction of emissions and, if so, whether there are strong 
grounds of justification for this unequal treatment. Application of the polluter pays 
principle also plays an important role.   

With regard to compliance with the limit values for ammonia and particulate matter, 
the analysis reaches the conclusion that agriculture is not handled relative to its contri-
bution to pollution. For example, air pollution caused by "industrially" used arable and 
pasture land do not have to comply with the obligation to protect since they are not 
considered "plants" within the meaning of immission control. For livestock farming, the 
precautionary obligation and the obligation to protect only apply when a large number 
of animals are involved, e.g. pig farming with at least 1500 animals, laying hen hus-
bandry with at least 15,000 animals or cattle farming with at least 600 animals. Fur-
thermore, in livestock husbandry, the obligations to protect only apply in the case of 
ammonia, although it is said that the minimum clearances for protecting against am-
monia are small compared to the emission levels of intensive livestock farming. For 
biogas plants there are no specific guidelines for compliance with protection obliga-
tions. There are seemingly no grounds for justifying this proportionally unequal treat-
ment compared to the other groups of air pollutants.  

Although high background levels of 10 PM are an important problem, the additional 
impacts arising from motor vehicle transport lead to the limit values being exceeded, 
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particularly in conurbations. In the case of NO2 the additional environmental impacts 
of motor vehicle transport are the decisive factor in exceeding the thresholds. 

In the interests of proportional equality, it is welcomed that precautionary obligations 
apply for all three groups of emitters in the construction and operation of plants and in 
the manufacture and operation of motor vehicles as well as fuel quality standards.   

The positive result is weakened, however, by the precautionary requirements differing 
between the groups of emitters, particularly in terms of their degree of specification. 
For some industrial plants like the large combustion plants and waste combustion and 
co-incineration furnaces, the precautionary obligations are specified in the respective 
immission control regulations; these are specified for other plants in the German Tech-
nical Instructions on Air Quality Control (TA Luft).  

In contrast, in terms of immission control in agriculture, there are no immission con-
trol regulations for either livestock farming or bio-gas plants, with the help of which 
the precautionary requirements in § 5 para. 1, no. 2 BlmSchG would be made more 
concrete. As a result, the administrative body – in the approval of installations pur-
suant to § 6 no. 1 BlmSchG and the subsequent order in § 17 para 1 BImSchG – must 
determine the precautionary obligations directly from the law for the respective instal-
lation. Due to the different views on the precautionary obligation and the different in-
terests of the operator and the licensing agency, it can be assumed that in these cases 
the agency may not be able to impose any demanding precautionary requirements. For 
motor vehicle emissions, § 38 BImSchG contains precautionary standards, which pro-
vide for efficient emission control at the source of air pollution. Based on the emission 
standards for new vehicles and requirements relating to driving behavior, vehicle own-
ers and operators are subject to obligations as polluters. The same applies to fuel quali-
ty standards and vehicle emission standards, which have to be met by all fuel suppliers 
and vehicle manufacturers.  

From the perspective of citizens affected by air pollution, it is analyzed whether citizens 
in areas with high levels of air pollution (predominantly in conurbations) are handled 
differently to citizens in other areas and, if so, what grounds of justification there are 
for this.  

The starting point of the analysis is the fact that the air pollution affecting the popula-
tion differs between rural areas and urban conurbations as well as within the urban 
conurbations themselves. A major reason for this is that the legislative authority and 
jurisdiction follow the maxim of keeping pollutant loads to specific areas in order to 
keep other areas as free of pollutant loads as possible. The reverse approach – even dis-
tribution of pollutant loads over all areas – can result in a worsening of the overall sit-
uation. In addition, it raises the question of how areas particularly worthy of protection 
or still uncontaminated areas should be handled. The precept is implemented on the 
basis of the pooling and separation principle, which is applied in regional planning 
legislation and immission control legislation in different areas. The effects of the bun-
dling and separation principle are limited by the governmental obligation to protect 
the population from harmful environmental impacts. However, below this level of pro-
tection – i.e. in the precautionary area – the pollutant load differs between various 
areas. As a result, the principles can lead to pollution load in affected areas being 
pushed right up to the permitted threshold by, for example, new loads being shifted to 
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areas that are already affected. In order to reduce the pollution load also in polluted 
areas, regional planning regulations contain area-related instruments. Moreover, there 
are also plant-related instruments like the subsequent order. However, the instruments 
can only make a limited contribution to achieving equality in the distribution and re-
duction of pollution loads since they are limited by the principle of proportionality.  

The examination of proportional equality concludes with an analysis of compensatory 
mechanisms that can counteract unequal treatment on the part of the citizens in pol-
luted areas. The identified provisions of air quality legislation contribute to a reduction 
of pollution loads caused by nitrogen oxides, particulate matter and ammonia, for all 
those affected.  

The presented rules of air quality legislation contribute to a reduction for all concerned 
of pollution loads caused by nitrogen oxides, particulate matter and ammonia. The 
regulations on maximum permissible emission levels only indirectly result in a reduc-
tion of proportional inequality in the compliance with immission limits by reducing the 
overall level of pollutant load in the case of these pollutants.  

The instruments of clean air planning and traffic restrictions have a direct effect on the 
compliance with immission limits and can contribute to the achievement of propor-
tional equality. In the case of clean air planning, the polluter pays principle must be 
observed. Thus, the authority must include all emitters and find a balance between 
their contributions to pollution load and the associated costs. 

However, there are appropriate doubts about whether the requirement to keep the pe-
riod for compliance "as short as possible" can be realized. This is because a key factor 
for exceeding the immission limits of PM 10 are background levels, which cannot be 
reduced at short notice. Furthermore, the measures for compliance with the limit val-
ues should be enacted by the competent authorities in accordance with the relevant 
regulations. As a result, the weaknesses and limitations of these specific instruments – 
e.g. the subsequent order under § 17 BImSchG or the lack of limit values and regula-
tions in the case of agriculture – have an effect on the execution of the measures in the 
German Clean Air Plan. Finally, protective measures are, in many cases, only successful-
ly enforced when an action is brought before the court. While citizens can generally 
force the administration to set up an effective clean air plan, they cannot enforce im-
plementation of the measures themselves.   

Traffic restrictions – particularly the introduction of low-emission zones – can also be 
understood as emanating from the concept of equality of opportunity, which is closely 
linked to the concept of proportional equality. Such traffic restrictions should enable 
residents of affected conurbations to have the same protection against harmful pollu-
tion loads as other areas. However, it should be noted that traffic limitations, which on 
the one hand lead to compliance with air pollution standards and thereby reduce in-
equality, can on the other hand result in an increase in the pollution load of the area 
by shifting traffic to a different location. In principle, a pollution shift of this kind is 
contrary to the principle of § 50 sentence 2 BlmSchG, which stipulates that it is not 
permissible for existing good air quality to be deteriorated.  

Since this principle does not foresee absolute prohibition of deterioration, the authority 
can address a shift based on other, more severe concerns and nevertheless grant ap-
proval.  
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Other measures – such as an analogous application of the mutual obligation to observe 
the German Guidelines on Odour in Ambient Air in clean air legislation or monetary 
compensation in return for unequal treatment under the immission control regulations 
– are assessed as being unsuitable.  

2.3.2 Weighting requirement and procedure 
The weighting requirement and procedure aim to compensate for all relevant (envi-
ronmental, social and economic) concerns. Compensation also has to be considered in 
the context of a discretionary decision. In international environmental law, the "rule of 
fair and equitable sharing of common natural resources", the "concept of sustainable 
development" and the precautionary principle include a weighting requirement as a 
procedural weighting mechanism. On a national level, constitutionality requires that in 
the case of discretionary decisions, appropriateness or proportionality in a narrow 
sense must be examined within the scope of a proportionality analysis. With the scope 
of discretionary decisions made by authorities, all advantages and disadvantages of the 
measure or project are weighed with and against each other in concrete cases. Consti-
tutional provisions – in particular the basic rights of plant operators and the affected – 
need to be taken into consider in the balancing of possibly conflicting interests. The 
governmental objective of environmental protection in Art. 20a GG can have the effect 
of increasing the level of protection.  

Based on the very detailed instruments of the subsequent order (§ 17 BImSchG), prohi-
bition, decommissioning and removal orders (§ 20 BImSchG) and the licensing cancel-
lation (§ 21 BImSchG) the legislative authority has enabled the licensing agencies to 
weigh the interests of plant operators to protect their investments with averting threats 
to human health and the environment.  

2.3.3 Capability justice 
Procedural rights are an important instrument for realization of the concept of capabil-
ity justice, i.e. the introduction of prerequisites for a good life that enable each person 
to develop his or her capabilities. This can above all be realized by creating govern-
mental structures which guarantee the greatest possible degree of personal responsibil-
ity of the individual. For example, citizens can influence authority decisions which af-
fect environmental quality in their areas. Furthermore, procedural rights can also serve 
to realize the substantive content of procedural concepts of justice.  

However, the implementation of capability justice does not extend to a human right to 
a healthy environment on an international level or a general fundamental right to en-
vironmental protection on EU level. Rather, certain human rights ensure environmen-
tal concerns and offer the fundamental right to life and physical integrity (Art. 2, para. 
2 sentence 1 GG) as well as the protection of the minimum ecological subsistence level.  

In clean air legislation, capability justice is realized through information and participa-
tion rights and the rights to bring legal actions. For example, § 10 BImSchG lays down 
information and participation rights of the public in the licensing procedure of immis-
sion control legislation. Everyone can make objections against the project from the 
perspective of the neighbourhood or the general public. Special arrangements apply to 
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plants that require an environmental impact assessment (EIA) because of their type, 
size, capacity or possible environmental impacts.  

Recognized environmental organizations are strengthened in their position because 
they can file an objection as "affected persons" and then subsequently an action for re-
view of the decision. 

In contrast, both private objectors and environmental associations can seek judicial re-
view of an approval decision made under immission control legislation by filling an 
objection and an action. This only applies if the affected persons allege the violation of 
a standard protecting third parties. While compliance with the immission limit values 
of the German Technical Instructions on Air Quality Control to protect human health 
has the effect of third party protection, it does not apply in the case of the precautio-
nary obligations in § 5 Abs. 1 No. 1 BlmSchG.  

The national law of the Federal Republic of Germany does not contain an explicit en-
titlement to class action relating to clean air planning. The jurisdiction of the courts 
has closed this gap with regard to capability justice by giving recognized environmen-
tal organizations the entitlement to bring an action against clean air plans under § 42 
of the German Code of Administrative Court Procedure. As a result affected residents 
and environmental organizations can initiate a judicial review of the effectiveness of 
the measures in clean air plans.  

The exercise of capability justice in the German Immission Control Act is curtailed by 
the preclusion rule in § 10 para. 2 BlmSchG, which serves the purpose of expediting 
procedures. Potential objectors have a month to view the licensing documents and 
must submit their objections in writing to the competent authority two weeks after the 
expiry of that period at the latest (i.e. a month and two weeks). Objections of individu-
als and environmental organizations which were not submitted by the deadline are not 
taken into consideration in later court procedures (substantive preclusion). The more 
complex the plant and the approval decision are, the more doubtful it is that third par-
ties can assess, based on the procedural documents and within a month, whether and 
how they are affected by the plant. Against this background, the period for entering 
objections is regarded as extremely short and therefore criticized as a questionable re-
duction of legal protection.   

2.3.4 Intergenerational justice 
Intergenerational justice is concerned with balancing the satisfaction of needs of 
present and future generations by attempting to secure and improve the energy supply 
and vital resources (air, water, soil and fauna) for future generations. Principles of envi-
ronmental law such as the precautionary and the sustainability principles could be un-
derstood as implementation of the concept of intergenerational justice. Since there are 
no legally binding, operational rules for it, intergenerational justice has still not found 
concrete expression in the three legal levels under analysis. An exception can be found 
in the governmental objective of environmental protection in Art. 20a GG with its in-
clusion of the responsibility toward future generations. Although the concerns of future 
generations do not gain the status of a legally protected good on this basis, they are 
included in the consideration of long-term effects (by summation, resource depletion, 
etc.).  
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In the German Federal Immission Control Act (BlmSchG), reference points for interge-
nerational justice can be found in the legislative objective, the discretionary approach 
of the precautionary obligation, the after-care obligations of the plant operators and 
the continuous adaptation of the German Clean Air Act and approval procedure to the 
state of the art. 

Air quality standards were laid down in the 39th BImSchV to counteract the pollution 
loads on the environment and the population with non-degradable pollutants like ar-
senic, cadmium, mercury, nickel and polycyclic aromatic hydrocarbons. However, the 
authorities have no effective instruments by means of which they can work towards 
compliance with these air quality standards.  

The protection against ammonia emissions from agriculture is patchy and contributes 
to acidification and eutrophication of agricultural and eco-systems, which in the case of 
lasting damage puts the conservation of these ecosystems for future generations at risk.  

2.3.5 Environmental justice 
Environmental justice addresses environmental damage caused by human activity with 
a view to the associated impairment of eco-systems. Nature is considered as its own ad-
dressee, but is not granted rights of its own. Legal principles on the levels of interna-
tional environmental law, the EU and national law, which may be regarded as embody-
ing this concept, include the precautionary and protection principles, the integration 
principle and the principle of sustainable development. In national constitutional law, 
the principle of the welfare state (which needs further precision), the general principle 
of equality (Art. 3, para. 1 GG), the ban on discrimination (Art. 3, para. 3 GG) and the 
obligations to protect in basic rights legislation operate with a view to realizing equal 
opportunities.  

2.3.6 Equal opportunities 
Equal opportunities include the equitable distribution of environmental goods and 
loads as well as the costs, particularly in the substantive distribution criteria and proce-
dures. It was possible for a number of principles and rules to be established on the level 
of international law, which are applied to the distribution of environmental goods and 
pollution loads as well as the corresponding costs for improvement, and can thus be 
regarded as an expression of equal opportunities. These include, for example, the "no 
harm" rule, the rule of fair and equitable sharing of common natural resources, the 
polluter pays principle and the principle of common but differentiated responsibilities. 
In European law, a number of principles can be understood in terms of indirect distri-
bution control (e.g. the obligation to maintain a high and regionally differentiated 
level of protection in the case of environmental pollution, the origin principle, the pre-
cautionary principle, the polluter pays principle, the principle of sustainable develop-
ment and the weighting requirements of Art. 191, para. 3 TFEU). In national constitu-
tional law, the principle of social justice (which needs further precision), the general 
principle of equality (Art. 3, para. 1 GG), the specific prohibition of discrimination (Art. 
3, para. 3 GG) and the obligations to protect in basic rights act with a view to the reali-
zation of equal opportunities.  
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2.3.7 Intrinsic rights of nature 
The demand for nature to be granted its own rights is based on an eco-centric perspec-
tive of the recognition of the intrinsic rights of nature, which can be exercised in es-
crow by individuals (e.g. environmental lawyers), environmental organizations and 
public institutions or as a way of expanding the right of action. Such approaches could 
not be identified at the level of international law or the EU and national constitutional 
law. In clean air legislation, implementation of the concept of “intrinsic rights of na-
ture” could not be found since nature is not granted subjective rights. The altruistic 
class action suit is also based on a subjectification of public interests and not exclusively 
the rights of nature.   

2.4 Options for improved implementation of concepts of justice 
In Chapter 7 options for adjusting or reducing the justice deficits in clean air legislation 
are identified.  

In order to improve proportional equality between populated areas with different pol-
lution levels and also to achieve intergenerational justice, the precautionary regula-
tions should be expanded. For example, by introducing discretionary scope to refuse 
plant approval, the immission control authorities could be given an instrument to ena-
ble precautionary environmental quality objectives required by law to be actually 
achieved. Alternatively, a time limit could be placed on approval procedure in immis-
sion control legislation, as already exists in the water act for water use. A time limit 
would grant the authority a full review of the licensing approval - in contrast to exist-
ing regulatory instruments for retroactively adjusting plants to the state of the art. In 
order to be granted a new (subsequent) license, the plant would have to conform to the 
technical standards and environmental requirements that apply at the time of the new 
licensing procedure. However, the introduction of a time limit also carries the risk that 
the plant operator’s adjustments to the state of the art are not carried out by the set 
deadline.  

In order to improve the substantive dimension of justice concepts, the regulations of 
the 4th BImSchV should be reconsidered for plants requiring approval. For example, the 
proportional equality between the emitters of air pollutants could be improved by in-
troducing transparent criteria for inclusion of plants in the 4th BImSchV. The aim is to 
subject all plants with comparably high environmental impacts to the increased re-
quirements of plants subject to approval.  

Furthermore, proportional equality between emitters of air pollution could be im-
proved by including agriculture in clean air planning as a source of ammonia. To this 
end, immission limits would also have to be laid down for ammonia in the 39th 
BImSchV.   

The current entitlement of citizens and environmental organizations to action and par-
ticipation in the approval procedures of authorities and courts is essential to realizing 
capability justice; they must not be weakened in this function. Rather, this study on the 
implementation of justice concepts identifies some opportunities for improvement:  

• the introduction of a right of action for environmental associations in the 
UmwRG to enable legal review of the preliminary EIA; 
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• the inclusion of judicial remedies for environmental associations against clean 
air plans in the law; 

• clarification against whom a citizen can bring an action in the case of non-
compliance with clean air plans; and 

• the extension of the period for submitting objections in § 10 para. 3 BlmSchG. 

2.5 Outlook 
With the systematizing approach developed in this study, which blends justice concepts 
in the philosophy of law and the justice requirements in international, European and 
national law, other areas of special environmental law can be analysed, such as water, 
soil, mining, nuclear, waste and noise protection legislation. In addition, proportional 
equality could – as in the example of clear air quality management – be analyzed 
based on comparison groups. Thus, the different sources of noise pollution (e.g. road, 
rail and air transport) could be compared with regard to their incorporation in protec-
tion and precautionary requirements.  

If there is an unequal burden on citizens in an area which is incorporated in an in-
fringement of protection obligations in environmental law, it should be examined 
whether and to what extent an approach based on planning law can be pursued in ac-
cordance with the clean air planning under § 47 BImSchG. For example, in water, soil 
and noise protection law, the range of polluters could, based on the shares of emitters 
found in the planning area, be significant for the decision to use abatement measures 
(analogous to § 47 para. 4 BlmSchG). However, the available measures are also limited 
by the principle of proportionality. Alongside the sectoral introduction of this rule, the 
range of polluters specified in § 47 para. 4 BlmSchG could also be embedded as a rule 
in general environmental law. 

A next step in the discussion on justice in environmental law should be the transition 
from a sectoral approach to analysis – as used in this study – to a cross-sectoral analysis 
of the overall environmental pollution of an area. With a view to the overall environ-
mental pollution of an area, it would need to be considered how to apply the separa-
tion and pooling principle in the case of pollution in different environmental media. 
Existing multiple pollutions in an area could lead to a planning requirement that no 
additional pollution is permitted in that area. For example, the Berlin concept of envi-
ronmental justice – which is used to identify the areas with multiple impacts in the 
2014 “Berlin Map of Environmental Justice” – could constitute the basic instrument for 
determining the overall pollution of an area.  
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3 Einleitung  

3.1 Hintergrund 
Die Frage nach der gerechten Verteilung von Umweltgütern und Umweltbelastungen 
bzw. subsidiär der Kompensation und des Ausgleichs von Gleichheitsdefiziten ist we-
sentlicher Problembestandteil und praktischer Hintergrund der Debatte zur Umweltge-
rechtigkeit, die bislang in Deutschland nur wenig untersucht wurde.7 Der in den USA 
dagegen seit längerem diskutierte Gedanke der Environmental Justice8 beginnt, als 
umweltrechtliches Prinzip Eingang in die US-amerikanische Umweltverwaltung und -
gesetzgebung zu finden.9 Gleichwohl besteht die Möglichkeit, dass sich diese Konzepti-
on zu einer „konturlosen Blankettidee vom guten Umweltschutz“10 entwickelt. Eine 
vertiefte (rechtswissenschaftliche) Untersuchung dieses Desiderates, die auch zu einer 
Schärfung der Begrifflichkeiten beitragen sollte, ist daher auch in Deutschland wün-
schenswert. 

Soweit die Diskussion um Gerechtigkeit im Umweltrecht auch unter dem Stichwort der 
„Umweltgerechtigkeit“ geführt wird, darf bereits an dieser Stelle vermutet werden, dass 
mit einer solchen Begriffsbildung11 keine grundlegenden inhaltlichen Unterschiede 
verbunden sein dürften. Vielmehr wird man annehmen müssen, dass sich der 
Blankettbegriff der „Umweltgerechtigkeit“ im Vergleich mit dem für das vorliegende 
Forschungsvorhaben verwendeten Arbeitsbegriff der „Gerechtigkeit im Umweltrecht“ 
als deutlich weniger zielführend erweisen dürfte.  

So erscheint der Begriff der Umweltgerechtigkeit im Kontext der vorliegenden Unter-
suchung nur schwer greifbar. Insbesondere müsste die Frage geklärt werden, welche 
Bedeutungsreichweite dieser Bezeichnung eigentlich zukommt. Dabei kann der 
Blankettbegriff nämlich durchaus in verschiedener Weise interpretiert werden. Soll die 
Umwelt gerecht sein? Soll menschliches Handeln der Umwelt gerecht werden? Sind 
Natur und Mensch zugleich betroffen? Soll eine gerechte Verteilung von Umweltgütern 
und der Belastung mit Umweltbeeinträchtigungen erreicht werden? Steht der Umwelt-
schutz durch den Menschen im Vordergrund? „Umweltgerechtigkeit“ umfasst daher als 
der weitere Begriff eine Vielzahl von Problemgesichtspunkten, die aus ganz verschie-
denen Perspektiven betrachtet werden können. Nicht zuletzt zählt dazu auch die sozia-
le Dimension von Umweltgerechtigkeit, in deren Rahmen „die Benachteiligung durch 
die mangelhafte Befolgung umweltrechtlicher Vorschriften und Anordnungen … sowie 

                                                

7  Gethmann/ Kloepfer/ Reinert, Verteilungsgerechtigkeit im Umweltstaat, 1995; Kloepfer, Environ-

mental Justice und geographische Umweltgerechtigkeit, DVBl. 2000, 750 ff; Bosselmann/ Schröter, 
Umwelt und Gerechtigkeit, 2001; Schmehl, Umweltverteilunsgerechtigkeit, in: Hendler/ Marbur-

ger/ Reinhardt/ Schröder (Hrsg.), Jahrbuch des Umwelt- und Technikrechts, 2005, S. 91 ff.; Kloepfer, 

Umweltgerechtigkeit, 2006. 

8  Kloepfer, DVBl. 2000, 750 (Fn.1 m.w.N.). 

9  Ders., Umweltrecht, 3. Aufl. 2004, § 4 Rn. 5. 

10  Ders., Aspekte der Umweltgerechtigkeit, JöR n.F. (56) 2008, 1, 3. 

11  Siehe z.B. Kloepfer, Umweltgerechtigkeit, 2006, passim. 
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finanzbedingte Benachteiligungen der Minderheiten bei den im Umweltschutz immer 
mehr eingesetzten Marktlösungen“12 diskutiert werden. Im vorliegenden Untersu-
chungszusammenhang tritt aber diese Dimension hinter der räumlichen zurück. 

Umweltgerechtigkeit beinhaltet begrifflich auch die „Gerechtigkeit im Umweltrecht“, 
wobei dieser Begriff die zu untersuchenden Aspekte anschaulicher beschreibt: Anknüp-
fungspunkt ist das Umweltrecht in seinen Facetten und Teilbereichen, sei es das Gewäs-
serschutzrecht, das Naturschutzrecht oder das Immissionsschutzrecht. Innerhalb des 
Umweltrechts – einer durchaus präzise fassbaren Materie – kann der Gesichtspunkt der 
Gerechtigkeit näher beleuchtet und untersucht werden. Diese Herangehensweise, die 
auf die Wahl eines bestimmten Bezugspunktes für die anzustellenden Gerechtigkeits-
erwägungen abstellt, wird bereits begrifflich deutlicher, wenn auf „Gerechtigkeit im 
Umweltrecht“ abgestellt wird. 

Wichtigster Ausgangspunkt ist insoweit die rechtsphilosophische Gerechtigkeitsdebatte, 
in deren Zentrum die diskursiven und kritischen Theorien der Gerechtigkeit stehen. Die 
Grundannahmen der von John Rawls erarbeiteten „Theorie der Gerechtigkeit“13 haben 
sich weitgehend durchgesetzt14 und fungieren als „Supercode“15 des Rechts. Insgesamt 
bleibt aber die Frage nach der Anwendbarkeit und Wirkungsweise der verschiedenen 
allgemeinen Grundrechtstheorien im Hinblick auf umweltrechtliche Entscheidungen 
einer näheren Untersuchung vorbehalten. Wichtiger rechtlicher Anknüpfungspunkt 
sind dabei die Vorgaben des höherrangigen Rechts und deren Gerechtigkeitsanforde-
rungen. Namentlich handelt es sich hierbei um die Grundsätze des Völkerrechts und 
das Umweltvölkergewohnheitsrecht (u.a. das Verbot erheblicher grenzüberschreitender 
Umweltbelastungen sowie das Gebot der fairen und gerechten Aufteilung gemeinsa-
mer natürlicher Ressourcen), die Bestimmungen des EU-Umweltprimärrechts (wie Art. 6 
Abs. 1 EUV i. V. m. Art. 37 CrCh, Art. 11, 191-193 AUEV) sowie des Grundgesetzes und 
der Landesverfassungen (v. a. Art. 20a GG sowie die Grundrechte, einschl. ihrer Funkti-
on als Abwehr-, Leistungs-, Gleichbehandlungs- und Teilhaberechte, Verfahrensgaran-
tien, Werteordnung und Schutzpflichten). Vor allem die besondere Bedeutung der 
Grundrechtsdogmatik für die systeminterne Herstellung von Gerechtigkeit wurde 
mehrfach in der Judikatur des Bundesverfassungsgerichts zum Verhältnis von Gleich-
heit und Gerechtigkeit offenbar.16 Dies beweist, dass zumindest in den „hard cases“ die 
Rechtspraxis ihre Zuflucht in der Rechtsphilosophie, und hier v. a. auch in ihren Ge-
rechtigkeitskonzepten, sucht.17 

                                                

12  Kloepfer, ebd., S. 20 f. 

13  Rawls, A Theory of Justice, 1971, passim. 

14  Schulte, Eine soziologische Theorie des Rechts, 2011, S. 72. 

15  Fögen, Das Lied vom Gesetz, 2007, S. 109. 

16  Schulte, Eine soziologische Theorie des Rechts, 2011, S. 76 m.w.N. 

17  In diesem Sinne auch Osterkamp/ Thiesen, Forum: Rechtsphilosophie, JuS 2004, 657, 659. 
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3.2 Ziel 
Ziel des Forschungsprojekts ist es, den laufenden Diskurs zur Umweltgerechtigkeit (En-
vironmental Justice) um eine rechtswissenschaftliche Betrachtung dieser Fragestellung 
im deutschen Recht zu erweitern. Dazu wird geprüft, welche Vorgaben und Ziele das 
höherrangige Recht im Hinblick auf die Durchsetzung von Gerechtigkeit für das ein-
fach- und untergesetzliche Umweltrecht enthält. Des Weiteren wird die Umsetzung der 
Vorgaben und Ziele im Recht der Luftreinhaltung analysiert. Anschließend werden Op-
tionen zu einer verbesserten normativen Realisierung der Gerechtigkeitskonzepte im 
Recht der Luftreinhaltung vorgestellt.  

Die soziale Dimension von Umweltgerechtigkeit wurde in diesem Gutachten nicht nä-
her untersucht. 
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4 Grundlagen (Schulte) 

Ziel dieses Kapitels ist es, die Ausgangspunkte und Grundlagen für die weitere Untersu-
chung des Umweltrechts auf Gerechtigkeitsanforderungen und deren Umsetzung zu 
erarbeiten. Dazu sollen die gerechtigkeitstheoretischen Grundlagen für die Überlegun-
gen zu den Gerechtigkeitsanforderungen der Umweltverfassung gelegt werden, wobei 
das zugrundeliegende Verständnis des Verhältnisses von Gerechtigkeit und (positivem) 
Recht darzustellen ist.18 

4.1 Recht und Gerechtigkeit 
Die Frage nach dem Verhältnis von Recht und Gerechtigkeit polarisiert seit jeher und 
stets aufs Neue. So ist die Gerechtigkeit – einer Meinungsforschungsumfrage aus dem 
Jahre 2009 zufolge – den Menschen im Osten Deutschlands mehr wert als im Westen 
(44 zu 33 %). Und während 44 % der Frauen der Auffassung sind, Gerechtigkeit sei für 
sie persönlich der wichtigste Wert, teilt nur ein gutes Viertel der Männer (26 %) diese 
Ansicht. Darüber hinaus dürfte es kaum eine andere Frage geben, die so nachhaltig 
und so kontrovers diskutiert worden ist, wie diejenige nach dem Verhältnis von „Recht 
und Gerechtigkeit“. Beispielhaft seien an dieser Stelle nur die NS-Diktatur und das DDR-
Unrechtsregime genannt, die es in unterschiedlicher Hinsicht haben notwendig wer-
den lassen, nach dem Spannungsverhältnis von Recht und Gerechtigkeit zu fragen. Ne-
ben dieser politischen Dimension des Verhältnisses von Recht und Gerechtigkeit ist 
aber auch dessen soziale Dimension in Gestalt der Frage nach sozialer Gerechtigkeit zu 
nennen. Obwohl das Verteilungsproblem als Folge der sich entwickelnden Marktwirt-
schaft im vergangenen Jahrhundert eigentlich schon lange als zentrale Gerechtigkeits-
frage der Gesellschaft auf der politischen Handlungsagenda stand, haben erst die For-
schungen von John Rawls zu einer „Theorie der Gerechtigkeit“ und zur „Gerechtigkeit 
als Fairneß“19 den Anstoß für eine nachhaltige rechtsphilosophische Diskussion der 
Thematik gegeben.20  

Auf der anderen Seite hat es im vergangenen Jahrhundert aber auch nicht an Stimmen 
gefehlt, die Suche nach Gerechtigkeit für aussichtslos zu halten und deshalb jedes da-
hingehende Bemühen aufzugeben. An erster Stelle ist hier zweifellos Hans Kelsen mit 
seiner These von der Gerechtigkeit als „irrationalem Ideal“ zu nennen.21 In dieselbe 
Richtung geht Friedrich August von Hayek, der von der „Illusion der sozialen Gerech-
tigkeit“ spricht und ihr den Status eines quasi-religiösen Aberglaubens zuerkennt.22 
Gänzlich resignativ wird Peter Schwerdtner, wenn er vorschlägt, die Suche nach Ge-
rechtigkeit ganz aufzugeben, „weil sie Alternativen-Denken hemmt, gefundenen Prob-

                                                

18  Zum Folgenden bereits ausführlich Schulte, Eine soziologische Theorie des Rechts, 2011, S. 69 ff. 

19  Rawls, A Theory of Justice, 1971, ders., Justice as Fairness. A Restatement, 2001. 

20  Siehe im Nachgang der Forschungen von John Rawls z.B. Miller, Social Justice, 1976; Walzer, 

Spheres of Justice, 1983. 

21  Kelsen, Das Problem der Gerechtigkeit, in: ders., Reine Rechtslehre, 2. Aufl., 1960, S. 355 ff., 397. 

22  Von Hayek, Die Illusion der sozialen Gerechtigkeit, 1981. 
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lemlösungen gleichsam eine Weihe verleiht, die Denken stillstellt und dem Glauben 
Raum bietet.“23 Und erst jüngst hat die intellektuelle Speerspitze der „Generation Re-
form“, der Berliner Zeithistoriker Paul Nolte, dezidiert für den „Abschied von der Ge-
rechtigkeit“ plädiert. Der neue Begriff der Gerechtigkeit, der der Freiheit den Rang ab-
gelaufen und sich aus der Verflechtung mit ihr gelöst habe, sei zu einem Appell an 
Umverteilung und unmittelbare soziale Gleichheit geworden. Damit wecke er jedoch 
falsche Erwartungen und führe immer tiefer in eine Enttäuschungsspirale über aus-
bleibende Gerechtigkeit hinein. Dabei seien die Maßstäbe einer materiellen oder um-
verteilenden Gerechtigkeit keineswegs so eindeutig wie oftmals angenommen. Außer-
dem erweise sich die Moralisierung der Gerechtigkeit, die ein weiteres Merkmal des 
neuen Gerechtigkeitsbegriffs darstelle, als schlechter politischer Ratgeber moderner 
Gesellschaften. Im Ergebnis müsse man deshalb „mit Recht daran zweifeln, ob die Ge-
rechtigkeit der höchste Wert ist, dem wir nacheifern sollen.“24  

Aber gerade an dieser Stelle ist Vorsicht geboten. Noch 1973 hat auch Niklas Luhmann 
gemeint, dass die Idee der Gerechtigkeit im juristischen Denken ihre operative Bedeu-
tung und damit ihre Normativität verloren habe; sie werde nur noch geschätzt.25 Ge-
nau 20 Jahre später hat er diese Einschätzung zugunsten einer differenzierten Betrach-
tung korrigiert.26 Das Rechtssystem müsse nicht auf die Idee der Gerechtigkeit verzich-
ten, allerdings sei es erforderlich ihre „theoretische Placierung“ neu zu überlegen. Es 
gehe um die „Repräsentation der Einheit des Systems im System“ und damit um die 
„Selbstbeobachtung und Selbstbeschreibung des Systems“. Die Idee der Gerechtigkeit 
nehme dabei offenbar normative Qualität in Anspruch, bleibe aber in ihrer 
Respezifikation unbestimmt. Letztlich handele es sich bei der Frage nach der Gerech-
tigkeit um die Frage nach der Form einer rechtseigenen Selbstkontrolle des Rechtssys-
tems.  

Diese Selbstkontrolle ist im Rechtssystem in Gestalt der Selbst- und Fremdbeobachtun-
gen der Rechtspraxis, der Rechtsdogmatik und der Rechtsphilosophie gleichsam „insti-
tutionell“ verankert. Primär erfolgen Selbstkontrolle und Repräsentation der Einheit 
des Systems im System am Maßstab der Gerechtigkeitsidee durch die klassische Rechts-
philosophie. Sie hat in der Vergangenheit wirklich zahllose Beobachtungs- und Be-
schreibungsansätze zu Tage gefördert.27  

                                                

23  Schwerdtner, Rechtswissenschaft und Kritischer Rationalismus (II.), Rechtstheorie 2 (1971), 224, 

242. 

24  Nolte, Abschied von der Gerechtigkeit, FAZ v. 20.12.2008, Nr. 298, S. 17. 

25  Luhmann, Gerechtigkeit in den Rechtssystemen der modernen Gesellschaft, Rechtstheorie 4 (1973), 

131, 133. 

26  Siehe zum Folgenden Luhmann, Das Recht der Gesellschaft, 1993, S. 217 f. 

27  Siehe dazu aus dem monographischen Schrifttum nur statt vieler die Lehr- und Handbücher von 

Hofmann, Einführung in die Rechts- und Staatsphilosophie, S. 191 ff.; Horn/Scarano (Hrsg.), Philo-
sophie der Gerechtigkeit. Texte von der Antike bis zur Gegenwart, 2002, passim; Arthur Kaufmann, 

Rechtsphilosophie, 2. Aufl., 1997, S. 151 ff.; Matthias Kaufmann, Rechtsphilosophie, 1996, S. 290 ff.; 

Koller, Theorie des Rechts, S. 295 ff.; Kunz/Mona, Rechtsphilosophie, Rechtstheorie, Rechtssoziolo-
gie, S. 161 ff.; Mahlmann, Rechtsphilosophie und Rechtstheorie, 2010, S. 160 ff.; 283 ff.; Röhl/Röhl, 
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Besonders wirkungsmächtig sind dabei einerseits prozedurale und andererseits materi-
elle Gerechtigkeitskonzepte geworden. Sie erfassen und verarbeiten unterschiedliche 
Aspekte und Bedeutungsschichten von Recht und Gerechtigkeit. Als Theorieangebote 
können sie per se nicht normativ miteinander in Konflikt geraten. Etwas anderes gilt 
auf einer normativen Ebene, z.B. im Rahmen der Grundrechte, wo allgemein davon 
ausgegangen wird, dass Verfahrensgrundrechte (verfahrensrechtliche Dimension der 
Grundrechte) gegenüber materiellen Grundrechten eine dienende Funktion wahrneh-
men.28   

4.2 Prozedurale Gerechtigkeitskonzepte 
Insbesondere für das Umweltrecht und die damit verbundene Frage nach der Gerech-
tigkeit im Umweltrecht sind vor dem Hintergrund prozeduraler Ansätze vor allem die 
Generationengerechtigkeit, die ökologische Gerechtigkeit, die Chancengerechtigkeit, 
die Konzeption der Eigenrechte der Natur und ganz besonders die Befähigungsgerech-
tigkeit zu nennen. Als prozedurale Gerechtigkeitskonzepte werden dabei Theorien ver-
standen, die zur Begründung und Erzeugung von Gerechtigkeit auf Verfahren zurück-
greifen.29 Die folgende Kategorisierung ist dabei nicht strikt zu verstehen. Vielmehr 
bestehen Überschneidungen mit materiellen Gerechtigkeitskonzepten. So können pro-
zedurale Konzepte auch materielle Gerechtigkeitserwägungen enthalten. Deutlich wird 
dies z.B. bei der Generationengerechtigkeit, die als materielle Gerechtigkeitserwägung 
die intergenerationelle Gerechtigkeit enthält, was jedoch prozedurale Begründungen 
und Umsetzungsinstrumente der Generationengerechtigkeit nicht ausschließt.  

                                                                                                                                                            

 

Allgemeine Rechtslehre, S. 339 ff.; Rüthers, Rechtstheorie, S.195 ff.; Seelmann, Rechtsphilosophie, 

S. 132 ff.; vgl. auch Bock, Gerechtigkeit als Prinzip des Rechts, Rechtstheorie 37 (2006), 329 ff.; 
Braun, Rechtsphilosophie im 20. Jahrhundert. Die Rückkehr der Gerechtigkeit, 2001, passim; Forst, 

Das Recht auf Rechtfertigung. Elemente einer konstruktivistischen Theorie der Gerechtigkeit, 2007; 

Höffe, Gerechtigkeit in Zeiten der Globalisierung, Merkur 60 (2006), Heft 692, 1113 ff.; Holländer, 
Abriß einer Rechtsphilosophie. Strukturelle Überlegungen, 2003, S. 82 ff.; Huber, Gerechtigkeit und 

Recht, in: Schmidinger (Hrsg.), Gerechtigkeit heute. Anspruch und Wirklichkeit, 2000, S. 31 ff.; 

Isensee, Gerechtigkeit – zeitlose Idee im Verfassungsstaat der Gegenwart, ebd., S. 253 ff.; Kloepfer, 
Umweltgerechtigkeit. Environmental Justice in der deutschen Rechtsordnung, 2006, passim; Kosel-

leck, Geschichte, Recht und Gerechtigkeit, in: ders., Zeitschichten, 2003, S. 336 ff.; Mathis, Effizienz 

statt Gerechtigkeit. Auf der Suche nach den philosophischen Grundlagen der Ökonomischen Ana-
lyse des Rechts, 2004; Müller, Gerechtigkeit als „Die Unruh im Uhrwerk“, 2009; Osterkamp, Juristi-

sche Gerechtigkeit, 2004, passim; Roschmann, Recht, Gerechtigkeit und ökonomisches Hand-

lungsmodell, 2003; Steinhauer, Gerechtigkeit als Zufall. Zur rhetorischen Evolution des Rechts, 
2007; Szekessy, Gerechtigkeit und inklusiver Rechtspositivismus, 2003, passim; Tschentscher, Ge-

rechtigkeit, in: Heun/Honecker/Morlok/Wieland (Hrsg.), Evangelisches Staatslexikon, Neuausgabe, 

2006, Sp. 724 ff.; van Aaken, „Rational Choice“ in der Rechtswissenschaft, 2003, S. 270 ff. 

28  Michael/Morlok, Grundrechte, 2. Aufl., 2010, Rn. 861: „Verfahren haben dem jeweiligen Sachbe-

reich zu dienen …; Schmidt-Aßmann, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz-Kommentar, Std. 2014, Art. 19 

Abs. 4 GG, Rn. 21-23 

29  Tschentscher, Prozedurale Theorien der Gerechtigkeit, 2000, S. 45. 
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4.2.1 Generationengerechtigkeit 

Die Generationengerechtigkeit, oder auch intergenerationelle Gerechtigkeit30, be-
schreibt die zeitliche Dimension der Gerechtigkeitserwägungen, mithin Gerechtigkeits-
erwägungen zwischen verschiedenen Generationen. Zum Beispiel spielt die nachhaltige 
Nutzung der begrenzten biologischen Ressourcen für die nachkommenden Generatio-
nen eine zentrale Rolle, so dass die Verantwortung für die Umwelt auf zukünftige Ge-
nerationen im Hinblick auf ihr Ressourceninteresse ausgedehnt wird. Nur wenn die 
gegenwärtige Generation schonend mit den gegebenen Ressourcen umgeht, werden 
zukünftige Generationen davon profitieren können. Die Schlüsselfrage, ob unser Han-
deln zukünftigen Generationen gerecht wird, zielt auf die Zukunftssicherung einer 
nachhaltigen Landwirtschaft, der Energieversorgung, der Ernährungssicherung sowie 
die Sicherung der Artenvielfalt ab. Der zu bewältigende Konflikt besteht daher im Aus-
gleich der Bedürfnisbefriedigung heutiger und zukünftiger Generationen.  

Die lebensnotwendigen Ressourcen – Luft, Wasser, Boden und Fauna – müssen auch 
zukünftigen Generationen als Lebensgrundlage zur Verfügung stehen.31 Demnach 
schränken die Interessen zukünftiger Generationen unsere Handlungsfreiheiten ein, 
gerade im Hinblick auf irreversible Folgen unseres Handelns sowie nicht 
regenerierbare natürliche Ressourcen. Es ist insoweit davon auszugehen, dass der 
Mensch nicht nur an der eigenen Existenzsicherung interessiert ist, sondern ebenso an 
der Existenzsicherung seiner Nachkommen und daher seine eigenen Vorteile ggfl. zu-
rückstellt. Dabei werden die Handlungsbeschränkungen an verschiedenen Kriterien 
festgemacht.32 So wird zum Teil davon ausgegangen, dass zwischen den Generationen 
ein vertragliches Band unter Gleichen bestehe.33 Demzufolge habe unsere Generation 
den ökologischen Bestand früherer Generationen geerbt, sodass nun auch eine Ver-
pflichtung gegenüber nachfolgenden Generationen bestehe, mit den natürlichen Res-
sourcen schonend umzugehen. Allerdings sei eine Gleichverteilung von Pflichten, 
Rechten und Lasten aufgrund des Bevölkerungswachstums und des damit verbundenen 
gestiegenen Ressourcenverbrauches nicht ausreichend, um einen Gleichlauf zwischen 
den gegenwärtigen Verhältnissen und der Zukunft zu erreichen. Notwendig sei daher 
nicht nur eine Weitergabe, sondern eine Verbesserung der Bedingungen.  

4.2.2 Ökologische Gerechtigkeit 

Der Ansatz der ökologischen Gerechtigkeit betrachtet demgegenüber die durch 
menschliches Handeln verursachten Umweltschäden im Hinblick auf die damit ver-
bundenen Beeinträchtigungen der ökologischen Systeme oder nicht-menschlicher Le-

                                                

30  Davon zu unterscheiden ist die intragenerationelle Gerechtigkeit, die sich mit der gerechten Ver-

teilung innerhalb derselben Generation – gegenwartsbezogen - beschäftigt. Vgl. dazu Kloepfer, 

Umweltgerechtigkeit, Rn. 13 ff. 

31  Epiney, in: v. Mangoldt/Klein/Starck (Hrsg.), Das Bonner Grundgesetz, 5. Auflage 2005, Art. 20 a 

GG, Rn. 66. 

32  Eine Übersicht hierzu findet sich bei Kloepfer, Umweltgerechtigkeit, Rn. 19.  

33  Rawls, A Theory of Justice, 1971, S. 319 ff. 
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bewesen. Demzufolge steht nicht nur der Mensch im Fokus der Betrachtungen, sondern 
auch die Folgen unseres Tuns für Tiere, Pflanzen und Lebensgemeinschaften, mithin 
der gesamte Naturschutz. Es geht um die Gerechtigkeit gegenüber der Natur selbst. 
Entsprechend wird die Natur in die Gerechtigkeitsdebatte als eigenständiger Hand-
lungsadressat einbezogen. Dabei werden ihr im Gegensatz zum Konzept in Kap. 4.2.4 
keine eigenen Rechte zuerkannt; sie wird aber umfassend berücksichtigt, insb. in ihrer 
Bedeutung für den Menschen. Ziel dieser Dimension der Gerechtigkeit ist der Schutz 
der Natur für den Menschen.  

4.2.3 Chancengerechtigkeit 

Ziel der Chancengerechtigkeit ist es zum einen, den Menschen unabhängig von ihrer 
sozialen Stellung und Herkunft Zugang zu den natürlichen Ressourcen zu verschaffen. 
Umweltnutzen sollen gleichmäßig verteilt werden. Andererseits wird angestrebt, Um-
weltlasten gerecht zu verteilen. Häufig werden die anfallenden Kosten und die Nachtei-
le der Nutzung sowie des Verbrauchs von Umweltressourcen nicht von denjenigen ge-
tragen, die davon profitieren, sondern von anderen Teilen der Gesellschaft. Standorte 
für umweltbelastende Maßnahmen befinden sich überproportional in Gemeinden mit 
ethnischen Minderheiten bzw. einkommensschwachen Bevölkerungsteilen34, was re-
gelmäßig mit größeren Gesundheits- und Umweltbelastungen einhergeht.  

Größtenteils ungeklärt ist allerdings bislang die Frage, unter welchen Voraussetzungen 
eine Ungleichverteilung als sozial ungerecht eingestuft werden muss.35 Besondere Be-
deutung kommt in diesem Zusammenhang bei der Verteilung von Umweltlasten neben 
den materiellen Verteilungskriterien vor allem dem Verteilungsverfahren zu. Beteili-
gungs- und Informationsrechte werden als Mindestvoraussetzungen für die Schaffung 
von Gerechtigkeit im Umweltrecht betrachtet.36   

4.2.4 Eigenrechte der Natur 

Als weitere Dimension der Gerechtigkeit im Umweltrecht werden Eigenrechte der Na-
tur diskutiert.37 Bislang wurde davon ausgegangen, dass der Mensch im Mittelpunkt 

                                                

34  Dieckmann, NVwZ 2013, 1575 ff.; Kloepfer, Umweltgerechtigkeit, Rn. 4, der auf die US-

amerikanische Environmental Justice - Bewegung verweist. Siehe dazu auch im Einzelnen Reh-

binder, Environmental Justice - A Theme for Environmental Law? Legal aspects of spatial distribu-
tion of environmental quality, Ympäristöjuridiikka 2011, 10-31. In diesem Zusammenhang spielen 

übrigens nicht nur soziale Aspekte eine Rolle, sondern auch räumliche. Kloepfer betont, dass diese 

ungleiche Verteilung von Umweltlasten in Deutschland eher auf ökonomische Wirkungszusam-
menhänge zurückzuführen ist, während in den USA der Vorwurf des gezielten Positionierens von 

Umweltlasten erhoben wird, Kloepfer, Umweltgerechtigkeit, Rn. 6. 

35  So auch Dieckmann, NVwZ 2013, 1575, 1576. 

36  Kloepfer, Umweltgerechtigkeit, Rn. 10a; Dieckmann, NVwZ 2013, 1575, 1581 in Bezug auf das 

Stadtplanungsrecht. 

37  Vgl. dazu etwa Lersner, NVwZ 1988, 988 ff.; Stone, Umwelt vor Gericht. Die Eigenrechte der Natur, 
hrsg. in deutscher Übersetzung von Blume, 1992; Bosselmann, Eigene Rechte für die Natur? Ansät-
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der Betrachtungen steht, damit eine Sonderstellung einnimmt und die Natur folglich 
seinen Zielen und Zwecken untergeordnet ist. Das Mensch-Natur-Verhältnis wird auf 
diese Weise als Subjekt-Objekt-Beziehung qualifiziert.38  

Der spezifische Ansatz dieser Gerechtigkeitsdimension liegt in der Fragestellung, ob der 
Natur eigene Rechte zugesprochen werden können und daraus gleichzeitig Pflichten 
des Menschen gegenüber der Natur resultieren („Inklusionsproblem“). Es geht nicht 
nur um eine anthropozentrische Perspektive auf die Natur, sondern um die Begrün-
dung von nichtmenschlichen Eigenrechten. Die Natur dient folglich nicht nur der Be-
dürfnisbefriedigung des Menschen und wird deshalb als schützenswert angesehen, 
sondern sie wird mit Eigenrechten zum Schutz ihrer selbst willen ausgestattet. Die Na-
tur ist nicht länger nur Objekt staatlicher Interessenabwägung, sondern eigenständiges 
Rechtssubjekt.39  

Diese Konzeption geht folglich davon aus, dass sich Mensch und Natur im Verfahren 
der Naturnutzung sowie des Umweltschutzes als gleichrangig gegenüber stehen müs-
sen, um im Sinne der Waffengleichheit ein faires Verfahren zu ermöglichen.40 Ansons-
ten bleibt die Natur der alleinigen Macht des Menschen ausgeliefert. Dieser Gerechtig-
keitsdimension liegt die Idee zu Grunde, dass nur derjenige in der Rechtsordnung Be-
deutung erlangen kann, der sie auch (prozessual) geltend machen kann.41 Aus diesem 
Grund sollen der Natur an sich Rechtschutzmöglichkeiten zur Verfügung gestellt wer-
den, durchgesetzt z.B. durch einen gerichtlich bestellten Pfleger.42 Vorgeschlagen wer-
den des Weiteren in verfahrensrechtlicher Hinsicht der Ausbau der Rechte von Um-
weltanwälten und Umweltschutzverbänden43 sowie die Erweiterung der Klagebefugnis 
des § 42 Abs. 2 VwGO, indem auf die subjektive Rechtsbetroffenheit im Kontext der 
Umwelt abgestellt wird.44 

                                                                                                                                                            

 

ze einer ökologischen Rechtsauffassung, KJ 1986, 1 ff.; Das einzige Gericht, das sich bislang mit 

den Eigenrechten der Natur befasste, ist das VG Hamburg. Zur Beteiligungsfähigkeit der Seehunde 
in der Nordsee, VG Hamburg, Beschluß vom 22.09.1988 - 7 VG 2499/88, NVwZ 188, 1058 ff. 

38  Bosselmann, Eigene Rechte für die Natur? Ansätze einer ökologischen Rechtsauffassung, KJ 1986, 

1, 6. 

39  Bosselmann, Eigene Rechte für die Natur? Ansätze einer ökologischen Rechtsauffassung, KJ 1986, 

1, 21. 

40  Pernthaler, Allgemeine Staatslehre und Verfassungslehre, 2. Auflage 2008, S. 272. 
41  Stone, Umwelt vor Gericht, Die Eigenrechte der Natur, hrsg. in deutscher Übersetzung von Blume, 

1987, S . 31 ff. 

42  Stone, Umwelt vor Gericht, Die Eigenrechte der Natur, hrsg. in deutscher Übersetzung von Blume, 
1987, S. 38 ff. 

43  Pernthaler, Allgemeine Staatslehre und Verfassungslehre, 2. Auflage 2008, S. 273. 

44  Bosselmann, Eigene Rechte für die Natur? Ansätze einer ökologischen Rechtsauffassung, KJ 1986, 
1, 13. 
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4.2.5 Befähigungsgerechtigkeit 

Ganz besondere Bedeutung kommt im vorliegenden Forschungszusammenhang aber 
dem Konzept der Befähigungsgerechtigkeit zu. Der Begriff der Befähigungsgerechtig-
keit („Capability Approach“) wurde maßgeblich von der US-amerikanischen Philoso-
phin Martha Nussbaum entwickelt.45 Dieses sozialethische Konzept geht davon aus, 
dass der Mensch und damit das Menschsein durch spezifische Eigenschaften charakteri-
siert wird, aus denen sich bestimmte Fähigkeiten ("capabilities"), namentlich 

• Leben 

• Körperliche Gesundheit 

• Körperliche Integrität 

• Sinne, Vorstellungen und Gedanken 

• Gefühle 

• Praktische Vernunft 

• Zugehörigkeit 

• Andere Lebewesen 

• Spiel 

• Kontrolle über die eigene Umwelt 

herleiten lassen.46 Die Natur des Menschen ist demnach dadurch geprägt, bestimmte 
Fähigkeiten zu besitzen. Fähigkeiten, die es ermöglichen, ein gutes Leben – ein men-
schenwürdiges Leben – zu führen. Aus der Eigenschaft einen eigenen Körper zu haben, 
folge etwa, dass der Mensch die Fähigkeit besitzt, sich gesund zu ernähren. Wie der 
Mensch jedoch seine eigenen Fähigkeiten entfaltet – ob er sich gesund ernährt – unter-
liegt seiner eigenen Entscheidungsfreiheit. Es werden keine Handlungsanweisungen 
aufgestellt, sondern die Grundvoraussetzungen für ein gutes Leben beschrieben. Jeder 
soll in seinen Freiheiten gefördert werden. 

Können diese Fähigkeiten jedoch nicht realisiert werden, ist von sozialer Ungerechtig-
keit auszugehen. Damit der Mensch daher in der Lage ist, diese Fähigkeiten zu entfal-
ten, müssen Gesellschaft und Politik dafür Sorge tragen, dass die dafür notwendigen 

                                                

45  Nussbaum, Frontiers of Justice, 2006. Im Ursprung wurde dieses Konzept von Amartya Sen entwi-

ckelt, der diese Theorie erstmals 1979 in seinem Vortrag („Equality of What?“), gehalten an der 

Stanford University im Rahmen der Tanner Lectures on Human Values, vorstellte. Zur Weiterent-
wicklung des Begriffs der Befähigungsgerechtigkeit im Unterschied zu Sen vgl. Dabrock, Befähi-

gungsgerechtigkeit als Ermöglichung gesellschaftlicher Inklusion, in: Capabilities - Handlungsbe-

fähigung und Verwirklichungschancen in der Erziehungswissenschaft, hrsg. v. Hans-Uwe Otto / 
Holger Ziegler, 2010, S. 26 ff. 

46  Liste der Central Capabilties nach Martha Nussbaum in Otto/Scherr/Ziegler, Wieviel und welche 

Normativität benötigt die Soziale Arbeit?, Befähigungsgerechtigkeit als Maßstab 
sozialarbeiterischer Kritik, in: np 2010, 137, 158. 
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Voraussetzungen geschaffen werden. Denn zur Verwirklichung dieser Fähigkeiten ist 
der Mensch auf bestimmte Grundvoraussetzungen angewiesen, die er jedoch nicht 
selbst sicherstellen kann. Ziel der Befähigungsgerechtigkeit ist es daher, diejenigen Be-
dingungen zu schaffen, die es jedem Menschen ermöglichen, seine Fähigkeiten zu ent-
falten. Gleiche Befähigungschancen für alle, wie etwa ein allgemein zugängliches Bil-
dungssystem oder eine staatlich garantierte Gesundheitsfürsorge, stellen den Aus-
gangspunkt des Befähigungsansatzes dar. Die Grundbefähigungen des Einzelnen hän-
gen demzufolge von staatlichen Strukturen ab. Dies gilt auch mit Blick auf die Anforde-
rungen des Umweltschutzes. Nur in einer Gesellschaft, die der Erhaltung der Umwelt – 
nicht zuletzt normativ – besondere Bedeutung beimisst, ist der Mensch in der Lage, 
seine Fähigkeiten, insbesondere diejenige, ein gutes, menschenwürdiges Leben zu füh-
ren, nachhaltig zu entwickeln. Effektiver und nachhaltiger Umweltschutz, gerade auch 
mit Blick auf zukünftige Generationen, ist deshalb eine unverzichtbare Grundvoraus-
setzung der Wahrnehmung und Entfaltung von Befähigungsgerechtigkeit.  

Notwendig ist ein der Menschenwürde geschuldetes Minimum an Ressourcen, damit 
Menschen in der Lage sind, diese Fähigkeiten zu entwickeln und ein selbstbestimmtes 
Leben führen zu können (d.h. die Umsetzung von „capabilities“ in „functionings“). Die-
se Grundfähigkeiten stellen gleichsam Realisierungsbedingungen für die Menschen-
würde dar. Der Staat ist demnach in der Pflicht, die bestehenden Ressourcen so zu ver-
teilen, dass jeder Mensch befähigt wird, seine Fähigkeiten zu entwickeln und zu entfal-
ten. Kinder, Kranke und Menschen mit Behinderungen brauchen z.B. mehr Güter bzw. 
Infrastrukturen, um die Rolle eines Gleichen anzunehmen.47 Diese Verantwortung 
kann nicht auf das Individuum selbst übertragen werden. Dies ist allerdings nicht 
gleichzusetzen mit einer Entbindung von der Eigenverantwortung des Menschen, denn 
er muss erst befähigt werden, eigenverantwortlich zu handeln. Der Staat ist deshalb 
rechtlich so zu organisieren, dass der Einzelne größtmöglich eigenverantwortlich han-
deln kann. 

4.3 Materielle Gerechtigkeitskonzepte 
Diesen prozeduralen Gerechtigkeitskonzepten stehen auf der anderen Seite materielle 
Gerechtigkeitskonzepte gegenüber. Im Zentrum dieser materiellen Gerechtigkeitsde-
batte stehen – kurz gesagt und auf den Punkt gebracht – diskursive und kritische The-
orien der Gerechtigkeit,48 die allesamt ihre Familienzugehörigkeit zur Rawlschen Ge-
rechtigkeitstheorie als wirkungsmächtigster Variante des Neo-Kontraktualismus nicht 
bestreiten können.  

4.3.1 Rawlsche Gerechtigkeitstheorie 

Sowohl mit Blick auf die politische als auch auf die soziale Dimension des Verhältnisses 
von Recht und Gerechtigkeit haben sich die Grundannahmen der von John Rawls seit 

                                                

47  Otto/Scherr/Ziegler, Wieviel und welche Normativität benötigt die Soziale Arbeit?, Befähigungsge-

rechtigkeit als Maßstab sozialarbeiterischer Kritik, in: np 2010, 137, 149. 

48  Beispielhaft dafür hier nur Forst, Das Recht auf Rechtfertigung. Elemente einer konstruktivisti-
schen Theorie der Gerechtigkeit, 2007, passim. 
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den 70er Jahren des vergangenen Jahrhunderts erarbeiteten „Theorie der Gerechtig-
keit“ weitgehend durchgesetzt. 

Hier wie dort ist sie verständlicherweise nicht ohne Kritik geblieben49, aber ihr unver-
kennbares Fundament in der Kantschen Vernunftlehre50 hat ihr andererseits beachtli-
che Gefolgschaft beschert.51 Inhaltlich geht es um ein Modell der subjektiven Begrün-
dung objektiver, für alle geltender, „richtiger“52 Regeln, Normen oder Grundsätze. 

Rawls entwickelt in diesem Zusammenhang zwei zentrale Gerechtigkeitsgrundsätze 
und damit verbunden zwei wichtige Vorrangregeln.53 

Der erste Gerechtigkeitsgrundsatz lautet, dass jedermann das gleiche Recht auf das um-
fangreichste Gesamtsystem gleicher Grundfreiheiten besitzt. Dem zweiten Gerechtig-
keitsgrundsatz zufolge müssen soziale und wirtschaftliche Ungleichheiten unter der 
Einschränkung des gerechten Spargrundsatzes den am wenigsten Begünstigten den 
größtmöglichen Vorteil bringen sowie mit Ämtern und Positionen verbunden sein, die 
allen auf der Grundlage fairer Chancengleichheit offen stehen. 

Nach der ersten Vorrangregel wiederum können die Grundfreiheiten nur um der Frei-
heit willen eingeschränkt werden, und zwar dann, wenn eine weniger umfangreiche 
Freiheit das Gesamtsystem der Freiheiten für alle stärkt und eine geringere als gleiche 
Freiheit für die davon Betroffenen annehmbar ist. Die zweite Vorrangregel schließlich 
befasst sich mit dem Vorrang der Gerechtigkeit vor Leistungsfähigkeit und Lebensstan-
dard. Danach ist die faire Chancengleichheit dem Unterschiedsprinzip vorgeordnet, 
und zwar dann, wenn eine Chancenungleichheit die Chancen der Benachteiligten ver-
bessert und eine besonders hohe Sparrate insgesamt die Last der von ihr Betroffenen 
mildert. 

                                                

49  Zusammenfassend dazu Tschentscher, Gerechtigkeit, in: Heun/Honecker/Morlok/Wieland (Hrsg.), 

Evangelisches Staatslexikon, 2006, Sp. 724, 730 unter Hinweis auf die libertären Vertreter der poli-

tischen Theorie (Nozick, Buchanan), die Entscheidungstheorie (Gauthier), die Diskurstheorie (Ha-
bermas, Alexy) oder den Kommunitarismus (MacIntyre, Walzer). 

50  Ausdrücklich in diesem Sinne Braun, Rechtsphilosophie im 20. Jahrhundert, 2001, S. 11; Hofmann, 

Einführung in die Rechts- und Staatsphilosophie, 2000, S. 207. 

51  Siehe nur Kim, Gerechtigkeit und Verfassung. Eine Rawlsche Deutung der bundesverfassungsge-

richtlichen Formel „eine am Gerechtigkeitsgedanken orientierte Betrachtungsweise“, 2004, passim; 

Hofmann, ebd., S. 62 ff., 206 ff.; vgl. ferner Loretan, Überpositive Gerechtigkeitstheorien sind un-
entbehrlich! Rechtsphilosophische Überlegungen, in: Richli (Hrsg.), Wo bleibt die Gerechtigkeit?, 

2005, S. 39, 59 ff., 62. 

52  Zur „Richtigkeit als Gerechtigkeit“ siehe insb. Sieckmann, Recht als normatives System, 2009, S. 
229 f. 

53  Zum Folgenden siehe Rawls, Eine Theorie der Gerechtigkeit, S. 336 f.; siehe dazu eingehend Braun, 

Rechtsphilosophie im 20. Jahrhundert, S. 142 ff.; Kim, Gerechtigkeit und Verfassung, S. 148 ff.; 
Kunz/Mona, Rechtsphilosophie, Rechtstheorie, Rechtssoziologie, 2006, S.164 ff. 
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Unter dem Eindruck der Kritik, die seine Gerechtigkeitsgrundsätze und Vorrangregeln 
im rechtsphilosophischen/rechtstheoretischen Schrifttum erfahren haben,54 hat Rawls 
im weiteren Verlauf seine Position modifiziert und relativiert.55 

So wird der erste Gerechtigkeitsgrundsatz der Freiheit nunmehr an den wesentlichen 
Einrichtungen der Verfassung ausgerichtet, der zweite Gerechtigkeitsgrundsatz - das 
sog. Differenzprinzip - wird vor allem als regulatives Prinzip der einfachen Gesetz-
gebung verstanden. Die in einem fairen Entscheidungsverfahren erzielten Ergebnisse 
erfahren damit über den Grundsatz konstitutioneller Freiheit eine vorläufige Rechtfer-
tigung, ohne dass auf das Differenzprinzip als materieller Kontrollmaßstab verzichtet 
werden muss.56 

Im Ergebnis gelangt Rawls dazu, „dass soziale Kooperation … zumindest dann, wenn 
wesentliche Verfassungsinhalte betroffen sind, soweit wie möglich unter Bedingungen 
stattfinden muss, die für alle Bürger als vernünftige und rationale Personen einsichtig 
und akzeptabel sind. Diese Bedingungen werden am besten mit Bezug auf die grund-
sätzlichen politischen und verfassungsrechtlichen Werte formuliert (die ihrerseits von 
einer politischen Gerechtigkeitskonzeption artikuliert werden), so dass auch angesichts 
einer Vielfalt umfassender Lehren von allen vernünftigerweise erwartet werden kann, 
dass sie ihnen zustimmen.“57 Unter dem Grundgesetz wird diese Funktion der „politi-
schen Gerechtigkeitskonzeption“ im Sinne einer Gerechtigkeitslehre durch die Verfas-
sungsrechtsdogmatik im Allgemeinen und diejenige der Grundrechte (Abwehr-, Leis-
tungs-, Gleichbehandlungs- und Teilhaberechte; Grundrechte als Wertordnung; Grund-
rechte als Verfahrensgarantien; Grundrechtliche Schutzpflichten) im Besonderen wahr-
genommen.58 

Von daher verwundert es auch nicht, dass es die Rawlsche Gerechtigkeitstheorie sogar 
geschafft hat, in die Verfassungsrechtsprechung Aufnahme zu finden, und zwar in ei-
nem Zusammenhang, der die Bezugnahme auf die Rechtsphilosophie zumindest nicht 
unbedingt nahe legte. Hier ist das Länderfinanzausgleich-Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts zu nennen, in dem dieses den Gesetzgeber verpflichtet, das verfassungsrecht-
lich nur in unbestimmten Begriffen festgelegte Steuerverteilungs- und Ausgleichssys-
tem durch anwendbare, allgemeine, ihn selbst bindende Maßstäbe zu konkretisieren 
und zu ergänzen. Dabei verlange die Finanzverfassung eine „gesetzliche 
Maßstabgebung, die den rechtsstaatlichen Auftrag eines gesetzlichen Vorgriffs in die 
Zukunft (vgl. G. Husserl, Recht und Zeit. Fünf rechtsphilosophische Essays, 1955, S. 27 
ff.) in der Weise erfüllt, dass die Maßstäbe der Steuerzuteilung und des Finanzaus-

                                                

54  Siehe dazu noch einmal Tschentscher, Gerechtigkeit, in: Heun/Honecker/Morlok/Wieland (Hrsg.), 
Evangelisches Staatslexikon, Sp. 724, 730.  

55  Siehe dazu insb. Kim, Gerechtigkeit und Verfassung, S. 243 ff. 

56  Hofmann, Einführung in die Rechts- und Staatsphilosophie, S. 209 f. 

57  Rawls, Die Idee des politischen Liberalismus. Aufsätze 1978-1989, hrsg. v. Hinsch, 1992, S. 356; 

ders., Politischer Liberalismus, 1998, passim; siehe dazu auch Pies/Leschke (Hrsg.), John Rawls’ poli-

tischer Liberalismus, 1995, passim. 

58  Hofmann, Einführung in die Rechts- und Staatsphilosophie, S. 211. 
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gleichs bereits gebildet sind, bevor deren spätere Wirkungen konkret benannt wer-
den.“59 Dies mache es notwendig, dass das maßstabgebende Gesetz „in zeitlichem Ab-
stand vor seiner konkreten Anwendung im Finanzausgleichsgesetz beschlossen und 
sodann in Kontinuitätsverpflichtungen gebunden“ werde, die seine „Maßstäbe und In-
dikatoren gegen aktuelle Finanzierungsinteressen, Besitzstände und Privilegien ab-
schirmen.“60 Auch wenn sich dabei „nicht ein allgemeiner ‚Schleier des Nichtwissens’ (J. 
Rawls. Eine Theorie der Gerechtigkeit, 1. Aufl., 1975, S. 29 ff., 159 ff.) über die Ent-
scheidungen der Abgeordneten“ breiten lasse, könne die Vorherigkeit des 
Maßstäbegesetzes doch eine institutionelle Verfassungsorientierung gewährleisten, die 
einen Maßstab entwickle, ohne dabei den konkreten Anwendungsfall schon vorausse-
hen zu können.61 

4.3.2 (Verhältnismäßige) Gleichheit 

Und dennoch wird man fragen müssen, ob die Rawlsche Gerechtigkeitstheorie nicht 
doch – ungeachtet aller Akzeptanz, die sie in der Rechtsphilosophie gefunden hat – 
letztlich in den „luftigen Höhen“ derselben bleibt, ohne die konkreten Gerechtigkeits-
probleme in den „Ebenen“ des einfachen Rechts lösen zu können. Dies dürfte auch für 
die Fragen der Gerechtigkeit im Umweltrecht bei der Verteilung von Umweltgütern 
und Umweltlasten gelten. Deshalb kommt es maßgeblich darauf an, die Rawlsche Ge-
rechtigkeitstheorie auf die Rechtsdogmatik „herunterzubrechen“. Auf dieser gesamtge-
sellschaftlichen Ebene müssen Gerechtigkeitsanforderungen respezifiziert und opera-
tionalisiert werden.62 

Regelmäßig geschieht dies unter Rückgriff auf den allgemeinen Gleichheitssatz des 
Grundgesetzes.63 Als gleichsam traditionelle Ausformung des Prinzips der Gerechtigkeit 
ist danach nur (wesentlich) Gleiches auch gleich zu behandeln und darf oder muss gar 
(wesentlich) Ungleiches auch ungleich behandelt werden. Dies findet auch in der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts seine Bestätigung, heißt es doch dort 
ausdrücklich: „Der Gleichheitssatz verpflichtet den Gesetzgeber nicht, unter allen Um-
ständen Gleiches gleich und Ungleiches ungleich zu behandeln. Nur dann ist nach Art. 
3 Abs. 1 GG Gleiches gleich, Ungleiches aber nach seiner Eigenart zu behandeln, wenn 
die Gleichheit oder Ungleichheit in dem jeweils in Betracht kommenden Zusammen-
hang so bedeutsam ist, dass ihre Beachtung bei einer gesetzlichen Regelung nach einer 
am Gerechtigkeitsgedanken orientierten Betrachtungsweise geboten erscheint.“64 

                                                

59  BVerfGE 101, 158, 217. 

60  BVerfGE, ebd., 218. 

61  BVerfGE, ebd. 

62  Luhmann, Rechtssystem und Rechtsdogmatik, 1974, S. 20. 

63  Siehe dazu insb. Huster, in Friauf/Höfling, Berliner Kommentar zum Grundgesetz, Art. 3 Rn. 32 f. 

„Gleichheit als Gerechtigkeit“, Rn. 34 ff. „Gerechtigkeit als Gleichheit?“ 

64  BVerfGE 9, 124, 129 f. 
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Im jüngeren rechtswissenschaftlichen Schrifttum wird dabei zum Teil versucht, den 
Grundsatz der Gerechtigkeit über den Begriff der Gleichbehandlung (im Sinne einer 
identischen Behandlung) zu konkretisieren, wobei der Gleichbehandlung eine gewisse 
Vorrangstellung in dem Sinne erwachsen soll, dass eine Gleichbehandlung dann gebo-
ten ist, wenn keine Gründe für eine Ungleichbehandlung vorliegen (Gleichheitspräsum-
tion im Sinne von Ernst Tugendhat).65 Bisweilen wird aber auch gerade das Prinzip der 
Gleichbehandlung für sekundär gehalten und stattdessen darauf abgestellt, ob der be-
troffenen Person mit gleicher Achtung und gleichem Respekt begegnet werde (norma-
tiver Gleichheitsbegriff im Sinne Ronald Dworkins).66 Obwohl sich beide Ansätze nicht 
unmittelbar widersprechen, führt die unterschiedliche rechtsphilosophische Rückbin-
dung zumindest zu einer divergierenden Akzentsetzung, die sich auch verfassungs-
rechtsdogmatisch niederschlägt. 

Auf der Grundlage des normativen Gleichheitsbegriffs gelangt man nämlich zu einem 
Eingriffsmodell des Gleichheitsrechts,67 das zwischen internen und externen Zwecken 
sowie Gerechtigkeits- und Nützlichkeitsüberlegungen unterscheidet. In der Konsequenz 
wird entweder lediglich die Entsprechung zwischen einer rechtlichen Differenzierung 
und den relevanten Ungleichheiten geprüft oder eine echte Verhältnismäßigkeitsprü-
fung vorgenommen. Von ausschlaggebender Bedeutung ist deshalb die inhaltliche 
These, dass die Gestaltung von Vergleichsbeziehungen entweder auf Gerechtigkeits- 
oder Nützlichkeitsüberlegungen beruhen kann und dass diese Gründe auch verfas-
sungsrechtsdogmatisch folgenreich werden, weil sie nämlich entweder durch eine Ent-
sprechungs- oder eine Verhältnismäßigkeitsprüfung verarbeitet werden müssen. Der 
„Dualismus von Gerechtigkeits- und Nützlichkeitserwägungen“ wird dabei als Ausprä-
gung einer grundlegenden normativen Unterscheidung begriffen, der zufolge politi-
sche Entscheidungen auf Prinzipienargumenten, die sich auf Betroffenenrechte bezie-
hen, oder auf Zielsetzungsargumenten, die auf die Verfolgung kollektiver Güter gerich-
tet sind, beruhen. 

Die Unterscheidung von Rechten und Zielen zeitigt Konsequenzen für die gleichheits-
rechtliche Dogmatik. Differenzierungen, die einen internen Gerechtigkeitszweck ver-
folgen, orientieren sich an den Gleichheitsrechten der Vergleichspersonen. Zielbe-
stimmte Differenzierungen geraten hingegen mit diesen Rechten in Konflikt und müs-
sen in eine Abwägung mit ihnen eingestellt werden. 

4.4 Zusammenfassende Schlussfolgerungen 
Ganz gleich, welchen der dargestellten Wege einer Respezifizierung und 
Operationalisierung von Recht und Gerechtigkeit man aber beschreitet, geht es letzt-

                                                

65  Vgl. zu diesem Ansatz insb. Gosepath, Gleiche Gerechtigkeit. Grundlagen eines liberalen Egalita-

rismus, 2004, passim. 

66  Vgl. zu diesem Ansatz insb. Dworkin, Bürgerrechte ernstgenommen, 1984, S.370 und passim. 

67  Siehe dazu und zum Folgenden eingehend und instruktiv Huster, in: Friauf/Höfling, Berliner 

Kommentar zum Grundgesetz, Art. 3 Rn. 34 ff., 42 ff., 49 ff., 82 ff.; ders, Rechte und Ziele. Zur 
Dogmatik des allgemeinen Gleichheitssatzes, 1993, S. 29 ff. und passim. 
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lich stets um die „adäquate Komplexität konsistenten Entscheidens“.68 Konsistenz meint 
dabei formale Gleichheit in dem Sinne, wie es das Bundesverfassungsgericht in ständi-
ger Rechtsprechung in die Formel fasst, dass „weder wesentlich Gleiches willkürlich 
ungleich, noch wesentlich Ungleiches willkürlich gleich“ behandelt werden dürfe.69 
Willkürlich ist danach ein Handeln, das sich nicht am Gerechtigkeitsgedanken orien-
tiert.  

Lange Zeit war dies der Fall, wenn sich für das Handeln keine vernünftigen Erwägun-
gen finden ließen, die sich aus der Natur der Sache ergaben oder sonst wie einleuch-
tend waren. Schließlich war Willkür „im objektiven Sinn zu verstehen als eine Maß-
nahme, welche im Verhältnis zu der Situation, der sie Herr werden wollte, tatsächlich 
und eindeutig unangemessen“ war. Seit Anfang der 80er Jahre des vergangenen Jahr-
hunderts ist das Bundesverfassungsgericht dann im Sinne der sog. „neuen“ Formel da-
zu übergegangen, einen Verstoß gegen das Gleichheitsgebot anzunehmen, „wenn eine 
Gruppe von Normadressaten im Vergleich zu anderen Normadressaten anders behan-
delt wird, obwohl zwischen beiden Gruppen keine Unterschiede von solcher Art und 
solchem Gewicht bestehen, dass sie die ungleiche Behandlung rechtfertigen könn-
ten.“70 

Sicherlich geht damit eine „strikte Formalisierung von Gerechtigkeit“71 einher; und 
zweifellos verlagert sich auf diese Weise das Problem der Gerechtigkeit von der Einzel-
fallgerechtigkeit zur konsistenten Zuordnung verschiedener Fälle.72 Und dennoch er-
scheint ein solch formales Verständnis von Gerechtigkeit nicht zuletzt deshalb als vor-
zugswürdig, weil es Philosophie und Politik in der Domäne des Rechts gleichermaßen 
auf Distanz hält. Nur das Recht vermag die „geordnete Speicherung kollektiv verbindli-
cher Entscheidungen, die stete Systematisierung kollektiv verbindlicher Entscheidun-
gen, die Bewahrung institutioneller Formtypik, den formell kontrollierten Einzelfallbe-
zug und die Anwendungsgleichheit“ zu garantieren.73 Gleichheit im Sinne konsistenten 
Entscheidens steht dann durch seine Argumentationshorizonte und Operationsmetho-
den für voraussehbare Regelhaftigkeit und gegen unberechenbare Beliebigkeit.74 

                                                

68  Dazu insb. Luhmann, Das Recht der Gesellschaft, S. 214 ff., 225 (dort vor allem zur „adäquaten 

Komplexität“). 

69  Zur diesbezüglichen Judikatur des Bundesverfassungsgerichts und zum Folgenden siehe mit dezi-

dierten Nachweisen Heun, in: Dreier (Hrsg.), Grundgesetz Kommentar, Bd. I, 2. Aufl., 2004, Art. 3 

Rn. 19 ff.  

70  Siehe auch dazu mit zahlreichen Nachweisen ders., ebd., Rn. 21, wobei sich dahinter wohl kaum 

ein ernsthafter verfassungsrechtsdogmatischer Gegensatz verbergen dürfte, siehe dazu ebenfalls 

ders., ebd., Rn. 22 m.w.N. 

71  Osterkamp, Juristische Gerechtigkeit, S. 126. 

72  Luhmann, Das Recht der Gesellschaft, S. 357. 

73  Di Fabio, Das Recht offener Staaten, 1998, S. 155. 

74  So zutreffend ders, ebd., S. 149. 
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Das ist nicht eben wenig, auch nicht für die Bewältigung konkreter Gerechtigkeitsprob-
leme im Umweltrecht. Dabei wird es aber vermutlich wenig erfolgversprechend sein, 
auf materielle Gerechtigkeitskriterien zu vertrauen, wobei allenfalls die Beachtung des 
Gleichheitssatzes eine Ausnahme bilden könnte. Daneben wird vielmehr an die Stelle 
materieller Gerechtigkeitsansätze ein stärker prozedurales und damit formalisiertes 
Verständnis von Gerechtigkeit treten müssen. Wenn objektive Gerechtigkeit nicht zu 
erreichen ist, verlagert sich das Problem der Gerechtigkeit – auch im Umweltrecht – 
letztlich auf das Verfahren der Entscheidungsfindung.75 

Auch insoweit erscheint es sinnvoll und geboten, eine Analyse der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung in einem ausgewählten Referenzgebiet vorzunehmen. Hier wäre etwa 
zu fragen, welchen Stellenwert Argumentationstopoi, wie Information, Partizipation, 
Transparenz und Akzeptanz, in konkreten gerichtlichen Entscheidungen besitzen. Be-
sonderes Augenmerk könnte in diesem Zusammenhang z.B. auf die Kontrolle von Ab-
wägungsverfahren und -entscheidungen gerichtet werden. Was die darin sichtbar wer-
dende Verantwortungsattribution anbelangt, so sollte sich die Untersuchung aber nicht 
allein auf die Analyse der einschlägigen Rechtsprechung fokussieren, sondern ganz 
bewusst auch den Gesetzgeber in den Blick nehmen und bspw. danach fragen, inwie-
weit er eigentlich seiner Verantwortlichkeit für eine unter prozeduralen Gesichtspunk-
ten gerechte Ausgestaltung des Umweltrechts nachkommt bzw. welcher Impulse es 
ggfl. bedarf, um aus diesem Blickwinkel seine gesetzgeberische Verantwortung für ein 
„gerechtes“ Umweltrecht zu optimieren. Hier können die prozeduralen Gerechtigkeits-
konzepte als Argumentationshaushalte dienen, aus denen der Gesetzgeber seine 
rechtspolitischen Maßstäbe für ein „gerechtes“ Umweltrecht speist. Für all diese Fragen 
erscheint es auch insoweit sinnvoll, als Referenzgebiet dasjenige des Immissionsschutz-
rechts auszuwählen, weil gerade dort standardisierte Verfahren – zu denken ist etwa 
an die Umweltverträglichkeitsprüfung – mit ausgeprägten Informations- und Beteili-
gungsrechten eine herausgehobene Bedeutung besitzen und sich deshalb als Beobach-
tungsgegenstand für die Einhaltung prozeduraler Gerechtigkeitsanforderungen mit 
Blick auf Rechtsprechung und Gesetzgebung nachgerade anbieten. 

Ganz konkret muss es nachfolgend vor diesem Hintergrund um die Herausarbeitung 
der inhaltlichen Kriterien von Verteilungs- und Verfahrensgerechtigkeit im Umwelt-
recht gehen. So kommt es nunmehr darauf an, den materiellen Aspekt der Vertei-
lungsgerechtigkeit und den formellen Aspekt der Verfahrensgerechtigkeit im Umwelt-
recht im Einzelnen inhaltlich zu präzisieren und damit für die nachfolgenden For-
schungsüberlegungen sachgerecht aufzubereiten, insb. mit Blick auf die Rechtspre-
chungsanalyse im ausgewählten Referenzgebiet. 

                                                

75  In diesem Sinne auch jüngst Winkler, Verteilungsprobleme im Umweltrecht – Anmerkungen zu 
der Entscheidung BVerwG 7 C 8.10 vom 10.10.2012, DVBl. 2013, 1017, 1018. 
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4.4.1 Materielle Dimension: Verteilungsgerechtigkeit im Umweltrecht 

Auf der materiellen Ebene sind im Rahmen einer gerechten Verteilung76 von Umwelt-
gütern und nicht vermeidbaren Umweltlasten sowohl die (verhältnismäßige) Gleichbe-
handlung als auch das Abwägungsgebot beachtlich. Hintergrund dessen ist die 
Operationalisierung der Rawlschen Gerechtigkeitstheorie durch den allgemeinen 
Gleichheitssatz (vgl. Kap. 4.3.2). 

4.4.1.1 (Verhältnismäßige) Gleichheit 

Sachgerechte Verteilungskriterien 
Besonderes Augenmerk ist hierbei zum einen auf die Erarbeitung sachgerechter Vertei-
lungskriterien zu legen, die sich bei der jeweiligen Betrachtung des zu verteilenden 
Umweltgutes entsprechend voneinander unterscheiden müssen.  

Zu denken ist vor allem an (lebensnotwendige) Umweltgüter, die einer öffentlich-
rechtlichen Nutzungsordnung unterstellt sind. In diese Gruppe gehören Güter, die ei-
ner natürlichen Verknappung unterliegen oder die von Hause aus unbegrenzt zur Ver-
fügung stehen und erst durch normative Regelungen einer künstlichen Verknappung 
zugeführt werden.77 Vor dem Hintergrund der unbezweifelbaren Lebensnotwendigkeit 
dieser Umweltgüter (bspw. Luft und Wasser) findet der Gleichheitsgedanke als striktes 
Verteilungskriterium Anwendung. Diese Gruppe der Umweltgüter muss der Bevölke-
rung in gleichem Umfang und auf gleichwertige Art und Weise zur Verfügung stehen. 
Dies folgt aus den verfassungsrechtlichen verankerten Regelungen des allgemeinen 
Gleichheitssatzes (Art. 3 Abs. 1 GG), der Menschenwürde (Art. 1 Abs. 1 GG) sowie des 
Grundrechts auf Leben und Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG), wonach für den Staat 
beim Zugang zu lebensnotwendigen und gesundheitsrelevanten Umweltgütern eine 
Pflicht zum Schutz vor Eingriffen in Leben und Gesundheit besteht, die gegenüber al-
len Menschen strikt gleichmäßig auszuüben ist, so dass alle Menschen gleichmäßig Zu-
gang zu diesen Gütern haben müssen.78 Allein bei besonders Bedürftigen (Kranke, 
Schwangere, Kinder) kann eine Differenzierung nach Bedürfniskriterien erfolgen. 

Des Weiteren ist an die Verteilung von Umweltlasten zu denken, die in der Gesellschaft 
unvermeidbar anfallen und rechtlichen Vorgaben unterworfen sind. Die besondere 
Problematik in diesem Bereich beruht auf der Tatsache, dass die Auswirkungen von 
Umweltlasten durchaus grenzüberschreitend und nicht notwendigerweise am Ort der 
Verursachung zum Tragen kommen. Der Gleichheitsgedanke wird daher für eine ge-
rechte Verteilung von Umweltlasten proportional angewendet. Dem entsprechend 
müssen die anzuwendenden Verteilungskriterien jeweils im Einzelfall betrachtet wer-
den. Hierzu zählt etwa die Berücksichtigung bereits bestehender Vorbelastungen eines 
Gebietes, insbesondere unter Beachtung seiner Regenerationsfähigkeit und maximal 

                                                

76  Vgl. Epiney, in: v. Mangoldt/Klein/Starck (Hrsg.), Das Bonner Grundgesetz, Band 2, 6. Auflage 2010, 
Art. 20a Rn. 7. 

77  Winkler, Verteilungsprobleme im Umweltrecht – Anmerkung zu der Entscheidung BVerwG 7 C 

8.10 vom 10.10.2012, DVBl. 2013, 1017 (1019). 

78  Kloepfer, Umweltgerechtigkeit, 2006, Rn. 44 ff. 
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möglichen Assimilationskapazität. Bei der Anwendung des Verursacherprinzips gegen-
über den für die jeweilige Umweltlast verantwortlichen Verursachern sollte zwar deren 
Leistungsfähigkeit herangezogen werden. Jedoch muss das Verursacherprinzip strikte 
Anwendung finden, um eine vorschnelle (ungerechte) Verteilung nach dem Gemein-
lastprinzip zu vermeiden. Zudem muss bei der Nutzung regenerativer und endlicher 
Ressourcen sowie bei der Aufnahme- und Anpassungsfähigkeit der Umwelt gegenüber 
Schadstoffen stets der Aspekt der Nachhaltigkeit beachtet werden (Art. 20 a GG). 

Der Gleichheitsgedanke ist demgegenüber als Verteilungskriterium bei Umweltgütern, 
die nicht als lebensnotwendig eingestuft werden, nicht strikt anwendbar. Gleiches gilt 
für Umweltlasten, die dem freien Marktgeschehen überlassen bleiben und der wirt-
schaftlichen Gewinnerzielung dienen. Den Teilhabeansprüchen der Bewerber müssen 
diese Umweltgüter und -lasten zwar in gleichem Umfang und auf gleichwertige Art 
und Weise zur Verfügung stehen, sofern durch allgemein anerkannte Gründe keine 
Ungleichbehandlung gerechtfertigt ist (Art. 3 Abs. 1 GG).79 Jedoch können neben dem 
Gleichheitsgedanken für das jeweilige Auswahlverfahren andere maßgebliche Vertei-
lungskriterien bestimmt werden, die aber sachlich gerechtfertigt sein müssen. 

Maßstab der Verhältnismäßigkeit 
Neben den sachgerechten Verteilungskriterien muss dem Maßstab der Verhältnismä-
ßigkeit Rechnung getragen werden. Konflikte bei der Verteilung von Umweltgütern 
und –lasten sollen in schonender Weise ausgeglichen werden.80 Die Prüfung der Ver-
teilung von zu tragenden Umweltbelastungen und der Teilhabe an Umweltgütern er-
folgt individualisiert.81 Einer Modifikation des Verhältnismäßigkeitsmaßstabes hin zu 
einer Gruppenbetrachtung bedarf es im Rahmen der Verteilungsgerechtigkeit dort, wo 
Umweltbelastungen bzw. die Teilhabe an und der Erhalt von Umweltgütern nicht von 
einzelnen getragen werden. Denkbare Anwendungsfälle sind insbesondere die Verhin-
derung der Entstehung neuer (vermeidbarer) Umweltbelastungen und die Beseitigung 
bestehender Belastungen nach dem Verursacher- oder Gemeinlastprinzip. 

4.4.1.2 Abwägungsgebot (im Einzelfall) 

Des Weiteren muss auch die Abwägung gegenläufiger Interessen bei der Verteilung 
von Umweltgütern und Umweltlasten Beachtung finden. Neben den häufig im Vorder-
grund stehenden ökonomischen und sozialen Aspekten müssen auch die ökologischen 
Aspekte gestärkt werden, damit diese zumindest gleichberechtigt in die Abwägung mit 
eingehen. Allerdings handelt es sich hierbei eher um verfahrensrechtliche Fragestel-
lungen, die nachfolgend dargestellt werden. 

                                                

79  Kloepfer, Umweltgerechtigkeit, 2006, Rn. 36 ff. 

80  Martini, Der Markt als Instrument hoheitlicher Verteilungslenkung, 2008, S. 75. 

81  Winkler, Verteilungsprobleme im Umweltrecht – Anmerkung zu der Entscheidung BVerwG 7 C 

8.10 vom 10.10.2012, DVBl. 2013, 1017 (1020); hierzu ausführlich Martini, Der Markt als Instru-
ment hoheitlicher Verteilungslenkung, 2008, S. 76 f. 
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4.4.2 Formelle Dimension: Verfahrensgerechtigkeit im Umweltrecht82  

4.4.2.1 Abwägungsverfahren und Abwägungsergebnis  

Für ein gerechtes Abwägungsergebnis ist es nicht zielführend, wenn die Gleichberech-
tigung ökologischer Aspekte im Verhältnis zu ökonomischen und sozialen Aspekten 
bereits von vornherein als wirklichkeitsfremd bezeichnet wird.83 Im Rahmen einer kon-
sequenten Gleichbehandlung aller in die Abwägung einzustellenden Kriterien ist es 
vielmehr essenziell, dass die ökologischen Aspekte in ihrer Gewichtung nicht hinter die 
anderen Kriterien zurücktreten84 und im jeweiligen Fall erschöpfend ausgelotet werden 
(z.B. biotische und abiotische Beeinträchtigungen, Beeinträchtigungen des Landschafts-
bildes).  

Auch ist darauf zu achten, dass bei der Gewichtung der ökonomischen Komponente 
nicht nur eine kurz- bis bestenfalls mittelfristige Wirtschaftlichkeitsbetrachtung zu 
Grunde gelegt wird. Langfristige Wirtschaftlichkeit, inklusive einer möglichen Realisie-
rung von Risiken und den damit verbundenen Kosten, auch für zukünftige Generatio-
nen, muss die maßgebliche Perspektive sein. Eine solche Betrachtung wird etwa bei der 
Frage nach der Akzeptanz bei der Beseitigung bestehender Belastungen nach dem 
Verursacher- oder Gemeinlastprinzip eine Rolle spielen.85 

4.4.2.2 Information – Partizipation – Akzeptanz 

Verfahrensentscheidungen werden von den Betroffenen eher als gerecht akzeptiert, 
wenn sie möglichst weitreichende Informationen über anzuwendende Kriterien und 
Verfahrensabläufe erhalten und am Verfahren beteiligt werden.86 Die Einflussnahme 
einzelner Gruppen gestaltet sich dabei unterschiedlich und kann zu einer mangelnden 
Akzeptanz bei lediglich geringer Beteiligung führen.  

Bspw. können Lobbyisten als sozial und wirtschaftlich starke Gruppe durch die Finan-
zierung von Forschungsprojekten Einfluss auf die Wissenschaft nehmen und hierdurch 
indirekt auch Verfahrensentscheidungen beeinflussen. Einzelne Betroffene (sog. diffuse 
Beteiligte) stellen demgegenüber eine sozial und wirtschaftlich schwächere und in sich 
inhomogene Gruppe dar, deren Interessen nur durch Organisation, z. B. in Form von 
Umweltverbänden, gebündelt und durchgesetzt werden können. Die schwächste Grup-

                                                

82  Zur Frage, ob ein gerechtes Verfahren eine gerechte Verteilung zum Ergebnis hat Epp, Divergie-
rende Konzepte von „Verfahrensgerechtigkeit“. Eine Kritik der Procedural Justice Forschung, 1998; 

Röhl, Verfahrensgerechtigkeit (Procedural Justice). Einführung in den Themenbereich und Über-

blick, ZfRSoz 1993, 1 (9). 

83  Epiney, in: v. Mangoldt/Klein/Starck (Hrsg.), Das Bonner Grundgesetz, Band 2, 6. Auflage 2010, Art. 

20a Rn. 9, m. w. N. 

84  Hauff/WCED (Hrsg.), Our Common Future, 1987, S. 44. 

85  Ausführlich zu der Frage, ob die Kostenanlastung nach dem Verursacher- oder Gemeinlastprinzip 

zu einer sozial gerechten Verteilung führen kann, Kloepfer, Umweltgerechtigkeit, 2006, Rn. 16 f. 

m. w. N. 

86  Kloepfer, Umweltgerechtigkeit, 2006, Rn. 73 ff. 
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pe sind zweifellos die zukünftigen Generationen87, die ihre Interessen nicht selbst 
durchsetzen können. Hier muss die Frage gestellt werden, wie sie beteiligt und in wel-
cher Form den gegenwärtigen Generationen Handlungsbeschränkungen auferlegt 
werden können, um ihnen im Rahmen des Nachhaltigkeitsgrundsatzes entsprechende 
Entwicklungs- und Lebensmöglichkeiten zu bewahren, ohne jedoch die eigene Entwick-
lung zu beeinträchtigen.88 Diskutiert werden in diesem Zusammenhang institutionelle 
Absicherungen durch Nachweltschutzverbände, unabhängige Bundes- und Landesum-
weltzentralen, einen Ombudsmann für Nachweltschutz, Beratungsgremien oder einen 
Rat für nachhaltig zukunftsverträgliche Entwicklung als zusätzliches Organ der Gesetz-
gebung.89 

Um die Akzeptanz gegenüber Verfahrensentscheidungen im Hinblick auf alle Gruppen 
zu erhalten, ist es notwendig ihre unterschiedliche Durchsetzungsfähigkeit über die 
Gewichtung der Teilhabe derart auszugleichen, dass keine Ungerechtigkeit entsteht. 
Dies setzt einen respektvollen Umgang der einzelnen Gruppen miteinander voraus. 

Und nicht zuletzt sorgt eine mögliche Durchsetzbarkeit der Teilhabe in gerichtlichen 
Verfahren für eine gesteigerte Akzeptanz.90 

4.5 Gesamtergebnis 
Als Grundlagen für die Analyse des Umweltrechts auf Gerechtigkeitsanforderungen 
und deren Umsetzung konnten aus gerechtigkeitstheoretischer Perspektive (Recht und 
Gerechtigkeit) prozedurale und materielle Gerechtigkeitskonzepte eruiert werden. Ih-
nen lassen sich aber auf Grund ihres hohen Abstraktionsgrades nur sehr bedingt inhalt-
liche und prozedurale Kriterien von Verteilungs- und Verfahrensgerechtigkeit im Um-
weltrecht entnehmen. 

Als solche sind im Rahmen einer gerechten Verteilung von Umweltgütern und nicht 
vermeidbaren Umweltlasten sicherlich der Grundsatz verhältnismäßiger Gleichbehand-
lung und das Abwägungsgebot zu nennen. Dabei dürfte der sachgerechten Ausgestal-
tung der Abwägungsverfahren, vor allem mit Blick auf die Information, die Partizipati-
on und die Akzeptanz der jeweiligen gesellschaftlich relevanten Gruppen, besondere 
Bedeutung zukommen. 

Inwieweit sich das Umweltrecht dabei letztlich als gerecht erweist, dürfte allerdings 
kaum durch gerechtigkeitstheoretische Überlegungen zu steuern sein. Vielmehr wird 

                                                

87  Vgl. Hauff/WCED (Hrsg.), Our Common Future, 1987, S. 43 ff. 

88  Die Auflösung dieses Konfliktes strebt die Brundtland-Kommission durch Bedürfniskriterien an 
Hauff/WCED (Hrsg.), Our Common Future, 1987, S. 43 ff. Da sich die Bedürfnisse zukünftiger Gene-

rationen nur schwer postulieren lassen, werden diesem Ansatz Gleichheitskriterien 

Bosselmann/Schröter, Umwelt und Gerechtigkeit, 2001, S. 50 ff. bzw. das Vertragsmodell nach 
Rawls Eine Theorie der Gerechtigkeit, 9. Auflage 1996, S. 327 ff. entgegengesetzt. 

89  Beaucamp, Das Konzept der zukunftsfähigen Entwicklung im Recht, 2002, S. 196 ff. m.w.N. 

90  Koch, Die Verbandsklage im Umweltrecht, NVwZ 2007, 369, 370 f. m.w.N.; Krüper, in: Kloepfer, 
(Hrsg.), Rechtsschutz im Umweltrecht, 2014, S. 163, 180. 
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es ganz maßgeblich darauf ankommen, in welchem Umfang sich die einzelnen Staats-
funktionen (Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung) auf den unterschiedli-
chen Normsetzungsebenen (Völkerrecht, Europarecht, Verfassungsrecht, Einfaches Ge-
setzesrecht) dem Gerechtigkeitsgedanken und daraus resultierenden Gerechtigkeitsan-
forderungen verpflichtet wissen. 

Insoweit wird – nach der Darstellung der Gerechtigkeitsanforderungen auf den unter-
schiedlichen Normsetzungsebenen (siehe Kapitel 5) – der Umsetzung dieser Gerechtig-
keitsanforderungen anhand des ausgewählten Referenzgebietes „Recht der Luftreinhal-
tung“ in Kapitel 6 nachgegangen. Nur damit lässt sich vermutlich Aufschluss darüber 
erzielen, wie „gerecht“ das Umweltrecht ist.  
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5 Gerechtigkeitsanforderungen im höherrangigen Recht (Michalk) 

In diesem Kapitel werden die bestehenden Gerechtigkeitsanforderungen des internati-
onalen und europäischen Rechts sowie der nationalen Verfassung, einschließlich der 
anerkannten Prinzipien des Umweltrechts dargestellt. Die hierbei ermittelten Gerech-
tigkeitsanforderungen sollen den Maßstab für die weitere Untersuchung des einfach- 
und untergesetzlichen Umweltrechts bilden. 

Es besteht allerdings die Gefahr eines Zirkelschlusses, indem bei der Frage nach der 
Gerechtigkeit als Maßstab des Rechts wiederum das Recht als Maßstab der Gerechtig-
keit herangezogen wird.91 Gleichwohl wird man eine Wechselwirkung zwischen der 
Gerechtigkeit und dem Recht nicht verneinen können. So ist Gerechtigkeit als eine 
Hauptaufgabe des Rechts und das Recht als das wichtigste Instrument zur Durchset-
zung von Gerechtigkeit zu qualifizieren.92 Adressat eines damit verbundenen Auftrags 
zur Umsetzung von Gerechtigkeitsvorstellungen im Recht ist vornehmlich der Gesetz-
geber; im Rahmen arbeitsteiligen Zusammenwirkens obliegt die Verwirklichung der 
Gerechtigkeitskonzepte zudem der Rechtsprechung.93 Daraus ist zu schlussfolgern, dass 
im geltenden Recht bereits zahlreiche Anknüpfungspunkte für Gerechtigkeitskonzepte 
bestehen, eine vollständige Kongruenz zwischen Recht und Gerechtigkeit jedoch nicht 
zwingend vorliegt bzw. bestimmte Gerechtigkeitsprobleme vom Recht nicht hinrei-
chend berücksichtigt werden.94 

Die Beantwortung der Frage nach der Berücksichtigung von Gerechtigkeitskonzepten 
durch das Recht wird zudem durch die häufig anzutreffende Offenheit des Rechts er-
schwert. Denn neben Regeln, die eine zwingende Rechtsfolge enthalten und unmittel-
bar anwendbar sind, genießen auch Rechtsprinzipien im materiellen Sinne positive 
Rechtsgeltung.95 Letztere lassen sich nach rechtssatzförmigen Prinzipien, die einen 
unmittelbar anwendbaren Maßstab enthalten und sog. offenen Prinzipien, die noch 
konkretisierungsbedürftig sind, differenzieren. Teil dieser offenen Prinzipien sind wie-
derum dogmatisierte Prinzipien (auch allgemeine Rechtsprinzipien), die eng mit dem 

                                                

91  Dreier, Recht und Gerechtigkeit, in: Grimm (Hrsg.), Einführung in das Recht, 2. Aufl. 1991, S. 95, 

101. 

92  Szekessy, Gerechtigkeit und inklusiver Rechtspositivismus, 2003, S. 40; Kluth, Gerechtigkeit, in: FS 

Kirchhof, 2013, § 29 Rn. 2; speziell zur Effizienz als weiteren Aufgabe des (Umwelt-)Rechts: Rowe, 

Gerechtigkeit und Effizienz im Umweltrecht – Divergenz und Konvergenz, in: Gawel (Hrsg.), Effizi-
enz im Umweltrecht, 2001, S. 303 ff. 

93  Voßkuhle, Rechtsprechen, in: FS Kirchhof, 2013, § 86 Rn. 8; Kluth, Gerechtigkeit, in: FS Kirchhof, 

2013, § 29 Rn. 2; Grzeszick, Art. 20 (VI), in: Maunz/Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Rn. 66; vgl. ferner 
Hollerbach, Gerechtigkeit und Recht, in: Görres-Gesellschaft (Hrsg.), Staatslexikon, Bd. 2, 7. Aufl. 

1986, Sp. 898, 902 mit Verweis auf die fortwährende Determinierung in Form von Rechtssätzen, 

Rechtsakten und Rechtssprüchen vor dem Hintergrund der Gerechtigkeit im Sinne eines geschicht-
lichen Rechtsprinzips. 

94  Ausdrücklich mit Hinweis auf das Problem der ökologischen Gerechtigkeit Osterkamp, Juristische 

Gerechtigkeit, 2004, S. 201 f.; jüngst im Hinblick auf die Generationengerechtigkeit im umfassen-
den Sinne Kahl, „Soziale Gerechtigkeit“ oder Generationengerechtigkeit?, ZRP 2014, 17 ff. 

95  Hierzu und zur folgenden rechtstheoretischen Kategorisierung Voßkuhle, Das Kompensationsprin-

zip 1999, S. 387 ff. 



Gerechtigkeit im Umweltrecht – GerechtUm 

66 

jeweiligen Rechtssystem verbunden sind und die Rechtsanwendung sowie Rechtsfort-
bildung unmittelbar steuern. Dagegen lenken die Leitprinzipien als weitere Unterkate-
gorie der offenen Prinzipien lediglich den Blick des Gesetzgebers und Normanwenders 
in eine bestimmte Richtung, so dass sie in die Nähe eines Erkenntnis- und Arbeitsprin-
zips (auch politische Prinzipien) rücken, gleichwohl aber bereits zur positiven Rechts-
ordnung gehören. Zwischen den Polen eines dogmatisierten Rechtsprinzips und eines 
Leitprinzips sind zudem zahlreiche Übergangsformen möglich. Kriterien für die Quali-
fizierung als dogmatisiertes Prinzip sollen dabei ein Mindestmaß an rationalem Gehalt 
sowie die Klarheit, Eindeutigkeit und Homogenität in der Aussage sein. 

Insbesondere die Existenz von Prinzipien, die gleichzeitig moralischer Natur und Teil 
der Rechtsordnung sind (sog. Prinzipienargument), bildet neben der Unbestimmtheit 
und folglich der notwendigen Wertung des positiven Rechts (sog. Wertungsargument) 
sowie der Unterscheidung von Recht und Nicht-Recht im Falle evidenter Ungerechtig-
keit (sog. Unrechtsargument) eine wichtige Argumentationsgrundlage dafür, sich von 
Seiten der Rechtswissenschaft zur Gerechtigkeit zu äußern.96  

5.1 Untersuchungsrahmen 
Ausgangspunkt der folgenden Untersuchung sind die im Rahmen von Kap. 4 heraus-
gearbeiteten Gerechtigkeitskonzepte und deren wesentlichen Respezifizierungs- und 
Operationalisierungsinstrumente. Namentlich handelt es sich dabei um 

• Generationengerechtigkeit, 

• Ökologische Gerechtigkeit, 

• Chancengerechtigkeit, 

• Eigenrechte der Natur, 

• Befähigungsgerechtigkeit, 

• Verhältnismäßige Gleichheit und 

• Abwägungsgebot. 

In einem ersten Schritt werden in den Rechtsgrundlagen der verschiedenen Regelungs-
ebenen einzelne Aspekte der jeweiligen Gerechtigkeitskonzepte identifiziert. Der Be-
griff der Gerechtigkeit wird in den Normen dabei explizit nur selten auftreten. Viel-
mehr sollen rechtliche Instrumente aufgezeigt werden, die das jeweilige Gerechtig-
keitskonzept, z. B. durch einen Bewahrungs- oder Nutzungsaspekt, adressieren. Die Ge-
rechtigkeitskategorien der Verteilungsgerechtigkeit (bzgl. der Zuerkennung von Pflich-
ten und Rechten bei der Verteilung von Umweltlasten und Umweltgütern) sowie der 
Verfahrensgerechtigkeit (bzgl. der Berücksichtigung von Bevölkerungsgruppen bei Ent-
scheidungsverfahren und –prozessen) werden dabei als umsetzungsorientierte, überge-
ordnete und vorstrukturierende Differenzierung ebenfalls berücksichtigt. Die Zuschrei-

                                                

96  Osterkamp, Juristische Gerechtigkeit, 2004, S. 26 ff.; gegensätzlich hierzu die Trennungsthese vgl. 

Kluth, Gerechtigkeit, in: FS Kirchhof, 2013, § 29 Fn. 11 mit Verweis auf Kelsen, Die Illusion der Ge-
rechtigkeit, 1985; Osterkamp, Juristische Gerechtigkeit, S. 10 ff.; zur allgemeinen Zurückhaltung 

der Juristen gegenüber der Gerechtigkeit als eigenständigem Argumentationstopos Hollerbach, 

Gerechtigkeit und Recht, in: Görres-Gesellschaft (Hrsg.), Staatslexikon, Bd. 2, 7. Aufl., Sp. 898, 902. 



Gerechtigkeit im Umweltrecht – GerechtUm 

67 

bung rechtlicher Regelungen zu einem konkreten Gerechtigkeitskonzept ist wegen viel-
fältiger Überschneidungen der einzelnen Gerechtigkeitskonzepte sowie der häufig le-
diglich mittelbaren Wirkungsweise der rechtlichen Regelungen nicht ohne weiteres 
stringent möglich und unterliegt zudem in starkem Maße einer Wertung. Daher sollen 
die Grundkonzeption und die Funktionsweise der einzelnen normativen Grundlagen, 
insbesondere im Hinblick auf ihre Rechtsqualität, zunächst erläutert und mögliche 
Handlungsanweisungen ermittelt werden. Dies geschieht unter Zuhilfenahme der klas-
sischen Auslegungsregeln sowie der Auswertung einschlägiger Literatur und höchst-
richterlicher Rechtsprechung. In einem dritten Schritt soll eine Systematisierung und 
Gruppenbildung der ermittelten Anforderungen an die Gerechtigkeit im Umweltrecht 
erfolgen, um eine Anschlussfähigkeit der Untersuchungen zur einfach- und unterge-
setzlichen Umsetzung in einem Referenzgebiet herzustellen. 

5.2 Umweltvölkerrecht  
Entstehung und Geltung des Völkerrechts und somit auch des Umweltvölkerrechts be-
ruhen auf dem Konsensprinzip, wobei die Staaten als gleichgeordnete Rechtssubjekte 
gleichzeitig Normgeber und Normadressat sind, ohne einer „Verfassung der Rege-
lungsnotwendigkeit“ zu unterliegen.97 Allein der Konsens formal gleicher Staaten über 
bestimmte Regeln bewirkt dabei keine hinreichende Legitimation der Entscheidungen 
im Lichte der Verfahrensgerechtigkeit.98 Vielmehr ist eine solche Ausgestaltung der 
Abstimmungsverfahren notwendig, die für eine materielle Gleichheit der Staaten sorgt, 
indem sie bspw. über die Regel „one state – one vote“ durch Stimmengewichtungen 
und die Notwendigkeit qualifizierter Mehrheiten hinausgeht.99 Entsprechend der Ver-
fahrensgerechtigkeit konzipierte Entscheidungsverfahren sind eine wichtige Vorausset-
zung für die Realisierung von Verteilungsgerechtigkeit zwischen den Staaten. Besonde-
re Effektivität im Hinblick auf Gerechtigkeit wird der Zusammenführung der Konzepte 
der Verfahrensgerechtigkeit und der Verteilungsgerechtigkeit attestiert.100  

                                                

97  Ipsen, § 1 – Regelungsbereich und Geltungsgrund des Völkerrechts, in: ders. (Hrsg.), Völkerrecht, 

6. Aufl. 2014, Rn. 42 ff.; eingehend zur Frage der Konstitutionalisierung des Völkerrechts Scheyli, 

Konstitutionelle Gemeinwohlorientierung im Völkerrecht, passim; zur grundsätzlichen Gleichheit 
aller Staaten Art. 1 Abs. 1 und Art. 2 Abs. 1 UN-Charta. 

98  Czarnecki, Verteilungsgerechtigkeit im Umweltvölkerrecht, 2008, S. 77 ff. 

99  Beyerlin, Umweltvölkerrecht, in: FS Kirchhof, 2013, § 106 Rn. 11 ff., der die Verfahrens- und die 
Verteilungsgerechtigkeit neben dem Konzept der nachhaltigen Entwicklung, dem Konzept der 

Vorsorge und dem Konzept der gemeinsamen, aber differenzierten Verantwortlichkeiten als Ein-

zelausprägung der „internationalen Gerechtigkeit“ identifiziert; im Hinblick auf die Abstimmungs- 
und Entscheidungsmodalitäten im Rahmen der Globalen Umweltfazilität (GEF) als Modell 

Dolzer/Kreuter-Kirchhof, Das Umweltvölkerrecht als Wegweiser neuer Entwicklungen des allge-

meinen Völkerrechts, in: Giegerich/Proelß (Hrsg.), Bewahrung des ökologischen Gleichgewichts 
durch Völker- und Europarecht, 2010, S. 91, 111 ff. 

100  Mit dem Hinweis auf ein internationales Access-Benefit-Sharing-Regime Beyerlin, Umweltvölker-

recht, in: FS Kirchhof, 2013, § 106 Rn.14. 
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5.2.1 Rechtsquellen 

Zu den Rechtsquellen des Umweltvölkerrechts zählen gemäß Art. 38 Abs. 1 IGH-Statut 
insbesondere die zwischen den Parteien geltenden völkerrechtlichen Verträge, die Re-
geln des Völkergewohnheitsrechts und die allgemeinen Rechtsgrundsätze des Völker-
rechts. Das Völkervertragsrecht als wichtigste Rechtsquelle des Umweltvölkerrechts er-
hält innerstaatliche Geltung durch einen Rechtsanwendungsbefehl. Im Bereich des Art. 
59 Abs. 2 S. 1 GG erfolgt dies durch eine (grundsätzlich einfachgesetzliche, Verfas-
sungsrecht nicht verdrängende) bundesrechtliche Regelung, dem sog. Vertragsgesetz. 
Das Völkergewohnheitsrecht setzt die Staatspraxis und die Anerkennung als Recht 
durch die Staaten voraus. Es gehört zu den allgemeinen Regeln des Völkerrechts i. S. v. 
Art. 25 GG, bedarf keines Transformationsaktes101 und ist in der innerstaatlichen Nor-
menhierarchie zwischen Grundgesetz und einfachem Recht platziert.102 Allgemeine 
Rechtsgrundsätze, die ebenfalls zu den allgemeinen Regeln des Völkerrechts nach Art. 
25 GG gehören, sind hingegen ihrem Ursprung nach völkerrechtsfremd; es handelt sich 
um anerkannte Rechtsprinzipien, die allen nationalen Rechtsordnungen gemeinsam 
sind.  

Neben diesen verbindlichen Rechtsquellen kommt dem sog. soft-law, d.h. (zunächst) 
unverbindlichen, lediglich politisch bindenden Standards, Regeln und Grundsätzen, 
eine erhebliche praktische (normbildende und auslegungslenkende) Bedeutung im 
Umweltvölkerrecht zu. Ein Erstarken dieses soft-law zu rechtlich verbindlichem hard-
law ist u. a. im Wege der Anerkennung als Völkergewohnheitsrecht möglich. 

5.2.2 Übergreifende Prinzipien  

Da vorrangig in Prinzipien der Gedanke der Gerechtigkeit zum Ausdruck kommt103, 
sollen diese den Schwerpunkt der vorliegenden Untersuchung bilden. Die normative 
Einordnung der im Folgenden zu behandelnden übergreifenden Prinzipien104 des Um-
weltvölkerrechts ist häufig umstritten. Der Begriff des Prinzips wird dabei nicht tech-
nisch verstanden. Hintergrund dessen ist die häufige synonyme Verwendung der Be-
griffe Prinzipien, Regeln, Konzepte.  

                                                

101  Zur Aktualisierungs- und Scharnierfunktion des Art. 25 GG im Hinblick auf das jeweils aktuelle 

Recht Kunig, Völkerrecht und deutsches Recht, in: Graf Vitzthum/Proelß (Hrsg.) Völkerrecht, 6. 

Aufl. 2013, Rn. 135. 

102  BVerfGE 112, 1, 24 – Bodenreform III; zum Meinungsstand m.w.N. Schmahl, Das Verhältnis der 

deutschen Rechtsordnung zu Regeln des Völkerrechts, JuS 2013, 961, 963 f. 

103  Epiney, "Gerechtigkeit" im Umweltvölkerrecht, APuZ 2007, S. 31, 32. 

104  Kritisch zum Begriff Beyerlin, „Prinzipien“ im Umweltvölkerrecht – ein pathologisches Phäno-

men?, in: FS Steinberger, 2002, S. 31, passim; so wie hier Proelß, Raum und Umwelt im Völker-

recht, in: Graf Vitzthum/Proelß (Hrsg.), Völkerrecht, 6. Aufl. 2013, Rn. 105. 
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5.2.2.1 Verbot erheblicher grenzüberschreitender Umweltbelastungen 

Das Verbot erheblicher grenzüberschreitender Umweltbelastungen (no harm rule) 
wurde im Trail-Smelter-Fall105 als Völkergewohnheitsrecht anerkannt.106 Demnach ist es 
untersagt, das eigene Hoheitsgebiet in einer Weise zu nutzen oder eine solche Nutzung 
zu gestatten, dass der Umwelt anderer Staaten oder der Umwelt herrschaftsfreier Räu-
me erhebliche Schädigungen zugefügt werden.107 In der Folge erwächst daraus eine 
Beschränkung der Verlagerung von Umweltlasten in andere Staaten bzw. hoheitsfreie 
Räume. Mithin hat das Prinzip verteilende Wirkung und adressiert damit die Chancen-
gerechtigkeit, wenngleich die Effektivität vor dem Hintergrund der Bewältigung der 
globalen Umweltkrise als unzureichend bewertet wird.108 Bei der Beurteilung der Er-
heblichkeit ist das Immissionsniveau des betroffenen Staates maßgeblich, so dass Vor-
belastungen zu berücksichtigen sind.109 Neben dieser repressiven Schutzwirkung ergibt 
sich aus dem Verbot auch eine präventive Schadensverhinderungspflicht (Präventions-
grundsatz)110, wonach alle möglichen und zumutbaren Maßnahmen, insbesondere die 
Einhaltung technischer Standards, zur Vermeidung wahrscheinlicher grenzüberschrei-
tender Umweltbeeinträchtigungen getroffen werden müssen, woraus wiederum proze-
durale Annexpflichten erwachsen (hierzu Kap. 5.2.3).111  

                                                

105  Trail Smelter Arbitration (U.S. v. Canada), Schiedssprüche v. 16.4.1938 und 11.3.1941, RIAA III, 

1905, 1938. 

106  BVerwGE 132, 151, 158 f. – Flughafen Weeze/Niederrhein; zur Qualifizierung als ius cogens s. 
Beyerlin, Umweltvölkerrecht, 2000, § 8 Rn. 131 ff.; Dogmatische Fundierung erfährt die no-harm 

Regel u. a. im Prinzip „sic utere tuo ut alienum non laedas“, wonach ein Staat seine Rechte nicht 

so gebrauchen soll, dass einem anderen Staat Schaden entsteht (eingehend hierzu Hinds, Das Prin-
zip „sic utere tuo ut alienum non laedas“ und seine Bedeutung im internationalen Umweltrecht, 

AVR 30 (1992), S. 298, passim). Wegen seines unspezifischen materiellen Gehalts lasse sich dieser 

Grundsatz jedoch nicht für das internationale Umweltrecht nutzbar machen (Heintschel von 
Heinegg, § 50 - Gewohnheitsrechtliche Grundsätze des Umweltvölkerrechts, in: Ipsen (Hrsg.), Völ-

kerrecht, 6. Aufl. 2014, Rn. 28); das Gleiche gelte für den Grundsatz der guten Nachbarschaft. 

107  Hierzu eingehend Epiney, Das "Verbot erheblicher grenzüberschreitender Umweltbeeinträchti-
gungen": Relikt oder konkretisierungsfähige Grundnorm?, AVR 33 (1995), 309 ff.; s. auch Beyerlin, 

Umweltvölkerrecht, 2000, § 8 Rn. 116 ff. 

108  Caspar, Ökologische Verteilungsgerechtigkeit und moderner Rechtsstaat am Beispiel des Klima-
schutzes, ARSP 1997, 338, 356. 

109  Epiney, Das "Verbot erheblicher grenzüberschreitender Umweltbeeinträchtigungen": Relikt oder 

konkretisierungsfähige Grundnorm?, AVR 33 (1995), S. 309, 336. 

110  Pulp Mills on the River Uruguy (Argentinia v. Uruguay), Urteil v. 20.4.2010, ICJ Reports 2010, 14 ; 

Proelß, Das Urteil des Internationalen Gerichtshofs im Pulp Mills-Fall und seine Bedeutung für die 

Entwicklung des Umweltvölkerrechts, in: FS Schröder, 613, 620 ff., der in der Folge die no-harm-
Regel nur in Fällen, in denen ein Staat in höchstem Maße risikogeneigte Technologie zugelassen 

hat, anwenden will; Beyerlin, Umweltvölkerrecht, 2000, § 8 Rn. 116; kritisch Heintschel von 

Heinegg, § 50 - Gewohnheitsrechtliche Grundsätze des Umweltvölkerrechts, in: Ipsen (Hrsg.), Völ-
kerrecht, 6. Aufl. 2014, Rn. 18 und 22. 

111  Proelß, Raum und Umwelt im Völkerrecht, in: Graf Vitzthum/Proelß (Hrsg.), Völkerrecht, 6. Aufl. 

2013, Rn. 108 f. 
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5.2.2.2 Gebot der fairen und gerechten Aufteilung gemeinsamer natürlicher Ressourcen 

Das Gebot der fairen und gerechten Aufteilung gemeinsamer natürlicher Ressourcen 
(principle of equitable apportionment/ utilization of shared resources) wird als allge-
meine Anweisung zur Erzielung eines billigen Ergebnisses qualifiziert. Es erfasst weder 
hoheitsfreie Gebiete, noch eindeutig einem Hoheitsgebiet zuzuordnende Gebiete, son-
dern betrifft Räume und Güter, deren Nutzung regelmäßig die Nutzung durch einen 
anderen Staat beeinträchtigt (Flüsse mit mehreren Anrainerstaaten). Das Gebot ist als 
grundlegende Norm des internationalen Wasserrechts als Völkergewohnheitsrecht an-
erkannt.112 Eine Übertragung auf andere Medien, wie bspw. Luft, wird u. a. aufgrund 
der wenigen Anhaltspunkte in der völkerrechtlichen Praxis kritisch bewertet.113 Der 
Bedeutungsschwerpunkt des Prinzips ist im Abwägungsverfahren zu sehen. In diesem 
müssen neben der Einhaltung von Informations- und Konsultationspflichten alle für die 
Nutzung der Ressource relevanten Faktoren berücksichtigt werden.114 Zu diesen Fakto-
ren gehören die besonderen Umstände des Einzelfalles, wie die geografischen, hydro-
logischen, klimatischen, wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse sowie die bestehen-
den Nutzungen in den beteiligten Staaten.115 Da aus der souveränen Gleichheit aller 
Staaten die Gleichrangigkeit aller Nutzungsinteressen und – rechte aller Anrainer folgt, 
kommt beim Abwägungsvorgang keinem Faktor per se ein Geltungs- oder Gewich-
tungsvorrang zu, woraus jedoch kein Anspruch auf faktische Gleichbehandlung er-
wächst.116 Vielmehr sind Art und Umfang der Nutzungsrechte unter Berücksichtigung 
des tatsächlichen Bedarfs und unter Abwägung aller Umstände des Einzelfalls in der 
Weise festzustellen, dass der Bedarf jedes Anrainers im größtmöglichen Umfang ge-
deckt und jedem Anrainerstaat der größtmögliche Vorteil zukommt.117 Das Abwä-
gungsergebnis ist infolge des Verhandlungsprozesses (bzw. Abwägungsvorgangs) als 
billig und gerecht zu qualifizieren.118 Das Prinzip zielt also gerade nicht auf eine sche-

                                                

112  Gabčikovo-Nagymaros (Hungary v. Slovakia), Urteil v. 25.9.1997, ICJ Reports 1997, 7 ff.; Heintschel 
von Heinegg, § 50 - Gewohnheitsrechtliche Grundsätze des Umweltvölkerrechts, in: Ipsen (Hrsg.), 

Völkerrecht, 6. Aufl. 2014, Rn. 19 f.; zur Qualifizierung als ius cogens s. Beyerlin, Umweltvölker-

recht, 2000, § 8 Rn. 131 ff. 

113  So aber Rauschning, Allgemeine Völkerrechtsregeln zum Schutz gegen grenzüberschreitende Um-

weltbeeinträchtigungen, in: FS Schlochauer, 1981, S. 557 f.; bejahend im Hinblick auf dem Wasser 

ähnlichen Ressourcen Epiney JuS 2003, 1066, 1069, die eine Anerkennung des Prinzips für andere 
Ressourcen aus dem effektiven Schutz der territorialen Integrität herleitet; krit. Heintschel von 

Heinegg, § 50 - Gewohnheitsrechtliche Grundsätze des Umweltvölkerrechts, in: Ipsen (Hrsg.), Völ-

kerrecht, 6. Aufl. 2014, Rn. 20 und 27; konkret im Hinblick auf den Bereich der Luftreinhaltung 
Durner, Common Goods, 2001, S. 105 ff. 

114  Epiney, JuS 2003, 1066, 1070; zu den einzelnen Faktoren eingehend Reszat, Gemeinsame Naturgü-

ter im Völkerrecht, 2004, S. 321 ff. 

115  Vgl. Art. 6 Abs. 1 des UN-Übereinkommens über das Recht der nicht die Schifffahrt betreffenden 

Nutzung internationaler Wasserläufe vom 21.5.1997, ILM 1997, 700 (UN-Wasserrechtskonvention). 

116  Reszat, Gemeinsame Naturgüter im Völkerrecht, 2004, S. 315 ff. 

117  Reszat, Gemeinsame Naturgüter im Völkerrecht, 2004, S. 319. 

118  Heintschel von Heinegg, § 50 - Gewohnheitsrechtliche Grundsätze des Umweltvölkerrechts, in: 

Ipsen (Hrsg.), Völkerrecht, 6. Aufl. 2014, Rn. 19; anders hingegen Beaucamp, Das Konzept der zu-
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matische Gleichbehandlung der betroffenen Staaten ab, sondern verlangt eine abwä-
gende Differenzierung im Einzelfall, ohne konkrete Verteilungsregeln zu enthalten. Im 
Ergebnis ist das Prinzip auf ein Abwägungsgebot sowie die verhältnismäßige Gleichheit 
der Anrainer gerichtet und trägt zur Chancengerechtigkeit bei.  

5.2.2.3 Statusprinzipien 

Die sog. Statusprinzipien weisen Gemeinschaftsgütern einen besonderen Rechtsstatus 
zu119. Dies geschieht v. a. in Form der Begründung von Zugangs- und Nutzungsberech-
tigungen unter Berücksichtigung eines schonenden Souveränitätsausgleichs sowie der 
Sicherung von Gemeinwohlaspekten.120 Bei Gemeinschaftsgütern handelt es sich dabei 
um Ressourcen, die global bedeutsam, jedoch nur bestimmten staatlichen Territorien 
(z. B. der tropische Regenwald) oder keiner staatlichen Souveränität (z. B. die Hohe See) 
zuzuordnen sind.121 

Traditionell resultierte aus dem Prinzip der Gemeinschaftssache (res communis) die 
Freiheit aller Staaten, die res communes (Hohe See, den Weltraum, den Mond und die 
Antarktis) – beschränkt durch das Gebot der Rücksichtnahme – zu betreten und zu 
nutzen, wodurch insbesondere die Chancengerechtigkeit adressiert wird. Es enthält 
infolge einer Weiterentwicklung aber eine Schutzpflicht in Form eines Schädigungs-
verbots bezüglich hoheitsfreier Räume und ein Prinzip der begrenzten Demilitarisie-
rung,122 wodurch im Wege einer Verhinderung der Auslagerung von Umweltlasten das 
Prinzip Verteilungsrelevanz entfalten kann.123 Die Konkretisierung des Schädigungs-
verbots ist jedoch mit Hinblick auf den Verschuldens- und Erheblichkeitsmaßstab, den 
Schadens- und Kausalitätsnachweis sowie auf Summationsschäden problematisch.124  

Das Prinzip des gemeinsamen Erbes der Menschheit125 (common heritage of mankind), 
das als Sonderfall des res-communis-Prinzips qualifiziert wird,126 begrenzt die freie und 
gleiche Nutzung staatsfreier Gebiete primär durch eine billige Verteilung der Vorteile 

                                                                                                                                                            

 

kunftsfähigen Entwicklung im Recht, 2002, S. 92 f., der wegen der „sozialen Blindheit“ im Ergebnis 
eine Förderung der Verteilungsgerechtigkeit zwischen den Nationen durch das Prinzip verneint; 

zur korrektiven Wirkung des Nachhaltigkeitsgrundsatzes Reszat, Gemeinsame Naturgüter im Völ-

kerrecht, 2004, S. 358 ff.  

119  Eingehend zum Oberbegriff der „common goods“ Durner, Common Goods: Statusprinzipien von 

Umweltgütern im Völkerrecht, 2001, S. 17 ff., der in diesem Zusammenhang auch das Prinzip der 

angemessenen Nutzung gemeinsamer Güter thematisiert. 

120  Durner, Common Goods, 2001, S. 279 f. 

121  Reszat, Gemeinsame Naturgüter im Völkerrecht, 2004, S. 171 ff.; Czarnecki, Verteilungsgerechtig-

keit im Umweltvölkerrecht, 2008, S. 138 ff. 

122  Durner, Common Goods, 2001, S. 160 ff., 179 f., ebd. mit dem Hinweis auf die Argumentation zur 

Substitution des res communis-Prinzips durch das common heritage-Prinzip. 

123  Czarnecki, Verteilungsgerechtigkeit im Umweltvölkerrecht, 2008, S. 139. 

124  Durner, Common Goods, 2001, S. 54 f., 174 

125  Vgl. WBGU, Welt im Wandel: Menschheitserbe Meer, 2013, S. 265. 

126  Durner, Common Goods, 2001, S. 140. 
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aus der Nutzung vor dem Hintergrund einer effektiven Gleichstellung der Staaten im 
Wege einer staatengemeinschaftlichen Nutzung 127 sowie sekundär durch ein Scho-
nungskonzept. Es umfasst somit vorrangig Aspekte der intragenerationellen, aber auch 
der intergenerationellen128 und der ökologischen Gerechtigkeit, enthält allerdings kei-
ne konkreten Verteilungskriterien und ist nicht als Völkergewohnheitsrecht einzustu-
fen.129 Der materielle Gehalt des Prinzips der gemeinsamen Sorge (common concern of 
mankind) ist streitig130 und enthält nach überwiegender Ansicht keine Verteilungsre-
gel.131 Im Gegensatz zum Prinzip des gemeinsamen Erbes der Menschheit stehen die 
Bewahrung und Verantwortung für bestimmte natürliche Lebensgrundlagen, wie z. B. 
das Klima und die biologische Vielfalt, im Vordergrund und werden auch Naturgüter, 
die einem Hoheitsgebiet zugeordnet sind, erfasst. Entsprechende Schutzregime für die-
se natürlichen Lebensgrundlagen sind daher grundlegend und unabdingbar für das 
Fortbestehen der Menschheit.132 Damit fungiert das Prinzip der gemeinsamen Sorge im 
Sinne sowohl der ökologischen Gerechtigkeit als auch der Generationengerechtigkeit. 

5.2.2.4 Nachhaltige Entwicklung 

Eine Qualifizierung des Konzepts der Nachhaltigen Entwicklung (sustainable develop-
ment) als normatives Rechtsprinzip wird wegen seiner inhaltlichen Unbestimmtheit 
noch vielfach verneint.133 Unter Rückgriff auf den Brundtland-Report wird das Konzept 

                                                

127  Reszat, Gemeinsame Naturgüter im Völkerrecht, 2004, S. 123; Jagels-Sprenger, "Common Heritage 
of Mankind”, 1991, S. 409, 412 f. mit dem Hinweis auf die in der Seerechtskonvention konkretisier-

ten Verteilungsmechanismen, wie z. B. den Wissens- und Technologietransfer, die Kompensation 

entgangener Wertschöpfung, die Privilegierung wirtschaftlich schwächerer Staaten sowie die 
Übertragung von Aufgaben und Kompetenzen auf ein internationales Organ.  

128  Beaucamp, Das Konzept der zukunftsfähigen Entwicklung im Recht, 2002, S. 148; Appel, Staatliche 

Zukunfts- und Entwicklungsvorsorge, 2005, S. 224; hinsichtlich der intergenerationellen Gerechtig-
keit zurückhaltend Kleiber, Der grundrechtliche Schutz künftiger Generationen, 2014, S. 27 f. 

129  Epiney, JuS 2003, 1066, 1068.; a.A. in Bezug auf einzelne Bestandteile Beaucamp, Das Konzept der 

zukunftsfähigen Entwicklung im Recht, 2002 S. 96; Kewenig, Common heritage of mankind - poli-
tischer Slogan oder völkerrechtlicher Schlüsselbegriff?, in: FS Schlochauer 1981, 385, 406. 

130  Skeptisch im Hinblick auf die normative Wirkung: Beyerlin, Umweltvölkerrecht, 2000, Rn. 126. 

131  Czernacki, Verteilungsgerechtigkeit im Umweltvölkerrecht 2008, S. 141; Durner, Common Goods, 
2001, S. 253 ff. 

132  Appel, Staatliche Zukunfts- und Entwicklungsvorsorge, 2005, 225 f. 

133  Kloepfer, Umweltrecht, 2004, § 9 Rn. 35 m.w.N.; s. jedoch zur Ausstrahlungswirkung als rechtlich 
verbindliches Prinzip Epiney/Scheyli, Strukturprinzipien des Umweltvölkerrechts, 1998, S. 171; ein-

gehend Gehne, Nachhaltige Entwicklung als Rechtsprinzip, 2011, S. 257 ff.; bejahend Gärditz, 

Nachhaltigkeit und Völkerrecht, in: Kahl (Hrsg.), Nachhaltigkeit als Verbundbegriff, 2008, S. 137, 
167 f., der jedoch den Status als Völkergewohnheitsrecht verneint; zur zunehmenden völkerge-

wohnheitsrechtlichen Verdichtung Appel, Staatliche Zukunfts- und Entwicklungsvorsorge, 2005, S. 

276 ff.; zusammenfassender Überblick zu den verschiedenen Auffassungen bei Czarnecki, Vertei-
lungsgerechtigkeit im Umweltvölkerrecht, 2008, S. 120 und Monien, Prinzipien als Wegbereiter 

eines globalen Umweltrechts?, 2014, S. 189 ff.; zu den unterschiedlichen Bezeichnungen ausführ-

lich Scheyli, Konstitutionelle Gemeinwohlorientierung im Völkerrecht, 2008, S. 287 Fn. 4. 
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der nachhaltigen Entwicklung als Weltentwicklung definiert, welche die ökologischen, 
ökonomischen und sozialen Ziele in Einklang bringt.134 Maßgebliche Konkretisierun-
gen des Begriffs finden sich in den völkerrechtlich nicht verbindlichen Grundsätzen der 
Rio-Deklaration von 1992135, die zumindest als Grundlage und Kristallisationspunkt für 
künftige Völkerrechtssätze gelten.136  

Zentrale Gegenstände sind v. a. die inter- und intragenerationelle Gerechtigkeit. Grund-
forderungen der intergenerationellen Gerechtigkeit sind nach Edith Brown Weiss die 
Erhaltung der natürlichen Ressourcen, um künftigen Genrationen die Wahlmöglichkei-
ten für die Lösung ihrer Probleme und Verwirklichung ihrer Ideale zu erhalten 
(conservation of options), der Umweltqualität (conservation of quality) und der gerech-
ten Verteilung des Ressourcenzugangs (conservation of access). Durch das Postulat des 
Erhalts der Umweltqualität wird durch das Konzept der nachhaltigen Entwicklung auch 
die ökologische Gerechtigkeit angesprochen. Trotz vielfältiger Erwähnungen in völker-
rechtlichen Vereinbarungen137, fehlen entsprechende operative Bestimmungen zur in-
tergenerationellen Gerechtigkeit, so dass eine völkergewohnheitsrechtliche Bedeutung 
verneint wird.138 Auch die intragenerationelle Gerechtigkeit als Einzelelement der 
Nachhaltigen Entwicklung ist als solche trotz Erwähnung in verschiedenen völkerrecht-
lichen Dokumenten139 noch nicht Bestandteil des Völkergewohnheitsrechts geworden, 
da operative Bestimmungen bislang fehlen.140  

Vielmehr werden Anknüpfungspunkte in dem Gebot der fairen und gerechten Auftei-
lung gemeinsamer natürlicher Ressourcen und dem Prinzip des gemeinsamen Erbes 
der Menschheit (Kap. 5.2.2.3) sowie dem Prinzip der gemeinsamen, aber unterschiedli-
chen Verantwortlichkeit (Kap. 5.2.2.7) gesehen. Ebenso sind u. a. das Vorsorgeprinzip 
(precautionary principle) (Kap. 5.2.2.5) – einschließlich der Prinzipien zur Umsetzung 
des Vorsorgeprinzips, wie das Gebot zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung sowie das Gebot zur Verwendung der besten verfügbaren Technologien – das 
Ursprungs- und das Verursacherprinzip (polluter pays principle) (Kap. 5.2.2.6) Umset-
zungselemente des Konzepts der nachhaltigen Entwicklung, was dessen Qualifizierung 
als Leitprinzip und damit verbunden eine Hierarchisierung der einzelnen Prinzipien 

                                                

134  WCED, Our Common Future, S. 39 f.; Beaucamp, Das Konzept der zukunftsfähigen Entwicklung im 

Recht, 2002, S. 18 ff.; krit. Epiney, Gerechtigkeit im Umweltvölkerrecht, APuZ 2007, S. 31, 33. 

135  Z. B. Prinzip 3 der Rio-Erklärung über Umwelt und Entwicklung (1992): „Das Recht auf Entwick-
lung muss so verwirklicht werden, dass den Entwicklungs- und Umweltbedürfnissen der heutigen 

und der kommenden Generationen in gerechter Weise entsprochen wird.“ 

136  Calliess, Der Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung: Zur Konkretisierung eines politischen Kon-
sensbegriffes durch Recht, in: FS Schröder, 2012, 515, 516 f.  

137  Bartholomäi, Sustainable Development und Völkerrecht, S. 90 ff. 

138  Kleiber, Der grundrechtliche Schutz künftiger Generationen, 2014, S. 25 f.; Beaucamp, Das Konzept 
der zukunftsfähigen Entwicklung im Recht, 2002, S. 89 f. m.w.N. 

139  Bartholomäi, Sustainable Development und Völkerrecht, 1997, S. 259 ff. 

140  Beaucamp, Das Konzept der zukunftsfähigen Entwicklung im Recht, 2002, S. 91. 
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nahelegt.141 Fragen der globalen inter- und intragenerationellen Verteilungsgerechtig-
keit werden durch das Konzept im Ergebnis daher nur in abstrakter Weise beantwor-
tet.142 

5.2.2.5 Vorsorgeprinzip 

Nach dem Vorsorgeprinzip (precautionary principle),143 welchem vielfach gewohnheits-
rechtliche Geltung zugesprochen wird,144 sollen in Fällen, in denen mit hohen Risiken 
für die Umwelt zu rechnen ist, die erforderlichen umweltpolitischen Maßnahmen auch 
dann getroffen werden, wenn keine absolute wissenschaftliche Gewissheit über den 
tatsächlichen Eintritt des Umweltschadens oder über die Kausalität besteht. Welche 
konkreten Rechtsfolgen (Handlungspflichten unter Beachtung des Verhältnismäßig-
keitsgrundsatzes, Beweislastumkehr etc.) sich hieraus ergeben, ist unklar.145 Dem Prin-
zip wird hinsichtlich der Verteilungsgerechtigkeit nur eine mittelbare, vorbereitende 
Wirkung attestiert, indem im Falle starker örtlicher Umweltbelastungen bzw. unsiche-
rer ökologischer Folgen oder vor dem Hintergrund des Vorhaltens von Nutzungsreser-
ven eine Umverteilung der Umweltlasten bzw. –güter notwendig werden kann.146 Inso-
fern fungiert das Vorsorgeprinzip auch im Sinne der ökologischen Gerechtigkeit und 
der Generationengerechtigkeit. 

                                                

141  Epiney/Scheyli, Strukturprinzipien des Umweltvölkerrechts, 1998, S. 89 ff.; Monien, Prinzipien als 
Wegbereiter eines globalen Umweltrechts?, 2014, S. 408 f. 

142  Czarnecki, Verteilungsgerechtigkeit im Umweltvölkerrecht, 2008, S. 122, der eine Überführung der 

abstrakten Anforderungen des Nachhaltigkeitsprinzips in konkrete völkerrechtliche Normen mit 
Hilfe des Scharniers der Billigkeit für möglich hält. 

143  Prinzip 15 Rio-Deklaration, Art. 3 Abs. 3 Klimarahmenkonvention, Art. 2 Abs. 2a OSPAR-

Übereinkommen; zu weiteren Verankerungen im Völkervertragsrecht Monien, Prinzipien als 
Wegbereiter eines globalen Umweltrechts?, 2014, S. 255 ff. 

144  Bejahend Epiney, JuS 2003, 1066, 1068; Epiney/Scheyli, Strukturprinzipien des Umweltvölkerrechts, 

1998, S. 107; als potentielle universelle gewohnheitsrechtliche Verhaltensnorm Beyerlin, Umwelt-
völkerrecht, 2000, § 8 Rn. 127; zumindest partikulare gewohnheitsrechtliche Anerkennung sieht 

Erben, Das Vorsorgegebot im Völkerrecht, 2005, S. 249; a.A. Proelß, Das Umweltvölkerrecht vor 

den Herausforderungen des Klimawandels. Ansätze zu einer bereichsübergreifenden 
Operationalisierung des Vorsorgeprinzips, JZ 2011, 495, 498; eingehend zum Meinungsstand 

Monien, Prinzipien als Wegbereiter eines globalen Umweltrechts?, 2014, S. 270 ff. 

145  Epiney/Scheyli, Strukturprinzipien des Umweltvölkerrechts, 1998, S. 121 ff.; im Hinblick auf eine 
Operationalisierung des Vorsorgegebots im Sinne eines prozeduralen Abwägungsmechanismus 

Proelß, Das Umweltvölkerrecht vor den Herausforderungen des Klimawandels, JZ 2011, 495, 501 

ff.; zur (schwächeren) Ausgestaltung des völkerrechtlichen Vorsorgeprinzips gegenüber dem Vor-
sorgegrundsatz in § 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG Buck/Verheyen, § 1- Umweltvölkerrecht, in: Koch, 

Umweltrecht, 4. Aufl. 2014, Rn. 33.  

146  Czarnecki, Verteilungsgerechtigkeit im Umweltvölkerrecht, 2008, S. 137 f. 
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5.2.2.6 Verursacherprinzip 

Das Verursacherprinzip (polluter pays principle)147 fungiert als Kostenverteilungsprin-
zip, indem es die Beseitigungs- bzw. Finanzierungslast für Umweltbeeinträchtigungen 
dem Verursacher auferlegt und zielt damit auf eine gerechte Lastenverteilung148. Bei 
richtiger Kalkulation der Kostenlast bewirkt dies eine Vermeidung bzw. Verringerung 
der Umweltbelastung durch den Urheber. Diese Verhaltenssteuerung dient auch dem 
Interesse künftiger Generationen, so dass es als Instrument der Generationengerechtig-
keit qualifiziert werden kann.149 Im Übrigen leistet das Verursacherprinzip infolge der 
Abgeltung der Sondervorteile, die auf der Inanspruchnahme von Umweltressourcen 
beruhen, ebenfalls einen Beitrag zur Chancengerechtigkeit.150 In Verbindung mit dem 
grenzüberschreitenden Schädigungsverbot wirkt das Verursacherprinzip als räumliche 
Verteilungsregel, weil der Verursacher abgehalten wird, Umweltlasten aus seinem Ho-
heitsgebiet zu verbringen.151 Die Anerkennung des Prinzips als Völkergewohnheits-
recht wird häufig verneint, da zahlreiche Einzelheiten noch umstritten sind.152  

5.2.2.7 Prinzip der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeit 

Das Prinzip der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeit (common but 
differentiated responsibilities)153 nimmt die tatsächliche Ungleichheit zwischen Staaten 
in den Blick und soll unter Zuhilfenahme von Bedarfs- und Fähigkeitskriterien, wie z. B. 
der Qualifizierung als Entwicklungsland,154 Gerechtigkeit bei der Verteilung von Um-
weltschutz- bzw. Kostentragungspflichten schaffen, indem bestimmten Staaten geringe-
re oder zeitverzögerte Pflichten (asymmetrische Pflichten) auferlegt sowie finanzielle 

                                                

147  Prinzip 16 Rio-Deklaration, Art. 2 Abs. 2b OSPAR-Übereinkommen. 

148  Monien, Prinzipien als Wegbereiter eines globalen Umweltrechts?, 2014, S. 346. 

149  Epiney, "Gerechtigkeit" im Umweltvölkerrecht, APuZ 2007, S. 31, 34 f.; Monien, Prinzipien als 

Wegbereiter eines globalen Umweltrechts?, 2014, S. 411. 

150  Hansjürgens, Das Verursacherprinzip als Effizienzregel, in: Gawel (Hrsg.), Effizienz im Umwelt-

recht, Grundsatzfragen einer wirtschaftlichen Umweltnutzung aus rechts-, wirtschafts- und sozial-

wissenschaftlicher Sicht, 2001, S. 381, 390 f. 

151  Zur Funktion als räumliche Verteilungsregel Czarnecki, Verteilungsgerechtigkeit im Umweltvöl-

kerrecht, 2008, S. 135 f. 

152  Proelß, Raum und Umwelt im Völkerrecht, in: Graf Vitzthum/Proelß (Hrsg.), Völkerrecht, 6. Aufl. 
2013, Rn. 113; auf die noch nicht hinreichend nachweisbare Praxis verweisend Epiney, JuS 2003, 

1066, 1068; skeptisch Hobe, JA 1997, 160, 164. 

153  Prinzip 7 Rio-Deklaration, Art. 3 Abs. 1 Klimarahmenkonvention; weitere Nachweise bei Glass, Die 
gemeinsame, aber unterschiedliche Verantwortlichkeit als Bestandteil eines umweltvölkerrechtli-

chen Prinzipiengefüges, 2008, S. 25 ff. 

154  Zur Frage der (flexiblen) Differenzierung der zu berücksichtigenden Staaten anhand von Definitio-
nen (z. B. Entwicklungsland), enumerativ qua Liste oder anhand einer „Selbstdefinition“: Glass, Die 

gemeinsame, aber unterschiedliche Verantwortlichkeit als Bestandteil eines umweltvölkerrechtli-

chen Prinzipiengefüges, 2008, S. 284 ff.; ferner Czarnecki, Verteilungsgerechtigkeit im Umweltvöl-
kerrecht, 2008, S. 143; allgemein unter dem Aspekt der Konkretisierung der Gerechtigkeitsidee 

Beck, Die Differenzierung von Rechtspflichten in den Beziehungen zwischen Industrie- und Ent-

wicklungsländern, 1994, S. 205 ff. 
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und technische Unterstützung bei der Erfüllung (Erfüllungshilfe155) geleistet wird. Hin-
tergrund dessen ist der größere Beitrag der Industrieländer bei der Verursachung von 
Umweltproblemen, während die Umweltlasten von allen gleich oder gar stärker von 
den ärmeren Entwicklungsländern zu tragen sind, so dass sich aus Gerechtigkeitserwä-
gungen, eine Gleichbehandlung aller Staaten ausschließt.156 Diese Aspekte der Gerech-
tigkeit sind auch gleichzeitig die Parameter für die Ungleichbehandlung. Allerdings 
bedarf das Prinzip weiterer Konkretisierungen.157 Eine Anerkennung des Prinzips als 
Völkergewohnheitsrecht wird wegen seiner geringen normativen Aussagekraft ver-
neint.158 Im Ergebnis adressiert das Prinzip v. a. die verhältnismäßige Gleichheit sowie 
die Chancen- und Befähigungsgerechtigkeit, aber auch die Generationengerechtigkeit. 

5.2.2.8 Prinzip der Billigkeit 

Das Prinzip der Billigkeit (equity) wird als allgemeiner Rechtsgrundsatz gem. Art. 38 
Abs. 1 lit. c) IGH-Statut interpretiert159. Es fungiert als Auslegungsmethode des beste-
henden Rechts und damit als „Scharnier zwischen Recht und Gerechtigkeit“, ohne je-
doch mit Hilfe bestimmter Kriterien ein bestimmtes Ergebnis vorzuschreiben.160 Als 
innerrechtliches Element wohnt es dem bestehenden Recht bereits inne und erzeugt 
durch die Berücksichtigung der besonderen Umstände des Einzelfalls im Rahmen des 
Rechts Einzelfallgerechtigkeit (Billigkeit intra legem).161 Neben der Rechtsanwendung 
soll das Prinzip der Billigkeit auch im Rahmen der Rechtserzeugung Anwendung fin-
den.162 Es kann hierbei als Legitimationsargument für die Einführung konkreter (diffe-

                                                

155  Insbesondere in Form von Finanz- und Technologietransfers. 

156  Scheyli, Konstitutionelle Gemeinwohlorientierung im Völkerrecht, 2008, S. 373; z. T. wird auch das 
als Zuteilungskriterium fungierende Verursacherprinzip als weitere Begründung herangezogen: 

Glass, Die gemeinsame, aber unterschiedliche Verantwortlichkeit als Bestandteil eines umweltvöl-

kerrechtlichen Prinzipiengefüges, 2008, S. 235; a.A. Kellersmann, Die gemeinsame, aber differen-
zierte Verantwortlichkeit, 2000, S. 48. 

157  Kreuter-Kirchhof, Neue Kooperationsformen im Umweltvölkerrecht, 2005, S. 530; s. zur Umsetzung 

in konkreten Umweltschutzübereinkommen Glass, Die gemeinsame, aber unterschiedliche Ver-
antwortlichkeit als Bestandteil eines umweltvölkerrechtlichen Prinzipiengefüges, 2008, S. 247 ff. 

158  Epiney JuS 2003, 1066, 1068. 

159  Graf Vitzthum, I - Begriff, Geschichte und Rechtsquellen des Völkerrechts, in: Graf 
Vitzthum/Proelß, Völkerrecht, 6. Aufl. 2013, Rn. 142; zur starken Prägung durch das anglo-

amerikanische Case-Law Glass, Die gemeinsame, aber unterschiedliche Verantwortlichkeit als Be-

standteil eines umweltvölkerrechtlichen Prinzipiengefüges, 2008, S. 217. 

160  Czarnecki, Verteilungsgerechtigkeit im Umweltvölkerrecht, 2008, S. 122 ff. 

161  Heintschel von Heinegg, § 20 – Quellenübergreifende Problem, in: Ipsen (Hrsg.), Völkerrecht, 6. 

Aufl. 2014, Rn. 10 ff., der die Billigkeit praeter legem (lückenfüllende Funktion) und die Billigkeit 
contra legem (Auslegung gegen den Wortlaut) als außerrechtliche Elemente qualifiziert; a.A. Czar-

necki, Verteilungsgerechtigkeit im Umweltvölkerrecht, 2008, S. 125; vgl. auch Kokott, Equity in In-

ternational Law, in: Toth (Hrsg.), Fair weather? Equity Concerns in Climate Change, 2013, S. 391, 
395 ff. 

162  Beck, Die Differenzierung von Rechtspflichten in den Beziehungen zwischen Industrie- und Ent-

wicklungsländern, 1994, S. 199; für lediglich mittelbare Einflussnahme Glass, Die gemeinsame, 
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renzierender) Regeln fungieren, ohne aber hierfür konkrete Regelungskriterien vorzu-
schreiben.163 Das Prinzip der Billigkeit zielt daher auf eine tatsächliche Gleichheit unter 
Abwägung der Rechte und Pflichten des konkreten Falles, was jedoch zu einem Abwei-
chen von (arithmetischer) Gleichheit führen kann.164 Es adressiert daher die verhält-
nismäßige Gleichheit und enthält ein Abwägungsgebot. 

5.2.3 Verfahrenspflichten 

Schließlich besteht die Möglichkeit, durch Verfahren, den Ausgleich unterschiedlicher 
Interessen zwischen den Staaten herbeizuführen bzw. andere Prinzipien verfahrens-
rechtlich abzusichern. Namentlich handelt es sich hierbei um Informationspflichten165, 
die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (environmental impact 
assessment)166 als verfahrensrechtliche Absicherung des Vorsorgeprinzips und des Prä-
ventionsgrundsatzes, die Konsultationspflicht gegenüber einem (potenziell) betroffenen 
Staat sowie die Kooperationspflicht (duty to cooperate) zur Beilegung von Streitigkeiten 
in Anlehnung an das Prinzip der Billigkeit sowie der angemessenen Nutzung gemein-
samer Güter.167 Die Zielrichtung der Verfahrenspflichten stimmt daher im Wesentli-
chen mit der des jeweiligen abzusichernden Prinzips überein. Sie tragen aber auch zu 
der Verwirklichung der Chancen- und Befähigungsgerechtigkeit bei.  

Zur Koordinierung umweltvölkerrechtlicher Verträge und damit zur Lösung von Kon-
flikten zwischen umweltvölkerrechtlichen Regimen (z. B. zwischen der 
Biodiversitätskonvention sowie der Klimarahmenkonvention und dem Kyoto-Protokoll) 
wird zudem diskutiert, das Vorsorgeprinzips vor dem Hintergrund eines bereichsüber-
greifenden Verständnisses als prozeduralen Abwägungsmechanismus zu operationali-
sieren. Dazu wird anhand der vertraglichen Ausgestaltung des Vorsorgeprinzips eine 

                                                                                                                                                            

 

aber unterschiedliche Verantwortlichkeit als Bestandteil eines umweltvölkerrechtlichen Prinzi-

piengefüges, 2008, S. 218 f. 

163  Czarnecki, Verteilungsgerechtigkeit im Umweltvölkerrecht, 2008, S. 132 f.  

164  Vgl. Czarnecki, Verteilungsgerechtigkeit im Umweltvölkerrecht, 2008, S. 128; Glass, Die gemein-

same, aber unterschiedliche Verantwortlichkeit als Bestandteil eines umweltvölkerrechtlichen 

Prinzipiengefüges, 2008, S. 218 f.; Heintschel von Heinegg, § 20 – Quellenübergreifende Problem, 
in: Ipsen (Hrsg.), Völkerrecht, 6. Aufl. 2014, Rn. 11. 

165  Im Hinblick auf den Rechtsstatus der Informationspflichten differenzierend Heintschel von 

Heinegg, § 50 - Gewohnheitsrechtliche Grundsätze des Umweltvölkerrechts, in: Ipsen (Hrsg.), Völ-
kerrecht, 6. Aufl. 2014, Rn. 33 ff.; bejahend Epiney JuS 2003, 1066, 1070. 

166  S. dazu das Übereinkommen über die Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden 

Zusammenhang vom 25.2.1991, ILM 1991, 802 (Espoo-Konvention); zur Frage der Qualifizierung 
der Pflicht zur Durchführung einer UVP als Völkergewohnheitsrecht Beyerlin, Umweltvölkerrecht, 

2000, § 8 Rn. 123; bejahend Buck/Verheyen, § 1 Umweltvölkerrecht, in: Koch (Hrsg.), Umweltrecht, 

4. Aufl. 2014, Rn. 63; Epiney JuS 2003, 1066, 1070; zurückhaltender Odendahl, Die 
Umweltpflichtigkeit der Souveränität, 1998, S. 153 m.w.N. zum Meinungsstand; zur Qualifizierung 

als allgemeinen Rechtsgrundsatz Kloepfer, Umweltrecht, 3. Aufl. 2004, § 9 Rn. 35. 

167  Czarnecki, Verteilungsgerechtigkeit im Umweltvölkerrecht, 2008, S. 132 und 139. 
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Abwägung der Schutzgüter der jeweiligen umweltvölkerrechtlichen Regime vorge-
nommen.168 

Verfahrensrechte für Einzelpersonen und Gruppen (einschließlich Nichtregierungsor-
ganisationen) gewährleistet das Aarhus-Übereinkommen169, indem es den Zugang zu 
Informationen, das Recht zur Beteiligung an Verwaltungsverfahren sowie den Zugang 
zu Gerichten in Umweltangelegenheiten als individuelle Rechte im innerstaatlichen 
Recht regelt. Gemäß Art. 1 des Übereinkommens soll damit auch ein Beitrag zur inter-
generationellen Gerechtigkeit geleistet werden.  

5.2.4 Individualrechtsschutz 

Den Menschenrechten kommt eine wichtige Funktion im Rahmen der Befähigungsge-
rechtigkeit zu. Ein allgemeines Umweltmenschenrecht auf universeller Ebene, d.h. ein 
Menschenrecht auf eine saubere Umwelt, existiert jedoch bislang nicht.170 Lediglich auf 
regionaler Ebene (Art. 11 des Zusatzprotokolls von San Salvador zur Amerikanischen 
Menschenrechtskonvention) und in Gestalt eines Kollektivrechts (Art. 24 der Afrikani-
schen Menschenrechtscharta) bestehen entsprechende Verbürgungen. Zudem enthal-
ten Art. 2 EMRK (Recht auf Leben) und Art. 8 EMRK (Recht auf Achtung des Privat- und 
Familienlebens, der Wohnung und Korrespondenz) Elemente eines ökologischen Men-
schenrechtsschutzes.171  

Ferner erfassen bestimmte Menschenrechte der ersten172 und der zweiten173 Generati-
on bzw. Dimension, wie Art. 6 IPBPR (Recht auf Leben), Art. 11 IPWSKR (Recht auf ei-
nen angemessenen Lebensstandard174), Art. 12 IPWSKR (Recht auf Gesundheit), Art. 24 

                                                

168  Proelß, Das Umweltvölkerrecht vor den Herausforderungen des Klimawandels. Ansätze zu einer 

bereichsübergreifenden Operationalisierung des Vorsorgeprinzips, JZ 2011, 495, 501. 

169  Übereinkommen über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entschei-

dungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten vom 25.6.1998, ILM 

1999, 517. 

170  Proelß, Raum und Umwelt im Völkerrecht, in: Graf Vitzthum/Proelß (Hrsg.), Völkerrecht, 6. Aufl. 

2013, Rn. 118 f.; zu Instrumenten des soft-law Marauhn, Menschenrecht auf eine gesunde Umwelt 

– Trugbild oder Wirklichkeit?, in: Giegerich/Proelß (Hrsg.), Bewahrung des ökologischen Gleich-
gewichts durch Völker- und Europarecht, 2010, 11, 30 ff. 

171  Beyerlin, Umweltschutz und Menschenrechte, ZaöRV 2005, 525, 528 f. mit Rechtsprechungsüber-

blick, insbesondere Hatton-Urteil des EGMR i.S. Fluglärm; hierzu auch Heselhaus/Marauhn, Straß-
burger Springprozession zum Schutz der Umwelt – Ökologische Menschenrechte nach den Hatton-

Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte, EuGRZ 2005, 549 ff.; zur Her-

leitung prozeduraler Verpflichtungen des Staates aus Art. 8 EMRK Calliess, Rechtsstaat und Um-
weltstaat, 2001, S. 471 f. 

172  Dazu gehören die bürgerlichen und politischen Rechte. 

173  Dazu gehören die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte. 

174  Im Hinblick auf das nunmehr auf Grundlage von Art. 11 Abs. 1 IPWSKR anerkannte Menschen-

recht auf Wasser (General Comment No. 15, UN Doc. E/C.12/2002/11), das auch den diskriminie-

rungsfreien Zugang zu den verfügbaren Wasserressourcen enthält, Rüegger, Der Zugang zu Was-
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des Übereinkommens über die Rechte des Kindes (Recht des Kindes auf das erreichbare 
Höchstmaß an Gesundheit unter Berücksichtigung der Gefahren und Risiken der Um-
weltverschmutzung), umweltspezifische Belange. Schließlich ist vor dem Hintergrund 
der Beteiligung von Einzelnen, Gruppen oder Nichtregierungsorganisationen, v. a. im 
Rahmen der Gewährleistung prozeduraler Rechte (Kap. 5.2.3), eine Entwicklung zu ei-
ner partiellen Individualisierung des Umweltvölkerrechts erkennbar175 und wird eine 
weitere „menschenrechtliche Aufladung“ durch die Einbeziehung menschenrechtlicher 
Standards, insbesondere über die Billigkeits- und Fairnesskonzeptionen der umweltvöl-
kerrechtlichen Grundsätze, für möglich gehalten.176  

5.2.5 Zwischenergebnis 

Das Umweltvölkerrecht nimmt v. a. die globale Gerechtigkeit bzw. die Gerechtigkeit 
zwischen den Staaten in den Blick. Ausgangspunkte sind dabei die grundsätzliche 
Gleichheit aller Staaten sowie der Grundsatz der territorialen Souveränität, wonach 
Staaten auf ihrem Gebiet die Hoheitsgewalt besitzen (einschließlich der Verfügung über 
nationale Ressourcen), und der Grundsatz der territorialen Integrität, wonach ein 
Schutz vor Einwirkungen durch andere Staaten gewährleistet wird. Im Zuge einer er-
höhten Verantwortungszuschreibung bzw. Allgemeinwohlorientierung des Umweltvöl-
kerrechts entwickelt sich ein neues Souveränitätsverständnis, das die gemeinsame Ver-
antwortlichkeit der Staatengemeinschaft sowie die differenzierte Verantwortlichkeit 
einzelner Staaten(gruppen) in den Blick nimmt.  

Auswirkungen haben die Prinzipien, wenn auch zum Teil nur mittelbar, auf die Vertei-
lung der Umweltgüter und Umweltbelastungen. Problematisch ist jedoch die hinrei-
chende Bestimmtheit der einzelnen, insofern noch konkretisierungsbedürftigen Prinzi-
pien. So sind konkrete Kriterien für eine gerechte Verteilung nicht erkennbar. Stattdes-
sen wird auf verfahrensrechtliche Ansätze (z. B. das Abwägungsverfahren beim Gebot 
der fairen und gerechten Aufteilung gemeinsamer natürlicher Ressourcen) für die Er-
zielung eines gerechten Ergebnisses zurückgegriffen. Eine gesicherte Anerkennung der 
Prinzipien als Völkergewohnheitsrecht ist nur selten zu konstatieren; ein Erstarken zu 
Völkergewohnheitsrecht ist jedoch möglich. Diese auch im Hinblick auf die Realisie-
rung von Gerechtigkeitskonzepten im Recht dynamische Entwicklung wird durch Art. 
25 GG auf nationaler Ebene unmittelbar aktualisiert, indem sich neu herausbildende 
Normen ohne Transformation im deutschen Recht gelten. Für allein innerstaatliche 
Anwendungsbereiche kommt den Prinzipien eher eine geringe Bedeutung zu. Wichti-
ge Impulse für die europäische und die nationale Ebene sind vom Konzept der nach-
haltigen Entwicklung ausgegangen. Die weiteren Prinzipien erhalten insbesondere bei 

                                                                                                                                                            

 

ser als Verteilungsfrage, 2013, passim. ; eingehend hierzu auch Laskowski, Das Menschenrecht auf 

Wasser, 2010, S. 150 ff. 

175  Marauhn, Menschenrecht auf eine gesunde Umwelt – Trugbild oder Wirklichkeit?, in: Giege-

rich/Proelß (Hrsg.), Bewahrung des ökologischen Gleichgewichts durch Völker- und Europarecht, 

2010, 11, 20 ff. 

176  Proelß, Raum und Umwelt im Völkerrecht, in: Graf Vitzthum/Proelß (Hrsg.), Völkerrecht, 6. Aufl. 

2013, Rn. 121; zur potentiellen Rolle des Verursacherprinzips Monien, Prinzipien als Wegbereiter 

eines globalen Umweltrechts?, 2014, S. 412.  
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grenzüberschreitenden Fragestellungen Relevanz. Stärkere Direktionskraft geht von 
konkreten völkerrechtlichen Verträgen wie dem Aarhus-Übereinkommen aus, das u. a. 
zu einer innerstaatlichen Erweiterung der Informations- und Klagerechte geführt hat.  

5.3 Umweltspezifisches EU-Primärrecht 
Die Ziele, Prinzipien und Abwägungsgebote (Handlungsleitlinien) des Art. 191 Abs. 1 
bis 3 AEUV haben zwingenden Charakter und binden die EU-Organe und über Art. 4 
Abs. 3 EUV auch die Mitgliedstaaten in Form eines Handlungsauftrags und einer Auf-
gabe zur Schaffung bzw. den Vollzug eines stimmigen Gesamtregelungswerks.177 Aller-
dings besteht ein weiter Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers, der je nach konkreter 
inhaltlichen Ausgestaltung und normativer Dichte variiert.178  

5.3.1 Ziele 

Die in Art. 191 Abs. 1 AEUV enthaltenen Ziele der Umweltpolitik (Umweltschutz, Ver-
besserung der Umweltqualität179, Gesundheitsschutz180, Ressourcenschutz, internationa-
le Zusammenarbeit) sind rechtsverbindlich, justiziabel und abschließend, wenngleich 
wegen der großen Spannbreite der aufgezählten Materien, wohl jede umweltpolitische 
Handlung darunter gefasst werden kann und umgekehrt eine Zielverletzung nur im 
unwahrscheinlichen Fall einer deutlichen umweltpolitischen Verweigerungshaltung 
besteht.181 Mit den Zielen Ressourcenschutz und Verbesserung der Umweltqualität 
werden, zumindest mittelbar, die Generationengerechtigkeit und die ökologische Ge-
rechtigkeit adressiert. Relevanz für die Befähigungsgerechtigkeit kann das Ziel 
Gesundheitsschutz entfalten. 

5.3.2 Prinzipien 

5.3.2.1 Hohes Schutzniveau 

Die in Art. 114 Abs. 3, 191 Abs. 2 S. 1 AEUV enthaltene Verpflichtung der Unionsorga-
ne zur Verankerung eines hohen Schutzniveaus im jeweiligen Rechtsakt muss die un-
terschiedlichen Gegebenheiten in den einzelnen Regionen der Union berücksichtigen 

                                                

177  Kahl, in: Streinz (Hrsg.), EUV/AEUV, 2. Aufl. 2012, Art. 191 AEUV, Rn. 47. 

178  Epiney, Umweltrecht der Europäischen Union, 3. Aufl. 2013, Kap. 5 Rn. 47. 

179  Im Sinne eines offensiv-dynamischen Umweltschutzes, s. Kahl, in: Streinz (Hrsg.), EUV/AEUV, 2. 

Aufl. 2012, Art. 191 AEUV, Rn. 55. 

180  Laut Definition der WHO, die sich die EU politisch zu eigen gemacht hat (Meßerschmidt, Europäi-

sches Umweltrecht, 2011, § 3 Rn. 18), umfassen Umwelt und Gesundheit: „sowohl die direkten pa-

thologischen Auswirkungen von Chemikalien, Strahlung und bestimmten biologischen Agenzien 
als auch die (oft indirekten) Auswirkungen der allgemeinen physischen, psychischen und ästheti-

schen Umwelt, wozu auch das Wohnen, die städtische Entwicklung, die Bodennutzung und der 

Verkehr gehören“. 

181  Meßerschmidt, Europäisches Umweltrecht, 2011, § 3 Rn. 33; nach Epiney, Umweltrecht der Euro-

päischen Union, 3. Aufl. 2013, Kap. 5 Rn. 4, ist trotz des weiten Gestaltungsspielraums eine Pflicht 

zum Tätigwerden denkbar. 
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und fordert weder einen unionsrechtlichen Mindeststandard noch die Einführung des 
technisch höchst möglichen Schutzniveaus, wenngleich vor dem Hintergrund des effet 
utile eine Orientierung an den internationalen Standards und den Staaten mit einem 
anerkannt hohen Schutzniveau erfolgen sollte182. Insgesamt soll der dynamische 
Rechtsbegriff des hohen Schutzniveaus, der auch eine Anpassungspflicht für bestehen-
de Regelungen auslösen kann, eine regelmäßige Verbesserung der unionsweiten Um-
weltqualität herbeiführen.183 Konkret resultieren daraus eine Pflicht zu einer fortwäh-
renden Beobachtung (Monitoring), zur Überprüfung (Evaluation) und ggf. zu einer 
Nachbesserung (Revision) der Umweltpolitik auf der Basis des aktuellen Standes von 
Wissenschaft und Technik.184 

Die Berücksichtigung der Gegebenheiten der einzelnen Regionen unterstreicht den in 
räumlicher und zeitlicher Hinsicht relativen Charakter des hohen Schutzniveaus, der 
aber nicht zu einer Pflicht zur Absenkung des Schutzstandards in weniger sensiblen 
Gebieten sondern vielmehr zur Verstärkung des Schutzniveaus in sensiblen Gebieten 
führen sollte.185 Gleichwohl sind nicht zuletzt angesichts der Abwägungsgebote in Art. 
191 Abs. 3 AEUV Abweichungen u. a. aufgrund wirtschaftlicher oder sozialer Entwick-
lungsunterschiede möglich.186 Für einen Grundsatz des bestmöglichen Umweltschutzes, 
der Umweltzielen einen relativen Vorrang einräumt und zum Teil aus den Art. 11, 114 
Abs. 3 ff., 192 Abs. 2 und 193 AEUV hergeleitet wird, gibt es keine hinreichend eindeu-
tigen Anknüpfungspunkte im Unionsrecht.187 Im Ergebnis kann das Prinzip des hohen 
Schutzniveaus durch seine Ausrichtung auf eine Verbesserung der Umweltqualität so-
wohl die Generationengerechtigkeit und die ökologische Gerechtigkeit als auch die 
Chancen- und die Befähigungsgerechtigkeit fördern.  

5.3.2.2 Vorsorge- und Vorbeugeprinzip 

Nach dem Vorsorge- und Vorbeugeprinzip (Art. 191 Abs. 2 S. 2 AEUV) sind Umweltbe-
lastungen durch präventive Maßnahmen möglichst zu verhindern, wobei das Beweis-
maß an die wissenschaftliche Gewissheit über den tatsächlichen Eintritt des Umwelt-
schadens oder über die Kausalität minimiert und auch Distanz- und Summationsschä-

                                                

182  Epiney, Umweltrecht der Europäischen Union, 3. Aufl. 2013, Kap. 5 Rn. 7; angesichts der Möglich-

keit nationaler Schutzverstärkungen verneint Meßerschmidt, Europäisches Umweltrecht, 2011, § 3 

Rn. 61, die Notwendigkeit zur Orientierung an hohen Standards eines Mitgliedstaats. 

183  Appel, § 2 - Europäisches und nationales Umweltverfassungsrecht, in: Koch (Hrsg.), Umweltrecht, 4. 

Aufl. 2014, Rn. 28. 

184  Kahl, in: Streinz (Hrsg.) , EUV/AEUV, 2. Aufl., 2012, Art. 191 AEUV, Rn. 64. 

185  Epiney, Umweltrecht der Europäischen Union, 3. Aufl. 2013, Kap. 5 Rn. 9. 

186  Kahl, in: Streinz (Hrsg.) , EUV/AEUV, 2. Aufl., 2012, Art. 191 AEUV, Rn. 71. 

187  Wie hier skeptisch Appel, § 2 - Europäisches und nationales Umweltverfassungsrecht, in: Koch 
(Hrsg.), Umweltrecht, 4. Aufl. 2014, Rn. 29; differenzierend Meßerschmidt, Europäisches Umwelt-

recht, 2011, § 3 Rn. 62 ff.; Epiney, Umweltrecht der Europäischen Union, 3. Aufl. 2013, Kap. 5 Rn. 

56 f. 
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den zu berücksichtigen sind. Das Prinzip ist konkretisierungsbedürftig188, wobei es hin-
sichtlich der daraus fließenden konkreten rechtlichen Ausgestaltung im Gegensatz zu 
seiner eher schwachen Auftragsdimension in einem stärkeren Maße als Rechtferti-
gungselement fungiert. So stellt sich wegen der Herabsetzung der Eingriffsschwelle die 
Frage der Verhältnismäßigkeit der freiheitsbeschränkenden Maßnahme, die zu erhebli-
chen Spannungen zu rechtsstaatlichen Anforderungen führen kann und in der Recht-
sprechung im Falle großer und irreversibler Schäden bejaht wird.189 Im Ergebnis resul-
tiert damit aus dem Vorsorgeprinzip eine „Gewichtsverlagerung“ zu einer möglichst 
weitgehenden Vermeidung von Umweltbelastungen.190 Zudem enthält das Vorsorge-
prinzip nach nicht unumstrittener Ansicht eine Komponente der Ressourcenvorsorge, 
mit der die Notwendigkeit zur Nichtausschöpfung kritischer Belastungsgrenzen zu-
gunsten zukünftiger Generationen verbunden ist.191 Das Vorsorge- und Vorbeugeprin-
zip ist daher Ausdruck der Generationen-, der ökologischen und der Chancengerech-
tigkeit. 

5.3.2.3 Ursprungsprinzip 

Nach dem Ursprungsprinzip (Art. 191 Abs. 2 S. 2 AEUV) sollen umweltpolitische Maß-
nahmen so nah wie möglich an der Quelle der Umweltbelastung ansetzen, woraus u. a. 
die Grundsätze der (Abfall-)Entsorgungsnähe und der Produktverantwortung resultie-
ren. Ebenso wendet sich das Ursprungsprinzip gegen den Ferntransport von Schadstof-
fen. Quellenbezogenen Emissionsstandards ist angesichts des in Art. 191 AEUV nor-
mierten Regionalisierungsgedankens und des Gesundheitsschutzes gegenüber Umwelt-
qualitätsstandards und Immissionsnormen nicht zwingend der Vorrang einzuräu-
men.192 Insgesamt fungiert das Ursprungsprinzip im Sinne der Chancengerechtigkeit. 

5.3.2.4 Verursacherprinzip 

Das Verursacherprinzip (Art. 191 Abs. 2 S. 2 AEUV) legt die Pflicht der Kostentragung 
dem Verursacher auf und fungiert damit als Kostenzurechnungsgrundsatz, wobei es 
auf allgemeinen Grundsätzen der Lasten- und Verteilungsgerechtigkeit beruht und sich 
sowohl gegen das Gemeinlastprinzip als auch gegen das Geschädigtenprinzip (z. B. hin-
sichtlich des Falls, dass statt aktiver Lärmschutzmaßnahmen die Geschädigten die Kos-
ten des passiven Lärmschutzes tragen müssen) wendet.193 Maßnahmen nach dem Ge-

                                                

188  Zum drittschützenden Charakter gemeinschaftsrechtlich konkretisierter Vorsorgevorgaben Appel, 
Staatliche Zukunfts- und Entwicklungsvorsorge, 2005, S. 205 f.; Jarass, BImSchG, 10. Aufl. 2013, § 5 

Rn. 136. 

189  Appel, § 2 - Europäisches und nationales Umweltverfassungsrecht, in: Koch (Hrsg.), Umweltrecht, 4. 
Aufl. 2014, Rn. 33; Meßerschmidt, Europäisches Umweltrecht, 2011, § 3 Rn. 101 m.w.N. 

190  Epiney, Umweltrecht der Europäischen Union, 3. Aufl. 2013, Kap. 5 Rn. 21. 

191  Vgl. hingegen die Mitteilung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften über die An-
wendbarkeit des Vorsorgeprinzip vom 2.2.2000 KOM (2000) 1 endg.; hierzu auch Appel, Europas 

Sorge um die Vorsorge, NVwZ 2001, 395, 397; zum Ganzen Appel, Staatliche Zukunfts- und Ent-

wicklungsvorsorge, 2005, S. 188 f.; Meßerschmidt, Europäisches Umweltrecht, 2011, § 3 Rn. 124 ff.  

192  Meßerschmidt, Europäisches Umweltrecht, 2011, § 3 Rn. 135. 

193  Appel, § 2 - Europäisches und nationales Umweltverfassungsrecht, in: Koch (Hrsg.), Umweltrecht, 4. 

Aufl. 2014, Rn. 38. 
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meinlastprinzip, z. B. in Form von Subventionen, bedürfen als Ausnahmen vom Verur-
sacherprinzip einer Begründung und haben zudem die beihilferechtlichen Bestimmun-
gen zu berücksichtigen. Ausnahmen vom Verursacherprinzip sind gemäß Art. 192 Abs. 
5 AEUV im Fall unverhältnismäßiger Kosten für die Behörden, nicht jedoch für die 
Verursacher von Umweltbelastungen, möglich. Durch die vom Verursacherprinzip be-
wirkte Verhaltenssteuerung wird die Chancen- und die Generationengerechtigkeit ge-
fördert. 

5.3.2.5 Grundsatz der Nachhaltigen Entwicklung 

Der Begriff der nachhaltigen Entwicklung findet in den Art. 3 Abs. 3 S. 2 und Abs. 5 S. 2 
EUV, Art. 11 AEUV seinen Niederschlag und steht in einem engen wechselseitigen Be-
zug zu den Zielen (Ressourcenschutz) und den Prinzipien (Vorsorgeprinzip) der Um-
weltpolitik nach Art. 191 Abs. 1 und 2 AEUV. Das Nachhaltigkeitsprinzip beruht auf der 
Nachweltverantwortung und nimmt mit der Einbeziehung künftiger Generationen die 
intergenerationelle Gerechtigkeit in den Blick. Seine Bedeutung bezieht sich ausgehend 
vom Drei-Säulen-Modell nicht vornehmlich auf ökologische Belange, sondern der Be-
griff sucht vielmehr einen Ausgleich der ökonomischen, ökologischen und sozialen Zie-
le im Wege einer praktischen Konkordanz, d.h. einer Optimierung, wobei alle Ziele zur 
größtmöglichen Entfaltung kommen sollen.194 Dem Grundsatz ist insofern auch ein 
Abwägungsgebot zu entnehmen.  

Hinsichtlich des Ressourcenschutzes sind dabei drei Regeln anerkannt: (1) Erneuerbare 
Energien und Rohstoffe dürfen nur in dem Maße verbraucht werden, in dem sie sich 
regenerieren können; (2) Endliche Energien und Rohstoffe sind nur im notwendigen 
Maße (schwache Variante) bzw. sind nur in dem Maße zu verbrauchen, in dem gleich-
wertiger Ersatz geschaffen wird (starke Variante); (3) Schadstoffemissionen dürfen Um-
weltmedien und Ökosysteme nur in dem Maße belasten, die deren Abbau- bzw. Trage-
kapazität entspricht.195 Im Ergebnis adressiert der Grundsatz der nachhaltigen Entwick-
lung neben der Generationengerechtigkeit die ökologische, die Chancengerechtigkeit 
und das Abwägungsgebot. 

5.3.2.6 Querschnittsklausel 

Die Erfordernisse des Umweltschutzes sind bei der Festlegung und Durchführung der 
Unionspolitiken und –maßnahmen insbesondere zur Förderung einer nachhaltigen 
Entwicklung einzubeziehen (Art. 6 Abs. 1 EUV i. V. m. Art. 37 GrCh, Art. 11 AEUV). Ent-
sprechend des Querschnittcharakters des Umweltrechts erweitert die 
Querschnittsklausel dessen materiellen Geltungsbereich in anderen Politikbereichen 
(sowohl für den Uniongesetzgeber als auch die Rechtsanwendung) in Form eines Ab-
wägungsgebotes, ohne eine Vorrangstellung der Umweltbelange zu begründen.196  

                                                

194  Meßerschmidt, Europäisches Umweltrecht, 2011, § 3 Rn. 39 f.; a.A. Epiney, Umweltrecht der Euro-

päischen Union, 3. Aufl. 2013, Kap. 5 Rn. 32 mit Hinweis auf die Querschnittsklausel; Kahl, in: 

Streinz (Hrsg.) , EUV/AEUV, 2. Aufl., 2012, Art. 191 AEUV Rn. 22. 

195  Winter, Umweltrechtliche Prinzipien des Gemeinschaftsrechts, ZUR Sonderheft 2003, 137, 144; 

Appel, Staatliche Zukunfts- und Entwicklungsvorsorge, 2005, S. 259 f. 

196  Epiney, Umweltrecht der Europäischen Union, 3. Aufl. 2013, Kap. 5 Rn. 39. 
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5.3.2.7 Kooperationsprinzip 

Das Kooperationsprinzip (vgl. Art. 4 Abs. 3 AEUV, Art. 11 Abs. 1-3 EUV) zielt vor dem 
Hintergrund der Komplexität der gesamtgesellschaftlichen Aufgabe Umweltschutz auf 
die Beteiligung der betroffenen Bürger und der Wirtschaft in Form von Information 
und Partizipation,197 mithin auf Befähigungs- und Chancengerechtigkeit. Ein 
konsensuales Vorgehen unter Berücksichtigung einer ausgewogenen Zusammenarbeit 
erhöht die Akzeptanz der Entscheidungen und verbessert, insbesondere im Hinblick auf 
den möglicherweise eingebrachten Sachverstand, den Informationsgrad bei allen Betei-
ligten. Zum Tragen kommt das Kooperationsprinzip z. B. im Rechtssetzungsverfahren 
in Form von Konsultationsverfahren, bei Umweltvereinbarungen sowie im Bereich re-
gulierter Selbstregulierung198. Zwar lassen sich aus dem Kooperationsprinzip wegen 
dessen inhaltlicher Unbestimmtheit nur schwer Rechtspflichten herleiten.199 Jedoch 
kann es als „verfahrensrechtliche und strukturelle Basis“ anderer Prinzipien zur Gel-
tung kommen.200  

5.3.3 Abwägungsgebote 

Die in Art. 191 Abs. 3 AEUV enthaltenen Belange (verfügbare, wissenschaftliche Daten, 
regionale Umweltbedingungen, Vorteile und Belastungen eines Tätigwerdens, wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung der Union und ihrer Regionen) sind bei der Erar-
beitung von bestimmten umweltpolitischen Maßnahmen zwingend zu berücksichtigen, 
ohne jedoch Rechtsprinzipien oder Rechtsetzungsbedingungen zu sein; eine Justiziabi-
lität wird nur in sehr engen Grenzen angenommen.201 Im Ergebnis kann u. a. infolge 
der Berücksichtigung regionaler Umweltbedingungen die Einführung von Umweltqua-
litätszielen statt Emissionsstandards gerechtfertigt sein. Das Gleiche gilt für eine Herab-
setzung der Schutzstandards infolge einer (negativen) Gesamtfolgenabschätzung. 
Schließlich können aus volkswirtschaftlichen Gründen Übergangsregelungen für be-
dürftige Mitgliedstaaten gerechtfertigt sein. Die Abwägungsgebote adressieren daher 
v. a. die Chancengerechtigkeit. 

5.3.4 Individualrechtschutz 

Ein Grundrecht auf Umweltschutz in Europa wird seit langem diskutiert,202 jedoch ins-
besondere vor dem Hintergrund des lediglich objektiv-rechtlichen Charakters von Art. 

                                                

197  Zu weiteren primärrechtlichen Verankerungen Salzborn, Das Kooperationsprinzip auf unionaler 
Ebene, 2011, S. 146 ff.; a.A. hinsichtlich der Wirkungsweise Kahl, in: Streinz (Hrsg.) , EUV/AEUV, 2. 

Aufl., 2012, Art. 191 AEUV, Rn. 112, der das Kooperationsprinzip nur im Verhältnis EU-

Mitgliedstaaten-Regionen statt EU-Gesellschaft gelten lassen will. 

198  Meßerschmidt, Europäisches Umweltrecht, 2011, § 3 Rn. 167 ff. 

199  Epiney, Umweltrecht der Europäischen Union, 3. Aufl. 2013, Kap. 5 Rn. 5.  

200  Salzborn, Das umweltrechtliche Kooperationsprinzip auf unionaler Ebene, 2011, S. 423.  

201  Meßerschmidt, Europäisches Umweltrecht, 2011, § 3 Rn. 172 f.; Epiney, Umweltrecht der Europäi-

schen Union, 3. Aufl. 2013, Kap. 5 Rn. 45. 

202  Hierzu eingehend Orth, Das Grundrecht auf Umweltschutz in Europa?, 2007, passim. 
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37 GrCh verneint.203 Auch gelingt die Herleitung eines ungeschriebenen EU-
Umweltgrundrechts i.S. eines allgemeinen Rechtsgrundsatzes unter Heranziehung von 
Art. 8 EMRK sowie vereinzelter Verbürgungen in den mitgliedstaatlichen Verfassungen 
wohl nicht. Vielmehr können sich aus einzelnen Grundrechten, wie der Menschenwür-
de (Art. 1 GrCh), dem Recht auf Leben (Art. 2 GrCh), Recht auf Unversehrtheit (Art. 3 
GrCh) sowie Achtung des Privat- und Familienlebens (Art 7 GrCh), umweltrelevante An-
sprüche ergeben. So resultieren aus den Grundrechten Schutzpflichten, wobei den Ver-
pflichteten jedoch große Spielräume zugestanden werden. Beispiele hierfür sind der 
Schutz der körperlichen und geistigen Unversehrtheit vor Beeinträchtigungen durch 
Umweltbelastungen aus Art. 3 GrCh sowie der Schutz des Privat- und Familienlebens 
vor gravierenden Immissionsbelastungen aus Art. 7 GrCh.204 Zudem sind in den Art. 20 
und 21 GrCh Gleichheitsrechte bzw. Diskriminierungsverbote niedergelegt. Ansatz-
punkte für die Berücksichtigung künftiger Generationen sind in Abs. 6 der Präambel 
der Grundrechtscharta zu erkennen. Zwar ergeben sich hieraus keine selbständigen 
rechtlichen Pflichten, jedoch kann die Ausübung der Grundrechte in Anbetracht der 
Verantwortung und den Pflichten gegenüber künftigen Generationen beschränkt wer-
den.205  

Statt eines materiellen Umweltgrundrechts wird allein die Entwicklung eines verfah-
rensrechtlich geprägten Umweltgrundrechts in Erwägung gezogen, das Teilrechte in 
Form von Information, Partizipation und Zugang zu den Gerichten enthält.206 Schließ-
lich besteht insbesondere in verfahrensrechtlicher Hinsicht ein Recht auf eine gute 
Verwaltung (Art. 41 GrCh), wonach die Angelegenheiten einer Person von den Orga-
nen, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union unparteiisch, gerecht und inner-
halb einer angemessenen Frist zu behandeln sind. Gerade der Begriff der gerechten 
Behandlung erlaubt hierbei eine Weiterentwicklung dieses „offenen Qualitätsstan-
dards“.207 In der Literatur wird teilweise davon ausgegangen, dass einzelne Aspekte des 
Rechts aus Art. 41 GrCh einklagbar sind.208  

                                                

203  Rengeling, Umweltschutz in der Charta der Grundrechte der Europäischen Union, in: FS Kloepfer, 

2013, S. 161, 163 f. 

204  Jarass, Charta der Grundrechte, 2. Aufl. 2013, Art. 3 Rn. 10, Art. 7 Rn. 12.  

205  Kleiber, Der grundrechtliche Schutz künftiger Generationen, 2014, S. 29; Jarass, Charta der Grund-

rechte, 2. Aufl. 2013, Präambel, Rn.13. 

206  Meßerschmidt, Europäisches Umweltrecht, 2011, § 2 Rn. 41 ff. mit Hinweis auf den erfolglosen 
Vorschlag aus der Verfassungsdiskussion. 

207  Denninger, § 193 - Staatliche Hilfe zur Grundrechtsausübung durch Verfahren, Organisation und 

Finanzierung, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, Bd. IX, 3. Aufl. 2011, Rn. 72 
mit Verweis auf Fehling o. L.; hingegen warnend vor einer Aufladung mit materiellen Gehalten 

und einer Gleichsetzung mit Gerechtigkeit Jarass, Charta der Grundrechte, 2. Aufl. 2013, Art. 41 

Rn. 14. 

208  Jarass, Charta der Grundrechte, 2. Aufl. 2013, Art. 41 Rn. 3; a.A. Laubinger, Art. 41 GRCh (Recht 

auf eine gute Verwaltung) im Lichte des deutschen Verwaltungsrechts, in: FS Bull, 2011, S. 659, 

663. 
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5.3.5 Zwischenergebnis 

Das EU-Umweltprimärrecht kodifiziert v. a. für die EU-Organe im Hinblick auf die Aus-
gestaltung des EU-Sekundärrechts zwingende Ziele, Prinzipien und Abwägungsgebote, 
die unterschiedliche Aspekte der hier gegenständlichen Gerechtigkeitskonzepte adres-
sieren. Zwar sind damit an prominenter Stelle des EU-Rechts wichtige normative 
Grundlagen für die Umsetzung von Gerechtigkeitskonzepten gelegt. Deren Wirkmäch-
tigkeit hängt jedoch nicht unerheblich von der näheren Konkretisierung ab. Ein allge-
meines Umweltgrundrecht besteht auf europäischer Ebene nicht. Vielmehr enthalten 
einzelne Grundrechte umweltspezifische Schutzrichtungen. Eine Berücksichtigung der 
Belange der künftigen Generationen sieht die Präambel der Grundrechtecharta vor. 

5.4 Nationales Verfassungsrecht 
Nach Kluth spiegelt die Verfassung den vielfach „vagen" Charakter der Gerechtigkeits-
prinzipien wider, da sich Grundrechte beschränken lassen und aus Staatszielen nur 
ausnahmsweise zwingende Handlungspflichten ableitbar sind; gleichwohl sichern sie 
Gerechtigkeit, indem sie äußerste Grenzen aufzeigen, auf Verfahren verweisen, nach-
vollziehbare Gründe fordern und nach Optimierung sowie Verwirklichung streben.209 
Konkrete verfassungsrechtliche Grundlagen für Umweltgerechtigkeit lassen sich dage-
gen nur schwer auffinden.210 Insbesondere begründet die in Art. 72 Abs. 2 GG nieder-
gelegte Erforderlichkeitsklausel nur eine Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes, nicht 
aber eine Rechtsverpflichtung zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse.211 
Erste wichtige Anhaltspunkte für eine Langzeitperspektive des Grundgesetzes sind hin-
gegen der Präambel, die einen Gottesbezug enthält, sowie der von der Ewigkeitsklausel 
in Art. 79 Abs. 3 GG erfassten Menschenwürde (Art. 1 Abs. 1 GG) als oberstem Verfas-
sungswert zu entnehmen.212 

5.4.1 Staatstrukturprinzipien und Staatsziele  

5.4.1.1 Staatszielbestimmungen Umweltschutz und Tierschutz 

Die Staatszielbestimmung zum Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen in Art. 20a 
GG ist ein objektiv-rechtlicher Verfassungsrechtssatz, der alle drei Staatsgewalten zur 
Umsetzung verpflichtet. Dabei ist vornehmlich der Gesetzgeber mit der maßstabbil-

                                                

209  Kluth, Gerechtigkeit, in: FS Kirchhof, 2013, § 29 Rn. 14 f., der den Vorgaben des Grundgesetzes 
auch eine weitgehende Entsprechung mit dem Theorieansatz von John Rawls und seinen Postula-

ten für die Verwirklichung von Gerechtigkeit, d.h. (1) den Vorrang der Freiheit; (2) das Gleichheit 

gewährleistende Differenzprinzip; (3) die Gewährleistung von Grundgütern für die Lebensführung; 
(4) die Gewährleistung fairer und transparenter Institutionen und Verfahren, bescheinigt. 

210  Rehbinder, Verteilungsgerechtigkeit im Umweltrecht, in: Appel/Hermes (Hrsg.), Mensch-Staat-

Umwelt, 2008, S. 105, 123. 

211  Oeter, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, Das Bonner Grundgesetz, Band 2, 6. Aufl. 2010, Art. 72 Rn. 

105. 

212  Beaucamp, Das Konzept der zukunftsfähigen Entwicklung im Recht, 2002, S. 185 ff. 
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denden213 Konkretisierung der Staatszielbestimmung beauftragt, wobei diesem ein wei-
ter Gestaltungsspielraum zusteht.214 So lässt Art. 20a GG beispielsweise das Maß der 
gebotenen Sparsamkeit im Hinblick auf die Ausbeutung erneuerbarer Energien of-
fen.215 Die weite Rechtfertigungsfunktion des Art. 20a GG bezüglich umweltschützen-
der gesetzgeberischer Tätigkeit ist wiederum in diesem weiten Gestaltungsspielraum 
begründet. Ebenso kann die Verpflichtung in Art. 20a GG die Beschränkung von 
Grundrechten legitimieren oder zu einer Verstärkung grundrechtlicher Gewährleistun-
gen führen; im Gegenzug wird sie aber auch selbst durch Grundrechte begrenzt.216  

Für Verwaltung und Rechtsprechung fungiert die Staatszielbestimmung als Auslegungs- 
und Abwägungshilfe bei Beurteilungs-, Ermessens- und Planungsspielräumen.217 Im 
Hinblick auf Abwägungsentscheidungen ist der Schutz der natürlichen Lebensgrundla-
gen und der Tierschutz als Belang in die Güterabwägung einzustellen und entspre-
chend seiner verfassungsrechtlichen Bedeutung zu gewichten, ohne dass Art. 20a GG 
konkrete Gewichtungsfaktoren enthält.218 Gleichwohl wird das Abwägungsprogramm 
durch Art. 20a GG verändert, indem der Umweltschutz und der Tierschutz aufgewertet 
werden.219 Mängel in der Abwägung könnten über das Willkürverbot nach Art. 3 Abs. 
1 GG geltend gemacht werden.220 Subjektiv-rechtliche Anspruchstatbestände, wie etwa 
ein Umweltgrundrecht oder Verfahrensrechte (Zugang zu Gericht etc.) erwachsen nicht 
aus Art. 20a GG. In der Aufnahme der Verantwortung für die künftigen Generationen 
ist eine Komponente der intergenerationellen Gerechtigkeit zu erblicken, die u. a. auf 
die Berücksichtigung von Langzeitwirkungen (durch Summation, Ressourcenerschöp-
fung u. ä.) abzielt, ohne dass die künftigen Generationen selbst zum Schutzgut werden. 

                                                

213  Gassner, Zur Maßstabsqualität des Art. 20a GG, NVwZ 2014, 1140, 1142. 

214  Voßkuhle, Umweltschutz und Grundgesetz, in: GfU (Hrsg.), Dokumentation zur 36. wissenschaftli-

chen Fachtagung der Gesellschaft für Umweltrecht e.V. Leipzig 2012, S. 33, 44 f.; Epiney, in: v. 

Mangoldt/Klein/Starck, (Hrsg.), Das Bonner Grundgesetz, Band 2, 6. Auflage 2010, Art. 20a, Rn. 43 
f. 

215  Schulze-Fielitz, in: Dreier (Hrsg.), Grundgesetz, Bd. II, 2. Aufl. 2006, Art. 20a, Rn. 40. 

216  Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, 12. Aufl. 2012, Art. 20a GG, Rn. 15 ff.; Kloepfer, in: 
Dolzer/Vogel/Graßhof (Hrsg.), Bonner Kommentar zum Grundgesetz, April 2005, Art. 20a GG, Rn. 

23. 

217  Appel, § 2 - Europäisches und nationales Umweltverfassungsrecht, in: Koch (Hrsg.), Umweltrecht, 4. 
Aufl. 2014, Rn. 117. 

218  Gärditz, in: Landmann/ Rohmer (Hrsg.), Umweltrecht, Art. 20a GG, Rn. 60 f.; eingehend zu Art. 20a 

GG als Abwägungsgesichtspunkt Schulze-Fielitz, in: Dreier (Hrsg.), Grundgesetz, Bd. II, 2. Aufl. 
2006, Art. 20a, Rn. 46 ff., der als Gewichtungsfaktoren die Bedeutung des betroffenen Umweltgu-

tes, die Reversibilität der potentiellen Schädigung, den abstrakten, flächendeckenden (oder nur 

konkret-punktuellen) Charakter der Gefährdung, die Unumkehrbarkeit der laufenden Schädi-
gungsprozesse, die Reproduzierbarkeit von Umweltressourcen, fiskalische oder volkswirtschaftliche 

Kosten aufführt. 

219  Kloepfer, in: Dolzer/Vogel/Graßhof (Hrsg.), Bonner Kommentar zum Grundgesetz, April 2005, Art. 
20a GG, Rn. 99.  

220  Epiney, in: v. Mangoldt/Klein/Starck (Hrsg.), Das Bonner Grundgesetz, Band 2, 6. Aufl. 2010, Art. 

20a, Rn.38. 
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Vielmehr wird die Umwelt in der Zukunft geschützt.221 So gebietet Art. 20a GG, alle 
Güter, die dauerhaft Voraussetzung für menschliches Leben sind, in der Weise zu er-
halten, dass zumindest die der heutigen Bevölkerung entsprechende Anzahl von Men-
schen überleben kann.222 Die aus Art. 20a GG erwachsende Zukunfts- bzw. Langzeitver-
antwortung verpflichtet den Staat dazu, entsprechende institutionelle und verfahrens-
mäßige Vorkehrungen, v. a. im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens, zu treffen.223 
Bezugspunkt sind hierbei die natürlichen Lebensgrundlagen für den Menschen, so dass 
Eigenrechte der Natur aus Art. 20a GG nicht herzuleiten sind.224 Als Teilprinzipien sind 
in Art. 20a GG das Vorsorge-, das Verursacher-225, das Ursprungs- sowie das Nachhaltig-
keitsprinzip verankert. Zudem enthält Art. 20a GG ein Verschlechterungsverbot, das im 
Falle erheblicher Umweltbeeinträchtigungen Ausgleichsmaßnahmen erforderlich 
macht.226 Schließlich erfasst die Staatszielbestimmung Tierschutz alle Tiere, die Leidens- 
und Empfindungsfähigkeit besitzen und zielt auf deren Schutz vor nicht artgerechter 
Haltung und vermeidbaren Leiden, ohne jedoch Eigenrechte der Tiere zu begrün-
den.227 Im Ergebnis adressiert Art. 20a GG die Generationengerechtigkeit, die ökologi-
sche Gerechtigkeit und das Abwägungsgebot.  

5.4.1.2 Rechtsstaatsprinzip 

Das Rechtsstaatsprinzip enthält sehr wesentliche Forderungen, die nicht selten vom 
Bundesverfassungsgericht auf die Idee der Gerechtigkeit bezogen werden.228 Wichtige 
Teilelemente des Rechtsstaatsprinzips sind die Verhältnismäßigkeit, die Rechtssicher-
heit, der Vorbehalt und der Vorrang des Gesetzes, der Rechtsschutz, der Be-
stimmtheitsgrundsatz, das faire Verfahren. Im Hinblick auf die Rechtsschutzgarantie ist 
hervorzuheben, dass Art. 19 Abs. 4 S. 1 GG eine verfassungsrechtliche Systementschei-
dung für den Individualrechtsschutz enthält, die jedoch der Einführung überindividuel-
ler Kontrollinstrumente nicht kategorisch entgegensteht.229 Im Ergebnis enthält das 

                                                

221  Kleiber, Der grundrechtliche Schutz künftiger Generationen, 2014, S. 34; Jarass, in: Jarass/Pieroth, 

GG, 12. Aufl. 2012, Art. 20a, Rn. 6.  

222  Schulze-Fielitz, in: Dreier (Hrsg.), Grundgesetz, Bd. II, 2. Aufl. 2006, Art. 20a, Rn. 43. 

223  Calliess, Rechtsstaat und Umweltstaat, 2001, S. 122, 513 ff. 

224  Gärditz, in: Landmann/ Rohmer (Hrsg.), Umweltrecht, Art. 20a GG, Rn. 23; Schulze-Fielitz, in: Drei-
er (Hrsg.), Grundgesetz, Bd. II, 2. Aufl. 2006, Art. 20a, Rn. 29 ff. 

225  Relativierend im Hinblick auf das Gemeinlastprinzip Kloepfer, in: Dolzer/Vogel/Graßhof (Hrsg.), 

Bonner Kommentar zum Grundgesetz, April 2005, Art. 20a GG, Rn. 48 f. 

226  Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, 12. Aufl. 2012, Art. 20a GG, Rn. 11; für eine permanente Nachbesse-

rungspflicht Appel, § 2 - Europäisches und nationales Umweltverfassungsrecht, in: Koch (Hrsg.), 

Umweltrecht, 4. Aufl. 2014, Rn. 115.  

227  Kloepfer, in: Dolzer/Vogel/Graßhof (Hrsg.), Bonner Kommentar zum Grundgesetz, April 2005, Art. 

20a GG, Rn. 67, 70, 72. 

228  Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, 12. Aufl. 2012, Art. 20 GG, Rn. 30 m.w.N. 

229  Schlacke, Überindividueller Rechtsschutz, 2008, S. 70; Calliess, Rechtsstaat und Umweltstaat, 2011, 

S. 479; Krüper, Neudefinition des „subjektiven öffentlichen Rechts" - der citoyen als umweltdienen-

der Kläger?, in: Kloepfer (Hrsg.) Rechtsschutz im Umweltrecht, 2014, S. 163, 175. 
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Rechtsstaatsprinzip wichtige Aspekte der verhältnismäßigen Gleichheit und des Abwä-
gungsgebotes sowie der Befähigungsgerechtigkeit.  

5.4.1.3 Demokratieprinzip 

Eine Herleitung der Generationengerechtigkeit aus dem Demokratieprinzip ist nicht 
möglich. Insbesondere gebietet die demokratisch notwendige Herrschaft auf Zeit zwar 
die „Achtung der Entscheidungsfreiheit auch künftiger Generationen“; gleichwohl sind 
irreversible Entscheidungen möglich.230 Zudem kollidiert die Berücksichtigung künfti-
ger Generationen bei staatlichen Entscheidungen mit der demokratisch notwendigen 
Periodizität der Macht.231 Insofern ist fraglich, ob eine langfristige Institutionalisierung 
Abhilfe schaffen könnte. Da eine entsprechende Institution aus Effektivitätsgründen 
auch mit Entscheidungsmacht ausgestattet sein sollte, ist wiederum deren demokrati-
sche Legitimation zu klären. Problematisch sind daher Vorschläge zu einer unabhängi-
gen Nachhaltigkeitsanstalt oder zu einem Nachhaltigkeitsrat als zusätzlichem Gesetz-
gebungsorgan.232 Alternative Lösungsvorschläge sehen daher z. B. eine erweiterte Ge-
setzesfolgenabschätzung vor.233 Zudem werden Partizipation und Rechtsschutz als Ge-
bot des Demokratieprinzips diskutiert.234 Insofern kann das Demokratieprinzip im Sin-
ne der Befähigungsgerechtigkeit fungieren.  

5.4.1.4 Sozialstaatsprinzip 

Ziel des Sozialstaatsprinzips ist insbesondere die Herstellung von Chancengleichheit in 
Form der Schaffung der Voraussetzungen, die für eine Nutzung der Freiheitsrechte 
notwendig sind.235 Das Prinzip ist in hohem Maße konkretisierungsbedürftig, wobei 
dem Gesetzgeber ein erheblicher Gestaltungsspielraum zukommt. Beim Gesetzesvoll-
zug, insbesondere bei Abwägungs- und Ermessensentscheidungen, ist das Sozialstaats-
prinzip zu berücksichtigen. Im Zusammenspiel mit dem Gleichheitssatz kann das Sozi-
alstaatsprinzip den Spielraum des Gesetzgebers einschränken oder aber auch sozialbe-
dingte Ungleichbehandlungen legitimieren.236 Aus dem Sozialstaatsprinzip erwächst 
keine Gesetzgebungspflicht auf Herstellung von Umweltgerechtigkeit im Sinne von 

                                                

230  Kahl, Einleitung: Nachhaltigkeit als Verbundbegriff, in: Kahl (Hrsg.), Nachhaltigkeit als Verbund-

begriff, 2008, S. 1, 28 f. mit Verweis auf BVerfGE 79, 311, 340 ff. – Staatsverschuldung. 

231  Appel, Staatliche Zukunfts- und Entwicklungsvorsorge, 2005, S. 87. 

232  Rehbinder, Zukunftsverantwortung und Rechtsordnung, in: Gethmann/Mittelstraß (Hrsg.), Lang-

zeitverantwortung, 2008, S. 119, 134 ff.; Beaucamp, Das Konzept der zukunftsfähigen Entwicklung 
im Recht, 2002, S. 198 ff. 

233  Vgl. § 44 Abs. 1 GGO; zum Ganzen Appel, § 2 - Europäisches und nationales Umweltverfassungs-

recht, in: Koch (Hrsg.), Umweltrecht, 4. Aufl. 2014, Rn. 118 ff. 

234  Krüper, Gemeinwohl im Prozess, 2009, S. 175 ff.; Schenderlein, Rechtsschutz und Partizipation im 

Umweltrecht, 2013, S. 261; Calliess, Rechtsstaat und Umweltstaat, 2011, S. 468, 491. 

235  Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, 12. Aufl. 2012, Art. 20 GG, Rn. 118. 

236  Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, 12. Aufl. 2012, Art. 20 GG, Rn. 123; Osterloh, in: Sachs, GG, 6. Aufl. 

2011, Art. 3 GG, Rn. 66, der insofern in Art. 3 GG die Fundierung des verteilungsgerechten Sozial-

staats ausmacht.  
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Umweltgleichheit.237 Gleichwohl agiert das Sozialstaatsgebot im Zusammenhang mit 
den Grundrechten als Grundrechtsvoraussetzungsschutz,238 woraus zum Teil eine all-
gemeine, die Belange künftiger Generationen schützende Zukunftsvorsorge hergeleitet 
wird.239 Folglich weist das Sozialstaatsprinzip Schnittmengen mit der Generationen-, 
Chancen- und Befähigungsgerechtigkeit sowie der verhältnismäßigen Gleichheit auf. 

5.4.2 Grundrechte 

Angesichts der Bindung der staatlichen Gewalt an die Grundrechte gemäß Art. 1 Abs. 3 
GG kommt den Grundrechten eine wichtige Maßstabsfunktion für jede staatliche (Ver-
teilungs-)Tätigkeit zu. Die im Folgenden zu betrachtenden Gleichheits- und Freiheits-
rechte sind dabei häufig in ihrer Wirkungsweise eng verknüpft.240  

5.4.2.1 Freiheitsrechte 

Die Gewährleistung von Freiheitsgrundrechten stellt einen grundlegenden Bestandteil 
der Gerechtigkeit dar, was durch Art. 1 Abs. 2 GG, bezogen auf den gesamten Grund-
rechtsbestand des Grundgesetzes, zum Ausdruck kommt. Für den Bereich des Umwelt-
schutzes kommen insofern v. a. die Garantie der Menschenwürde (Art. 1 Abs. 1 GG), die 
allgemeine Handlungsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 GG), das Recht auf Leben und körperliche 
Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG) sowie die Eigentumsgarantie (Art. 14 GG) in Be-
tracht, die einen punktuellen Umweltschutz gewährleisten; ein Grundrecht auf Um-
weltschutz enthält das Grundgesetz hingegen nicht.241 Besondere Bedeutung im Um-
weltbereich besitzt das Grundrecht auf Leben und körperliche Unversehrtheit (Art. 2 
Abs. 2 S. 1 GG), das auch auf den Schutz eines „ökologischen Existenzminimums“242 im 
Sinne eines Grundrechtsvoraussetzungsschutzes243 abzielt. Das Recht auf körperliche 
Unversehrtheit nach Art. 2 Abs. 2 S. 1 2. Alt. GG umfasst dabei die menschliche Ge-

                                                

237  Rehbinder, Verteilungsgerechtigkeit im Umweltrecht, in: Appel/Hermes (Hrsg.), Mensch-Staat-

Umwelt, 2008, S. 105, 128, der eine Steuerung des Sozialstaatsprinzips im Hinblick auf den Auftrag 
zur Herstellung gleicher Gesundheitschancen lediglich in evidenten Fällen sieht. 

238  Gröschner, Art. 20 (Sozialstaat), in: Dreier (Hrsg.), Grundgesetz, 2. Aufl. 2006, Rn. 21; Laskowski, 

Das Menschenrecht auf Wasser, 2010, S. 428 ff. 

239  Kleiber, Der grundrechtliche Schutz künftiger Generationen, 2014, S. 319. 

240  Osterloh, § 20 - Gleichheit, in: FS Kirchhof, 2013, S. 217, 220, versteht unter gerechter Gleichbe-

handlung insbesondere eine grundrechtsgerechte Gleichbehandlung. 

241  BVerwGE 54, 211, 219 – Vorbeugender Rechtsschutz gegen Bebauungspläne; Calliess, Rechtsstaat 

und Umweltstaat, 2001, S. 298 ff., 412 ff. zudem S. 417 ff. zur Frage eines Rechts auf Freiheit von 

Umweltbelastungen aus Art. 2 Abs. 1 GG.  

242  Weitere Grundlagen sind Art. 1 Abs. 1 GG sowie Art. 2 Abs. 1 GG. Zum ökologischen Existenzmi-

nimum gehören z. B. atembare Luft, trinkbares Wasser und essbare Lebensmittel; s. dazu Calliess, 

Rechtsstaat und Umweltstaat, 2001, S. 300; hingegen kritisch wegen fehlender verfassungsrechtli-
cher Vorgaben zur Festlegung von konkreten Belastungsschwellen Voßkuhle, Umweltschutz und 

Grundgesetz, NVwZ 2013, 1, 6. 

243  Kloepfer, Umweltrecht, 3. Aufl. 2004, § 3 Rn. 43 m.w.N. 
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sundheit im biologisch-physiologischen Sinne244 und ist nicht als Recht auf Gesundheit 
zu qualifizieren, da es ein solches Recht nicht vollständig umfasst und andererseits über 
dieses hinausgeht; die Definition der WHO245 ist daher nicht heranzuziehen.246  

Die Abwehrfunktion der Grundrechte kommt hierbei allerdings nur im Falle eines 
staatlichen Eingriffs zum Tragen. Durch Private verursachte Umweltbeeinträchtigungen 
erfüllen diesen Eingriffsbegriff grundsätzlich nicht.247 Ebenso problematisch ist die 
Qualifizierung von staatlichen Verknappungsentscheidungen hinsichtlich der Nutzung 
öffentlicher Güter, wie beispielsweise im Bereich des Handels mit Emissionszertifikaten, 
als Eingriff.248 Hinsichtlich der aus der objektiv-rechtlichen Dimension der Grundrechte 
erwachsenen Schutzpflicht249 besteht wiederum eine erhebliche Einschätzungspräroga-
tive des Staates.250 Demnach liegt eine Schutzpflichtverletzung nur vor, wenn über-
haupt keine Schutzvorkehrungen getroffen wurden oder diese gänzlich ungeeignet 
bzw. völlig unzulänglich sind (sog. Evidenzkontrolle). Dieser weite Kontrollmaßstab ist 
nicht zuletzt wegen der uneinheitlichen Judikatur des Bundesverfassungsgerichts nicht 
ohne Kritik geblieben.251 So muss der Gesetzgeber nach der zweiten Abtreibungsent-
scheidung Vorkehrungen treffen, die für einen angemessenen und wirksamen Schutz 
des ungeborenen Lebens ausreichend sind und auf sorgfältigen Tatsachenermittlungen 
und vertretbaren Einschätzungen beruhen (Untermaßverbot).252 In aktuellen Entschei-
dungen kombiniert nunmehr das Bundesverfassungsgericht das Untermaßverbot mit 
der Evidenzkontrolle.253 Darüber hinaus wird durch die dogmatische Figur der zu-

                                                

244  BVerfGE 56, 54, 74 – Fluglärm.  

245  „Zustand des vollständigen körperlichen, geistigen und sozialen Wohlbefindens“. 

246  Murswiek, in: Sachs (Hrsg.), Grundgesetz, 6. Auflage 2011, Art. 2, Rn. 150; Starck, in: v. Man-

goldt/Klein/Starck, Das Bonner Grundgesetz, Band 2, 6. Auflage 2010, Art. 2 Abs. 2, Rn.193; Kloep-

fer, Umweltgerechtigkeit, 2006, S. 38, erkennt jedoch in der BVerfGE 56, 54 – Fluglärm eine An-
knüpfung an den Gesundheitsbegriff der WHO.  

247  Zu Fragen der Zurechnung privater Tätigkeit an den Staat im sog. Ermöglichungs-, Förderungs- 

sowie Duldungsfall Calliess, Rechtsstaat und Umweltstaat, 2001, S. 423 ff. 

248  Winkler, Verteilungsprobleme im Umweltrecht - Anmerkungen zu der Entscheidung BVerwG 7 C 

8.10 vom 10.10.2012-, DVBl. 2013, S. 1017, 1021, die das Vorliegen eines Eingriffs bei Errichtung 

einer öffentlich-rechtlichen Nutzungsordnung verneint, da es sich bei dieser Verknappungsent-
scheidung um eine Modifikation des Regulierungsregimes handelt.  

249  BVerfGE 7, 198, 204 – Lüth; kritisch zur Unterscheidung zwischen Abwehr- und Schutzfunktion der 

Grundrechte vor dem Hintergrund einer multipolaren Lesart der Grundrechte Ekardt, Umweltver-
fassung und „Schutzpflichten“, NVwZ 2013, 1105, 1107 ff. 

250  BVerfGE 56, 54, 80 – Fluglärm; 77, 170, 214 – Lagerung chemischer Waffen; 79, 174, 202 - Stra-

ßenverkehrslärm; BVerfGK 10, 208, 211 - Genehmigung einer Mobilfunksendeanlage.  

251  Koch, § 4 - Immissionsschutzrecht, in: ders. (Hrsg.), Umweltrecht, 4. Aufl. 2014, Rn. 33 f., der zu-

dem aus Art. 20a GG eine Gewichtungsverstärkung des Schutzguts im Rahmen der Anforderungen 

des Untermaßverbots herleitet. 

252  BVerfGE 88, 203, 254 – Schwangerschaftsabbruch II. 

253  BVerfGK NVwZ 2011, 991, 994 – Fluglärmschutzgesetz; weitere Nachweise bei Voßkuhle, Umwelt-

schutz und Grundgesetz, NVwZ 2013, 1, 7 (Fn. 101). 
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kunftsgerichteten Schutzpflicht im Rahmen einer grundrechtlichen Vorwirkung im 
Hinblick auf rechtsgutsbezogene Grundrechte (Garantie der Menschenwürde, Recht auf 
Leben und körperliche Unversehrtheit, Eigentumsgarantie) teilweise der Schutz künfti-
ger Generationen begründet.254  

Ergreift der Staat bestimmte Schutzmaßnahmen, so hat er die Grundrechte der Betrof-
fenen (insbesondere aus Art. 12 Abs. 1 GG, 14 Abs. 1 GG und Art. 2 Abs. 1 GG) zu be-
rücksichtigen. Die Meinung, wonach die umweltbeeinträchtigende bzw. umweltschädi-
gende Nutzung von Umweltressourcen (Luft, Wasser und Natur) vom Schutzbereich der 
Freiheitsrechte nicht umfasst ist bzw. im Rahmen der Verhältnismäßigkeit im Fall feh-
lender originärer Teilhaberechte255 hinter die Nutzungsbeschränkung trete, hat sich 
bislang u. a. wegen Bedenken zur Rechtsstaatskonformität nicht durchsetzen kön-
nen.256 Dies würde allerdings zu einer Erweiterung des staatlichen Gestaltungsspiel-
raums im Bereich der umweltschützenden Maßnahmen führen und einer „grundrecht-
lichen Übermacht der Umweltbelaster“ begegnen.257 

Schließlich sind insbesondere für die Beteiligung der Gesellschaft bei umweltrelevanten 
Entscheidungen die Vereinigungs-, Presse-, Informations- und Meinungsfreiheit von Be-
deutung. Zudem kann die Wissenschaftsfreiheit durch die Gewährleistung einer freien 
Forschung einen Beitrag zu einem effektiven Umweltschutz leisten. 

Im Ergebnis adressieren die Freiheitsrechte die Befähigungs- und Generationengerech-
tigkeit sowie die verhältnismäßige Gleichheit und das Abwägungsgebot. 

5.4.2.2 Gleichheitsrechte 

Die Garantie der Gleichheit ist vielfach Inhalt der Gerechtigkeitsidee schlechthin.258 So 
nimmt das Bundesverfassungsgericht wiederholt in seinen Entscheidungen die Über-
prüfung des Gleichheitssatzes ausdrücklich anhand einer „am Gerechtigkeitsgedanken 
orientierten Betrachtungsweise“ vor.259 Normativer Anknüpfungspunkt ist der in Art. 3 

                                                

254  Kleiber, Der grundrechtliche Schutz künftiger Generationen, 2014, S. 296 ff., zusammenfassend 

zum Meinungsstand ebda. S. 298 (Fn. 46); Laskowski, Das Menschenrecht auf Wasser, 2010, S. 424. 

255  Originäre Teilhabeansprüche aus Art. 2 Abs. 2 und Art. 2 Abs. 1 GG würden nur das Minimum 
dessen, was der Mensch in einer freiheitlichen Gesellschaft an Umweltnutzungen unbedingt benö-

tigt, umfassen (z. B. Verursachung unvermeidbarer Emissionen bei der Beheizung von Wohnun-

gen), so Murswiek, Privater Nutzen und Gemeinwohl im Umweltrecht, DVBl. 1994, 77, 82. 

256  Appel, § 2 - Europäisches und nationales Umweltverfassungsrecht, in: Koch (Hrsg.), Umweltrecht, 4. 

Aufl. 2014, Rn. 130 f.; Sparwasser/Engel/Voßkuhle, Umweltrecht, 5. Aufl. 2003, § 1 Rn. 164 ff.; zum 

Ganzen ebenfalls kritisch Calliess, Rechtsstaat und Umweltstaat, 2001, S. 540 ff. 

257  Bruch, Zur grundrechtlichen Übermacht von Umweltbelastern, in: FS Kloepfer, 2013, S.333, 335 ff. 

258  Kirchhof, § 181 - Allgemeiner Gleichheitssatz, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staats-

rechts, Bd. VIII, 3. Aufl. 2010, Rn. 2. 

259  Z. B. BVerfGE 116, 135, 153 – Gleichheit im Vergaberecht; eingehend zur Frage des Gerechtig-

keitsprinzips des Bundesverfassungsgerichts Robbers, Gerechtigkeit als Rechtsprinzip, 1980, pas-

sim.  
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Abs. 1 GG enthaltene allgemeine Gleichheitssatz, der die Gleichberechtigung260 und 
damit vor einer Ungleichbehandlung von wesentlich Gleichem ohne sachlichen Grund 
schützt. Eine Schutzpflicht für die Sicherung der Gleichheit, d.h. für den Abbau tatsäch-
licher Ungleichheiten besteht nicht.261 Dagegen muss sich jedes staatliche Handeln am 
allgemeinen Gleichheitssatz messen lassen. Allerdings ist eine starke Offenheit des 
Gleichheitssatzes zu konstatieren, die aus dem Fehlen von Vergleichsmaßstäben resul-
tiert und sich in der Frage der Vergleichsgruppenbildung und der Wahl des gemein-
samen Oberbegriffs niederschlägt.262 Der Prüfungsmaßstab (Willkürprüfung oder Ver-
hältnismäßigkeit263) hinsichtlich der Rechtfertigung der Ungleichbehandlung und da-
mit umgekehrt der Spielraum für die Auswahl des Differenzierungskriteriums hängt 
u. a. von der Personenbezogenheit der Ungleichbehandlung, der Beschränkung von 
Freiheitsrechten durch die Ungleichbehandlung sowie sonstigen Vorgaben des Grund-
gesetzes ab. Das Fehlen eines staatlichen Eingriffs führt jedoch häufig dazu, dass der 
Gleichheitssatz lediglich als Willkürverbot fungiert.264 Zudem können das Sozialstaats-
prinzips sowie das Staatsziel Umweltschutz in Art. 20a GG eine den Spielraum erwei-
ternde bzw. begrenzende Wirkung entfalten.265 Ein Grundsatz strikter Umweltgleich-
heit besteht im Ergebnis nicht; vielmehr kommen als Rechtfertigungsgründe u. a. die 
Schutzwürdigkeit infolge der Standortbedingungen, die Akzeptabilität des Umweltrisi-
kos, die Existenz kompensierender Umweltbedingungen oder wirtschaftlicher Vorteile 
in Betracht.266 Eine Differenzierung anhand der vorhandenen Umweltbelastungen für 
die Bevölkerung vor dem Hintergrund einer geringeren Schutzwürdigkeit des bereits 
belasteten Gebiets wird hingegen als sachwidrig eingestuft.267 Ein Postulat der Gleich-
heit in der Zeit, das eine willkürliche Ungleichbehandlung verschiedener Generationen 
verbietet, ist dem allgemeinen Gleichheitssatz nicht zu entnehmen.268 

                                                

260  Zur Begrifflichkeit Winkler, Verteilungsprobleme im Umweltrecht – Anmerkungen zu der Ent-
scheidung BVerwG 7 C 8.10 vom 10.10.2012, DVBl. 2013, 1017, 1019.  

261  Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, 12. Aufl. 2012, Art. 3 GG, Rn. 12. 

262  Lenze, Gleichheitssatz und Generationengerechtigkeit, Der Staat 46 (2007), S. 89, 90. 

263  Zur Modifizierung der Verhältnismäßigkeitsprüfung bezüglich Differenzierungskriterien, die ver-

gleichende Gerechtigkeitsmaßstäbe zum Inhalt haben Winkler, Verteilungsprobleme im Umwelt-

recht – Anmerkungen zu der Entscheidung BVerwG 7 C 8.10 vom 10.10.2012, DVBl. 2013, 1017, 
1020. 

264  Rehbinder, Kap. 3 - Ziele, Grundsätze, Strategien und Instrumente, in: Hansmann/Sellner (Hrsg.), 

Grundzüge des Umweltrechts, 4. Aufl. 2012, Rn. 112. 

265  Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, 12. Aufl. 2012, Art. 3 GG, Rn. 22 f. 

266  Rehbinder, Verteilungsgerechtigkeit im Umweltrecht, in: Appel/Hermes (Hrsg.), Mensch-Staat-

Umwelt, 2008, S. 105, 129; hinsichtlich der Heranziehung von Verursachergruppen Appel, § 2 - 
Europäisches und nationales Umweltverfassungsrecht, in: Koch (Hrsg.), Umweltrecht, 4. Aufl. 2014, 

Rn. 140, der als Differenzierungsgründe die Besonderheiten der einzelnen Risikogruppen, die je-

weiligen Situationen und die räumlichen Gegebenheiten aufführt.  

267  Rehbinder, Verteilungsgerechtigkeit im Umweltrecht, in: Appel/Hermes (Hrsg.), Mensch-Staat-

Umwelt, 2008, S. 105, 132 f. 

268  Beaucamp, Das Konzept der zukunftsfähigen Entwicklung im Recht, 2002, S. 190 f. 
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Die in Art. 3 Abs. 3 S. 1 GG enthaltenen besonderen Diskriminierungsverbote können 
als Rechtfertigungspflicht fungieren. Es müsste folglich dargelegt werden, dass die an-
gegriffene Sonderbehandlung nicht wegen eines Merkmals nach Art. 3 Abs. 3 S. 1 GG 
erfolgte.269 Das Merkmal der Herkunft umfasst dabei die ständisch-soziale Abstammung 
und Verwurzelung, nicht jedoch die in den eigenen Lebensumständen begründete Zu-
gehörigkeit zu einer sozialen Schicht.270 Das Differenzierungsmerkmal der Rasse fokus-
siert auf Gruppen mit bestimmten biologisch vererbbaren Merkmalen, wobei unerheb-
lich ist, ob das Merkmal tatsächlich vorliegt, und umfasst auch ethnische Minderhei-
ten.271 Im Ergebnis fungieren die Gleichheitsrechte im Sinne der (verhältnismäßigen) 
Gleichheit sowie der Chancengerechtigkeit. 

5.4.2.3 Grundrechtsschutz durch Verfahren 

Grundrechtsschutz ist zudem durch Verfahren, d. h. durch eine der Entwertung mate-
rieller Grundrechtspositionen entgegenstehende Ausgestaltung des Verfahrens, zu ge-
währleisten.272 Ein Außerachtlassen entsprechender Verfahrensvorschriften führt daher 
zu einem Grundrechtsverstoß. Welche konkreten (verfassungsrechtlich bedingten) An-
forderungen an die Ausformung des Verfahrens bestehen, wird zum Teil unter folgen-
den „fünf Regeln allgemeiner Verfahrensgerechtigkeit“ umschrieben.273 Dazu gehören: 

• die Abgrenzung des Kreises der Beteiligten, 

• die Sicherung der Subjektstellung der Beteiligten, was bedeutet dass die Beteilig-
ten in der Lage sein müssen, ihre Rechte und Interessen im Verfahren wahrzu-
nehmen, 

• die Ermöglichung eines vollständigen und unverzerrten Informationsflusses zwi-
schen den Beteiligten in allen Richtungen, 

• der Faktor Zeit im Blick auf die Entscheidungsbildung des Betroffenen durch an-
gemessene Fristensetzung und 

• die Ermöglichung der Tendenz zu einer Sach- und Gemeinwohlrichtigkeit der 
Entscheidung, d. h. der Erzeugung gerechter Entscheidungen. 

Im Ergebnis fungiert die grundrechtsgebotene Verfahrensgestaltung im Sinne der Be-
fähigungs- und Chancengerechtigkeit. 

                                                

269  Starck, in: v. Mangoldt/Klein/Starck (Hrsg.), Das Bonner Grundgesetz, Band 1, 6. Auflage 2010, Art. 

3 Rn. 369. 

270  BVerfGE 9, 124, 129 - Armenrecht. 

271  Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, 12. Aufl. 2012, Art. 3 GG, Rn. 123. 

272  BVerfGE 53, 30, 65 ff. – Mülheim-Kärlich; BVerfGE 77, 381, 405 ff. – Gorleben; eingehend zu den 

prozeduralen Wirkungen der grundrechtlichen Schutzpflicht Calliess, Rechtsstaat und Umwelt-
staat, 2011, S. 463 ff. 

273  Denninger, § 193 - Staatliche Hilfe zur Grundrechtsausübung durch Verfahren, Organisation und 

Finanzierung, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, Bd. IX, 3. Aufl. 2011, Rn. 60 
ff.; dagegen für eine weitgehende Offenheit der konkreten grundrechtlichen Anforderungen an 

das Verfahren plädierend Appel, § 2 - Europäisches und nationales Umweltverfassungsrecht, in: 

Koch (Hrsg.), Umweltrecht, 4. Aufl. 2014, Rn. 128. 
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5.4.3 Zwischenergebnis 

Die Staatszielbestimmungen sowie die Grundrechte des Grundgesetzes enthalten wich-
tige Maßstäbe zur Verwirklichung von Gerechtigkeit. Gleichwohl wird dem Gesetzgeber 
zumeist ein weiter Gestaltungsspielraum eingeräumt. Dies liegt zum einen an der Aus-
gestaltung der einschlägigen Bestimmungen als Staatszielbestimmungen. Zum anderen 
sind die Grundrechte häufig nicht in ihrer Abwehrfunktion wegen des Fehlens eines 
staatlichen Eingriffs betroffen, sondern es handelt sich um den Bereich staatlicher 
Schutzpflichten. Dennoch tragen einzelne verfassungsrechtliche Instrumente zur Ver-
wirklichung einzelner Aspekte der oben genannten Gerechtigkeitskonzepte bei.  

5.5 Innerstaatlich geltende Grundprinzipien des Umweltrechts 
Die innerstaatlich geltenden Grundprinzipien können insbesondere die Umweltpolitik 
konzeptionell anleiten und als Auslegungshilfe in Zweifelsfällen dienen. Eine konkrete 
gesetzliche Ausgestaltung der Prinzipientrias aus Vorsorge-, Verursacher und Koopera-
tionsprinzip wie im Unionsrecht fehlt bislang auf nationaler Ebene und bedarf einer 
näheren Bestimmung, die vorrangig dem Gesetzgeber obliegt.274 Neben der Prinzipien-
trias lassen sich induktiv aus dem Bestand der umweltrechtlichen Normen v. a. das 
Nachhaltigkeits-, das Integrations- und das Kompensationsprinzip herleiten.275 Eine ver-
fassungsrechtliche Verankerung in Art. 20a GG ist für das Schutz- und Vorsorgeprinzip, 
das Nachhaltigkeitsprinzip und das Kompensationsprinzip anerkannt.276 Zudem lassen 
sich (sektorale) gesetzliche Regelungen den jeweiligen Prinzipien als deren Ausprägung 
zuordnen, wodurch diese Prinzipien unmittelbare Rechtsverbindlichkeit erlangen.277 
Die Umweltgerechtigkeit wird zum Teil ebenfalls als ein Grundprinzip bzw. als eine 
umweltpolitische Grundmaxime für die übrigen Grundprinzipien des Umweltrechts 
qualifiziert.278  

                                                

274  Ramsauer, § 3 - Allgemeines Umweltverwaltungsrecht, in: Koch (Hrsg.), Umweltrecht, 4. Aufl. 2014, 
Rn. 26; Sparwasser/Engel/Voßkuhle, Umweltrecht, 5. Aufl. 2003, § 2 Rn. 13; lediglich Erwähnung 

finden die genannten Prinzipien in Art. 16 Abs. 1 S. 2 Staatsvertrag über die Schaffung einer Wäh-

rungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik i.V.m. Art. 34 Abs. 1 des Einigungsvertrages, woraus zum Teil eine ent-

sprechende Selbstverpflichtung des Gesetzgebers hergeleitet wird - so Kloepfer, Umweltrecht, 3. 

Aufl. 2004, § 4 Rn. 6. 

275  Vgl. Sparwasser/Engel/Voßkuhle, Umweltrecht, 5. Aufl. 2003, § 2 Rn. 12. 

276  Sparwasser/Engel/Voßkuhle, Umweltrecht, 5. Aufl. 2003, § 2 Rn. 12. 

277  Kloepfer, Umweltschutzrecht, 2. Aufl. 2011, § 3 Rn. 2. 

278  Rehbinder, Ziele, Grundsätze, Strategien und Instrumente, in: Hansmann/Sellner (Hrsg.), Grundzü-

ge des Umweltrechts, 4. Aufl. 2012, Kap. 3 Rn. 18 und 98 ff.; Kloepfer, Umweltschutzrecht, 2. Aufl. 

2011, § 3 Rn. 4. 
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5.5.1 Schutzprinzip und Vorsorgeprinzip 

Im Gegensatz zum Unionsrecht unterscheidet das deutsche Umweltrecht anhand des 
Gefahrbegriffes des klassischen Polizeirechts279 zwischen Schutz und Vorsorge und 
knüpft daran insbesondere Fragen des Rechtsschutzes.280 So ist das Schutzprinzip auf 
die Verhinderung von Gefahren bzw. die Beseitigung von Schäden gerichtet und um-
schreibt das „ökologische Minimum“ in Form von Mindeststandards, die drittschützend 
sind.281 Dagegen zielt das Vorsorgeprinzip auf die Vorbeugung von Umweltschäden 
unterhalb der Gefahrenschwelle, mithin auf die Gefahren- und Risikovorsorge durch in 
der Regel nicht drittschützende Vorsorgewerte.282 Allerdings unterliegt die Differenzie-
rung zwischen Gefahr, Risiko und Restrisiko stets einer wertenden Entscheidung, so 
dass gerade im „Graubereich“ die Verneinung des individualschützenden Charakters 
des Vorsorgeprinzips fraglich erscheint.283  

Durch die weite räumliche und zeitliche Perspektive der Risikovorsorge (u. a. werden 
zeitlich und räumlich entfernte Risiken, kumulative Umweltbelastungen, der Schutz 
empfindlicher Bevölkerungsgruppen, der Ferntransport von Schadstoffen erfasst), hat 
das Vorsorgeprinzip einen starken Bezug zu Fragen der räumlichen Verteilung von 
Umweltbelastungen sowie zur Berücksichtigung kommender Generationen.284 Als mul-
tifunktionales Gebot enthält das Vorsorgeprinzip zudem den Aspekt der Ressourcenvor-
sorge, um für künftige Nutzungen Freiräume zu schaffen, die wiederum Ausdruck der 
intergenerationellen Gerechtigkeit ist.285 Im Ergebnis fungieren sowohl Schutz- als auch 

                                                

279  Demnach liegt eine Gefahr bei einer Sachlage vor, die bei ungehindertem Geschehensablauf mit 

hinreichender Wahrscheinlichkeit zu einem Schaden führt; zu den terminologisch bedingten Ver-

ständnisproblemen zwischen deutschem und unionalem Recht Rehbinder, Ziele, Grundsätze, Stra-
tegien und Instrumente, in: Hansmann/Sellner (Hrsg.), Grundzüge des Umweltrechts, 4. Aufl. 2012, 

Kap. 3 Rn. 23. 

280  Ramsauer, § 3 - Allgemeines Umweltverwaltungsrecht, in: Koch (Hrsg.), Umweltrecht, 4. Aufl. 2014, 
Rn. 28. 

281  Rehbinder, Ziele, Grundsätze, Strategien und Instrumente, in: Hansmann/Sellner (Hrsg.), Grundzü-

ge des Umweltrechts, 4. Aufl. 2012, Kap. 3 Rn. 20; für den Bereich des Immissionsschutzrechts 
durch Immissionsgrenzwerte (z. B. 39. BImSchV); zu weiteren Instrumenten s. Sparwas-

ser/Engel/Voßkuhle, Umweltrecht, 5. Aufl. 2003, § 2 Rn. 17. 

282  Zu Fragen des Individualrechtsschutzes im Bereich des Immissionsschutzrechts s. Jarass, BImSchG, 
10. Aufl. 2013, § 5 Rn. 134 ff.; zu weiteren Instrumenten s. Sparwasser/Engel/Voßkuhle, Umwelt-

recht, 5. Aufl. 2003, § 2 Rn. 21. 

283  Rehbinder, Ziele, Grundsätze, Strategien und Instrumente, in: Hansmann/Sellner (Hrsg.), Grundzü-
ge des Umweltrechts, 4. Aufl. 2012, Kap. 3 Rn. 75; Sparwasser/Engel/Voßkuhle, Umweltrecht, 5. 

Aufl. 2003, § 2 Rn. 20; im Hinblick auf Vollzugsdefizite s. Jarass, BImSchG, 10. Aufl. 2013, § 5 Rn. 

137. 

284  Kloepfer, Umweltschutzrecht, 2. Aufl. 2011, § 3 Rn. 9 ff.; zu den unterschiedlichen Bedeutungsin-

halten des Vorsorgeprinzips und den Bedingungen der verschiedenen Konkretisierungen s. Reh-

binder, Ziele, Grundsätze, Strategien und Instrumente, in: Hansmann/Sellner (Hrsg.), Grundzüge 
des Umweltrechts, 4. Aufl. 2012, Kap. 3 Rn. 37 f. 

285  Sparwasser/Engel/Voßkuhle, Umweltrecht, 5. Aufl. 2003, § 2 Rn. 22 m.w.N. sowie Rn. 28, der je-

doch vor dem Hintergrund einer besseren Abgrenzung gegenüber dem Nachhaltigkeitsprinzip für 
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Vorsorgeprinzip im Sinne der ökologischen Gerechtigkeit und der Chancengerechtig-
keit. Daneben adressiert v. a. das Vorsorgeprinzips die Generationengerechtigkeit.  

5.5.2 Verursacherprinzip 

Als Zurechnungsprinzip gewährleistet das Verursacherprinzip die sachliche und finan-
zielle Verantwortung des Verursachers für die von ihm ausgehenden Risiken, Gefahren, 
Belastungen und Schäden für die Umwelt, was sowohl auf allgemeinen Gerechtigkeits-
erwägungen als auch auf Grundsätzen der Verteilungsgerechtigkeit im Hinblick auf die 
Nutzung knapper Umweltgüter gründet286 und als Gerechtigkeitsmaßstab an den all-
gemeinen Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) herangetragen werden kann.287 Wegen der 
notwendigen wertenden Entscheidung über die Verantwortungszuschreibung und der 
unterschiedlichen Ausgestaltungsmöglichkeiten ist auch hier eine Konkretisierung sei-
tens des Gesetzgebers erforderlich.288 Da das Verursacherprinzip jedoch nicht per se ein 
Gerechtigkeitsprinzip ist, kommt der konkreten Ausgestaltung des Prinzips eine hohe 
Bedeutung zu.289 Die Kehrseite des Verursacherprinzips bildet das Gemeinlastprinzip, 
das jeder Regelung, die nicht zu einer vollständigen Internalisierung der externen Kos-
ten führt, innewohnt.290 Gleichwohl hat das Verursacherprinzip grundsätzlich Vorrang 
vor dem Gemeinlastprinzip, es sei denn eine Zurechnung ist nicht möglich oder wird 
seitens des Gesetzgebers aus sozialen Gründen reglementiert.291 Das Verursacherprin-
zip fungiert damit im Sinne der Generationen- und der Chancengerechtigkeit. 

                                                                                                                                                            

 

eine Beschränkung auf die Risikovorsorge plädiert; ebenfalls kritisch Beaucamp, Das Konzept der 
zukunftsfähigen Entwicklung im Recht, 2002 S. 321 ff.; befürwortend Rehbinder, Ziele, Grundsätze, 

Strategien und Instrumente, in: Hansmann/Sellner (Hrsg.), Grundzüge des Umweltrechts, 4. Aufl. 

2012, Kap. 3 Rn. 39. 

286  Ramsauer, § 3 - Allgemeines Umweltverwaltungsrecht, in: Koch (Hrsg.), Umweltrecht, 4. Aufl. 2014, 

Rn. 35; Sparwasser/Engel/Voßkuhle, Umweltrecht, 5. Aufl. 2003, § 2 Rn. 31. 

287  Speziell im Hinblick auf Umweltabgaben eingehend Möckel, Umweltabgaben zur Ökologisierung 
der Landwirtschaft, 2006, S. 282 ff., 296 ff. 

288  Zu den Ausgestaltungs- und Umsetzungsmöglichkeiten Sparwasser/Engel/Voßkuhle, Umweltrecht, 

5. Aufl. 2003, § 2 Rn. 32 ff.  

289  Rowe, Das Verursacherprinzip als Aufteilungsgrundsatz im Umweltrecht, in: Gawel (Hrsg.), Effizi-

enz im Umweltrecht, Grundsatzfragen einer wirtschaftlichen Umweltnutzung aus rechts-, wirt-

schafts- und sozialwissenschaftlicher Sicht, 2001, S. 397, 414 f. mit dem Hinweis auf die Berücksich-
tigung externer Kriterien wie der Grundrechte auf Gesundheit, Eigentum oder Gleichheit. 

290  Rehbinder, Ziele, Grundsätze, Strategien und Instrumente, in: Hansmann/Sellner (Hrsg.), Grundzü-

ge des Umweltrechts, 4. Aufl. 2012, Kap. 3 Rn. 165. 

291  Ramsauer, § 3 - Allgemeines Umweltverwaltungsrecht, in: Koch (Hrsg.), Umweltrecht, 4. Aufl. 2014, 

Rn. 37; zum „Policy-Mix“ vor dem Hintergrund der Annahmen der Umweltökonomie zusammenfa-

send Sparwasser/Engel/Voßkuhle, Umweltrecht, 5. Aufl. 2003, § 2 Rn. 113 ff. 
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5.5.3 Kooperationsprinzip 

Das Kooperationsprinzip ist auf die Zusammenarbeit zwischen Staat und Gesellschaft 
ausgerichtet. Die Qualifizierung als Rechtsprinzip wird trotz der seitens des Bundesver-
fassungsgerichts teilweise anerkannten Sperrwirkung gegenüber einseitig hoheitlichem 
Handeln häufig verneint.292 Gleichwohl wird dem konsensualen Vorgehen, einschließ-
lich rechtzeitiger Information und Verfahrensbeteiligung der beteiligten Akteure eine 
hohe akzeptanzfördernde Bedeutung bescheinigt.293 Der Kooperationsbegriff, der 
strukturell die Gleichberechtigung der Betroffenen, prozessual die wechselseitige 
Kommunikation und ergebnisbezogen die freiwillige Akzeptanz voraussetzt, ist dabei 
wohl auch im Hinblick auf Gerechtigkeitsaspekte als idealtypisch zu bezeichnen.294 Das 
Kooperationsprinzip ist damit Ausdruck der Chancen- und der Befähigungsgerechtig-
keit. 

5.5.4 Nachhaltigkeitsprinzip 

Das Nachhaltigkeitsprinzip hat sich auch auf nationaler Ebene etabliert295 und zielt 
nach einem weiten Verständnis auf die Harmonisierung der drei Säulen ökologischer, 
ökonomischer und sozialer Ziele. Die Zielharmonisierung soll zwischen den lebenden 
Mitgliedern einer Gesellschaft (intragenerationelle Gerechtigkeit), zwischen den Leben-
den und den Noch-Nicht-Geborenen (intergenerationelle Gerechtigkeit) sowie zwischen 
Staaten (interstaatliche Gerechtigkeit) erreicht werden.296 Dem Nachhaltigkeitsprinzip 
kommt insofern eine wichtige Klammerfunktion zwischen den Gerechtigkeitskonzep-
ten zu.297 Zur Konkretisierung der abstrakten Zielsetzung hat die Bundesregierung in 
der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie298 Managementregeln aufgestellt, nach deren 
Grundregel die Aufgaben der heutigen Generation nicht auf die kommende verlagert 
werden dürfen und Vorsorge für zukünftige Belastungen zu treffen ist. Für einzelne 

                                                

292  Zur Subsidiarität staatlichen Handelns im Bereich des BImSchG und des KrW-/AbfG BVerfGE 98, 83 

– Landesrechtliche Abfallabgabe; BVerfGE 98, 106 – Kommunale Verpackungssteuer; a.A. m.w.N. 
Rehbinder, Ziele, Grundsätze, Strategien und Instrumente, in: Hansmann/Sellner (Hrsg.), Grundzü-

ge des Umweltrechts, 4. Aufl. 2012, Kap. 3 Rn. 180, der zumindest den Grundsatz der Partizipation 

als rechtsatzförmiges Prinzip anerkennt. 

293  Kloepfer, Umweltschutzrecht, 2. Aufl. 2011, § 3 Rn. 28 und 30. 

294  Vgl. Sparwasser/Engel/Voßkuhle, Umweltrecht, 5. Aufl. 2003, § 2 Rn. 52. 

295  Zu den verschiedenen gesetzlichen Verankerungen im nationalen Umweltrecht Beaucamp, Das 
Konzept der zukunftsfähigen Entwicklung im Recht, 2002, S. 241; speziell zur institutionellen Ver-

ankerung Kahl, Nachhaltigkeit und Institutionen – eine rechtswissenschaftliche Sicht, in: Kahl 

(Hrsg.) Nachhaltigkeit als Verbundbegriff, 2008, S. 267 ff. 

296  Sparwasser/Engel/Voßkuhle, Umweltrecht, 5. Aufl. 2003, § 2 Rn.23. 

297  Explizit im Hinblick auf inter- und intragenerationelle Gerechtigkeit Kahl, Staatsziel Nachhaltigkeit 

und Generationengerechtigkeit, DÖV 2009, S. 2, 3 Fn. 10. 

298  Bundesregierung, Perspektiven für Deutschland. Unsere Strategie für eine nachhaltige Entwick-

lung, 2002, S. 50 ff. sowie die zugehörigen Fortschrittsberichte – jüngst Bundesregierung, Nationa-

le Nachhaltigkeitsstrategie. Fortschrittsbericht 2012, S. 28.  
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Handelsbereiche wurden zudem folgende Managementregeln der Nachhaltigkeit for-
muliert: 

• Erneuerbare Naturgüter dürfen auf Dauer nur im Rahmen ihrer Fähigkeit zur 
Regeneration genutzt werden. Nicht erneuerbare Naturgüter dürfen auf Dauer 
nur in dem Umfang genutzt werden, wie ihre Funktionen durch andere Materia-
lien oder andere Energieträger ersetzt werden können. 

• Die Freisetzung von Stoffen darf auf Dauer nicht größer sein als die Anpassungs-
fähigkeit der natürlichen Systeme. 

• Gefahren und unvertretbare Risiken für die menschliche Gesundheit sind zu 
vermeiden. 

• Der durch technische Entwicklungen und den internationalen Wettbewerb aus-
gelöste Strukturwandel soll wirtschaftlich erfolgreich sowie ökologisch und sozial 
verträglich gestaltet werden. Zu diesem Zweck sind die Politikfelder so zu integ-
rieren, dass wirtschaftliches Wachstum, hohe Beschäftigung, sozialer Zusam-
menhalt und Umweltschutz Hand in Hand gehen.  

• Energie- und Ressourcenverbrauch sowie die Verkehrsleistung müssen vom Wirt-
schaftswachstum entkoppelt werden. Zugleich ist anzustreben, dass der wachs-
tumsbedingte Anstieg der Nachfrage nach Energie, Ressourcen und Verkehrsleis-
tungen durch Effizienzgewinne mehr als kompensiert wird. 

• Die öffentlichen Haushalte sind der Generationengerechtigkeit verpflichtet. Dies 
verlangt die Aufstellung ausgeglichener Haushalte durch Bund, Länder und 
Kommunen. In einem weiteren Schritt ist der Schuldenstand kontinuierlich ab-
zubauen. 

• Eine nachhaltige Landwirtschaft muss nicht nur produktiv und wettbewerbsfä-
hig, sondern gleichzeitig umweltverträglich sein sowie die Anforderungen an ei-
ne artgemäße Nutztierhaltung und den vorsorgenden, insbesondere gesundheit-
lichen Verbraucherschutz beachten. 

• Um den sozialen Zusammenhalt zu stärken, sollen Armut und sozialer Ausgren-
zung so weit wie möglich vorgebeugt, allen Bevölkerungsschichten Chancen er-
öffnet werden, sich an der wirtschaftlichen Entwicklung zu beteiligen, notwen-
dige Anpassungen an den demografischen Wandel frühzeitig in Politik, Wirt-
schaft und Gesellschaft erfolgen, alle am gesellschaftlichen und politischen Le-
ben teilhaben. 

• Die internationalen Rahmenbedingungen sind gemeinsam so zu gestalten, dass 
die Menschen in allen Ländern ein menschenwürdiges Leben nach ihren eige-
nen Vorstellungen und im Einklang mit ihrer regionalen Umwelt führen und an 
den wirtschaftlichen Entwicklungen teilhaben können. Umwelt und Entwicklung 
bilden eine Einheit. Nachhaltiges globales Handeln orientiert sich an den 
Milleniumsentwicklungszielen der Vereinten Nationen. In einem integrierten 
Ansatz ist die Bekämpfung von Armut und Hunger mit der Achtung der Men-
schenrechte, wirtschaftlicher Entwicklung, dem Schutz der Umwelt sowie ve-
rantwortungsvollem Regierungshandeln zu verknüpfen.  

Das Drei-Säulen-Modell, d. h. die Gleichrangigkeit der ökologischen, ökonomischen und 
sozialen Belange, birgt jedoch die Gefahr einer nicht zu bewältigenden Hyperkomplexi-
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tät sowie einer Entwertung bzw. Konturenlosigkeit des Nachhaltigkeitsprinzips.299 Vor 
diesem Hintergrund wird zunehmend für ein vorrangig ökologisches Verständnis der 
Nachhaltigkeit plädiert, das ökonomische und soziale Querschnittsbezüge mitberück-
sichtigt, sich jedoch im Kern auf den generationenübergreifenden Erhalt der natürli-
chen Ressourcen bezieht.300 Inwiefern hierbei eine Substitution des Naturkapitals durch 
andere Kapitalformen, wie Sach- und Humankapital, möglich ist, wird von dem Kon-
zept der schwachen Nachhaltigkeit sowie dem der starken Nachhaltigkeit unterschied-
lich bewertet. Die von der schwachen Nachhaltigkeit vorausgesetzte Substituierbarkeit 
des Naturkapitals begegnet Bedenken, da wegen der Multifunktionalität vieler ökologi-
scher Systeme sowie der möglichen Risiken der Substitute eine vollständige und prob-
lemlose Ersetzbarkeit fraglich erscheint. Zudem sind Diskontierungen, d. h. die Abwer-
tung zukünftiger Ereignisse (Nutzen, Güter), lediglich dann zu rechtfertigen, wenn be-
gründeter Anlass zu der Annahme besteht, dass die künftigen Generationen über ver-
besserte Problemlösungsmöglichkeiten verfügen werden.301 Das Konzept der starken 
Nachhaltigkeit geht daher davon aus, dass Naturkapital grundsätzlich nicht substituiert 
werden kann, was jedoch bei strikter Anwendung zu einem Verbrauchsverbot nicht 
erneuerbarer Ressourcen bzw. zu einem Belastungsverbot nicht abbaubarer Schadstoffe 
führt. Eine vermittelnde Position hält in diesem Falle eine Substitution für möglich, so-
weit die essenzielle Substanz des Naturkapitals – das kritische Naturkapital – nicht be-
rührt ist. Da die abstrakte Feststellung des kritischen Naturkapitals allerdings unmög-
lich bzw. schwierig ist und das Vorsorgeprinzip die Ausschöpfung kritischer Belas-
tungsgrenzen grundsätzlich verbietet, wird vorgeschlagen, die konstante Erhaltung des 
Naturkapitals als Leitlinie zu verfolgen, wobei im Einzelfall jedoch eine Abwägung 
möglich ist.302 Die sich daraus ergebenden Managementregeln (vgl. oben) ermöglichen 
eine weitere Konkretisierung, z. B. in Form von quantifizierten Umweltzielen, in einem 
transparenten und beteiligungsoffenen Verfahren.303  

Teilweise wird das Nachhaltigkeitsprinzip als Rechtsprinzip anerkannt.304 Abhängig 
von seiner konkreten Verankerung in der Rechtsordnung kann es dabei u. a. als Zielbe-

                                                

299  Zum Ganzen eingehend Appel, Staatliche Zukunfts- und Entwicklungsvorsorge, 2005, S. 339 ff. 

300  SRU, Umweltgutachten 2002, Tz. 31; Rehbinder, Nachhaltigkeit als Prinzip des Umweltrechts: kon-

zeptionelle Fragen, in: GfU (Hrsg.), Umweltrecht im Wandel, 2001, S. 721, 731; Appel, Staatliche 
Zukunfts- und Entwicklungsvorsorge, 2005, S. 347 f.; Kahl, Einleitung: Nachhaltigkeit als Verbund-

begriff, in: Kahl (Hrsg.), Nachhaltigkeit als Verbundbegriff, 2008, 1, 22 f., der ausdrücklich eine Ex-

klusivität zwischen der Nachhaltigkeit im weiten und der Nachhaltigkeit im engen Sinne verneint. 

301  Zusammenfassend zur Rechtfertigung der Diskontierung SRU, Umweltgutachten 2002, Tz. 13 ff. 

302  Bei Beachtung des Vorsorgeprinzips rücken damit das starke und das vermittelnde Nachhaltig-

keitskonzept eng aneinander SRU, Umweltgutachten 2002, Tz. 27.  

303  SRU, Umweltgutachten 2002, Tz. 29. 

304  So Rehbinder, Ziele, Grundsätze, Strategien und Instrumente, in: Hansmann/Sellner (Hrsg.), Grund-

züge des Umweltrechts, 4. Aufl. 2012, Kap. 3 Rn. 83; Gehne, Nachhaltige Entwicklung als Rechts-
prinzip, 2011, S. 217 ff.; s. zum Streitstand eingehend Beaucamp, Das Konzept der zukunftsfähigen 

Entwicklung im Recht, 2002, S. 319 ff.; zusammenfassend Sparwasser/Engel/Voßkuhle, Umwelt-

recht, 5. Aufl. 2003, § 2 Fn. 33. 
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stimmung, als Struktur- bzw. Verfassungsprinzip oder als lokales Prinzip agieren.305 Im 
Ergebnis adressiert das Nachhaltigkeitsprinzip die Generationengerechtigkeit, die öko-
logische Gerechtigkeit, die Chancengerechtigkeit, die Befähigungsgerechtigkeit sowie 
das Abwägungsgebot. 

5.5.5 Integrationsprinzip 

Das Integrationsprinzip ist zum einen auf die interne Integration der sektoralen, medi-
enspezifischen Regelungen gerichtet, um in einem ganzheitlichen Sinne die Wechsel-
beziehungen zwischen den einzelnen Umweltmedien besser zu berücksichtigen und 
Belastungsverlagerungen zu vermeiden. Dagegen zielt die externe Integration (ent-
sprechend der Querschnittsklausel auf unionaler Ebene) auf die Berücksichtigung der 
Umweltbelange in anderen Politiken, um so eine ökologische Ausrichtung dieser Berei-
che zu bewirken, ohne jedoch ökologischen Belangen zwingend den Vorrang einzu-
räumen.306 Gesetzliche Ausprägungen der internen Integration sind bspw. Regelungen 
zur Konzentrationswirkung und zur Angleichung der Umweltqualitäts- und Produkt-
standards sowie das verfahrensrechtliche Instrument der Umweltverträglichkeitsprü-
fung. Die externe Integration wird u. a. durch das planungsrechtliche Abwägungsgebot 
und die Vorschriften zur Durchführung einer Umweltprüfung bestimmter Pläne ver-
wirklicht. Eine Art. 11 AEUV entsprechende Regelung existiert auf nationaler Ebene 
allerdings nicht. Potential zur Verbesserung der externen Integration wird insbesonde-
re im Bereich prozeduraler Instrumente gesehen.307 Zum Teil wird dem Integrations-
prinzip Rechtssatzcharakter zugesprochen.308 Im Ergebnis fungiert es im Sinne der öko-
logischen Gerechtigkeit, der Chancengerechtigkeit und des Abwägungsgebots. 

5.5.6 Kompensationsprinzip  

In einer das Verursacherprinzip spezifizierenden Weise verlangt das Kompensations-
prinzip zunächst die Kompensation unvermeidbarer Umweltbeeinträchtigungen durch 
den Verursacher. Damit wird deutlich, dass der Frage der Kompensation zunächst die 
Entscheidung über die Vermeidbarkeit der Umweltbelastung vorgelagert ist und die 
Vermeidung gegenüber der Kompensation Vorrang genießt. Ist die Kompensation 
möglich und sachgerecht, sind entsprechende Kompensationsregelungen einem strik-
ten Verbot der beeinträchtigenden Handlung als milderes Mittel vorzuziehen; für die 
Bestimmung von Art und Ausmaß der Kompensation ist das Äquivalenzprinzip im Sin-
ne eines vollständigen Schadensausgleichs heranzuziehen; Über- und Unterkompensa-
tionen sind besonders zu begründen.309 Das Kompensationsprinzip, das teilweise als 

                                                

305  Gehne, Nachhaltige Entwicklung als Rechtsprinzip, 2011, S. 257 ff. 

306  Ramsauer, § 3 - Allgemeines Umweltverwaltungsrecht, in: Koch (Hrsg.), Umweltrecht, 4. Aufl. 2014, 

Rn. 52 f. 

307  SRU, Umweltgutachten 2012, Tz. 525. 

308  Rehbinder, Ziele, Grundsätze, Strategien und Instrumente, in: Hansmann/Sellner (Hrsg.), Grundzü-

ge des Umweltrechts, 4. Aufl. 2012, Kap. 3 Rn. 117. 

309  Voßkuhle, Das Kompensationsprinzip, 1999, S. 391. 
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Rechtsprinzip310 qualifiziert wird, ermöglicht somit eine Flexibilisierung der ordnungs-
rechtlichen Vorgaben und wirkt insofern zwar freiheitsfördernd und im Sinne der Be-
fähigungsgerechtigkeit, darf aber nicht zu einem „Ausverkauf von Umweltgütern“ füh-
ren und sollte daher lediglich subsidiär angewendet werden.311  

5.5.7 Zwischenergebnis 

Die innerstaatlich geltenden Grundprinzipien, die zum Teil eine verfassungsrechtliche 
Verankerung vorweisen können, schlagen bereits die Brücke in das einfachgesetzliche 
Recht. Einerseits haben sich aus den konkreten umweltrechtlichen Regelungen einzel-
ne Prinzipien herausgebildet, andererseits leiten diese Prinzipien die weitere Ausgestal-
tung des Umweltrechts und können Lücken im normativen Bestand füllen. An dieser 
Wechselwirkung hat auch die Umweltgerechtigkeit als Grundprinzip teil.  

5.6 Systematisierungsansätze (Michalk / Hermann) 
Die in den Kapiteln 5.2 bis 5.5 dargestellten Regeln und Prinzipien und deren Zuord-
nung zu den in Kapitel 4 vorgestellten rechtsphilosophischen Konzepten sollen nun im 
Folgenden zusammengefasst dargestellt werden. Die Zuordnung beruht dabei auf Fest-
stellungen zu Übereinstimmungen und Überschneidungsbereichen zwischen den Re-
gel- und Prinzipieninhalten einerseits sowie den Zielen und Maßstäben der Gerechtig-
keitskonzepte anderseits. Eine zwingende Ableitung der Regeln und Prinzipien aus den 
Gerechtigkeitskonzepten ist nicht möglich. 

5.6.1 Generationengerechtigkeit 

Die von der Generationengerechtigkeit umfasste intergenerationelle Gerechtigkeit (da-
zu Kap. 4.2.1), die insbesondere auf den Ausgleich der Bedürfnisbefriedigung heutiger 
und zukünftiger Generationen gerichtet ist und u. U. die Beschränkung der Handlungs-
freiheit der heutigen Generation bedingt, nehmen auf völkerrechtlicher Ebene das 
Prinzip des gemeinsamen Erbes der Menschheit, das Prinzip der gemeinsamen Sorge 
der Menschheit, das Prinzip der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlich-
keit, das Konzept der Nachhaltigen Entwicklung, das Vorsorgeprinzip und das Verursa-
cherprinzip in den Blick. Gleichwohl muss man konstatieren, dass rechtsverbindliche, 
operative Bestimmungen zur intergenerationellen Gerechtigkeit fehlen und daher die 
Generationengerechtigkeit noch keinen konkreten Niederschlag im Völkerrecht gefun-
den hat.312 

Ähnlich verhält es sich auf EU-Ebene. So tragen die Ziele Ressourcenschutz und Verbes-
serung der Umweltqualität, das hohe Schutzniveau, das Vorsorge- und Vorbeugeprin-
zip, das Verursacherprinzip, der Grundsatz der Nachhaltigen Entwicklung sowie Abs. 6 
der Präambel der Grundrechtscharta den Aspekt der intergenerationellen Gerechtigkeit 
in sich und sind damit der Generationengerechtigkeit zuzuordnen. Konkrete Verpflich-

                                                

310  Voßkuhle, Das Kompensationsprinzip, 1999, S. 389 ff.; a.A. Rehbinder, Das deutsche Umweltrecht 
auf dem Weg zur Nachhaltigkeit, NVwZ 2002, S. 657, 659. 

311  Kloepfer, Umweltrecht, 3. Aufl. 2004, § 4 Rn. 36. 

312  Beaucamp, Das Konzept der zukunftsfähigen Entwicklung im Recht, 2002, S. 148. 
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tungen zum Schutz künftiger Generationen sind allerdings nicht erkennbar.313 Auf na-
tionaler Ebene bezieht die Staatszielbestimmung Umweltschutz (Art. 20a GG) durch die 
umweltschutzbezogene Langzeitverantwortung auch die Belange künftiger Generatio-
nen ein und ist demnach der Generationengerechtigkeit zuzuordnen. Zudem wird in 
Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip die Vorwirkung spezifischer Grundrechte und 
ein Grundrechtsvoraussetzungsschutz für den Schutz der Belange zukünftiger Genera-
tionen diskutiert. Schließlich adressieren auch das Nachhaltigkeits-, das Verursacher- 
und das Vorsorgeprinzip auf nationaler Ebene den Aspekt der Generationengerechtig-
keit. 

5.6.2 Ökologische Gerechtigkeit 

Die ökologische Gerechtigkeit (dazu Kap. 4.2.2) intendiert den Schutz der Umwelt für 
den Menschen. Dieses Gerechtigkeitskonzept ist somit sehr eng mit der Frage eines ef-
fizienten Umweltschutzes verbunden.314 Entsprechende auf den Umweltschutz abzie-
lende Verankerungen im Umweltvölkerrecht sind in den Statusprinzipien, soweit sie 
Schutzpflichten zum Inhalt haben, insbesondere im Prinzip der gemeinsamen Sorge 
der Menschheit sowie im Konzept der Nachhaltigen Entwicklung und im Vorsorgeprin-
zip (einschließlich der Umweltverträglichkeitsprüfung) zu finden. 

Auf EU-Ebene fördern die Ziele Ressourcenschutz und Verbesserung der Umweltquali-
tät, das hohe Schutzniveau sowie das Vorsorge- und Vorbeugeprinzip insbesondere 
durch ihre Relevanz für die Festlegung von Umweltschutzstandards sowie der Grund-
satz der Nachhaltigen Entwicklung eine Verwirklichung der ökologischen Gerechtig-
keit. Ähnlich streiten auf nationaler Ebene das Schutz-und Vorsorgeprinzip sowie das 
Nachhaltigkeitsprinzip und das Integrationsprinzip für die ökologische Gerechtigkeit. 
Zudem enthält die Staatszielbestimmung Umweltschutz durch den Bezug auf die natür-
lichen Lebensgrundlagen das Element der ökologischen Gerechtigkeit. Einen aus-
schließlich auf den Umweltschutz gerichteten Individualrechtsschutz in Form eines all-
gemeinen Umweltmenschenrechts oder Umweltgrundrechts besteht nicht. Verschiede-
ne Grund- und Menschenrechte beinhalten den Umweltschutz lediglich reflexartig.  

5.6.3 Chancengerechtigkeit 

Die Chancengerechtigkeit (dazu Kap. 4.2.3) hat die gerechte Verteilung von Umweltgü-
tern und -lasten sowie der Kosten insbesondere durch materielle Verteilungskriterien 
und Verteilungsverfahren zum Inhalt. Durch diese Ausrichtung auf Verteilungsfragen 
wird in Abgrenzung zur Generationengerechtigkeit v. a. die intragenerationelle Ge-
rechtigkeit angesprochen. Als Ausdruck der Chancengerechtigkeit zwischen den Staa-
ten fungieren v. a. die „no harm-Regel“, das Gebot der fairen und gerechten Aufteilung 
gemeinsamer natürlicher Ressourcen, das Verursacherprinzip, das Prinzip der gemein-
samen aber unterschiedlichen Verantwortlichkeit sowie die Statusprinzipien, insbeson-
dere das Prinzip der Gemeinschaftssache und das Prinzip des gemeinsamen Erbes der 
Menschheit, indem sie die Verteilung von Umweltgütern, aber zum Teil auch von Um-
weltbelastungen und von entsprechenden Beseitigungskosten zum Inhalt haben. Zu-

                                                

313  Kleiber, Der grundrechtliche Schutz künftiger Generationen, 2014, S. 29 f. 

314  Kloepfer, Umweltgerechtigkeit, 2006, Kap. 1, Rn. 23. 
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dem gehören hierzu die flankierenden Verfahrensrechte (Informations-, Konsultations- 
und Kooperationspflichten). 

Im Europarecht haben zumindest mittelbare Verteilungswirkung v. a. im Hinblick auf 
Umweltbelastungen die Verpflichtung auf ein regional differenziertes hohes Schutzni-
veau, das an der Quelle der Umweltbelastung ansetzende Ursprungsprinzip, das zeitlich 
und räumlich entfernte Gefahren berücksichtigende Vorsorgegebot, das Verursacher-
prinzip bzw. subsidiär das Gemeinlastprinzip, der Grundsatz der nachhaltigen Entwick-
lung und die Abwägungsgebote des Art. 191 Abs. 3 AEUV, so dass diese der Chancen-
gerechtigkeit dienen können. Das Gleiche gilt für das Kooperationsprinzip und die Ver-
fahrensrechte. Im nationalen Verfassungsrecht agieren im Hinblick auf die Chancenge-
rechtigkeit v. a. das konkretisierungsbedürftige Sozialstaatsprinzip, der allgemeine 
Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG), die besonderen Diskriminierungsverbote (Art. 3 Abs. 
3 GG), die grundrechtlichen Schutzpflichten sowie die grundrechtsgebotene Verfah-
rensgestaltung. Hinzukommen auf nationaler Ebene das Schutz- und Vorsorgeprinzip, 
das Verursacher-, das Vorsorge-, das Kooperations-, das Integrations- und das Nachhal-
tigkeitsprinzip.  

5.6.4 Eigenrechte der Natur 

Die Forderung nach Eigenrechten der Natur (dazu Kap. 4.2.4) richtet sich ausgehend 
von einer ökozentrischen Perspektive auf die Anerkennung subjektiver Rechte der Na-
tur, die treuhänderisch von Einzelpersonen (z. B. Umweltanwälten), Umweltschutzver-
bänden oder öffentlichen Institutionen bzw. im Wege einer Erweiterung der Klagebe-
fugnis wahrgenommen werden. Entsprechende Bestrebungen widersprechen jedoch 
dem Menschenbild des Grundgesetzes als auch der Europäischen Menschenrechtskon-
vention.315 Zudem ist die Natur kein moralisches Subjekt, was jedoch das moderne 
Recht voraussetzt.316 Die altruistische Verbandsklage stellt insofern eine Durchbre-
chung der Erfordernisse des § 42 Abs. 2 VwGO dar, bezieht sich jedoch auf eine Subjek-
tivierung des öffentlichen Interesses und nicht ausschließlich auf Rechte der Natur.317 

5.6.5 Befähigungsgerechtigkeit 

Das Konzept der Befähigungsgerechtigkeit (dazu Kap. 4.2.5) zielt auf die Schaffung von 
Grundvoraussetzungen für ein gutes Leben, die es jedem Menschen ermöglichen, seine 
Fähigkeiten zu entfalten. Dies geschieht v. a. durch die Schaffung staatlicher Struktu-
ren, die ein der Menschenwürde geschuldetes Minimum an Ressourcen zur Verfügung 
stellen und ein größtmögliches eigenverantwortliches Handeln des Einzelnen gewähr-
leisten. Auf der Ebene des Völkerrechts adressiert v. a. das Prinzip der gemeinsamen, 
aber unterschiedlichen Verantwortlichkeit durch die Gewährung von Erfüllungshilfe 
für bedürftige Staaten die Befähigungsgerechtigkeit. Zudem garantieren Verfahrens-
rechte (Zugang zu umweltrelevanten Informationen, Öffentlichkeitsbeteiligung und 
Zugang zu den Gerichten) ein eigenverantwortliches Handeln des Einzelnen. Ein Men-

                                                

315  Calliess, Rechtsstaat und Umweltstaat, 2001, S. 511. 

316  Appel, Staatliche Zukunfts- und Entwicklungsvorsorge, 2005, S. 67. 
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schenrecht auf eine gesunde Umwelt besteht nicht. Gleichwohl gewährleisten bestimm-
te Menschenrechte umweltspezifische Belange.  

Gesichtspunkte der Befähigungsgerechtigkeit sind auf europäischer Ebene im Ziel 
Gesundheitsschutz, in den Verfahrensrechten, im Kooperationsprinzip, in der Ver-
pflichtung auf ein hohes Schutzniveau, auch wenn diese nicht einen unionalen Min-
deststandard fordert, sowie in den grundrechtlichen Schutzpflichten enthalten. Ein all-
gemeines Grundrecht auf Umweltschutz besteht allerdings auch auf EU-Ebene nicht. 
Auf nationaler Ebene streiten durch den Schutz eines ökologischen Existenzminimums 
im Sinne eines Grundrechtsvoraussetzungsschutzes insbesondere die Grundrechte auf 
Leben und körperliche Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG) für die Befähigungsge-
rechtigkeit. Zudem adressieren die grundrechtlichen Gewährleistungen der Meinungs-, 
Presse-, Informations-, und Wissenschaftsfreiheit sowie der Vereinigungsfreiheit die Be-
fähigungsgerechtigkeit, insbesondere im Hinblick auf eine gesellschaftliche Beteiligung 
der Betroffenen. Ebenso unterstützen grundsätzlich (auch aus dem Rechtstaatsprinzip 
fließende) Verfahrensrechte sowie das Demokratie-, das Sozialstaats-, das Kooperations- 
und das Nachhaltigkeitsprinzip die Befähigung der Betroffenen. Schließlich erlaubt das 
Kompensationsprinzip durch die Flexibilisierung ordnungsrechtlicher Vorgaben eine 
eigenverantwortliche Entscheidung des Einzelnen. 

5.6.6 (Verhältnismäßige) Gleichheit 

Die (verhältnismäßige) Gleichheit (dazu Kap. 4.3.2 und 4.4.1.1), welche die Gerechtig-
keitsanforderungen der Rawlschen Gerechtigkeitstheorie respezifiziert und operationa-
lisiert, zielt auf die nicht willkürliche bzw. verhältnismäßige Gleichbehandlung von 
(wesentlich) Gleichem sowie auf die nicht willkürliche bzw. verhältnismäßige Ungleich-
behandlung von (wesentlich) Ungleichem. Die in diesem Zusammenhang einzubezie-
henden konkreten Verteilungskriterien lassen sich wiederum nicht auf ein elementares 
Konzept zurückführen. Vielmehr sind die besonderen Umstände des Einzelfalls zu be-
rücksichtigen, so dass die Auswahl und Anwendung entsprechender Kriterien erst an-
hand der konkreten Verteilungssituation erfolgen kann.318 Im Umweltvölkerrecht kann 
als eine Ausprägung des Postulats der verhältnismäßigen Gleichheit das Prinzip der 
gemeinsamen aber unterschiedlichen Verantwortlichkeit, das Gebot der fairen und ge-
rechten Aufteilung gemeinsamer natürlicher Ressourcen und das Prinzip der Billigkeit 
identifiziert werden. Anknüpfungspunkte für die Gleichheitsrechte auf EU-Ebene sind 
die Art. 20, 21 GrCh. Auf nationaler Ebene gebietet das Rechtsstaatsprinzip die Herstel-
lung verhältnismäßiger Gleichheit (Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, Bindung an die 
Grundrechte) und spiegelt sich in der (verschränkten) Gewährleistung der Freiheits- 
und Gleichheitsrechte wider. Besondere Spezifizierung erfährt der Gleichheitssatz 
durch das Sozialstaatsprinzip. 

5.6.7 Abwägungsgebot und Abwägungsverfahren 

Das Abwägungsgebot und das Abwägungsverfahren (dazu Kap. 4.6.2 und 4.7.1) zielen 
auf den Ausgleich aller relevanten (ökologischen, sozialen und ökonomischen) Belange, 
wobei der ökologische Aspekt zumindest gleichberechtigt zu berücksichtigen ist. Vo-
ranzustellen ist, dass Rechtsprinzipien als solche einer Abwägung zugänglich sind, da 

                                                

318  Kloepfer, Umweltgerechtigkeit, 2006, Kap. 1, Rn. 35. 
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sie keine konkrete Rechtsfolge vorsehen. Sie können bei einem Abwägungsvorgang als 
Entscheidungshilfe fungieren.319 Im Umweltvölkerrechts beinhalten das Gebot der fai-
ren und gerechten Aufteilung gemeinsamer natürlicher Ressourcen, das Konzept der 
nachhaltigen Entwicklung sowie das Vorsorgeprinzip als prozeduraler Abwägungsme-
chanismus ein Abwägungsgebot. Eine Abwägung im Einzelfall gebietet der Grundsatz 
der Billigkeit, um Einzelfallgerechtigkeit zu erzeugen. Ausprägungen des Abwägungs-
gebots auf EU-Ebene sind der Grundsatz der Nachhaltigen Entwicklung, die 
Querschnittsklausel sowie die Abwägungsgebote des Art. 191 Abs. 3 AEUV. Auf nationa-
ler Ebene beziehen sich die Freiheitsrechte und das Rechtsstaatsprinzips auf das Abwä-
gungsgebot, das u. a. die dritte Stufe der Verhältnismäßigkeitsprüfung darstellt, aber 
auch in anderen Kollisionen zwischen Verfassungsgütern zur Anwendung kommt. Der 
Staatszielbestimmung Umweltschutz kann hierbei eine schutzverstärkende Wirkung 
zukommen. Schließlich gebieten das Nachhaltigkeitsprinzip und das Integrationsprin-
zip eine Abwägung. 

5.6.8 Überblick zu den Systematisierungsansätzen 

In der folgenden Tabelle werden die Systematisierungsansätze differenziert nach inter-
nationaler, europäischer und nationaler Ebene einerseits und den rechtsphilosophi-
schen Konzepten aus Kapitel 4 andererseits dargestellt. Hierbei ist hervorzuheben, dass 
eine zwingende Ableitung der Regeln und Prinzipien aus den Gerechtigkeitskonzepten 
nicht möglich ist. Vielmehr erfolgt eine Zuordnung der Regeln und Prinzipien anhand 
der festgestellten Wirkungs- und Zielidentitäten mit dem jeweiligen Gerechtigkeitskon-
zept.  

                                                

319  Meßerschmidt, Europäisches Umweltrecht, 2011, § 3 Rn. 7. 
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Tabelle 1: Systematisierungsansätze 

Gerechtigkeitskonzepte 
der Rechtsphilosophie 

Internationale Rechtsebene Europäische Rechtsebene Nationale Rechtsebene 

Prozedurale Gerechtigkeitsprinzipien 

Generationengerechtigkeit 
(Ausgleich der Bedürfnis-
befriedigung heutiger und 
zukünftiger Generationen, 
Sicherung und Verbesse-
rung der Umweltbedin-
gungen) 

• Nachhaltige Entwick-
lung; 

• Vorsorgeprinzip; 

• Verursacherprinzip; 

• Gemeinsames Erbe der 
Menschheit; 

• Gemeinsame Sorge der 
Menschheit; 

• Gemeinsame, aber un-
terschiedliche Verant-
wortlichkeit 

• Ziel Ressourcenschutz, 
Verbesserung der Um-
weltqualität; 

• Hohes Schutzniveau; 

• Vorsorge- und Vorbeu-
geprinzip; 

• Verursacherprinzip; 

• Grundsatz der Nachhal-
tigen Entwicklung; 

• Abs. 6 Präambel GrCh 

• Art. 20a GG; 

• Sozialstaatsprinzip; 

• Grundrechtliche Vorwirkung, 
Grundrechtsvoraussetzungs-
schutz; 

• Vorsorgeprinzip; 

• Nachhaltigkeitsprinzip; 

• Verursacherprinzip 

Ökologische Gerechtigkeit 
(Natur als eigenständiger 
Handlungsadressat, 
Schutz der Natur für den 
Menschen) 

• Nachhaltige Entwick-
lung; 

• Vorsorgeprinzip;  

• Gemeinsame Sorge der 
Menschheit und Sta-
tusprinzipien insge-
samt, soweit diese 
Schutzpflichten enthal-
ten 

• Ziele Ressourcenschutz 
und Verbesserung der 
Umweltqualität; 

• Hohes Schutzniveau; 

• Vorsorge- und Vorbeu-
geprinzip; 

• Grundsatz der Nachhal-
tigen Entwicklung 

• Art. 20a GG; 

• Schutz- und Vorsorgeprinzip; 

• Nachhaltigkeitsprinzip; 

• Integrationsprinzip 
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Chancengerechtigkeit 
(Teilhaberechte, gerechte 
Verteilung von Umwelt-
nutzen und Umweltlasten) 

• No harm Regel; 

• Gebot der fairen und 
gerechten Aufteilung 
gemeinsamer natürli-
cher Ressourcen; 

• Prinzip der Gemein-
schaftssache; 

• Gemeinsames Erbe der 
Menschheit; 

• Nachhaltige Entwick-
lung; 

• Verursacherprinzip; 

• Prinzip der gemein-
samen aber unter-
schiedlichen Verant-
wortlichkeit; 

• Verfahrensrechte (In-
formations-, Konsulta-
tions- und Kooperati-
onspflichten) 

• Hohes Schutzniveau; 

• Ursprungsprinzip; 

• Verursacherprinzip; 

• Vorsorgeprinzip; 

• Grundsatz der Nachhal-
tigen Entwicklung; 

• Kooperationsprinzip; 

• Verfahrensrechte; 

• Abwägungsgebote des 
Art. 191 Abs. 3 AEUV 

• Sozialstaatsprinzip; 

• Art. 3 Abs. 1 und Abs. 3 GG; 

• grundrechtliche Schutzpflich-
ten; 

• Verfahrensrechte; 

• Schutz- und Vorsorgeprinzip; 

• Vorsorgeprinzip; 

• Verursacherprinzip; 

• Nachhaltigkeitsprinzip; 

• Kooperationsprinzip; 

• Integrationsprinzip 

Eigenrechte der Natur • Kein Anknüpfungs-
punkt 

• Kein Anknüpfungs-
punkt 

• Kein Anknüpfungspunkt 

Befähigungsgerechtigkeit 
(Staat muss Bedingungen 
schaffen, damit der 
Mensch seine Fähigkeiten 
entfalten kann: Bildung, 
Gesundheitsfürsorge); 

• Prinzip der gemein-
samen aber unter-
schiedlichen Verant-
wortlichkeit (Erfül-
lungshilfe); 

• Ziel Gesundheitsschutz; 

• Hohes Schutzniveau; 

• Kooperationsprinzip; 

• Verfahrensrechte; 

• Grundrechte (Art. 2 Abs. 2 S. 1, 
5 Abs. 1 und 3, 9 Abs. 1 GG); 

• Verfahrensrechte; 

• Sozialstaatsprinzip; 
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größtmögliches eigenver-
antwortliches Handeln der 
Bürger 

• Verfahrensrechte (In-
formations-, Konsulta-
tions- und Kooperati-
onspflichten); 

• Menschenrechte  

• Grundrechtliche 
Schutzpflichten 

• Demokratieprinzip; 

• Rechtsstaatsprinzip; 

• Schutzprinzip; 

• Kooperationsprinzip; 

• Nachhaltigkeitsprinzip; 

• Kompensationsprinzip 
Materielle Gerechtigkeitsprinzipien 

(Verhältnismäßige) 
Gleichheit 

• Prinzip der gemein-
samen aber unter-
schiedlichen Verant-
wortlichkeit; 

• Gebot der fairen und 
gerechten Aufteilung 
gemeinsamer natürli-
cher Ressourcen; 

• Billigkeitsprinzip 

• Art. 20, 21 GrCh, • Sozialstaatsprinzip; 

• Rechtstaatsprinzip; 

• Freiheits- und Gleichheitsrech-
te (Art. 2 Abs. 2 S. 1, 12, 14, 3 
Abs. 1 und Abs. 3 GG) 

Abwägungsgebot (im Ein-
zelfall), Stärkung der öko-
logischen Aspekte 

• Gebot der fairen und 
gerechten Aufteilung 
gemeinsamer natürli-
cher Ressourcen; 

• Nachhaltige Entwick-
lung; 

• Vorsorgeprinzip als 
prozeduraler Abwä-
gungsmechanismus; 

• Billigkeitsprinzip 

• Grundsatz der Nachhal-
tigen Entwicklung; 

• Querschnittsklausel; 

• Abwägungsgebote des 
Art. 191 Abs. 3 AEUV 

• Freiheitsrechte 

• Art. 20a GG; 

• Rechtstaatsprinzip; 

• Nachhaltigkeitsprinzip; 

• Integrationsprinzip 



Gerechtigkeit im Umweltrecht – GerechtUm 

110 

6 Umsetzung im Recht der Luftreinhaltung (Hermann) 

Der Ansatz des Forschungsvorhabens, den Diskurs zum Thema Umweltgerechtigkeit 
um eine rechtswissenschaftliche Fundierung zu ergänzen, wird im Kapitel 6 vertiefend 
verfolgt. Auf der Grundlage der Erkenntnisse in den Kapiteln 4 und 5 wird die Umset-
zung der dort genannten Gerechtigkeitskonzepte in einem ausgewählten Gebiet des 
Umweltrechts geprüft (zur Auswahl Kapitel 6.1). Ziel ist es die Analyse vom abstrakten 
Diskurs auf einen konkreten Anwendungsbereich zu fokussieren. Mit Hilfe dieser abge-
stuften Betrachtung erfolgt eine Interpretation, wie Gerechtigkeitskonzepte im einfa-
chen nationalen Recht umgesetzt wurden und für welche Gerechtigkeitskonzepte sich 
keine oder nur wenig Umsetzungsbeispiele finden lassen. Anschließend werden in Ka-
pitel 6.4 Maßnahmen vorgeschlagen, wie Defizite bei der Umsetzung der Gerechtig-
keitskonzepte vermindert werden können. 

6.1 Auswahl und Eingrenzung des Referenzgebietes 
Als Untersuchungsgebiet werden die Vorschriften der Luftreinhaltung im Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImSchG) und untergeordneten Rechtsvorschriften gewählt, 
wobei genehmigungsbedürftige Anlagen, Straßenverkehr und Landwirtschaft im Fokus 
der Untersuchung stehen. 

Der Fokussierung auf das Rechtsgebiet der Luftreinhaltung liegt die Annahme zu 
Grunde, dass in diesem Untersuchungsgebiet u.a. aufgrund der langen Rechts- und Re-
gulierungshistorie, die Erkenntnis zu wirksamen Regelungen aber auch die Regelungs-
dichte weit fortgeschritten ist. Zudem eröffnet sich hier die Möglichkeit, einen Rege-
lungsbereich zu untersuchen, der sowohl vom deutschen Gesetzgeber als auch vom 
europäischen Gesetzgeber maßgeblich beeinflusst wurde. In der Folge wird davon aus-
gegangen, dass sich in diesem Rechtsgebiet auch Umsetzungsbeispiele für die abstrak-
ten Gerechtigkeitskonzepte und deren rechtlichen Grenzen gut veranschaulichen las-
sen. 

Die hier zu untersuchende Luftreinhaltung betrifft die Vorsorge und den Schutz vor 
Luftverunreinigungen. Darunter sind Schwebestäube (z.B. Abriebpartikel, Rußpartikel 
oder sekundär gebildete Partikel) und gasförmige Verbindungen (z.B. NOx oder Ozon) 
zu verstehen, durch welche die natürliche Zusammensetzung der Luft verändert 
wird.320 Nicht untersucht werden im Rahmen dieser Studie klimaschädliche Gase nach 
dem Kyoto-Protokoll und ihre Regulierung.  

Die Auswahl des Untersuchungsgebiets ist auch aus dem Blickwinkel der Erfolge sowie 
Misserfolge in der Luftreinhaltepolitik interessant. Ein einfacher Versuch, den Erfolg 
der Politik zu überprüfen, liegt in einem Blick auf die Entwicklung der Luftqualität. Die 
Entwicklung der Luftqualität kann z.B. an den Vorgaben in der Nachhaltigkeitsstrategie 
der Bundesregierung321 und dem Luftqualitätsbericht des Umweltbundesamtes322 

                                                

320  Jarass, Bundesimmissionsschutzgesetz, 2013, BImSchG, § 3 Rn 2. 

321  Siehe die Webseite zur Nachhaltigkeitsstrategie: 
http://www.bundesregierung.de/Webs/Breg/DE/Themen/Nachhaltigkeitsstrategie/1-die-nationale-

nachhaltigkeitsstrategie/nachhaltigkeitsstrategie/_node.html (so am 17.7.2014). 

322  UBA, Luftqualität 2013 – Vorläufige Auswertung – Hintergrund, 2014. 

http://www.bundesregierung.de/Webs/Breg/DE/Themen/Nachhaltigkeitsstrategie/1-die-nationale-nachhaltigkeitsstrategie/nachhaltigkeitsstrategie/_node.html
http://www.bundesregierung.de/Webs/Breg/DE/Themen/Nachhaltigkeitsstrategie/1-die-nationale-nachhaltigkeitsstrategie/nachhaltigkeitsstrategie/_node.html
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überprüft werden. Wie die nachfolgende Grafik323 zur Emission von ausgewählten Luft-
schadstoffen zeigt, konnten gegenüber dem Referenzjahr 1990 die Emissionen redu-
ziert werden. Bei Schadstoffen wie Kohlenmonoxid (CO), Schwefeldioxid (SO2) und der 
Staubgesamtbelastung (TSP) beträgt der Rückgang um die 80% bis 90%. Bei Stickstoff-
oxiden (NOx) konnte in dieser Zeit ein Rückgang von ca. 55% erreicht werden. Hinge-
gen sind die Werte für Feinstaub (PM 10 und PM 2,5) und Ammoniak (NH3) zwar ge-
sunken, aber bleiben auf einem hohen Niveau stabil. Die Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Emissionssituation bei Luftverunreinigungen können also für bestimmte 
Schadstoffe als erfolgreich bezeichnet werden.  

Abbildung 1:  Emissionen ausgewählter Luftschadstoffe 

 
Quelle: Umweltbundesamt 2015. 

Für die Frage der Gerechtigkeit im Recht der Luftreinhaltung ist gerade der Blick auf 
die Immissionssituation wichtig. Auch wenn sich die Emissionssituation verbessert hat, 
sagt dies noch nichts über die Immissionsbelastung in bestimmten Gebieten (insbeson-
dere in städtischen Ballungsräumen) aus. So zeigen aktuelle Umweltdaten des Umwelt-

                                                

323  Herunterzuladen unter: http://www.umweltbundesamt.de/daten/luftbelastung/luftschadstoff-

emissionen-in-deutschland (so am 20.7.2014). 

http://www.umweltbundesamt.de/daten/luftbelastung/luftschadstoff-emissionen-in-deutschland
http://www.umweltbundesamt.de/daten/luftbelastung/luftschadstoff-emissionen-in-deutschland
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bundesamtes zur Immissionsgrenzwertüberschreitungen und damit verbundene 
Gesundheitsgefahren durch NOx und Feinstaub (PM 10, PM 2,5) in den letzten Jahren 
eine leicht rückläufige Tendenz auf, aber massive und dauerhafte Grenzwertüberschrei-
tungen bestehen weiterhin und sind seit Jahren ungelöst.324 

6.2 Analyse der Luftreinhaltevorschriften 
Ziel der nachfolgenden Kapitel 6.3 bis 6.9 ist es, die ausgewählten Regelungen zur 
Luftreinhaltung daraufhin zu untersuchen, ob und wie sie die in Kapitel 4 hergeleite-
ten und in Kapitel 5.6 zusammengestellten Gerechtigkeitskonzepte – hinsichtlich ihrer 
formell- und materiell-rechtlichen Dimensionen – berücksichtigen. Es sind dies: 

• Die (verhältnismäßige) Gleichheit, 

• Das Abwägungsverfahren und Abwägungsergebnis, 

• Die Befähigungsgerechtigkeit, 

• Die Generationengerechtigkeit, 

• Die Ökologische Gerechtigkeit, 

• Die Chancengerechtigkeit und 

• Die Eigenrechte der Natur. 

Dabei werden die prozeduralen Gerechtigkeitskonzepte auch hinsichtlich ihrer materi-
elle-rechtlichen Dimension untersucht. 

6.3 (Verhältnismäßige) Gleichheit 
Ziel der (verhältnismäßigen) Gleichheit ist es nicht alle Sachverhalte gleich zu behan-
deln. Vielmehr ist der verfassungsrechtliche Maßstab im Gleichheitssatz des Art. 3 GG 
anzuwenden, der nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts for-
dert, „weder wesentlich Gleiches willkürlich ungleich, noch wesentlich Ungleiches will-
kürlich gleich“ zu behandeln.325 Dies bedeutet, dass ein Verstoß gegen das Gleichheits-
gebot vorliegt, „wenn eine Gruppe von Normadressaten im Vergleich zu anderen 
Normadressaten anders behandelt wird, obwohl zwischen beiden Gruppen keine Un-
terschiede von solcher Art und solchem Gewicht bestehen, dass sie die ungleiche Be-
handlung rechtfertigen könnten.“326  

Für die Analyse der Vorschriften werden drei Untersuchungsfelder gebildet: 

a) Perspektive der Schadstoffemittenten, 

                                                

324  UBA (2014), Luftqualität 2013 – Vorläufige Auswertung – Hintergrund, S. 4. 

325  Zur diesbezüglichen Judikatur des Bundesverfassungsgerichts und zum Folgenden siehe mit dezi-

dierten Nachweisen Heun, in: Dreier (Hrsg.), Grundgesetz Kommentar, Bd. I, 2. Aufl., 2004, Art. 3 

Rn. 19 ff.  

326  Siehe auch dazu mit zahlreichen Nachweisen ders., ebd., Rn. 21, wobei sich dahinter wohl kaum 

ein ernsthafter verfassungsrechtsdogmatischer Gegensatz verbergen dürfte, siehe dazu ebenfalls 

ders., ebd., Rn. 22 m.w.N. 
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b) Perspektive der schadstoffbelasteten Bürger und 

c) Regelungen zum Ausgleich zwischen Emittenten und Belasteten 

Angewendet auf das Recht der Luftreinhaltung wird sogleich in Abschnitt 6.3.2 auf Sei-
ten der Schadstoffemittenten gefragt werden, ob die Gruppe der industriellen Anla-
genbetreiber, der Landwirte und der motorisierten Verkehrsteilnehmer in Bezug auf 
die Vermeidung und Reduktion von Schadstoffemissionen unterschiedlich behandelt 
werden und wenn ja ob es gewichtige Rechtfertigungsgründe für diese Ungleichbe-
handlung gibt. Eine wichtige Rolle spielt dabei auch die Frage, wie das Verursacher-
prinzip im Recht der Luftreinhaltung angewendet wird. Zu prüfen ist insbesondere, ob 
die Rechtsvorschriften die Schadstoffemittenten entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit 
in Anspruch nehmen und eine vorschnelle Verteilung nach dem Gemeinlastprinzip in 
den Regelungen vermieden wird. 

Auf Seiten der durch Schadstoffimmissionen belasteten Bürger wird unten in Abschnitt 
6.3.3 untersucht, ob Bürger in Gebieten mit hoher Schadstoffbelastung (vorwiegend in 
Ballungsgebieten) im Vergleich zu Bürgern in anderen Gebieten im Recht der Luftrein-
haltung unterschiedlich behandelt werden, und wenn ja welche Rechtfertigungsgründe 
es dafür gibt. 

In einem dritten Abschnitt 6.3.4 wird dann nach Ausgleichmechanismen gesucht, die 
entstehenden Ungleichbehandlungen auf Seiten der schadstoffbelasteten Bürger ent-
gegenwirken sollen. 

Die Analyse in den vorgenannten Untersuchungsfeldern nimmt dabei besonders drei 
wesentlichen Luftschadstoffe „Feinstaub“, „Ammoniak“ und „Stickstoffoxide“ (siehe zu 
deren Auswahl im nachfolgenden Abschnitt 6.3.1) in den Blick. 

6.3.1 Wesentliche Luftschadstoffe und ihre Quellen 

Im Folgenden werden drei wesentliche Luftschadstoffe und ihre Quellen in Deutsch-
land beschrieben sowie anschließend auf den Anteil der Quellen an der Emissionssitua-
tion eingegangen. 

6.3.1.1 Feinstaub 

Feinstaub (als PM10 (Particulate Matter) und PM 2,5 angegeben) wird unmittelbar an 
der Quelle freigesetzt (z.B. bei Verbrennungsprozessen aus Kraftfahrzeugen, Kraft- und 
Fernheizwerken, Öfen und Heizungen in Wohnhäusern, bei der Metall- und Stahler-
zeugung oder auch beim Umschlagen von Schüttgütern). Er kann sich aber auch aus 
gasförmigen Vorläufersubstanzen wie Schwefel- und Stickoxide und Ammoniak bilden. 
Eine wichtige Quelle für Ammoniakemissionen ist die Tierhaltung in der Landwirt-
schaft. Feinstaub kann z.B. in Folge von Bodenerosion auch einen natürlichen Ursprung 
haben. In Ballungsgebieten ist der Straßenverkehr die dominierende Staubquelle. Dabei 
gelangt Feinstaub nicht nur aus Motoren – vorrangig aus Dieselmotoren – in die Luft, 
sondern auch durch Bremsen- und Reifenabrieb sowie durch die Aufwirbelung des 
Staubes von der Straßenoberfläche. Viele wissenschaftliche Untersuchungen haben das 
verstärkte Auftreten von Atemwegs- und Herzkreislauferkrankungen bei hohen Fein-
staubkonzentrationen nachgewiesen. Personen mit bereits bestehenden Erkrankungen 
sind besonders anfällig. Studien, die die Wirkungen von Feinstaub auf die Bevölkerung 
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modellierten, ergaben in Europa eine rechnerische Verringerung der Lebenserwar-
tung327 

Der über den Tag gemittelte Immissionsgrenzwerte zum Schutz der menschlichen Ge-
sundheit für PM 10 beträgt 50 Mikrogramm pro Kubikmeter bei 35 zugelassenen Über-
schreitungen pro Kalenderjahr (nach § 4 Abs. 1 der 39. BImSchV) und für PM 2,5 ab 
dem 1.1.2015 50 Mikrogramm pro Kubikmeter pro Kalenderjahr (nach § 5 Abs. 2 der 
39. BImSchV). 

6.3.1.2 Ammoniak 

Ammoniak (NH3) ist eine gasförmige Verbindung des Stickstoffs und entsteht haupt-
sächlich in der Landwirtschaft, die mit 95 % Hauptemittent des Luftschadstoffs ist. 
Hauptquellen nach der Emissionsberichterstattung 2013 sind Emissionen aus der Rin-
der-, Schweine- und Geflügelhaltung sowie durch die Lagerung und Ausbringung von 
Wirtschaftsdünger.328 Ammoniak und Ammonium als Reaktionsprodukt führen zur 
Versauerung und Eutrophierung von Land- und Wasserökosystemen. Insbesondere die 
Ammoniak- und Ammonium-Emissionen aus der landwirtschaftlichen Tierhaltung füh-
ren zu einer anhaltenden Überschreitung von Critical Loads329 bei empfindlichen Öko-
systemen.330 Hohe Konzentration von Ammoniak in der Nähe von Tierhaltungsanlagen 
führt zu direkten Schäden der Vegetation. Die Umwandlung von Ammoniak in weitere 
Stickstoffverbindungen kann zur Feinstaubbildung, Nitratbelastung in Gewässern und 
als Lachgas zum Klimawandel beitragen. 

Immissionsgrenzwerte für Ammoniak zum Schutz der menschlichen Gesundheit ent-
hält die 39. BImSchV über Luftqualitätsstandards und Emissionshöchstmengen331 nicht, 
sondern nur eine Emissionshöchstmenge von 550 Kilotonnen pro Kalenderjahr (§ 33 
Abs. 1). 

6.3.1.3 Stickstoffoxide 

Stickstoffoxide (NOx) sind sehr reaktive Stickstoffverbindungen und tragen u.a. zusam-
men mit flüchtigen Kohlenwasserstoffen zur sommerlichen Ozonbildung und zur Fein-
staubbelastung bei. Sie entstehen bei Verbrennungsprozessen, insbesondere in Ver-
brennungsmotoren und Feuerungsanlagen für Kohle, Öl, Gas, Holz und Abfälle. Der 
wichtigste Emittent von Stickstoff in Ballungsgebieten ist der Straßenverkehr. Bei Men-

                                                

327  Vgl. die Informationen des Umweltbundesamtes unter: 

http://www.umweltbundesamt.de/themen/luft/luftschadstoffe/feinstaub (so am 25.7.2014). 

328  Vgl. die Informationen des Umweltbundesamtes unter: 
http://www.umweltbundesamt.de/themen/luft/luftschadstoffe/ammoniak (so am 25.7.2014). 

329  Das Konzept der „Critical Loads“ (kritischen Schadstofffrachten) geht auf die UN/ECE-Luftreinhalte-

Konvention von 1979 zurück und ist rechtlich unverbindlich. Ziel ist es, naturwissenschaftlich be-
gründete Massebilanzgrenzen für bestimmte Stoffe zu ermitteln, die nicht zu einer langfristigen 

Schädigung empfindliche Ökosysteme führen. 

330  Umweltbundesamt (2011), Daten zur Umwelt, Umwelt und Landwirtschaft, S. 82 ff. 

331  Neununddreißigste Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verord-

nung über Luftqualitätsstandards und Emissionshöchstmengen - 39. BImSchV) vom 2. August 2010, 

BGBl. I, Nr. 40, S. 1065, in Kraft getreten am 6. August 2010. 

http://www.umweltbundesamt.de/themen/luft/luftschadstoffe/feinstaub
http://www.umweltbundesamt.de/themen/luft/luftschadstoffe/ammoniak
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schen kann der Schadstoff zu Reizungen der Bronchien führen. Bei Pflanzen führt er 
unter anderem zum Gelbwerden der Blätter und bewirkt vorzeitiges Altern und Küm-
merwuchs. Der Schadstoff ist eine Ursache für die Überdüngung und Versauerung von 
Böden und in geringem Maße auch von Gewässern.332 

Der über den Tag gemittelte Immissionsgrenzwert zum Schutz der menschlichen Ge-
sundheit für Stickstoffoxide beträgt 200 Mikrogramm pro Kubikmeter bei 18 zugelas-
senen Überschreitungen pro Kalenderjahr (nach § 3 Abs. 1 der 39. BImSchV); ferner 
wird eine Emissionshöchstmenge von 1051 Kilotonnen pro Jahr (§ 33 Abs. 1) festge-
schrieben. 

6.3.1.4 Anteil der Quellen an Luftschadstoffemissionen 

Für die drei genannten Schadstoffe Feinstaub (PM 10, PM 2,5), Ammoniak (NH3) und 
Stickstoffoxide (NOx) ergibt sich aus der nachfolgenden Grafik folgende Gewichtung 
bezogen auf die Schadstoffemissionsquellen333: 

• Große Verursachungsanteile an Feinstaub tragen der Straßenverkehr und die 
Kleinfeuerungsanlagen der Haushalte mit 64,7% (PM 2,5) und 39,1% (PM 10) zu-
sammen mit der stationären Energieerzeugung (in der Grafik unter „Energie“ 
zusammengefasst) sowie die mineralische Industrie und der Schüttgutumschlag 
mit 15,0% (PM 2,5)und 31,0% (PM 10). Die Landwirtschaft hat einen nicht uner-
heblichen Anteil von 5,5% (PM 2,5) und 18,6% (PM 10).  

• Ammoniak (NH3) wird mit 94,4% fast ausschließlich von der Landwirtschaft 
emittiert; 

• Den größten Verursachungsanteil an NOx tragen stationäre Verbrennungsanla-
gen und der Straßenverkehr mit 84,4% (in der Grafik unter „Energie“ zusam-
mengefasst). Während die industrielle Verarbeitung und die Landwirtschaft mit 
7,0% und 8,6% nur kleinere Beiträge leistet. 

                                                

332  Vgl. die Informationen des Umweltbundesamtes unter: 
http://www.umweltbundesamt.de/themen/luft/luftschadstoffe/stickstoffoxide (so am 25.7.2014). 

333  Herunterzuladen unter: http://www.umweltbundesamt.de/themen/luft/emissionen-von-

luftschadstoffen/quellen-der-luftschadstoffe (so am 18.6.2015). 

http://www.umweltbundesamt.de/themen/luft/luftschadstoffe/stickstoffoxide
http://www.umweltbundesamt.de/themen/luft/emissionen-von-luftschadstoffen/quellen-der-luftschadstoffe
http://www.umweltbundesamt.de/themen/luft/emissionen-von-luftschadstoffen/quellen-der-luftschadstoffe
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Abbildung 2: Quellen der Luftschadstoff-Emissionen im Jahr 2013 

 
Quelle: Umweltbundesamt 2015  

Aufgrund des Verursachungsanteils an den Luftschadstoffemissionen konzentriert sich 
die folgende Untersuchung auf die industriellen Anlagen, die Landwirtschaft und den 
Kfz-Verkehr. Die Konzentration auf den motorisierten Straßenverkehr erfolgt, weil die-
ser durch die Emission von Feinstaub (PM 10) und Stickoxiden (NOx) maßgeblich zu 
gesundheitsgefährdenden Luftverunreinigungen beiträgt. Der Beitrag des Schienenver-
kehrs zur Luftverunreinigung ist dagegen deutlich geringer.334 

6.3.2 Perspektive der Emittenten 

Die Frage der verhältnismäßigen Gleichbehandlung wird anhand der immissions-
schutzrechtlichen Anforderungen an die drei Emittentengruppen (Anlagenbetreiber, 
Landwirtschaft und Kraftfahrzeugverkehr) anhand des Anlagenbegriffs (Abschnitt 

                                                

334  Koch, Hans-Joachim (2001); Wege zu einer verträglichen Mobilität: Entwicklungslinien des Ver-

kehrsumweltrechts, in Dolde, Klaus-Peter (Hrsg.), Umweltrecht im Wandel, S. 873 (875). 
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6.3.2.1) sowie im Bereich der Vorsorge- und Schutzpflichten (Abschnitte 6.3.2.3 und 
6.3.2.5) untersucht. 

6.3.2.1 Anlagenbegriff und Genehmigungsbedürftigkeit 

Als Rechtsinstrumente zur Errichtung und zum Betrieb von Anlagen unterscheidet das 
BImSchG zwischen einem präventiven Verbot mit Erlaubnisvorbehalt für genehmi-
gungsbedürftige, besonders umweltgefährliche Anlagen und einer Erlaubnis mit Ver-
botsvorbehalt für nicht genehmigungsbedürftige, weniger gefährliche Anlagen (vgl. 
den 2. Teil des BImSchG). 

Betreiber von genehmigungsbedürftigen Anlagen sowie Betreiber von nicht genehmi-
gungsbedürftigen Anlagen müssen diese so errichten, dass schädliche Umwelteinwir-
kungen verhindert werden (vgl. § 5 Abs. 1 Nr. 1 und § 22 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BImSchG). 
Unterschiede sind bei der Einhaltung von Vorsorgeanforderungen zu verzeichnen. 
Nach der herrschenden Meinung in der Literatur und Rechtsprechung verlangt § 22 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BImSchG nicht die Einhaltung von Vorsorgepflichten bei nicht ge-
nehmigungsbedürftigen Anlagen.335 Auch der Gesetzgeber lehnt unbeschränkte Anfor-
derungen zur Vorsorge bei nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen als nicht verhält-
nismäßig ab. Begründet wird dies mit ihrem geringeren Besorgnispotenzial.336 Anfor-
derungen zur Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen bei nicht genehmi-
gungsbedürftigen Anlagen können deshalb nur durch Rechtsverordnungen auf Basis 
des § 23 BImSchG vorgeschrieben werden.337 Dies ist in einigen Fällen geschehen, im 
Bereich der Luftreinhaltung z.B. durch die Verordnung über kleinere und mittlere 
Feuerungsanlagen (1. BImSchV). Es kann deshalb davon ausgegangen werden, dass die 
Anforderungen an Vorsorgepflichten für nicht genehmigungsbedürftige Anlagen nach 
§ 22 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 gegenüber genehmigungsbedürftigen Anlagen zurückbleibt.338 

Ob eine Anlage einer Genehmigung nach §§ 6, 5 BImSchG bedarf oder als nicht ge-
nehmigungsbedürftige Anlage die Anforderungen nach §§ 22 ff. BImSchG einhalten 
muss, hängt von der konstitutiven Nennung des Anlagentyps im Anhang der 4. 
BImSchV339 ab sowie dem Erreichen der dort für die Anlagentypen genannten Leis-
tungsgrenzen und Schwellenwerten.  

Voraussetzung für die Aufnahme eines Anlagentyps in den Anhang der 4. BImSchV ist, 
dass die Anlage nach ihrer Beschaffenheit oder ihrem Betrieb ein Beeinträchtigungspo-
tenzial aufweist (nach § 4 Abs. 1, S. 1, 1. Alt. BImSchG). Da die Nennung des Anlagen-
typs im Anhang zur 4. BImSchV konstitutive Wirkung hat, unterliegen darin nicht ge-
nannte Anlagen keiner Genehmigungspflicht auch wenn sie zu erheblichen Umweltbe-

                                                

335  Roßnagel/Hentschel, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 22 Rn 128 ff. 

336  BT-Drs. 11/4909, S. 43 und BT-Drs. 11/6633, S. 46. 

337  Roßnagel/Hentschel, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 22 Rn 127. 

338  Vgl. Hansmann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 2014, § 22 BImSchG Rn 16. 

339  Vgl. § 1 Abs. 1, S. 1 i.V.m. Anhang 1 der Vierten Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) vom 

2. Mai 2013, BGBl. I Nr. 21, S. 973, berichtigt am 7. Oktober 2013, BGBl. I Nr. 60, S. 3756 Nr. 1, in 

Kraft getreten am 2. Mai 2013. 
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einträchtigungen führen und umgekehrt.340 Der Anhang enthält eine große Bandbreite 
von Anlagentypen, wie z.B. Wärmeerzeugung (Nr. 1), chemische Herstellung (Nr. 4) 
oder Nahrungs- und Futtermittelhersteller (Nr. 7).341 Inwieweit alle Anlagen mit einem 
Beeinträchtigungspotenzial in der 4. BImSchV erfasst werden, kann hier nicht beurteilt 
werden.  

Ein Verstoß gegen den Gleichheitssatz ist bei der Unterscheidung in genehmigungsbe-
dürftige und nicht genehmigungsbedürftige Anlagen nicht zu erkennen, da mit dem 
unterschiedlichen Besorgnispotenzial ein sachlicher Rechtfertigungsgrund für unter-
schiedliche Genehmigungsanforderungen besteht. Hingegen ist ein Verstoß gegen eine 
verhältnismäßige Gleichbehandlung der Betreiber von genehmigungsbedürftigen An-
lagen gegenüber Betreibern von nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen dann zu 
vermuten, wenn eine Anlage von ihrem Umweltauswirkungen her zum Bereich der 
genehmigungsbedürftigen Anlagen zählt, aber nicht in der 4. BImSchV enthalten ist. 
So gibt es immer wieder Anlagen mit sehr großen Emissionen, die nicht in der 4. 
BImSchV genannt werden, wie z.B. die Verarbeitung von Kunststoffen durch chemische 
Umwandlung. Jarass hält dies rechtspolitisch für fragwürdig und schlägt vor, die Ge-
nehmigungsbedürftigkeit an Emissionsmassenströme zu koppeln.342 Ferner sind be-
stimmte Anlagen des Bergwesens nach § 4 Abs. 2 BImSchG von der Genehmigungs-
pflicht ausgenommen auch wenn sie die allgemeinen Voraussetzungen erfüllen. Für 
diese Anlagen sind die geringeren Anforderungen der nicht genehmigungsbedürftigen 
Anlagen einzuhalten. Diese Privilegierung des Bergbaus wird von Jarass zu Recht als 
„rechtsdogmatisch verfehlt, wenn nicht gar verfassungsrechtlich bedenklich“ beurteilt, 
da kein Grund für materiell geringere Anforderungen ersichtlich ist.343 

Richtet man den Blick auf die Anwendung des Anlagenbegriffs im Bereich der Land-
wirtschaft, lässt sich Folgendes festhalten:  

Ohne weiteres als Anlagen im Sinne des § 3 Nr. 1 Immissionsschutzrechts anzusehen 
sind landwirtschaftliche Einrichtungen wie z.B. Tierhaltungsställe, Lagerstätten und 
Abfüllstationen. Drei Gruppen von landwirtschaftlichen Einrichtungen unterliegen ei-
ner Genehmigungspflicht nach § 4 Abs. 1 BImSchG in Verbindung mit dem Anhang 
der 4. BImSchV. Die Genehmigungspflicht richtet sich nach der Anzahl der gehaltenen 
Tiere oder der Lagerkapazität für Stoffe: 

• Erfasst werden unterschiedlichste Tierhaltungsanlagen ab einer bestimmten 
Tierplatzanzahl (Nr. 7.1), wie z.B. der Mastschweinehaltung ab 1500 Tieren, der 
Legehennenhaltung ab 15.000 Tieren oder der Rinderhaltung ab 600 Tieren. 

• Weiterhin sind Biogasanlagen ab einer Feuerungswärmeleistung von 1 Mega-
watt (Nr. 1.1 bis 1.5 und Nr. 9.1) sowie Biogasanlagen zur Behandlung von Gülle, 
in denen mehr als 10 t Gülle am Tag vergoren werden (Nr. 8.6.3), genehmi-
gungsbedürftig.  

                                                

340  Jarass, Immissionsschutzrechtlicher Anlagenbegriff und Reichweite der Genehmigungsbedürftig-

keit, UPR 2011, S. 201. 

341  Jarass, Bundesimmissionsschutzgesetz, 2013, § 4, Rn 18. 

342  Jarass, Bundesimmissionsschutzgesetz, 2013, § 4, Rn 19. 

343  Jarass, Bundesimmissionsschutzgesetz, 2013, § 4, Rn 37 ff. 
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• Die 3. Gruppe umfasst Anlagen zur Lagerung von Gülle und Gärresten mit min-
destens 6.500 m³ Fassungsvermögen (Nr. 8.13 und Nr. 9.36).  

Nach § 3 Abs. 5 Nr. 3 BImSchG sind Grundstücke als Anlagen im Sinne des BImSchG 
einzustufen, wenn auf ihnen Stoffe gelagert oder abgelagert werden oder Arbeiten auf 
ihnen durchgeführt werden, die Emissionen verursachen können. Ob auch Grundstü-
cke, wie Äcker und Grünlandflächen als immissionsschutzrechtliche Anlagen einzustu-
fen sind, hängt nach herrschender Meinung aber davon ab, ob auf ihnen nicht nur ge-
legentlich, sondern bestimmungsgemäß Stoffe gelagert oder emissionsträchtige Arbei-
ten vorgenommen werden.344 Obwohl Landwirte auf den bewirtschafteten Flächen Gül-
le ablagern und bei der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln sowie Düngung Emis-
sionen frei werden, sind Äcker und Grünlandflächen nach mehrheitlicher Auffassung 
nicht als immissionsschutzrechtliche Anlagen anzusehen.345 Diese rechtliche Bewertung 
ist - zumindest bei einer industriell betriebenen Landwirtschaft – im Hinblick auf die 
(verhältnismäßige) Gleichheit von Verursachergruppen fragwürdig. Wie in Abschnitt 
6.3.1.2 beschrieben ist die Landwirtschaft u.a. durch die Lagerung und Ausbringung 
von Wirtschaftsdünger der maßgebliche Emittent für Ammoniak. Lagert ein Landwirt 
nicht unerhebliche Mengen an Wirtschaftsdünger und bringt diesen regelmäßig auf 
seine Ackerflächen aus, stellt hinsichtlich des Gleichheitssatzes die Frage, ob z.B. ge-
genüber (nicht-)genehmigungsbedürftigen Anlagen, die Ammoniak emittieren, solche 
gewichtigen Unterschiede bestehen, dass eine Einstufung von Ackerflächen als Anlage 
im Sinne des BImSchG abzulehnen ist. 

Hinsichtlich des Kraftfahrzeugverkehrs ist festzuhalten, dass Kraftfahrzeuge den Vor-
schriften des BImSchG unterfallen, aber vom Anlagenbegriff ausgenommen sind, so-
lange sie am allgemeinen Verkehr teilnehmen (vgl. § 3 Abs. 5 Nr. 2 BImSchG). Für Kfz 
gelten in diesem Fall die Vorschriften des verkehrsbezogenen Immissionsschutzes und 
nicht des Anlagenbezogen. 

6.3.2.2 Schutzpflichten (immissionsbezogene Regelungen) 

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung ist eine gebundene Genehmigung, wel-
che die Behörde zeitlich unbefristet zu erteilen hat, wenn insbesondere die Grund-
pflichten nach § 5 BImSchG eingehalten werden. Die Grundpflichten umfassen u.a. 
Schutzpflichten nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 (dazu zählt die Einhaltung von Immissionswerten) 
und Vorsorgepflichten nach Nr. 2, die sich insbesondere aus emissionsbezogenen 
Grenzwerten ergeben. Nach dem Schutz- und Vorsorgekonzept des BImSchG werden 
die Immissionsgrenzwerte als Mittel zur Gefahrenabwehr verstanden während der Be-
reich der Vorsorge von anlagenbezogenen Emissionswerten geprägt ist.  

Industrielle Anlagen und Schutzpflichten 
Um eine Anlagengenehmigung zu erhalten, muss der Anlagenbetreiber die Schutz-
pflichten nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG erfüllen. Dazu ist eine Immissionsbetrachtung 
anzustellen, indem mit einer Immissionsprognose ermittelt wird, ob im Einwirkungsbe-
reich der Anlage der Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen erreicht wird. Ziel 

                                                

344  Jarass, Bundesimmissionsschutzgesetz, 2013, § 3 Rn 74; 

345  Vgl. die ausführliche Diskussion dieser Frage in Möckel, Rechtliche und andere Instrumente für 

vermehrten Umweltschutz in der Landwirtschaft, 2014, S. 262. 
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der Schutzpflichten ist die Abwehr von Gefahren für die Schutzgüter in § 1 BImSchG 
und damit u. a. die Verwirklichung eines Minimalschutzes der Grundrechte auf Leben 
und körperliche Unversehrtheit in Art. 2 Abs. 2, S. 1 sowie des Eigentums in Art. 14 GG 
(siehe Abschnitt 5.4.2.1).  

Die Konkretisierung der Schutzpflichten durch Immissionsgrenzwerte wird durch die 
39. BImSchV346 und die Verwaltungsvorschrift „Technische Anleitung zur Reinhaltung 
der Luft - TA Luft“347 vorgenommen. 

TA-Luft 2002 
Im Folgenden sind die Vorschriften der TA Luft 2002 näher zu untersuchen, da diese 
die Schutzpflichten konkretisieren. Die TA Luft unterscheidet zwischen genehmigungs-
bedürftigen und nichtgenehmigungsbedürftigen Anlagen nach Nr. 1 Abs. 5 TA Luft mit 
der Folge von erhöhten Verhältnismäßigkeitsanforderungen für Schutz- und Vorsorge-
anforderungen bei nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen.348 Im Regelfall sind für 
nicht genehmigungsbedürftige Anlagen nach Nr .1 Abs. 5 TA Luft die Vorgaben zur 
Gefahrenabwehr in Nr. 4 TA Luft einzuhalten. Bei den Anordnungen für nicht geneh-
migungsbedürftiger Anlagen sind zudem die Luftreinhaltepläne zu beachten (gem. Nr. 
1 Abs. 5 Satz 6 TA Luft). 

Die Schutzpflichten nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG sind erfüllt, wenn die Immissions-
werte zum Schutz der Gesundheit nach Nr. 4.2 TA Luft, die Immissionswerte für den 
Staubniederschlag nach Nr. 4.3, die Werte zum Schutz der Vegetation nach Nr. 4.4 und 
die Immissionswerte für die Schadstoffdeposition nach Nr. 4.5 beachtet werden. Aller-
dings sind Überschreitungen der Werte möglich (dazu sogleich). Diese Immissionswerte 
geben die Grenze zur Schädlichkeit bzw. Erheblichkeit einer konkreten Schadstoffbelas-
tung mit einer Sicherheitsmarge zu Lasten des Anlagenbetreibers an.349 

Zur Ermittlung und Bewertung der Luftverunreinigung ist für verschiedene Schadstoffe 
die Vorbelastung durch existierende Quellen sowie die Zusatzbelastung durch die in 
Frage stehende Anlage zu ermitteln. Die Immissionsgrenzwerte dürfen am Punkt der 
anzunehmenden höchsten Schadstoffbelastung (Beurteilungspunkt nach Nr. 2.2 TA 
Luft) nicht überschritten werden. Die TA Luft unterscheidet bei den Immissionsgrenz-
werten zwischen Jahrs-, Tages- oder Stundenwerten. Ob die Jahres-Immissionswerte am 
Beurteilungspunkt eingehalten sind, errechnet sich nach Nr. 7.4.1 TA Luft aus der von 
der betrachteten Anlage tatsächlich oder voraussichtlich verursachten Zusatzbelastung 
und der vorhandenen Vorbelastung. Auch für Tages- und Stundenwerte ist die Gesamt-
belastung maßgeblich, sie lassen sich durch eine einfache Addition aber nicht für zeit-
lich unterschiedlich verteilte Belastungen errechnen. Daher wird nach Nr. 4.7.2 und 
7.4.3 TA Luft zunächst auf bestimmte Einzelparameter abgestellt und bei Zweifeln an 

                                                

346  A.a.O. 

347  Veröffentlicht im Gemeinsamen Ministerialblatt (GMBl.) 2002 vom 30. Juli 2002, Heft 25 – 29, S. 

511. 

348  Würsig, Die Steuerung von Summenbelastungen im öffentlichen Immissionsschutzrecht, 2009, S. 
145. 

349  Würsig, Die Steuerung von Summenbelastungen im öffentlichen Immissionsschutzrecht, 2009, S. 

146. 
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der Einhaltung mit einer Sonderfallprüfung eine Prognose für die Gesamtbelastung 
versucht.350 In diese Beurteilungen werden auch Summationsbeiträge solcher Quellen 
einbezogen, die nicht in den Anwendungsbereich der TA Luft fallen, wie etwa Straßen-
verkehrswege.351 Dies bedeutet, dass die TA-Luft bei der Prüfung, ob die Immissions-
werte eingehalten werden, ausschließlich auf den Beitrag der Industrie-Anlagen schaut, 
und die Immissionsbeiträge aus anderen Quellen, wie z.B. durch Straßenverkehrswege, 
quasi als Vorbelastung zu Lasten der Industrie anrechnet.352 Ferner werden unabhän-
gig von den Voraussetzungen des § 41 BImSchG eintretende Erhöhungen durch den 
Straßenverkehr ggf. gar nicht berücksichtigt, soweit keine Industrieanlage in dem Be-
reich zugelassen wird. 

Überschreitung von Immissionswerten (Irrelevanzregelungen nach Nr. 4.1 Abs. 4 TA Luft) 
Nach den sogenannten Irrelevanzregelungen der TA Luft kann eine Anlagengenehmi-
gung erteilt werden, obwohl die Immissionsgrenzwerte der TA Luft überschritten sind 
und eine Genehmigung zu versagen wäre. Solche Irrelevanzregelungen finden sich bei 
der Überschreitung von Werten zum Schutz der Gesundheit nach Nr. 4.2.2, bei Staub-
niederschlagswerten nach Nr. 4.3.2, bei Werten zum Schutz der Vegetation nach Nr. 
4.4.3 und bei Schadstoffdepositionen in Nr. 4.5.2. Die Irrelevanzregelungen sollen als 
Bagatellschwelle angeben, bis zu welchem Grad eine Zusatzbelastung durch eine zu 
genehmigenden Anlage nicht als ursächlich für eine schädliche Umwelteinwirkung 
anzusehen ist.353Die Rechtsprechung erkennt Irrelevanzregelungen an, soweit sie nicht 
im Widerspruch zu gesetzlichen Vorgaben stehen, wie z.B. den Regelung in der Richt-
linien 2008/50/EG über Luftqualität und saubere Luft in Europa.354 Als Ausdruck des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes355 sollen Irrelevanzregelungen zulässig sein, wenn die 
Privilegierung von Kleinstemittenten nicht außer Verhältnis zur Erhöhung der Gesamt-
belastung steht und es sich um Fälle von erheblichen Nachteilen oder Belästigungen 
handelt (also in Fällen von Nr. 4.3.2 lit. a und Nr. 4.4.3 lit .a TA Luft).356 

Umstritten ist die Zulässigkeit der 3,04%-Schwelle nach Nr. 4.2.2 lit. a TA Luft sowie der 
5%-Schwelle zum Schutz der menschlichen Gesundheit in Nr. 4.5.2 lit. a bei der Deposi-
tion von Luftschadstoffen, wie z.B. Arsen, Blei, Cadmium, Quecksilber oder Nickel. Nach 
Nr. 4.2.2 lit. a kann eine Anlage auch dann genehmigt werden, wenn die Immissions-
grenze für die Gesamtbelastung um 3,04% nicht überschritten wird (und durch Aufla-

                                                

350  Vgl. auch Hansmann: in Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 2014, TA Luft, Nr. 4.7 Rn 5 ff. 

351  Vgl. Würsig, Die Steuerung von Summenbelastungen im öffentlichen Immissionsschutzrecht, 2009, 

S.148. 

352  Würsig, Die Steuerung von Summenbelastungen im öffentlichen Immissionsschutzrecht, 2009, S. 

148. 

353  Hofmann/Koch, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 3 Rn 165. 

354  BVerwG vom 16.1.2009, Rn 9 ff.; BVerwGE vom 11.12.2013, NVwZ 2004, S. 610, 611. 

355  Füßer, Klaus / Lau, Marcus (2014), Criticial Loads in der Vorhabenzulassung: Anwendbarkeit, Me-

thodik, Kumulationsbetrachtung, Bagatell- und Irrelevanzschwellen, UPR 2014, S. 121 (124) für den 
Fall von Stickstoffeinträgen in FFH-Gebiete. 

356  Würsig, Die Steuerung von Summenbelastungen im öffentlichen Immissionsschutzrecht, 2009, S. 

151. 
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gen sichergestellt wird, das über den Stand der Technik hinausgehende Emissionsre-
duktionen ergriffen werden), und die von der zu beurteilenden Anlage ausgehende 
Zusatzbelastung aufgrund ihrer Geringfügigkeit nicht kausal ist für die Immissionssitu-
ation ist.357 Eine Überschreitung der Gesamtbelastung wird der zu beurteilenden Anla-
ge damit nicht zugerechnet und es folgt nicht die eigentliche Konsequenz, ihre Unzu-
lässigkeit.358 Die Relevanz der Grundrechtsverletzung für die betroffen Bürger verstärkt 
sich, wenn die Irrelevanzregelung in Gebieten mit vielen Anlagen und einer Vielzahl 
von Überschreitungen angewendet wird, die für sich gerade unterhalb von 3,04% lie-
gen zusammen dann aber die Immissionsgrenzwerte im zweistelligen Bereich über-
schreiten können.359  

Sanierungsvorbehalt 
Eine Anlage kann ferner trotz Überschreitung der Immissionswerte genehmigt werden, 
wenn die Werte durch Sanierung oder sonstige Maßnahmen in Zukunft eingehalten 
werden (vgl. Nr. 4.2.2 lit. b, Nr. 4.3.2 lit. b, Nr. 4.4.3 lit. b und Nr. 4.5.2 lit. b TA Luft). 
Dieser Sanierungsvorbehalt ist an eine Frist zu knüpfen, die als zwingende Bedingung 
zur Genehmigung auszugestalten ist.360 Begründet wird die Zulässigkeit von Sanie-
rungsvorbehalten damit, dass die Immissionswerte auch Sicherheitsmargen in zeitli-
cher Hinsicht enthalten. Dies liege darin, dass Schadstoffe ihre schädliche Wirkung erst 
nach einer gewissen Einwirkungszeit entfalten.361 Diese Einwirkungszeit sei maßgeblich 
für die Berechnung der Fristsetzung zur Sanierung.  

Sonderfallprüfung 
Für Schadstoffe, die sich einer typisierten Schädlichkeitsprüfung entziehen sowie bei 
Schadstoffen, für die keine Immissionswerte festgelegt wurden, sieht die TA Luft eine 
Sonderfallprüfung vor (vgl. Nr. 4.8).362 Dies gilt insbesondere für kanzerogene Stoffen, 
bei denen bis auf Benzol keine Immissionswerte festgelegt sind. Abweichungen, die zu 
einer Sonderfallprüfung Anlass geben können, sind etwa gleichzeitige Einwirkungen 
diffuser Anlagen, räumlich und zeitliches Zusammentreffen von Immissionen aus einer 
Vielzahl von Anlagen und wenn sich geringfüge Zusatzbelastungen so kumulieren, 

                                                

357  Zum Ganzen vgl. Hansmann in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 2014, TA Luft, Nr. 4.2 Rn 25; 
Hansmann, Die neue TA Luft, NVwZ 2003, S. 266 (273). 

358  Die Rechtmäßigkeit dieser Regelung in Frage stellend: Jarass, Bundesimmissionsschutzgesetz, 2013, 

§ 48, Rn 32 mit Verweis auf Hansmann, Die neue TA Luft, NVwZ 2003, S. 266 (272).  

359  Vgl. zu dieser Überlegung: Sparwasser/Engel/Voßkuhle, Umweltrecht, § 10 Rn 207. 

360  Vgl. Würsig, Die Steuerung von Summenbelastungen im öffentlichen Immissionsschutzrecht, 2009, 

S. 153. 

361  Würsig, Die Steuerung von Summenbelastungen im öffentlichen Immissionsschutzrecht, 2009, 

S. 154. 

362  Würsig, Die Steuerung von Summenbelastungen im öffentlichen Immissionsschutzrecht, 2009, 
S. 155; zur Anwendung der Sonderfallprüfung in Fällen der Regelprüfung OVG Lüneburg, Urt. v. 

24.3.1993 – 1 L 116/89, NvWZ-RR 1994, 555 (556); OVG Münster, Urt. v. 7.6.1990 – 20 AK 25/87, 

NVwZ 1991, 1200 (1202); BVerwG, Urt. v. 10.6.1998 – 7 B 25/98, NVwZ 1998, 1181 (1183). 
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dass sie in einer Regelprüfung einzeln nicht relevant wären, aber zusammen schädliche 
Umwelteinwirkungen hervorrufen können.363  

6.3.2.2.1 Landwirtschaftliche Betriebe und Schutzpflichten 

Damit die landwirtschaftlichen Anlagen genehmigt werden können (siehe Ab-
schnitt 6.3.2.1), müssen auch sie Schutz- und Vorsorgepflichten nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 
und Nr. 2 BImSchG erfüllen. 

Bei der Genehmigung von Tierhaltungsanlagen sind neben Geruchsimmissionen, Kei-
men und Bioaerosolen die Umweltwirkungen von Ammoniak, Feinstaub und von Stick-
stoffdepositionen relevant. 

Biogasanlagen müssen die Grundanforderungen des § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG erfüllen, 
d.h. von ihnen dürfen keine schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren 
sowie erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und Nachbarschaft ausgehen. 
Allerdings enthält die TA Luft keine konkreten Vorgaben zur Einhaltung der Gefahren-
abwehr im Hinblick auf Schadstoffimmissionen. 

Zum Schutz empfindlicher Pflanzungen364 und Ökosystemen365 vor erheblichen Nach-
teilen durch Ammoniakemissionen aus Tierhaltungsanlagen enthält die Nr. 4.8 i.V.m. 
Anhang 1 TA Luft pauschalisierte Abstandswerte. Werden die Abstandswerte unter-
schritten, so gilt dies als Anhaltspunkt dafür, dass ein erheblicher Nachteil vorliegt. Al-
lerdings werden die Abstandswerte als nicht sehr anspruchsvoll angesehen, so beträgt 
der Mindestabstand einer Tierhaltungsanlage für 40.000 Legehennen zu empfindlichen 
Pflanzungen und Ökosystemen ca. 250m bei einem Ammoniakemissionsfaktor der TA 
Luft von 1,556 Mg/a.366 

Straßenverkehr und Schutzpflichten 
§ 38 Abs. 1 S. 1 BImSchG verweist darauf, dass Fahrzeuge so herzustellen und zu be-
treiben sind, dass die Grenzwerte zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
nicht überschritten werden. Die Regelung ist Ausdruck des Verursacherprinzips, in dem 
bei dem Fahrzeug als Schadstoffquelle angesetzt wird. 

Die Schutzpflichten richten sich nicht nur an die Hersteller von Fahrzeugen (z.B. emis-
sionsarme Fahrzeugmotoren herzustellen) sowie Importeur sondern auch an die Hal-
ter/Eigentümer eines Fahrzeugs hinsichtlich der Kontroll-, Wartungs- und Instandset-
zungsarbeiten. Diese können verpflichtet werden technische Vorrichtungen, die im Zu-
sammenhang mit der Nutzbarkeit des Fahrzeuges stehen, einzubauen, z.B. Katalysato-
ren oder Schalldämpfer.367 Die Regelung des S. 1 enthält eine Gefahrenabwehrkompo-
nente und ein Vorsorgekomponente. Während die Gefahrenkomponente durch einen 

                                                

363  Vgl. Hansmann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 2014, TA Luft, Nr. 4.8 Rn 14ff. 

364  Als empfindliche Pflanzen nennt Nr. 5.4.7.1 TA Luft beispielsweise stickstoffempfindliche Pflanzen 

wie Baumschulen und Kulturpflanzen. 

365  Beispielshafte Ökosysteme sind nach Nr. 5.4.7.1 TA Luft Heide, Moor und Wald. 

366  Möckel, Rechtliche und andere Instrumente für vermehrten Umweltschutz in der Landwirtschaft, 

2014, S. 264. 

367  Knauf, in: Koch/Pache/Scheuing, GK, § 38, Rn 48 bis 50. 
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Verwaltungsakt sowie eine Rechtsverordnung (nach § 38 Abs. 2 BImSchG) konkretisiert 
werden kann, ist dies bei der Vorsorge nur durch eine Rechtsverordnung möglich. 
Wenn die Emissionen eines Fahrzeugs wegen seines konkreten Zustandes die Schäd-
lichkeitsschwelle überschreitet, könnte so z.B. ein Halter durch Verwaltungsakt ver-
pflichtet werden sein Fahrzeug entsprechend dem Stand der Technik nachzubessern.368 

Zudem verpflichtet § 38 Abs. 1 S. 2 BImSchG den Fahrzeugführer das Fahrzeuge emis-
sionsarm (im Hinblick auf Lärm und Schadstoffausstoß) zu betreiben. Ein Beispiel für 
die Pflicht zur Emissionsvermeidung oder -verminderung ist das unnötige Laufenlassen 
des Motors. Es handelt sich dabei nicht lediglich um einen Programmsatz, sondern um 
eine unmittelbar verbindliche Pflicht, die durch die Behörden für Verkehrsüberwa-
chung geahndet werden kann.369 

6.3.2.3 Bewertung zu den Schutzpflichten 

Beim Beitrag der landwirtschaftlichen Emissionen zur Feinstaubbildung ist mit Blick 
auf das Gerechtigkeitskonzept der verhältnismäßigen Gleichheit zu hinterfragen, ob sie 
entsprechend ihrem Verursacheranteil herangezogen wird. 

So sind für Luftschadstoffe, die von Acker- und Grünflächen ausgehen, keine Vorsorge- 
und Schutzpflichten einzuhalten, da diese nicht als Anlagen im Sinne des Immissions-
schutzes gelten.  

Für Tierhaltungsanlagen gelten Vorsorge- und Schutzpflichten erst ab der Schwelle zur 
genehmigungspflichtigen Anlage, was erst bei einer großen Tieranzahl der Fall ist (z.B. 
Mastschweinehaltung ab 1500 Tieren, der Legehennenhaltung ab 15.000 Tieren oder 
der Rinderhaltung ab 600 Tieren). 

Bei Tierhaltungsanlagen gelten die Schutzpflichten nur zum Schutz vor Ammoniak 
aber nicht für weitere Schadstoffe wie z.B. Methan. Zudem wird die Ansicht vertreten, 
dass die Mindestabstandsflächen zum Schutz vor Ammoniak im Vergleich zum Ausmaß 
der Emissionen von Massentierhaltungsanlagen niedrig angesetzt sind. Für Biogasanla-
gen bestehen keine konkretisierten Vorgaben zur Einhaltung von Schutzpflichten. 

Im Hinblick auf den Verkehr zeigt die Analyse von Luftreinhalteplänen370, dass zum 
einen die hohe Hintergrundbelastung bei PM 10 ein wichtiger Problemfaktor ist, zum 
anderen, dass im Fall von NO2 die Grenzwertüberschreitung durch die Zusatzbelastung 
des Kfz-Verkehrs die ausschlaggebende Rolle spielt. 

6.3.2.4 Vorsorgepflichten (emissionsbezogene Regelungen) 

Neben den Schutzpflichten hat der Anlagenbetreiber im Rahmen der Anlagengeneh-
migung die Einhaltung von Vorsorgepflichten nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG nachzu-
weisen. Diese Pflichten sind im Gegensatz zu den Schutzpflichten nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 
BImSchG unterhalb der Gefahrenschwelle angesiedelt.371 

                                                

368  Knauf, in: Koch/Pache/Scheuing, GK, § 38, Rn 56. 

369  Knauf, in: Koch/Pache/Scheuing, GK, 2014m § 38, Rn 69 ff. 

370  Diegmann, Volker et. al.(2014), Bestandsaufnahme und Wirksamkeit von Maßnahmen der Luft-

reinhaltung (UBA-Texte 26/2014), S. 133. 

371  Roßnagel, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 5 Rn 420. 
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Der Inhalt der Vorsorgepflicht ist aufgrund der offenen Tatbestandsformulierung um-
stritten.372 Klarheit bekommt die Pflicht z.B. in den Fällen, in denen die Exekutive von 
ihrer Ermächtigung zur Konkretisierung nach §§ 7 und 48 BImSchG Gebrauch gemacht 
hat. So wird die Einhaltung der Vorsorgepflichten für Großfeuerungsanlagen in der 13. 
BImSchV373, für die Abfallverbrennung und -mitverbrennung in der 17. BImSchV374 
und für sonstige Anlagen in Nr. 3 der TA Luft bestimmt.  

Im Folgenden sollen Zweck und Grenzen der Vorsorgepflicht skizziert werden: 

Zweck der Vorsorgepflicht 
In der Literatur existieren verschiedene Ansätze zum Zweck der Vorsorgepflicht im 
Immissionsschutzrecht: Der risikobezogene Ansatz will einen Sicherheitsabstand vor 
unerkannten Risiken gewährleisten375, der (frei-)raumbezogene Ansatz will eine Sicher-
heitszone unterhalb der Gefahrenschwelle gewährleisten sowie Handlungsmöglichkei-
ten für künftige Entwicklungen schaffen.376 Dieser ressourcenschonende Ansatz soll 
zum Schutz der Lebenden, der wirtschaftlichen Entwicklung sowie zum Schutz künfti-
ger Generationen dienen.377 Da sich künftige Generationen nicht auf die Abwehrpflicht 
des § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG berufen können, folgern Vertretern dieser Ansicht, dass 
den Staat eine objektive verfassungsrechtliche Pflicht treffe, den Schutz vor (insbeson-
dere persistenten) Schadstoffen bereits im Rahmen der Vorsorgepflichten heutiger im-
missionsschutzrechtlicher Entscheidungen zu beachten. Mit der Emissionsreduzierung 
sollen die Lebenschancen zukünftiger Generationen gewahrt und Entfaltungsfreiräume 
für sie geschaffen werden.378 Ein weiterer Ansatz sieht die Vorsorge als beide Gesichts-
punkte umfassendes multifunktionelles Gebot.379 

                                                

372  Roßnagel, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 5 Rn 415. 

373  Siehe § 1 Abs. 3 Nr. 1 der Dreizehnten Verordnung zur Durchführung des Bundes- Immissions-

schutzgesetzes (Verordnung über Großfeuerungs-, Gasturbinen- und Verbrennungsmotoranlagen - 

13. BImSchV) vom 2. Mai 2013, BGBl. I Nr. 21, S. 1021, berichtigt am 7. Oktober 2013, BGBl. I Nr. 
60, S. 3754 Nr. 2, in Kraft getreten am 2. Mai 2013. 

374  Siehe § 1 Abs. 4 Nr. 1 der Siebzehnten Verordnung zur Durchführung des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über die Verbrennung und die Mitverbrennung von Abfäl-
len - 17. BImSchV) vom 2. Mai 2013, BGBl. I Nr. 21, S 1021, berichtigt am 7. Oktober 2013, BGBl. I 

Nr. 60, S. 3754 Nr. 3, in Kraft getreten am 2. Mai 2013. 

375  Rengeling, Die immissionsschutzrechtliche Vorsorge, 1982, S. 63 ff.; ders., DVBl. 1982, 622 (626 f.); 
Breuer, Der Staat 20 (1981), 393 (412 f.); Ossenbühl, NVwZ 1986, 161 (163). 

376  Kutscheidt, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, § 1 BImSchG Rn 7; Feldhaus, DVBl. 1980, 133 

(135); Martens, DVBl. 1981, 597 (602 f.); Sellner, NJW 1980, 1255 (1257). 

377  Roßnagel, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 5 Rn 472 ff., 474 ff., 477. 

378  Roßnagel, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 5 Rn 477 mit weiteren Nachweisen in 

der Literatur. 

379  Jarass, Bundesimmissionsschutzgesetz, 2013, § 5 Rn. 48; Schmidt/Kahl, Umweltrecht, 2006, § 2 Rn 

54; Sendler, Wer gefährdet wen: Eigentum und Bestandsschutz den Umweltschutz – oder umge-

kehrt? UPR 1983, S. 33 (43); Sparwasser/Engel/Voßkuhle, Umweltrecht, 2003, § 10 Rn 155. 
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Die Rechtsprechung tendiert dazu die Vorsorge als ein multifunktionelles Gebot zu ver-
stehen.380 So sollen Vorsorgemaßnahmen nach dem Bundesverwaltungsgericht bereits 
dann ergriffen werden, wenn ein Gefahrenverdacht vorliegt. Die Schwelle des Gefah-
renverdachtes setzt das Gericht niedrig an und lässt es genügen, „wenn hinreichende 
Gründe für die Annahme bestehen, dass Immissionen möglicherweise zu schädlichen 
Umwelteinwirkungen führen und damit - auch wenn sich entsprechende Ursachenzu-
sammenhänge im Einzelnen noch nicht eindeutig feststellen lassen.381 Raumbezogene 
Aspekte des Vorsorgeprinzips sieht das Bundesverwaltungsgericht in der Schaffung von 
Sicherheitsabständen zur Grenze schädlicher Umwelteinwirkungen: „[Die] Vorsorge ist 
damit nicht allein orientiert an potentiellen Wirkungen im Sinne noch lückenhafter 
Kenntnisse über die Schädlichkeit bestimmter Immissionen; sie knüpft auch an ein ak-
tuell gegebenes Wirkungspotential von Stoffen an, demgegenüber ein angemessener 
Abstand eingehalten werden soll.“382 

Neben den vorgenannten Zielen soll die Vorsorge auch im Bereich der Fernwirkung 
von Schadstoffen zum Zuge kommen, wenn Immissionen nicht mehr konkreten Emit-
tenten zugeordnet werden können.383 Zudem sieht die Rechtsprechung in der Vorsorge 
auch eine Sanierungskomponente384, indem bestehende Belastungen über die Gefah-
renabwehr hinaus abgebaut werden sollen.385 

Grenzen und Konkretisierungsbedürftigkeit der Vorsorgepflicht 
Die Vorsorgepflicht ermächtigt nicht alle erdenklichen Maßnahmen einzufordern, son-
dern diese müssen angemessenen sein.386 Das BVerwG führt dazu aus, dass die Vorsor-
gemaßnahme „nach Umfang und Ausmaß dem Risikopotential der Immissionen, die sie 
verhindern soll, proportional sein muß.“387  

In der Literatur umstritten ist, ob sich aus der Vorsorgepflicht ergibt, dass die Umwelt-
auswirkungen, die von der Anlage ausgehen, so gering wie möglich zu halten sind 
(Minimierungsgebot). Kritiker wenden u.a. dagegen ein, damit werde einseitig dem 
Gesundheitsschutz Vorrang eingeräumt und ein Ausgleich zwischen den Grundrechten 
werde verhindert. Ferner wird dagegen vorgebracht, mit der Vorsorgepflicht sollten 
nur schädliche Umwelteinwirkungen im Einwirkungsbereich der Anlage verhindert 
werden, weswegen der Stand der Technik die obere Grenze für Vorsorgeanforderungen 
beschreibe.388 Mit Roßnagel ist davon auszugehen, dass der Anlagenbetreiber aufgrund 
der Vorsorgepflicht, die Risiken und den Verbrauch von Ressourcen im Rahmen der 

                                                

380  BVerwGE 69, S. 37f. Zum raumbezogenen Aspekt der Vorsorge: BVerwG, NVwZ 1995, 994 (995). 

381  BVerwGE 69, S. 37, 43f. 

382  BVerwG, NVwZ 1995, S. 994, 995. 

383  BVerwGE 69, S. 37, 43f. Jarass, Bundesimmissionsschutzgesetz, 2013, § 5 Rn 47. 

384  Jarass, Bundesimmissionsschutzgesetz, 2013, § 5 Rn 47. Roßnagel, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-

BImSchG, 2014, § 5 Rn 491 f. 

385  OVG Berlin, DVBl 1997, S. 160, BGHZ 64, S. 220, 223. 

386  Roßnagel, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 5 Rn 615. 

387  BVerwGE 69, S. 37, 43f. 

388  Siehe zu dem Streit: Roßnagel, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 5 Rn 527 ff.  
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Verhältnismäßigkeit zu minimieren hat.389 So soll die Vorsorge nach § 1 BImSchG nicht 
erst beim Einwirken greifen, sondern dem Entstehen von schädlichen Umwelteinwir-
kungen vorbeugen: die Vorsorge fordert also eine vom Einwirkungsbereich losgelöste 
Betrachtung.390  

In der Praxis repräsentiert der Stand der Technik bei technischen Maßnahmen zugleich 
die verhältnismäßige Maßnahme, die in der Regel von jedem Anlagenbetreiber unab-
hängig von seiner wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit einzuhalten ist.391 

6.3.2.5 Vorsorgepflichten für Anlagen in der Landwirtschaft 

Eine eigene Immissionsschutzverordnung, wie z.B. die 13 BImSchV für Großfeuerungs-
anlagen, mit Hilfe derer die Vorsorgeanforderungen nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG für 
Tierhaltungsanlagen und Biogasanlagen konkretisiert werden, existiert nicht. Die Ge-
nehmigungsbehörden müssen deshalb in einer eigenen Abwägungsentscheidung in 
jedem Einzelfall die Vorsorgeanforderungen unter Berücksichtigung des Verhältnismä-
ßigkeitsprinzips und der Duldungsgrenzen betroffener Dritter festlegen. 

Einige wenige Orientierungspunkte für diese Abwägungsentscheidung bietet den Ge-
nehmigungsbehörden die TA Luft. So sind im Vorsorgebereich bei Anlagen zur Haltung 
und Aufzucht von Nutztieren auch Mindestabstandsflächen zu empfindlichen Pflan-
zungen und Ökosystemen einzuhalten, die mit ca. 250 m bei 40.000 Legehennen de-
nen Abstandsflächen zur Gefahrenabwehr entsprechen.392 Neben Mindestabstandsflä-
chen sind auch bauliche und betriebliche Anforderungen im Regelfall zu gewährleis-
ten. Diese betreffen vorwiegend die betrieblichen Anforderungen an die Fütterung und 
Reinigung der Haltungsanlagen sowie die Lagerung der Tierexkremente. So sind für 
Güllelager gemäß Nr. 5.4.7.1. lit. g) bis i) TA Luft ausreichend große geschlossen Behäl-
ter vorzuhalten. 

Für Biogasanlagen sind die Vorsorgeanforderungen in Nr. 5.4.1.2.3 TA Luft einzuhal-
ten. Diese betreffen Emissionsanforderungen für Gesamtstaub, Kohlenmonoxid und 
Stickstoffoxide sowie Schwefeldioxid. Keine Emissionsanforderungen finden sich darin 
aber für Methan, Bioaerosole oder für Emissionen aus den Gärresten.393 

6.3.2.6 Vorsorgepflichten im Kfz-Straßenverkehr 

Ein Schwerpunkt der vorsorgenden immissionsschutzrechtlichen Regelungen im 
BImSchG liegt auf den Anforderungen an Fahrzeuge und Treibstoffe (vgl. § 38 
BImSchG).394 Weitere Vorsorgemaßnamen betreffen die Minimierung der Emissionen 
durch Verkehrswegeplanung und die Gestaltung von Verkehrswegen nach § 50 

                                                

389  Roßnagel, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 5 Rn 536. 

390  Roßnagel, in; Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 5 Rn 507 und 633. 

391  Roßnagel, in; Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 5 Rn 616. 

392  Möckel, Rechtliche und andere Instrumente für vermehrten Umweltschutz in der Landwirtschaft, 

2014, S. 264. 

393  Möckel, Rechtliche und andere Instrumente für vermehrten Umweltschutz in der Landwirtschaft, 

2014, S. 264. 

394  Schulze-Fielitz, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, Vor §§ 38-43 Rn 72. 



Gerechtigkeit im Umweltrecht – GerechtUm 

128 

BImSchG. Die Regelungen zum Neubau und der wesentlichen Umgestaltung von Ver-
kehrswegen in den §§ 41 bis 43 BImSchG befassen sich mit dem Lärmschutz, aber nicht 
mit Fragen der Luftverunreinigung. 

§ 38 Abs. 1 S. 2 BImSchG verweist darauf, dass Fahrzeuge so herzustellen und zu be-
treiben sind, dass vermeidbare Emissionen verhindert und unvermeidbare Emissionen 
auf ein Mindestmaß beschränkt werden. Die Regelung soll damit auch der Umsetzung 
von Vorsorgestandards unterhalb der Gefahrenschwelle dienen.395  

Emissionsgrenzwerte für leichten Personenkraftwagen und Nutzfahrzeugen (Euro 5 
und Euro 6-Normen) werden in der Verordnung (EG) Nr. 715/2007396 vorgeschrieben 
und für schwere Nutzfahrzeuge (Euro VI) in der Verordnung (EG) Nr. 595/2009397. 

Für die Vorsorge vor Schadstoffemissionen im Straßenverkehr maßgeblich sind ferner 
produktbezogene Verordnungsermächtigungen in §§ 32 bis 37 BImSchG. Mit diesen 
soll bereits bei der Herstellung der Erzeugnisse durch Produktanforderungen ein mög-
lichst frühzeitiger Immissionsschutz erreicht werden. Für die Emissionen des Straßen-
verkehrs ist die 10. BImSchV398 mit Anforderungen an die Beschaffenheit und Aus-
zeichnung der Kraftstoffqualität hervorzuheben.  

6.3.2.7 Bewertung der Vorsorgepflichten 

Für alle drei Emittentengruppen gelten Vorsorgepflichten bei der Errichtung und dem 
Betrieb von Anlagen bzw. bei der Herstellung und dem Betrieb von Kfz sowie bei Quali-
tätsanforderungen an den Kraftstoff.  

Allerdings unterscheiden sich die Vorsorgeanforderungen insbesondere in ihrem Konk-
retisierungsgrad. Für bestimmte industrielle Anlagen wie Großfeuerungsanlagen sowie 
Abfallverbrennung und –mitverbrennungsanlagen sind die Vorsorgepflichten in eige-
nen Immissionsschutzverordnungen konkretisiert; für sonstige Anlagen erfolgt eine 
Konkretisierung in Nr. 3 der TA Luft. Hingegen besteht im Bereich des landwirtschaftli-
chen Immissionsschutzes weder für Tierhaltungsanlagen noch für Biogasanlagen eine 
eigene Immissionsschutzverordnung, mit Hilfe derer die Vorsorgeanforderungen nach 
§ 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG konkretisiert werden. Fehlt es an einem solchen Maßstab, 

                                                

395  Schulze-Fielitz, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, Vor § 38 Rn 2. 

396  Verordnung (EG) Nr. 715/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2007 über 

die Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen hinsichtlich der Emissionen von leichten Personen-
kraftwagen und Nutzfahrzeugen (Euro 5 und Euro 6) und über den Zugang zu Reparatur- und 

Wartungsinformationen für Fahrzeuge, Abl. der EU Nr. L 171 vom 29.6.2007, S. 1. 

397  Verordnung (EG) Nr. 595/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2009 vom 
18. Juni 2009 über die Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen und Motoren hinsichtlich der Emis-

sionen von schweren Nutzfahrzeugen (Euro VI) und über den Zugang zu Fahrzeugreparatur- und -

wartungsinformationen, zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 und der Richtlinie 
2007/46/EG sowie zur Aufhebung der Richtlinien 80/1269/EWG, 2005/55/EG und 2005/78/EG, Abl. 

der EU Nr. L 188 vom 18.7.2009, S. 1. 

398  Zehnte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über die 
Beschaffenheit und die Auszeichnung der Qualitäten von Kraft- und Brennstoffen - 10. BImSchV) 

vom 8. Dezember 2010 (BGBl. I, Nr. 62, S. 1849); zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung 

vom 1. Dezember 2014 (BGBl. I Nr. 55, S. 1890) in Kraft getreten am 5. Dezember 2014. 
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muss die Verwaltungsbehörde bei der Genehmigung nach § 6 Nr. 1 und der nachträg-
lichen Anordnung nach § 17 Abs. 1 BImSchG die Vorsorgepflichten für die konkrete 
Anlage unmittelbar aus dem Gesetz bestimmen.399 Aufgrund der unterschiedlichen 
Auffassungen zu Vorsorgepflicht und den Interessenslagen zwischen Anlagenbetreiber 
und Genehmigungsbehörde, steht zu vermuten, dass in diesen Fällen die Behörde keine 
anspruchsvollen Vorsorgeanforderungen durchsetzt. 

Für Kfz-Emissionen enthält § 38 BImSchG Vorsorgestandards, die einem effizienten 
Emissionsschutz an der Schadstoffquelle dienen. Durch zunehmend verschärfte Abgas-
werte für Neufahrzeuge sowie durch Anforderungen an das Fahrverhalten für die Fahr-
zeughalter und -betreiber sollen die mit Herstellung und Betrieb anfallenden Schad-
stoffemissionen vermindert werden. Gleiches gilt für die Anforderungen an die Kraft-
stoffqualität und an die Fahrzeugemissionen, die von allen Kraftstofflieferanten und 
Fahrzeugherstellern erreicht werden müssen. Allerdings ist hinsichtlich der Schadstoffe, 
die aus Verbrennungsmotoren stammen, anzumerken, dass die Möglichkeiten zu nen-
nenswerten weiteren Minderungen von Schadstoffemissionen zumindest durch Quali-
tätsanforderungen an Kraftstoffe und Schadstoffminderungstechnik teilweise ausgereizt 
sind.400 

6.3.3 Perspektive der Belasteten 

Nachdem im vorangegangenen Abschnitt 6.3.2 die verhältnismäßige Gleichheit im 
Recht der Luftreinhaltung mit Blick auf die Schadstoffemittenten betrachtet wurde, 
wird in diesem Abschnitt der Fokus auf die belasteten Bürger gelegt. So wird insbeson-
dere untersucht, ob Bürger in Gebieten mit hoher Schadstoffbelastung im Vergleich zu 
Bürgern in anderen Gebieten im Recht der Luftreinhaltung unterschiedlich behandelt 
werden, und wenn ja welche Rechtfertigungsgründe es dafür gibt. 

Zunächst ist festzustellen, dass sich die Belastung mit Luftschadstoffen in unterschiedli-
chen Gebieten stark unterscheidet, also eine Ungleichheit hinsichtlich der Belastungssi-
tuation besteht.401 So liegt z.B. die Luftbelastung bei NO2 in ländlichen Räumen bei 10 
Mikrogramm/m³ gegenüber 45 Mikrogramm/m³ im städtischen Raum (verkehrsnah), 
gemessen als Jahresmittelwert.402 Ein zentrales Problem ist die hohe, häufig grenzwert-
überschreitende Schadstoffbelastung an Durchgangsstraßen, insbesondere in Ballungs-
gebieten oder Großstädten. Die Luftbelastung bei NO2 unterscheidet sich im städtischen 
Raum mit 20 Mikrogramm/m³ gegenüber 45 Mikrogramm/m³ im städtischen Raum 
(verkehrsnah), gemessen als Jahresmittelwert. Luftschadstoffe wie z.B. Feinstaub führen 
zu Atemwegerkrankungen oder kürzerer Lebenserwartung der Bevölkerung insbeson-
dere in Ballungsgebieten403 und zu Schäden an den Ökosystemen.404  

                                                

399  Roßnagel, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 5 Rn 415. 

400  Schulze-Fielitz, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, Vor §§ 38-43 Rn 76. 

401  Vgl. auch Rehbinder, Verteilungsgerechtigkeit im Umweltrecht, in: Appel/Hermes (Hrsg.), Mensch-

Staat-Umwelt, 2008, S. 105, 114. 

402  UBA, Luftqualität 2013 – vorläufige Auswertung, 2014, S. 9.  

403  Vgl. die Zusammenstellung von wissenschaftlichen Studien des Ministeriums für Umwelt, Gesund-

heit und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg vom Feb. 2010, herunterzuladen, unter: 

http://www.mugv.brandenburg.de/sixcms/media.php/4055/feinstaub.pdf (so am 25.7.2014). 

http://www.mugv.brandenburg.de/sixcms/media.php/4055/feinstaub.pdf
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Betrachtet man die Schadstoffquellen und ihren Beitrag für bestimmte Schadstoffbelas-
tungen, zeigt sich ein differenziertes Bild. Während bei Feinstaub PM 10 die hohe Hin-
tergrundbelastung ein wichtiger Problemfaktor ist, spielt für die Grenzwertüberschrei-
tung bei NO2 in vielen Fällen die Zusatzbelastung des Kfz-Verkehrs die ausschlaggeben-
de Rolle. So zeigt die Analyse von Luftreinhalteplänen, welche die Bundesländer zur 
Bekämpfung der Schadstoffbelastung aufgestellt haben, für: 

• NO2, dass in 68 % dieser Gebiete der Beitrag durch die lokale Zusatzbelastung 
Kfz-Verkehr als größter Anteil genannt wird. In 46 % dieser Gebiete liegt der Bei-
trag durch die lokale Zusatzbelastung Kfz-Verkehr bei 50 % oder darüber; 

• PM10, dass in 81 % dieser Gebiete der Schadstoffeintrag durch den großräumi-
gen Hintergrund als größter Anteil genannt wird. Bei 52 % dieser Gebiete liegt 
der Beitrag durch den großräumigen Hintergrund bei 50 % oder darüber.“405 

Nachfolgend sollen mögliche Zusammenhänge für diese Ungleichbehandlung zwischen 
der Schadstoffbelastung und den Luftreinhaltungsvorschriften identifiziert und ihre 
Auswirkung auf die verhältnismäßige Gleichheit diskutiert werden. 

6.3.3.1 Ungleiche Ausgangslage bei der Schadstoffbelastung 

Zunächst ist festzustellen, dass die räumliche Strukturierung von Deutschland und die 
Wahl des Wohnorts (z.B. in einem Ballungsraum406 oder eher ländlichen Räumen) 
durch verschiedene Faktoren beeinflusst wird, die hier nicht untersucht werden kön-
nen, wie die Arbeits- und Lebenssituation, die persönlichen Bedürfnisse, das Einkom-
men, etc. Gleichwohl kann bereits diese Frage zu einer ungleichen Ausgangslage bei 
der Schadstoffbelastung führen. Ferner spielt die raumplanerische Entwicklung des 
Bundesgebietes eine wichtige Rolle (siehe dazu in Abschnitt 6.3.3.3). 

Unabhängig vom Wohnort verfolgt das Immissionsschutzrecht das Konzept einer ein-
heitlichen Luftqualität und wirkt damit den räumlichen unterschiedlichen (ungleichen) 
Schadstoffbelastungen entgegen.407 Hier muss aber zugleich eingeräumt werden, dass 
das Vorsorgekonzept des Immissionsschutzrechts unterhalb der Schwelle von Gesund-
heitsgefährdungen zu einer unterschiedlichen Luftqualität führt. Denn unterhalb der 
Immissionsgrenzwerte im sogenannten Bereich der Vorsorge richtet sich die Emissi-
onsminderung nach dem Stand der Technik, den die Anlagen einhalten (siehe die Ab-
schnitte 6.3.2.4 ff.). Da davon auszugehen ist, dass nicht alle Anlagen dem Stand der 

                                                                                                                                                            

 

404  Roßnagel, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 5 Rn 412 ff. 

405  Diegmann, Bestandsaufnahme und Wirksamkeit von Maßnahmen der Luftreinhaltung, 2014, S. 
133. 

406  „Ballungsraum“ ist ein städtisches Gebiet mit mindestens 250 000 Einwohnern und Einwohnerin-

nen, das aus einer oder mehreren Gemeinden besteht, oder ein Gebiet, das aus einer oder mehre-
ren Gemeinden besteht, welche jeweils eine Einwohnerdichte von 1 000 Einwohnern und Einwoh-

nerinnen oder mehr je Quadratkilometer bezogen auf die Gemarkungsfläche haben und die zu-

sammen mindestens eine Fläche von 100 Quadratkilometern darstellen.“ (vgl. die Definition in § 1 
Nr. 4 der 39. BImSchV). 

407  Rehbinder, Verteilungsgerechtigkeit im Umweltrecht, in: Appel/Hermes (Hrsg.), Mensch-Staat-

Umwelt, 2008, S. 105, 115. 
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Technik entsprechen (z.B. die Altanlagen), werden die Entlastungspotenziale unterhalb 
der Immissionsgrenzwerte nicht überall gleich ausgeschöpft. Damit führt das Vorsor-
gekonzept notwendigerweise zu unterschiedlicher Luftqualität in unterschiedlichen 
Gebieten. Rehbinder bezeichnet diese Situation als „einfache Ungleichheit“, die hinge-
nommen werden kann, da „sie nicht auf Kosten der Menschen in benachteiligten Ge-
bieten“ gehe.408 Denn die Ungleichheit findet in einem Bereich über dem einheitlichen 
Mindestniveaus an Umweltqualität, dessen Grenze durch die Immissionsgrenzwerte 
zum Schutz vor Gesundheitsgefahren gezogen wird.409 

6.3.3.2 Gleichmäßige Schadstoffbelastung versus Konzentration 

Auf der Erkenntnis beruhend, dass der Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
nicht allein durch quellenbezogene Maßnahmen erreicht werden kann (siehe die vor-
herigen Ausführung in Abschnitt 6.3.2), kommt dem gebietsbezogenen Immissions-
schutz im Sinne der Zuordnung von Flächen für bestimmte immissionsschutzrelevante 
Nutzungen eine wichtige Bedeutung für einen wirksamen Immissionsschutz zu.410  

Dabei lassen sich zwei grundsätzliche Handlungsmaximen unterscheiden: Entweder die 
Schadstoffbelastung soll in allen Gebieten gleich hoch bzw. niedrig sein, oder die 
Schadstoffbelastung soll sich auf bestimmte Gebiete konzentriert werden und andere 
Gebiete sollen möglichst davon freigehalten werden. Die Fragwürdigkeit des ersten 
egalitären Ansatzes zeigt sich schon darin, dass er den Bedürfnissen der Menschen ent-
gegen läuft und schwer in reiner Form umgesetzt werden kann. So werden in Ballungs-
räumen bestimmte Infrastrukturanlagen, z.B. Verkehrswege, Müllverbrennungsanlagen 
oder Flugplätze eher notwendig sein als z.B. in ländlichen Gebieten. Sicherlich können 
die vorgenannten Infrastruktureinrichtungen auch räumlich so verteilt werden, dass sie 
in weniger belasteten Gebieten errichtet werden. Aber dies kann zu einer Verschlechte-
rung der Gesamtbelastung führen411 bzw. zu anderen (neuen) Belastungen und Nach-
teilen, wie z.B. der Zunahme von Verkehrsemissionen durch die längere Anfahrt zum 
Flughafen oder zur Müllverbrennungsanlage. Außerdem spricht gegen eine gleichmä-
ßige Verteilung von Umweltbelastungen über die gesamte Fläche Deutschlands, dass es 
auch sinnvoll erscheint, besonders schützenswerte oder noch unbelastete Gebiete zu 
erhalten.412 

Die 2. Handlungsmaxime, einer „Konzentration von Schadstoffen“ auf bestimmte Ge-
biete, wird von der Gesetzgebung und Rechtsprechung verfolgt durch das Bündelungs-, 
Trennungs- und Vorbelastungsprinzip. Wie sich diese Prinzipien auf die ungleiche 
Schadstoffbelastung insbesondere innerhalb des städtischen Bereichs auswirken, wird 
im Folgenden untersucht. 

                                                

408  Rehbinder, Verteilungsgerechtigkeit im Umweltrecht, in: Appel/Hermes (Hrsg.), Mensch-Staat-

Umwelt, 2008, S. 105, 116. 

409  Vgl. Rehbinder, Verteilungsgerechtigkeit im Umweltrecht, in: Appel/Hermes (Hrsg.), Mensch-Staat-

Umwelt, 2008, S. 105, 118. 

410  Feldhaus, in Feldhaus (Hrsg): BImSchG, § 50 Rn 2. 

411  Vgl. Kloepfer, Aspekte der Umweltgerechtigkeit, JöR 56, 2008, S. 1, 14. 

412  Kloepfer, Aspekte der Umweltgerechtigkeit, JöR 56, 2008, S. 1, 13; Dieckmann, Umweltgerechtig-

keit in der Stadtplanung, NVwZ 2013, S. 1575, 1580. 
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Ziel des Bündelungsprinzips ist es Umweltlasten in gewissen Grenzen an bestimmten 
Orten zu konzentrieren. Im Bereich des Verkehrslärms kann damit z.B. durch naturwis-
senschaftliche Überlagerungs- und Auslöschungseffekte eine geringere Gesamtbelas-
tung für Mensch und Umwelt erzielt werden als bei deren (gleichmäßigen) Vertei-
lung.413 Für Schadstoffbelastung hingegen dürfte das Bündelungsprinzip zu einer hö-
heren Gesamtbelastung führen. Eine Umsetzung des Bündelungsprinzips findet sich 
z.B. in den verschiedenen Gebietstypen der Bauleitplanung (§§ 2 bis 10 BauNVO). Fer-
ner im Immissionsschutz z.B. bei der Planung von Straßen- und Schienenwegen (§§ 41 - 
43 BImSchG). Danach sollen die Fahrwege so gebündelt werden, dass Lärm- und Abgas-
emissionen konzentriert und kumuliert werden und die Zerschneidung von Schutzge-
bieten vermieden wird.  

Das vom Bundesverwaltungsgericht im Rahmen der Bauleitplanung entwickelte Tren-
nungsprinzip414 verfolgt das Ziel solche Nutzungen räumlich voneinander zu trennen, 
die sich grundsätzlich nicht vertragen. Danach sollen z.B. Wohngebiete und umweltbe-
lastende Industriegebiete nicht direkt aneinandergrenzen, sondern angemessen vonei-
nander getrennt sein. Dieser Grundsatz findet sich auch im immissionsschutzrechtli-
chen Trennungsgrundsatz nach § 50 S. 1 BImSchG415. Der Trennungsgrundsatz nach § 
50 S. 1 BImSchG ist Ausdruck des Vorsorgeprinzips und enthält ein Optimierungsgebot 
für den raumbezogenen Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen in der Raumpla-
nung (Landes-, Regional- und Ortsplanung) sowie der Fachplanung (insbesondere in der 
Straßenplanung).416 Durch den immissionsschutzrechtlichen Trennungsgrundsatz des § 
50 S. 1 BImSchG sollen Gebiete, die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen 
dienen, geschützt werden. Zu diesen Gebieten zählen nach den planungsrechtlichen 
Festsetzungen „reine Wohngebiete“ i.S.d. § 3 Abs. 3 BauNVO, „allgemeine oder beson-
dere Wohngebiete“ i.S.d. § 4 und 4a BauNVO, „Sondergebiete“ (wie z.B. Wochenend-
haus- oder Ferienhausgebiete) und „Kleinsiedlungsgebiete“ i.S.d. § 10 bzw. 2 BauNVO. 
Sofern keine der vorgenannten planungsrechtlichen Gebiete im Innenbereich festge-
setzt wurden, ist allein die tatsächliche Wohnsituation maßgeblich.417 Die Schutzanfor-
derungen nach § 50 S. 1 BImSchG unterscheiden sich nach dem planungsrechtlichen 
oder tatsächlichen Charakter des schutzbedürftigen Wohngebiets.418 So sind die 
Schutzanforderungen in Gebieten, die alleine dem Wohnen dienen höher als in Gebie-
ten, die auch dem Wohnen dienen. Der Trennungsgrundsatz darf nicht so verstanden 

                                                

413  Vgl. Kloepfer, Aspekte der Umweltgerechtigkeit, JöR 56, 2008, S. 1, 14. 

414  BVerwGE 45, S. 309, 327. 

415  § 50 S. 1 BImSchG besagt: „Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sind die für eine 

bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Umweltein-
wirkungen und von schweren Unfällen im Sinne des Artikels 3 Nummer 5 der Richtlinie 96/82/EG 

in Betriebsbereichen hervorgerufene Auswirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem 

Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete, insbesondere öffentlich 
genutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete und unter dem Gesichtspunkt des Natur-

schutzes besonders wertvolle oder besonders empfindliche Gebiete und öffentlich genutzte Gebäu-

de, so weit wie möglich vermieden werden.“ 

416  Schulze-Fielitz, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 50 Rn 4. 

417  Schulze-Fielitz, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 50 Rn 104 ff. 

418  Schulze-Fielitz, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 50 Rn 99. 
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werden, dass Nutzungskonflikte vermieden werden. Vielmehr umfasst der Trennungs-
grundsatz auch das Gebot der Problem- und Konfliktbewältigung.419 Ein Plangebiet ist 
deshalb so zuzuschneiden, dass Nutzungskonflikte vollständig erfasst werden und nicht 
durch den Zuschnitt des Plangebiets ausgeklammert werden.420 

Ein zentrales Problem bei der Umsetzung des Trennungsgrundsatzes in der Praxis liegt 
darin, dass verallgemeinerungsfähige Standards weitgehend fehlen. Die TA Luft ist für 
diesen Zweck nicht geeignet, da sie quellenbezogen und nicht plangebietsbezogen 
aufgebaut ist sowie keine baugebietsspezifisch unterschiedlich strengen Grenzwerte 
enthält. So beschreiben die Immissionswerte nach Nr. 4.3.1 oder .4.4.2 der TA Luft 
wann erheblich Nachteile oder Belästigungen zu erwarten sind, sie geben aber keine 
positiven Ziele eines präventiven Immissionsschutzes vor.421 Vor diesem Hintergrund 
haben manche Bundesländer zur Operationalisierung des Trennungsgrundsatzes Ab-
standserlasse verabschiedet422, in denen störende Betriebsarten bestimmten Entfer-
nungsabständen zugeordnet werden („Abstandsklassen“).  

Letztlich wird das Potenzial des Trennungsgrundsatzes eine ungleiche Schadstoffbelas-
tung zwischen Räumen, in denen Industrie-/Gewerbegebiete und Wohngebiete weitge-
hend getrennt sind, und solchen Räumen, in denen dies nicht erreicht ist, durch weite-
re Einschränkungen begrenzt. So kann der Abstandserlass nur bei einer Neuplanung 
von Gebieten auf der „grünen Wiese“ volle Wirksamkeit entfalten. In der Vielzahl von 
über Jahrzehnten gewachsenen Gemengelagen kann hingegen kurzfristig durch eine 
Überplanung mit Hilfe von Abstandserlassen keine schnelle Lösung erreicht werden.423 
Auch ist die Entflechtung in reine Wohngebiete einerseits und Gewerbegebiete ande-
rerseits schwer durchsetzbar; da sie auf die Interessen der Wirtschaft und unterschied-
lichen Interessen der Wohnbevölkerung treffen, die beide als gleichberechtigte Belan-
ge in § 1 Abs. 6 BauGB Nr. 1 und 8a bei der Abwägung zu berücksichtigen sind.  

Im Hinblick auf eine unterschiedliche Schadstoffbelastung im Bereich von viel befahre-
nen Straßen und anderen Gebieten ist darauf hinzuweisen, dass der Trennungsgrund-
satz auch beim Schutz vor Kfz-Abgasen zur Anwendung kommt. Ausgehend von der 
Leitsubstanz Stickstoffdioxid ist die Belastung von straßennahen Wohnbereichen durch 
die Gestaltung der Straßenanlage und der Randbebauung oder –bepflanzung zu mini-
mieren. Hemmnisse bei der praktischen Umsetzung dieser Minimierungspflicht sind 
u.a. fehlende Prognosemodelle und Immissionsgrenzwerte, die Straßen als Linienquel-
len angemessen abbilden.424 

                                                

419  Schulze-Fielitz, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 50 Rn 155. 

420  Schulze-Fielitz, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 50 Rn 156. 

421  Schulze-Fielitz, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 50 Rn 119. 

422  Vgl. z.B. Abstände zwischen Industrie- bzw. Gewerbegebieten und Wohngebieten im Rahmen der 

Bauleitplanung und sonstige für den Immissionsschutz bedeutsame Abstände (Abstandserlass), 

RdErl. d. Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (NRW)-
V-3-8804.25.1 vom 06.06.2007. 

423  Schulze-Fielitz, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 50 Rn 134. 

424  Schulze-Fielitz, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014 § 50 Rn 202. 
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Das insbesondere von der Rechtsprechung zu findende Vorbelastungsprinzip behan-
delt eine vorhandene Belastung als schutzmindernd.425 In Gebieten, in denen bereits 
ein Vorbelastung existiert, sollen neue umweltbelastenden Maßnahmen in einem hö-
heren Maß zugelassen werden können, solange sie unterhalb der Gefahrenschwelle 
bleiben.426 Ein Gebiet als nicht schutzwürdig zu behandeln, nur weil es schon im Ver-
gleich zu anderen Gebieten höhere Belastung zu tragen hat, stehen aber mit Blick auf 
den Grundsatz der verhältnismäßigen Gleichheit verfassungsrechtliche Bedenken ent-
gegen. Denn allein die Vorbelastung wäre ein sachwidriges Differenzierungskriteri-
um.427  

6.3.3.3 Raumplanung als ordnendes Instrument 

Die Raumplanung regelt alle raumbedeutsamen Planungen von Hoheitsträgern und 
unterteilt sich in die Gesamt- und Fachplanung. Während die Fachplanung die Stand-
ortauswahl von umweltrelevanten Infrastruktureinrichtungen (z.B. Bundesfernstraßen 
oder Abfalldeponien) regelt, hat die Gesamtplanung zum Ziel alle raumbedeutsamen 
Planungen und Maßnahmen im gesamten Bundesgebiet und in Teilräume nach be-
stimmten Leitvorstellungen zu entwickeln und zu ordnen. Auf der überörtlichen Ebene 
wird dazu das Instrument der Raumordnung verwendet und in den Kommunen ge-
schieht dies mittels der Bauleitplanung. Ziele der Raumordnung sind es, unterschiedli-
che Anforderungen an den Raum aufeinander abzustimmen und die auf der jeweiligen 
Planungsebene auftretenden Konflikte auszugleichen sowie Vorsorge für einzelne Nut-
zungen und Funktionen des Raums zu treffen (§ 1 Abs. 1 ROG428). Vor diesem Hinter-
grund erscheint die Raumordnung als geeignetes Instrument, um die Verteilung von 
Umweltlasten (in unserem Fall „Schadstoffbelastung“) und Umweltnutzen (in unserem 
Fall „Nutzung von sauberer Luft“) sowohl zwischen räumlichen Teilräumen als auch 
innerhalb einer Kommune auszugleichen.429 Ansatzpunkte für eine Ordnung des 
Raums am Maßstab der verhältnismäßigen Gleichheit bietet dabei insbesondere die 
Leitvorstellung der Raumordnung in § 1 Abs. 2 ROG, wonach „die sozialen und wirt-
schaftlichen Ansprüche an den Raum mit seinen ökologischen Funktionen“ in Einklang 
gebracht werden sollen sowie „gleichwertige Lebensverhältnisse in den Teilräumen“ 
erreicht werden sollen.430 Mit Bezug auf diese Leitvorstellung warnt Rehbinder vor ei-
ner voreiligen Gleichsetzung der „gleichwertigen Lebensverhältnisse“ mit „gleichen 
Umweltbedingungen“. Denn die Gleichwertigkeit nach der Raumordnung bezieht eine 
Vielzahl von Aspekten ein, die für die Lebensqualität maßgeblich sein können und be-

                                                

425  Vgl. BVerwG, NVwZ 1985, S. 109; BVerwG, NVwZ 2000, S. 1050 (hier geht es um die Frage, ob ein 

Wohnbauvorhaben, das an eine bestehende Sportanlage unmittelbar heranrückt, unzumutbaren 
Lärmimmissionen ausgesetzt sein würde und deshalb (bauplanungsrechtlich) unzulässig ist). 

426  Kloepfer, Aspekte der Umweltgerechtigkeit, JöR 56, 2008, S. 1, 15. 

427  Rehbinder, Verteilungsgerechtigkeit im Umweltrecht, in: Appel/Hermes (Hrsg.), Mensch-Staat-
Umwelt, 2008, S. 105, 133. Sich gegen das Prinzip aussprechend auch: Kloepfer, Aspekte der Um-

weltgerechtigkeit, JöR 56, 2008, S. 1, 15. 

428  Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), das zuletzt durch Artikel 9 des 
Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585) geändert worden ist. 

429  Vgl. Kloepfer, Aspekte der Umweltgerechtigkeit, JöR 56, 2008, S. 1, 18 ff. 

430  Vgl. zu diesen Leitvorstellungen auch die entsprechenden Grundsätze in § 2 Abs. 2 Nr. 1 .S. 1 ROG. 
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grenzt diese nicht alleine auf Umweltbedingungen.431 In diesem Sinn soll das ROG 
auch darauf hinwirken, dass räumliche und strukturelle Ungleichgewichte zwischen 
den Regionen ausgeglichen werden. Gleichwohl zeigen die Grundsätze in § 2 ROG, 
dass die Raumordnung Unterschiede und Funktionstrennungen zwischen dem ländli-
chen Raum und den städtischen Ballungsgebieten anstrebt ohne dabei die Funktionen 
beider Räume auf dem Extrem zuzuspitzen.432 Damit wird hinsichtlich der Luftreinhal-
tung eine gewisse Konzentration von Schadstoffen z.B. in städtischen Ballungsräumen 
vom Raumordnungsrecht zumindest in Kauf genommen. Wichtig ist an dieser Stelle 
auch darauf hinzuweisen, dass das Raumordnungsrecht keinen Grundsatz zu einer ge-
rechten Verteilung von Umweltnutzen und Umweltlasten enthält. Einschränkend muss 
vielmehr festgestellt werden, dass der Umweltbelang gleichberechtigt neben anderen 
konkurrierenden Grundsätzen des § 2 ROG steht und z.B. bei der Zulassung von um-
weltbelastenden Anlagen im Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen ist, also kei-
nen absoluten Vorrang genießt.433  

Zu einem vergleichbaren Befund für das Fachplanungsrecht kommt Kloepfer für den 
anlagenbezogenen Immissionsschutz: Im deutschen Fachplanungsrecht stünden hinrei-
chend Mittel zur Verfügung, um Umweltgerechtigkeit zu verwirklichen.434 So bestehe 
bei der Standortauswahl von umweltbelastenden Anlagen „ein abgestuftes und ausdif-
ferenziertes System räumlicher Planung“. Gleichwohl stellt Kloepfer heraus, dass sich in 
Abwägungs- und Ermessensentscheidungen die Verteilungsgerechtigkeit nicht gegen-
über oftmals übergeordneten öffentlichen Belangen durchsetzen kann und die beson-
dere Schutzwürdigkeit von z.B. reinen und allgemeinen Wohngebieten in Abwägungs-
entscheidungen zu einer Verschiebung neuer Belastungen in ohnehin schon vorbelas-
tete Gebieten führt. In der Folge werden weniger schutzwürdige Gebiete im Gegensatz 
zu schutzwürdigen Gebieten bis zur Grenze der Zumutbarkeit belastet. Auch wenn er 
deshalb keinen Bedarf für eine grundlegende Reform oder Neuorientierung des Fach-
planungsrechts sieht, so schlägt er als Verbesserungsmöglichkeiten die Aufnahme eines 
neuen Ziels „Abbau ungleicher ökologischer Lebensbedingungen durch raumstruktu-
relle Maßnahmen“ in die Raumordnung vor. Damit soll bei raumbedeutsamen Planun-
gen die Vorbelastung und Belastungsfähigkeit der Umwelt im Einwirkungsgebiet Be-
rücksichtigung finden. 

Wendet man sich nun der Frage nach einer verhältnismäßigen Gleichheit bei der Ver-
teilung von Schadstoffbelastungen innerhalb einer Kommune zu, rückt die Bauleitpla-
nung (Flächennutzungs- und Bauleitplan) als örtliches raumplanerisches Instrument in 
den Mittelpunkt. Die Grundsätze für die Bauleitplanung haben u.a. eine nachhaltige 
städtebauliche Entwicklung zum Ziel, die soziale, wirtschaftliche und umweltschützen-
de Anforderungen gewährleistet – auch in Verantwortung gegenüber künftigen Gene-

                                                

431  Rehbinder, Verteilungsgerechtigkeit im Umweltrecht, in: Appel/Hermes (Hrsg.), Mensch-Staat-
Umwelt, 2008, S. 105, 115. 

432  Kloepfer, Aspekte der Umweltgerechtigkeit, JöR 56, 2008, S. 1, 19. 

433  Kloepfer, Aspekte der Umweltgerechtigkeit, JöR 56, 2008, S. 1, 19 ff. 

434  So Kloepfer, Umweltgerechtigkeit. Environmental Justice in der deutschen Rechtsordnung, 2006, 

Rn 716 ff. Dieses Ergebnis sieht er im Gegensatz zum Beginn der Environmental Justice Diskussion 

in den USA. 
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rationen (§ 1 Abs. 5 BauGB435). Zu den Belangen, die die Grundsätze konkretisieren und 
bei der Erstellung von Bauleitplänen berücksichtigt werden müssen (Planungsleitli-
nien), zählen Gesundheits- und Umweltbelange. Die 13 Belange in § 1 Abs. 6 BauGB 
umfassen u.a. die Schaffung von gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnissen (§ 1 Abs. 6 
Nr. 1 BauGB) sowie Umweltbelange (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB). Zu den Umweltbelangen 
zählen u.a. die umweltbezogenen Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesund-
heit sowie die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die 
durch Rechtsverordnung zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäischen Union festge-
legten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten werden (§ 1 Abs. 7 Nummern 7 c und 
h BauGB). Ebenso wie bei der Raumplanung (siehe oben) können die Belange in Kon-
kurrenz zueinander stehen und die Umweltbelange setzen sich nicht zwingend gegen-
über anderen in Abwägungsentscheidungen durch. Festzuhalten ist auch, dass sich ein 
Belang der „Umweltgerechtigkeit“ nicht in den Grundsätze und Planungsleitlinien fin-
det. Jedoch können sich die Planungsverantwortlichen einer Vielzahl von zulässigen 
Festsetzungsmöglichkeiten in § 9 Abs. 1 BauGB bedienen, um eine verhältnismäßigen 
Gleichheit durch Verteilung bzw. Vermeidung und Verminderung von Luftschadstoff-
belastungen in einem Bebauungsgebiet zu verwirklichen. Bei den Festsetzungen han-
delt es sich um verbindliche Vorgaben, die bei den Bauvorhaben einzuhalten sind. So 
können z.B. zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen i.S.d. BImSchG bestimm-
te luftverunreinigende Stoffe durch Festsetzung im Bebauungsplan verboten oder be-
schränkt werden (§ 9 Abs. 1 Nr. 23a BauGB), Flächen ausgewiesen werden, die von Be-
bauung freizuhalten sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) oder zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen (z.B. durch Verkehrsimmissionen) Schutzflächen sowie Flächen 
für besondere Anlagen und Vorkehrungen (z.B. Lärmschutzwall) festgesetzt werden, 
um nur einige Festsetzungsmöglichkeiten aus § 9 Abs. 1 BauGB zu nennen. Die vorge-
nannten Festsetzungen sind bei der Erstellung eines Bauleitplans für ein Neubaugebiet 
„leichter“ zu berücksichtigen. Schwieriger ist es, Festsetzungen zur Konfliktlösung bei 
der Überplanung von gewachsenen Gemengelagen aus Handel, Gewerbe, Wohnnut-
zung und Verkehrswegen zu nutzen. So lassen sich die Konflikte auf Grund von Be-
standsschutz für die bestehende Nutzung und Duldungspflichten der Anwohner häufig 
nicht völlig beseitigen.436 Zur Lösung dieser Probleme enthält das BauGB Maßnahmen 
zur städtebaulichen Sanierung (§ 136 ff BauGB). Ziel der Maßnahmen ist es, Gebiete mit 
städtebauliche Missständen (z.B. die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeits-
verhältnisse nicht eingehalten werden, § 1 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) zu beheben oder zu 
verbessern. Die vorgenannten Möglichkeiten zur Verwirklichung verhältnismäßiger 
Gleichheit mit dem Instrument der Bauleitplanung dürfen aber nicht darüber hinweg-
täuschen, dass den Baugebietstypen nach der Baunutzungsverordnung bereits ein „Maß 
an Ungleichheit“ immanent ist. So liegt den Baugebietstypen das Trennungsprinzip zu 
Grunde (siehe oben in Abschnitt 6.3.3.2). Wird in einem Bebauungsplan ein reines 
Wohngebiet festgesetzt, wird dies andere Schadstoffbelastungen aufweisen als ein Ge-
werbegebiet.  

                                                

435  Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), das 

zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 2014 (BGBl. I S. 1748) geändert worden ist. 

436  Söfker, in: Ernst/Zinkhahn/Bielenburg/Krautzberger, § 34 Rn 52. 
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6.3.3.4 Nachträgliche Anordnung nach § 17 BImSchG 

Um z.B. in besonders belasteten Gebieten, die Bewohner vor schädlichen Umweltein-
wirkungen zu schützen oder die Luftqualität zu verbessern, ist auch daran zu denken, 
wie bei bestehenden Anlagen in diesen Gebieten die Anforderungen an den Emissions-
schutz verbessert werden kann. Im Prinzip enthält das Immissionsschutzrecht Instru-
mente zur dynamischen Anpassung der Anlagengenehmigung an den sich fortentwi-
ckelnden Stand der Technik bzw. den verbindlichen Schlussfolgerungen der BVT-
Merkblätter nach § 3 Abs. 6a und 6b BImSchG. So führt das Konzept der dynamisierten 
Grundpflichten, dazu, dass sich diese mit dem Fortschritt von Erkenntnis und Technik 
weiterentwickeln. Die Behörde hat nach erteilter Genehmigung mit der nachträglichen 
Anordnung (§ 17 BImSchG) sowie dem Widerruf der Genehmigung (§ 21 BImSchG) 
prinzipiell die Möglichkeit, gegenüber dem Anlagenbetreiber diesen neuen Stand der 
Technik durchzusetzen. 

Der Behörde steht für den Erlass einer nachträglichen Anordnung gem. § 17 Abs. 1 S. 1 
BImSchG sowohl ein Entschließungsermessen (Will sie überhaupt eine Anordnung tref-
fen?) als auch ein Auswahlermessen zu, um die Genehmigung an den Stand der Tech-
nik anzupassen. Das Entschließungsermessen ist stark eingeschränkt, wenn die Allge-
meinheit oder die Nachbarschaft nicht ausreichend vor schädlichen Umwelteinwirkun-
gen oder sonstigen Gefahren geschützt ist (§ 17 Abs. 1 S. 2 BImSchG). In diesem Fall 
kann ein betroffener Bürger sogar einen Rechtsanspruch auf den Erlass einer nachträg-
lichen Anordnung haben. 

Allerdings ist bei der Umsetzung der immissionsschutzrechtlichen Anforderungen 
durch nachträgliche Anordnung der Bestandsschutz für bereits genehmigte Anlagen zu 
beachten, so dass zwischen den Anforderungen an Neu- und Altanlagen zu unterschei-
den ist. Als Altanlagen gelten generell alle Anlagen, die bereits anzeigebedürftig, ge-
nehmigt oder durch Vorbescheid abgesichert waren, bevor eine neu anzuwendende 
Norm in Kraft tritt. In Bezug auf § 17 Abs. 2 BImSchG sind deshalb Altanlagen alle An-
lagen, die vor dem 13.10.1985 anzeigebedürftig oder genehmigt waren. Darüber hin-
aus können auch noch sogenannte „Uraltanlagen“ unterschieden werden. Es handelt 
sich dabei um Anlagen nach § 67 Abs. 1 BImSchG, die vor dem 1.4.1974 auf der Grund-
lage der Gewerbeordnung genehmigt worden sind. Für diese Uraltanlagen gelten die 
Regelungen zur nachträglichen Anordnung des § 17 Abs. 1 bis 4b BImSchG entspre-
chend (gem. § 17 Abs. 5 BImSchG).  

Der Rechtsstaat kann nicht grenzenlos die Einhaltung strengerer immissionsschutz-
rechtlicher Vorgaben für Alt- und Uraltanlagen vorschreiben, sondern darf Gemein-
wohlziele nur mit verhältnismäßigen Mitteln verfolgen. Deshalb regelt § 17 BImSchG 
unter welchen Bedingungen der Gesetzgeber neue strengere Regelungen auf Alt- und 
Uraltanlagen anwenden darf.437 Nach § 17 Abs. 2 hat die Behörde bei einer nachträgli-
chen Anordnung den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu beachten, d.h. sie muss den 
Aufwand den die strengeren Anforderungen vom Anlagenbetreiber erfordern mit dem 
Nutzen in Verhältnis setzen. Dazu hat sie auf der Aufwandseite „die Nutzungsdauer 
und technischen Besonderheiten der Anlage“ zu berücksichtigen und auf der Nutzen-
seite die „Art, Menge und Gefährlichkeit der von der Anlage ausgehenden Emissionen 
und der von ihr verursachten Immissionen“ zu beachten. Auf der Aufwandseite ist un-
ter der Nutzungsdauer, „der Grad der Abschreibung der Anlage und die verbleibende 

                                                

437  Koch, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 17 Rn 102 ff. 
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Restnutzung“438 beachtlich. Maßgeblich ist dabei, dass bei der Kostenbetrachtung nicht 
auf die wirtschaftlichen Auswirkungen der konkreten Anlage abzustellen ist, sondern 
auf einen wirtschaftlich gesunden Durchschnittsbetrieb.439 Soll auf der Nutzenseite mit 
der nachträglichen Anordnung risikobezogene Vorsorge im Einwirkungsbereich der 
Anlage verfolgt werden, ist der Immissionsbeitrag der Anlage zu berücksichtigen. Mit 
der Folge, dass bei einem geringen Immissionsbeitrag auch nur Maßnahmen mit ge-
ringen Kosten von dem Anlagenbetreiber verlangt werden können.440  

Faktisch ist die Anpassung von alten Anlagen an den Stand der Technik mit Hilfe der 
nachträglichen Anordnung für die Behörde außerhalb von gesetzlich vorgeschriebenen 
Sanierungsmaßnahmen, wie sie in der TA Luft 2002 geregelt sind, problematisch und 
verwaltungsrechtlich mühsam.441 Im Fall der Unverhältnismäßigkeit einer nachträgli-
chen Anordnung müssen die Voraussetzungen für eine Rücknahme oder einen Wider-
ruf vorliegen. Dies bedeutet insbesondere, dass die Behörde den Vermögensnachteil 
entschädigen muss, den der Antragsteller durch sein Vertrauen auf die Genehmigung 
erleidet. Alleine die Möglichkeit von Entschädigungszahlungen bzw. das damit ver-
bundenen Prozessrisiko wird die Behörde in der Regel nicht zum Instrument einer 
nachträglichen Anordnung greifen lassen, es sei denn dies ist durch gesetzliche „er-
zwungene“ Anpassungen an den Stand der Technik notwendig (vgl. §§ 17 Abs. 2, 21 
Abs.1 Nr. 3 BImSchG).  

Ein Widerruf der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung nach § 21 BImSchG kann 
hinsichtlich der Anlage ganz oder teilweise erfolgen, dies liegt im Ermessen der Behör-
de, hierbei ist sie an die allgemeinen Ermessensgrundsätze gebunden.442 Aufgrund der 
Eingriffsintensität kann der Widerruf nur ultima ratio sein für die Behörde, es sei denn, 
nur der Widerruf ist geeignet, den Gesetzeszweck, die Verhütung oder Beseitigung 
schwerer Nachteile für das Gemeinwohl, zu erreichen.  

6.3.3.5 Fazit 

Die Schadstoffbelastung der Bevölkerung unterscheidet sich zwischen ländlichen Räu-
men und städtischen Ballungsgebieten und innerhalb von städtischen Ballungsgebie-
ten. Ein wesentlicher Grund liegt darin, dass der Gesetzgeber und die Rechtsprechung 
die Handlungsmaxime verfolgen, Schadstoffe auf bestimmte Gebiete zu konzentrieren 
und andere Gebiete von Schadstoffen freizuhalten. Umgesetzt wird diese Maxime durch 
das Bündelungs- und Trennungsprinzip, die im Raumordnungs- und Immissionsschutz-
recht an verschiedenen Stellen zur Anwendung kommen. Begrenzt werden die Auswir-
kungen dieser beiden Konzepte durch Pflicht des Staates, die Bevölkerung vor schädli-
chen Umwelteinwirkungen zu schützen. Unterhalb dieses Schutzniveaus – im Vorsor-
gebereich also - unterscheidet sich jedoch die Schadstoffbelastung zwischen verschie-

                                                

438  BT-Drs. 10/1862, S.11. 

439  Koch, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 17 Rn 110 mit weiteren Nachweisen. 

440  Koch, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 17 Rn 108. 

441  Vgl. Schrader, Vorhabengenehmigung aus Sicht der Umweltverbände, in: Bohne (Hrsg.), Das Um-
weltgesetzbuch als Motor oder Bremse der Innovationsfähigkeit in Wirtschaft und Verwaltung?, 

1999, S. 139 (143). 

442  Czajka, in: Feldhaus, BImSchG, § 21, Rn. 13. 
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denen Gebieten. Im Ergebnis können die Prinzipien dazu führen, dass die Schadstoffbe-
lastung in belasteten Gebieten bis zur Grenze der Schädlichkeit getrieben wird, indem 
z.B. neue Belastungen in ohnehin schon belastete Gebiete verschoben werden. Zur 
Verminderung der Schadstoffbelastung unter anderem in belasteten Gebieten enthal-
ten die raumplanerischen Vorschriften gebietsbezogene Instrumente. Ferner bestehen 
anlagenbezogene Instrumente wie die nachträgliche Anordnung. Die Instrumente 
können aber nur begrenzt zur Gleichheit bei der Verteilung bzw. Verminderung von 
Schadstoffbelastungen beitragen, da sie durch den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz be-
grenzt werden. 

6.3.4 Regelungen zum Ausgleich zwischen Emittenten und Belasteten 

In diesem Abschnitt wird untersucht welche Regelungen zum Ausgleich zwischen den 
Interessen der Belasteten und denen Interessen der Emittenten im Recht der Luftrein-
haltung bestehen. 

6.3.4.1 Luftqualitätsziele 

Wie die Ausführungen in den Abschnitten 6.3.1 zeigen, sind für die Reduktion der 
Schadstoffbelastungen mit Stickoxiden, Feinstaub und Ammoniak in besonders belaste-
ten Gebieten sowohl die örtlichen Emissionen als auch die Hintergrundbelastung von 
entfernteren Emissionsquellen zu bekämpfen. 

Ein Ansatzpunkt dazu bietet das Luftqualitätsrecht der EU. In der NEC-Richtlinie443, 
verpflichten sich die Mitgliedstaaten jährliche Emissionshöchstmengen u.a. für die ver-
sauernden und eutrophierenden Schadstoffe Schwefeldioxid, Stickoxide und Ammoniak 
einzuhalten. Die vorgenannten Richtlinien sind in Deutschland in der 39. BImSchV444 
umgesetzt worden. Danach sind in Deutschland ab 2010 folgende Emissions-
höchstmengen einzuhalten: 

• Für Schwefeldioxid 520 Tsd. t, 

• für Stickoxid 1.051 Tsd. t, 

• für flüchtige organische Verbindungen 995 Tsd. t und  

• für Ammoniak 550 Tsd. t. 

Wie die Ergebnisse des Umweltbundesamtes zeigen, überschritten die deutschen Stick-
oxid-Emissionen den Grenzwert im Jahr 2010.445 Bei den Ammoniak-Emission hat 

                                                

443  Richtlinie 2001/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2001 über 

nationale Emissionshöchstmengen für bestimmte Luftschadstoffe, Abl. der EU Nr. L 309 vom 

27.11.2001, S. 22. 

444  39. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über Luft-

qualitätsstandards und Emissionshöchstmengen - 39. BImSchV) vom 2. August 2010, BGBl. I, Nr. 40, 

S. 1065, in Kraft getreten am 6. August 2010. 

445  Siehe die Angaben des Umweltbundesamtes unter: 

http://www.umweltbundesamt.de/daten/luftbelastung/luftschadstoff-emissionen-in-

deutschland/stickstoffoxid-emissionen (so am 10.1.2015). 

http://www.umweltbundesamt.de/daten/luftbelastung/luftschadstoff-emissionen-in-deutschland/stickstoffoxid-emissionen
http://www.umweltbundesamt.de/daten/luftbelastung/luftschadstoff-emissionen-in-deutschland/stickstoffoxid-emissionen
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Deutschland die die nationale Emissionshöchstmenge mit 545 Tsd. t im Jahr 2012 
knapp unterschritten.446 

Bei den Emissionshöchstmengen der 39. BImSchV bzw. der NEC-Richtlinie handelt es 
sich um Werte, mit denen der Gesetzgeber sich verpflichtet Maßnahmen447 (Program-
me) zu erlassen, mit denen eine dauerhafte Minderung der Schadstoffemissionen er-
reicht werden soll. Aufgrund ihrer Ausgestaltung handelt es sich nicht um drittschüt-
zende Grenzwerte, deren Einhaltung von Bürgern in Deutschland eingeklagt werden 
kann. Verbindlichkeit kommt der Einhaltung der Emissionshöchstmengen hingegen 
gegenüber der EU zu. Denn im Fall eines Verstoßes gegen die in der NEC-Richtlinie 
enthaltenen Emissionshöchstmengen, kann die EU-Kommission gegen Deutschland ein 
Vertragsverletzungsverfahren einleiten.  

Die Emissionshöchstmengenregelung kann sich nur auf die Verminderung des Gesamt-
emissionsniveaus der betreffenden Luftschadstoffe beziehen und ist damit vorsorgeori-
entiert. Die Maßnahmen können aber nicht gezielt zu einer Senkung der Schadstoffbe-
lastung in besonders belasteten Gebieten eingesetzt werden. Anzumerken ist, dass sich 
Deutschland aufgrund internationaler Vereinbarungen im Multikomponentenproto-
koll448 verpflichtet hat bis zum Jahr 2020 die Emissionshöchstmenge für Ammoniak um 
5% und für Stickoxide um 39% gegenüber 2005 weiter zu reduzieren. 

Eine wichtige Rolle im Recht der Luftreinhaltung spielt die Luftqualitätsrichtlinie 
2008/50/EG449. Sie gibt einheitliche Standards für die Luftqualität durch flächende-
ckende Immissionsgrenzwerte für bestimmte Luftschadstoffe450 zum Schutz der 
menschlichen Gesundheit sowie der Ökosysteme und Vegetation vor.  

Die Einhaltung der Immissionswerte sollen die Mitgliedsstaaten durch planerische In-
strumente sowie „erforderliche Maßnahmen“ erreichen.451 Das planerische Instrument 
zur Luftreinhaltung ist in Deutschland die Luftreinhalteplanung (siehe unten in Ab-
schnitt Luftreinhalteplanung). Zu den „erforderlichen Maßnahmen“ zählen die Rege-
lungen über Verkehrsbeschränkungen (siehe unten) und die allgemeinen Planungs-
grundsätze zu einer bestmöglichen Luftqualität in § 50 BImSchG (siehe oben in Ab-
schnitt 6.3.3.2) sowie in § 1 Abs. 6 Nr. 7 lit. h BauGB (siehe oben in Abschnitt 6.3.3.3). 

                                                

446  Siehe die Angaben des Umweltbundesamtes unter: 
http://www.umweltbundesamt.de/daten/luftbelastung/luftschadstoff-emissionen-in-

deutschland/ammoniak-emissionen (so am 10.1.2015). 

447  „Geplante Maßnahmen“ des Programms nach § 34 sind eine Zusammenstellung der von der Bun-
desregierung beabsichtigten Rechts- oder Verwaltungsvorschriften des Bundes sowie anderer in 

der Zuständigkeit der Bundesregierung liegender Maßnahmen, mit deren Hilfe die Werte für Ozon 

und Emissionshöchstmengen eingehalten werden sollen.“ (vgl. § 1 Nr. 10 der 39. BImSchV). 

448  Siehe zum Text: http://www.unece.org/env/lrtap/multi_h1.html (so am 10.1.2015). 

449  Richtlinie 2008/50/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2008 über Luftqua-

lität und saubere Luft für Europa, Abl. der EU Nr. L 152 vom 11.6.2008, S. 1. 

450  Es sind dies: Stickstoffdioxid und Stickstoffoxide, Feinstaub (PM10, PM2,5), Schwefeldioxid, Benzol, 

Kohlenmonoxid und Blei. 

451  Herrmann, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, Vor §§ 44-47, Rn 2. 

http://www.umweltbundesamt.de/daten/luftbelastung/luftschadstoff-emissionen-in-deutschland/ammoniak-emissionen
http://www.umweltbundesamt.de/daten/luftbelastung/luftschadstoff-emissionen-in-deutschland/ammoniak-emissionen
http://www.unece.org/env/lrtap/multi_h1.html
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Weitere Maßnahmen, die zur Einhaltung der Luftqualitätsziele erlassen werden kön-
nen, richten sich bei Einzelvorhaben nach dem jeweiligen Fachrecht.  

Luftreinhalteplanung 
Zentrales Instrument für den gebietsbezogenen Immissionsschutz bilden die 
Luftreinhaltepläne. Mit den Vorschriften zu den Luftreinhalteplänen bezweckt der Ge-
setzgeber, dass die Behörden die gebietsbezogene Luftreinhalteplanung überall in 
Deutschland nach den gleichen (europarechtlichen) Grundsätzen durchführen.452 Im 
Folgenden sollen insbesondere die planerischen Maßnahmen zur Verbesserung der 
Luftqualität (Luftreinhalte- und Kurzfristpläne453) näher untersucht werden. Diese bau-
en auf den Ergebnissen zur Überwachung der Luftqualität nach § 44 und § 46 auf 
BImSchG auf. Luftreinhaltepläne enthalten neben einem beschreibenden Teil zum 
Plangebiet und der Emissionssituation, der Ursachenanalyse zum Anteil der unter-
schiedlichen Emissionsquellen an der Gesamtbelastung und der Prognose zur weiteren 
Entwicklung der Emissions- und Immissionsverhältnisse als Kern einen Maßnahmen-
plan.454 Der beschreibende Teil, die Ursachenanalyse und die Prognose über die weite-
re Entwicklung sind Grundlagen für die Aufstellung eines zielführenden, ausgewoge-
nen und mit allen Betroffenen koordinierten Maßnahmenplans. Im Rahmen seiner Er-
stellung muss die zuständige Planungsbehörde alle anderen betroffenen Behörden be-
teiligen (vgl. § 47 Abs. 4 S. 2 BImSchG), alle Möglichkeiten zur Verbesserung der Luft-
qualität nach dem BImSchG und anderen Gesetzen sowie darüber hinaus gegebenen 
Möglichkeiten prüfen und ein möglichst effektives Handlungskonzept entwerfen.455 So 
hat z.B. das Verwaltungsgericht Stuttgart in seiner Entscheidung zum Aktionsplan der 
Stadt Stuttgart die Wirksamkeit und Eignung der Maßnahmen gefordert sowie einen 
gewissen Wirkungsgrad und Wirkungsbereich, Geltungsdauer und Bindungswirkung 
gegenüber dem Umsetzungsadressaten vorausgesetzt.456 

Bei der Auswahl der aufzunehmenden Maßnahmen und der ihnen zugrunde liegenden 
Abwägung ist zwischen Plänen für kurzfristige Maßnahmen (Kurzfristplänen, früher 
„Aktionspläne“ genannt) und Luftreinhalteplänen zu differenzieren: 

Kurzfristpläne nach § 47 Abs. 2 BImSchG:  

Kurzfristpläne sind nach § 47 Abs. 2 S. 1 BImSchG zu erstellen, wenn die Gefahr be-
steht, dass Alarm-Grenzwerte überschritten werden. Beim Überschreiten von Alarm-
Grenzwerten besteht also eine Erstellungspflicht, die der Behörde kein Ermessen belässt 
(vgl. § 28 Abs. 1 S.1 der 39. BImSchV). Alarmgrenzwerte sind Immissionswerte, bei de-
nen bereits die Exposition aufgrund einer kurzfristigen Überschreitung des Immissi-
onswerts eine Gesundheitsgefahr hervorruft. Es genügt die Gefahr einer Überschrei-

                                                

452  Herrmann, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, Vor §§ 44-47 BImSchG, Rn. 3. 

453  Die Begriffe sind nicht ausschließlich zu verstehen, ein Kurfristplan kann auch Bestandteil eines 

Luftreinhalteplans sein. 

454  Hansmann/Röckinghausen, in Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 2014, § 47 BImSchG Rn 21 ff. 

455  Hansmann/Röckinghausen in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 2014, § 47 BImSchG Rn 25. 

456  VG Stuttgart, Beschl. v. 14.8.2009 – 13 K 511/09, Juris. 1. Leitsatz, ZUR 2010. 557. 
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tung, ohne dass eine tatsächliche Überschreitung bereits vorliegen muss.457 Alarm-
Grenzwerte sind in der 39. BImSchV für Schwefeldioxid, Stickstoffmonoxid und für 
Ozon festgelegt aber nicht für Feinstaub. Demnach dienen Kurzfrist- bzw. die früheren 
Aktionspläne der kurzfristigen Gefahrenabwehr durch Reduktionsmaßnahmen.458 Die 
Reduktionsmaßnahmen müssen schnell ergriffen werden können und kurzfristig wir-
ken,459 wie örtliche Verkehrsbeschränkungen und Betriebsbeschränkungen, etc.460 Die 
Maßnahmen sollen eine Überschreitungen von Immissionsgrenzwerten, Zielwerten 
oder Alarmschwellen in der Höhe oder im zeitlichen Ausmaß reduzieren.461 Im Rah-
men kurzfristig zu ergreifender Maßnahmen, sind planerische Maßnahmen eher nicht 
geeignet.462  

Luftreinhaltepläne nach § 47 Abs. 3 BImSchG: 

Maßnahmen für Luftreinhaltepläne können solche sein, die langfristig wirken, und ei-
nen längeren Vorlauf haben dürfen. Die Maßnahmen müssen in einem 
Luftreinhalteplan nach § 47 Abs. 1 oder 3 BImSchG auf eine dauerhafte Verminderung 
der Luftverunreinigungen ausgerichtet sein und den Anforderungen der 39. BImSchV 
entsprechen.463 Dazu können die planerstellenden Behörden Maßnahmen in Form von 
Verwaltungsakten (z.B. nachträgliche Anordnungen nach § 17 BImSchG oder straßen-
verkehrsrechtliche Fahrverbote) vorsehen, Realakte oder normsetzende Maßnahmen 
nach §§ 47 Abs. 7 und 49 BImSchG durch Rechtsverordnung vorschreiben, dass in nä-
her zu bestimmenden Gebieten bestimmte Anlagen nicht oder nur eingeschränkt er-
richtet oder betrieben werden dürfen.464 Daneben können Luftreinhaltepläne auch 
planerische Maßnahmen, wie Änderungen von Bebauungsplänen vorsehen.465 

Sowohl Maßnahmen in Luftreinhalteplänen als auch in Plänen für kurzfristige Maß-
nahmen gemäß § 47 Abs. 5 S. 1 BImSchG müssen den Anforderungen des § 45 Abs. 2 
BImSchG entsprechen und in einem integrierten Ansatz die Umweltmedien Wasser 
und Boden mit betrachten.466  

Die Luftreinhaltemaßnahmen müssen nicht dazu führen, dass die Überschreitung der 
Immissionsgrenzwerte sofort und vollständig verhindert wird, aber sie müssen geeignet 

                                                

457  Jarass, Bundesimmissionsschutzgesetz, 2013, § 47 Rn 23. 

458  Cancik, Europäische Luftreinhalteplanung – zur zweiten Phase der Implementation, ZUR 2011, 283 

(288). 

459  Kugler, Sind die bundesdeutschen Aktionspläne nach § 47 II BImSchG mit dem Europarecht ver-
einbar?, NVwZ 2010, 279 (281 f). 

460  Cancik, Europäische Luftreinhalteplanung – zur zweiten Phase der Implementation, ZUR 2011, 283 

(288). 

461  Hansmann/Röckinghausen in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 2014, § 47 BImSchG Rn 26. 

462  Cancik, DVBl. 2008, 546 (549). 

463  Hansmann/Röckinghausen in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 2014, § 47 BImSchG Rn 25. 

464  Jarass, Bundesimmissionsschutzgesetz, 2013, § 47 Rn. 11; Scheidler, UPR 2006, 216 (219). 

465  Scheidler, UPR 2006, 216 (219). 

466  Hansmann/Röckinghausen in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 2014, § 47 BImSchG Rn 27. 
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sein, die Überschreitung auszuschließen467 und den Zeitraum bis zur Einhaltung der 
Grenzwerte „so kurz wie möglich“ zu halten.468 

Schließlich gilt auch für Luftreinhaltepläne der § 50 S. 2 BImSchG, wonach bei raum-
bedeutsamen Planungen und Maßnahmen die „Erhaltung der bestmöglichen Luftquali-
tät“ als Abwägungsbelang zu berücksichtigen ist. Da dieser Belang hinweggewogen 
werden kann, verbietet die Regelung nicht generell die Verschlechterung einer guten 
Luftqualität. Gleichwohl ist darin als Maßstab zu erkennen, dass Maßnahmen zur Ver-
besserung der Luftqualität in einem Gebiet zuerst den Verursacher ins Auge fassen 
müssen, bevor an eine Umverteilung zu denken ist.469 

Wer als Verursacher von der Behörde heranzuziehen ist, bestimmt sich zum einen 
nach dem Plangebiet gem. § 47 Abs. 4 S. 4 BImSchG, wozu sowohl die Gebiete mit 
Überschreitung der Immissionswerte als auch die Gebiete, in denen die Emissionen er-
zeugt werden, zählen. Zum anderen sind die Verursachungsanteile der im Plangebiet 
befindlichen Emittenten maßgeblich. Insofern setzt § 47 Abs. 4 S. 1 BImSchG das Verur-
sacherprinzip um.470 Allerdings kann die Maßnahmenauswahl durch den Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit erheblich verändert werden. Die Verhältnismäßigkeit bezieht 
sich sowohl auf das Verhältnis zwischen dem Aufwand der Durchführung der Maß-
nahmen und der zu erreichenden Immissionsminderung, als auch darauf welcher 
Emittent den gleichen Erfolg mit dem geringsten Aufwand erreichen kann.471 Mögliche 
„Abweichungen vom Verursacherprinzip“ können dazu führen, dass gegen einen Ver-
ursacher verstärkt vorgegangen wird, wenn sich Maßnahmen gegen einen anderen 
Verursacher als nicht geeignet erweisen.472 Ferner können völlig unangemessene Belas-
tungen bei einem Verursacher zum Ausweichen auf andere Verursacher führen.473 So-
wohl bei der Festlegung des Plangebiets als auch bei der Wahl der Maßnahmen soll die 
Behörde einen Beurteilungsspielraum haben.474 Schließlich sind Pläne, die sich als un-
wirksam erweisen, von den Behörden fortzuschreiben.475 

Die Effektivität der Luftreinhalteplanung wird dadurch beeinträchtigt, dass die Inan-
spruchnahme der Verursacher nicht von der planaufstellenden Behörde („Planaufstel-
lungsbehörde“) durchgesetzt werden kann. Da es sich um ein verwaltungsinternes 
Handlungskonzept handelt, muss die jeweilige Maßnahme von der zuständigen Behör-

                                                

467  Verwaltungsgericht München vom 9.10.2012, M 1K 12.1046, Rn 2.4. Mit der Rücknahme der Beru-
fung durch die Bayerische Regierung im April 2014 ist das Urteil des VG München rechtskräftig. 

Die Stadt München wird darin verpflichtet ihren Luftreinhalteplan so zu ändern, dass dieser die 

„schnellstmöglichen Einhaltung der zulässigen Immissionsgrenzwerte für NO2 und PM 10 enthält“. 

468  EuGH, Slg. 2008 I, S. 6221 Rn 44; Jarass, Bundesimmissionsschutzgesetz, § 47, Rn 29. 

469  Rehbinder, Verteilungsgerechtigkeit im Umweltrecht, in: Appel/Hermes (Hrsg.), Mensch-Staat-

Umwelt, 2008, S. 105, 133. 

470  Jarass, Bundesimmissionsschutzgesetz, 2013, § 47, Rn. 18 und 18a. 

471  Hansmann/Röckinghausen in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 2014, § 47 BImSchG Rn 28. 

472  OVG NW, DVBl 2011, S. 515. 

473  Hansmann/Röckinghausen in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 2014, § 47 BImSchG Rn 28. 

474  Jarass, Bundesimmissionsschutzgesetz, 2013, § 47, Rn 12 und 20. 

475  OVG NW, ZUR 2011, S. 11, Rn 32. 
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de („Plandurchsetzungsbehörde“) aufgrund einschlägiger Rechtsvorschriften umgesetzt 
werden.476 Dies ist zwar an die Einhaltung generell gebunden, hat aber die Anforde-
rungen der jeweiligen Rechtsgrundlage einzuhalten. Bei Planungsmaßnahmen bildet 
die Festsetzung im Luftreinhalteplan für die Plandurchsetzungsbehörde nur ein Opti-
mierungsgebot. Liegen die Emissionen, die für die Immissionsüberschreitungen ver-
antwortlich sind, außerhalb des Plangebiets einer Behörde, hat die dafür zuständige 
Behörde einen Plan aufzustellen (§ 47 Abs. 4 S. 4). 

Verhängung von Verkehrsbeschränkungen nach § 40 BImSchG 
Ein nahliegendes Instrument zum Schutz der Anwohner an Straßen vor gesundheitsge-
fährdenden Überschreitungen der Immissionsgrenzwerte, die vom Kfz-Verkehr ausge-
hen, sind Verkehrsbeschränkungen für diese Straßen oder die Einführung von Umwelt-
zonen. 

§ 40 BImSchG enthält in seine Absätzen 1 und 2 zwei verschiedene Ermächtigungs-
grundlagen, um auf öffentlichen Straßen den Verkehr zu beschränken oder zu verbie-
ten, d.h. die teilweise oder vollständige Untersagung des Verkehrs. Dabei ist es uner-
heblich, ob die Beschränkung der Gefahrenabwehr oder der Vorsorge dient. Der Begriff 
der Verkehrsbeschränkungen ist weit zu verstehen und umfasst z.B. Geschwindigkeits-
beschränkung, Beschränkungen des Schwerlastverkehrs und Parkverbote. Die Ver-
kehrsbeschränkungen können sich auf einzelne Strecken oder Gebiete beziehen; es sind 
auch großräumige Beschränkungen möglich, wie z.B. bei Umweltzonen für ganze 
Stadtteile.477  

Beschränkungen des Kraftfahrzeugverkehrs auf öffentlichen Straßen nach § 40 Abs. 1 
BImSchG setzen zwingend voraus, dass die Beschränkungsmaßnahme bereits in einem 
Kurzfrist- oder Luftreinhalteplan nach § 47 Abs. 1 und Abs. 2 BImSchG für bestimmte 
Straßen oder Gebiete festgelegt wurden und, dass der Plan selbst dem Verhältnismä-
ßigkeitsgrundsatz und dem Verursacherprinzip genügt.478 § 40 Abs. 2 dient der Durch-
setzung von Immissionswerten, ohne dass diese EG-rechtlich vorgegeben sind, etwa 
weil dies aus Gründen des örtlichen Immissionsschutzes erforderlich ist.479 

Umweltzonen sind ein wichtiges Instrument zur zeitlich unbegrenzten Beschränkung 
des Kraftfahrzeugverkehrs in großflächigen Stadtgebieten oder in einem Ballungsraum. 
Mit den Zonen soll die Luftqualität, insbesondere hinsichtlich der Feinstaubbelastung, 
nachhaltig verbessert werden. Seit 2008 wurden in 48 Städten in Deutschland (z.B. Ber-
lin, Bremen, Köln, Stuttgart und München) Umweltzonen ausgewiesen.480 In den Zonen 
dürfen nur Fahrzeuge verkehren, die bestimmte Schadstoffgrenzwerte einhalten, was 
durch eine unterschiedlich gefärbte Plakette gekennzeichnet wird. Dazu werden die 
Fahrzeuge in 4 Schadstoffgruppen eingeteilt entsprechend den Euro-Schadstoffnormen 

                                                

476  Jarass, Bundesimmissionsschutzgesetz, 2013, § 47, Rn 52. 

477  Jarass, Bundesimmissionsschutzgesetz, 2013, § 40, Rn 6. 

478  Jarass, Bundesimmissionsschutzgesetz, 2013, § 40, Rn 5. 

479  Kloepfer, Umweltrecht, 2004, § 14 Rn 281. 

480  Einen Überblick ist auf der Seite des Umweltbundesamtes zu finden unter: 

http://www.umweltbundesamt.de/themen/luft/luftschadstoffe/feinstaub/umweltzonen-in-

deutschland (so am 1.8.2014). 

http://www.umweltbundesamt.de/themen/luft/luftschadstoffe/feinstaub/umweltzonen-in-deutschland
http://www.umweltbundesamt.de/themen/luft/luftschadstoffe/feinstaub/umweltzonen-in-deutschland
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(keine Plakette in der schlechtesten Norm über rot und gelb bis zu grün für die beste 
Norm). Die Umweltzonen werden schrittweise in 3 Stufen ausgewiesen: Von Stufe 1, bei 
der nur Fahrzeuge ohne Plakette ausgeschlossen sind bis zu Stufe 3, in der nur Fahr-
zeuge mit grünen Plaketten verkehren dürfen. Fast ausschließlich haben die Umwelt-
zonen Stufe 3 erreicht. 

Die Wirksamkeit der Umweltzonen hängt von vielen Faktoren ab, z.B. der räumlichen 
Ausdehnung der Zone, der zugelassenen Stufe sowie von der Überwachung der Ver-
kehrsverbote und den gewährten Ausnahmen. So sind erhebliche Zweifel angebracht, 
ob die Einhaltung der Verkehrsverbote wirksam überwacht wird. Für die Einfahrt in die 
Umweltzone existieren in Deutschland keine Erkennungssysteme, die unberechtigt ein-
fahrende Fahrzeuge identifizieren. Eine Ausnahme vom Verkehrsverbot in den Um-
weltzonen kann nach § 40 Abs. 3 BImSchG in einer Rechtsverordnung aus überwie-
genden Interessen des Einzelnen zugelassen werden. Von dieser Ermächtigung zum 
Schutz individueller Interessen hat die Bundesregierung in § 1 Abs. 2 der 35. 
BImSchV481 Gebrauch gemacht.  

Nach Einschätzung des Umweltbundesamtes führt die erste Stufe, bei der Verkehrsver-
bote nur für wenige Fahrzeuge ohne Plakette gelten, zu einer zweiprozentigen Fein-
staubverminderung bezogen auf den Jahresmittelwert. In der Stufe 3, bei der nur Fahr-
zeuge mit der grünen Plakette in die Zone einfahren dürfen, wird hingegen eine zehn- 
bis zwölfprozentige Feinstaubminderung erwartet.482 

6.3.4.2 Gegenseitige Pflicht zur Rücksichtnahme analog der Geruchs-Immissionsrichtlinie 

In diesem Abschnitt soll der Frage nachgegangen werden, ob der Gedanke der „gegen-
seitigen Pflicht zur Rücksichtnahme“ aus der Geruchs-Immissionsrichtlinie - GIRL483 
auch auf Luftschadstoffbelastungen übertragbar ist und damit eine höhere Schadstoff-
belastung rechtfertigt werden kann. Da die TA Luft (2002) keine Vorschriften zum 
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geruchsimmissionen enthält, hat 
der Länderausschuss für Immissionsschutz (LAI) die GIRL geschaffen. Damit soll anhand 
bundeseinheitlicher Regelungen beurteilt werden können, ob Geruchsimmissionen, die 
von genehmigungsbedürftigen und nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen ausge-
hen, erheblich sind und damit als schädliche Umwelteinwirkungen nach § 3 Abs. 1 
BImSchG anzusehen sind. Erreicht die Gesamtbelastung durch Gerüche einen prozen-
tualen Anteil der Jahresstunden einer Geruchseinheit für das jeweilige Nutzungsgebiet 
(z.B. Industrie- und Dorfgebiet oder Wohn- und Mischgebiet) liegt eine erhebliche Be-
lästigung vor.484 Während sich Luftverunreinigungen als Massenkonzentration durch 
physikalische-chemische Messverfahren objektiv nachweisen lassen, ist dies bei Ge-
ruchsbelästigung nicht ohne weiteres möglich. Für die Beurteilung einer Geruchsbeläs-

                                                

481  Verordnung zur Kennzeichnung der Kraftfahrzeuge mit geringem Beitrag zur Schadstoffbelastung 

vom 10. Oktober 2006, BGBl. I, S. 2218, die durch Artikel 1 der Verordnung vom 5. Dezember 
2007, BGBl. I, S. 2793 geändert worden ist 

482  Siehe: http://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/pdfs/umweltzonen.pdf (so am 

1.8.2014). 

483  LAI, Feststellung und Beurteilung von Geruchsimmissionen (Geruchsimmissions-Richtlinie - GIRL - ) 

in der Fassung vom 29. Februar 2008 und einer Ergänzung vom 10. September 2008. 

484  Roßnagel, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, Rn 94a ff. 

http://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/pdfs/umweltzonen.pdf
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tigung ist eine Vielzahl von Kriterien zu betrachten. So hängt die belästigende Wir-
kung auch von der Sensibilität des Betroffenen und seiner subjektiven Einstellung ab. 
Die Erheblichkeit der Geruchsbelästigung stellt also keine absolute Größe dar. In der 
Folge enthält Nr. 5 GIRL Tatbestände, bei denen in einem begründeten Einzelfall von 
den festgelegten Immissionswerten in einem gewissen Rahmen abgewichen werden 
darf. Im Rahmen dieser Einzelfallbetrachtung ist bei der Abwägung aller bedeutsamen 
Umstände auch die „gegenseitige Pflicht zur Rücksichtnahme“ nach der GIRL zu beach-
ten. Danach kann ein Betroffener verpflichtet sein, ein höheres Maß an Geruchseinwir-
kungen zu ertragen, z.B. weil die emittierende Anlage dem Bestandsschutz unterliegt 
oder er selbst Geruchsimmissionen verursacht.  

Die Rücksichtnahmepflicht spielt häufig im Zusammenhang mit Tierhaltungsbetrieben 
in Dorfgebieten oder im Außenbereich eine Rolle. Dabei stellt sich die Frage, welche 
Geruchsimmissionen einem Wohngrundstück durch einen Tierhaltungsbetrieb zuge-
mutet werden dürfen und wie viel Rücksicht ein Wohngrundstück im Gegenzug auf 
einen Tierhaltungsbetrieb zu nehmen hat. Das OVG Lüneburg hat 2014 in einem vor-
genannten Fall entschieden, dass die gegenseitige Rücksichtnahme bereits in dem Im-
missionswert der GIRL für Dorfgebiete von 0,15 berücksichtigt ist. Nur in begründeten 
Ausnahmefällen, z.B. weil das Wohngrundstück am Rand eines Dorfgebiets liegt, kann 
ein Wert von bis zu 0,2 zugelassen werden. Darüber hinaus kann ein Wert von 0,25 
zulässig sein, wenn das Wohngrundstück im Außenbereich liegt, da landwirtschaftliche 
Betriebe dort ausdrücklich zulässig sind und Wohnen im Außenbereich mit einem im-
missionsschutzrechtlich geringeren Schutzanspruch verbunden ist.485 Ein weiterer Fall 
betrifft die Situation, dass eine den Gerüchen ausgesetzte Wohnung im Außenbereich 
selbst einem landwirtschaftlichen Tierhaltungsbetrieb zuzuordnen ist. Zum einen, weil 
es messtechnisch schwierig ist, Gerüche der eigenen Tierhaltung von denen des Nach-
barn zu unterscheiden486, zum anderen erscheint es nicht nachvollziehbar wieso die 
eigenen Geruchsimmissionen nicht belästigend wirken sollen. 

Lässt sich die gegenseitige Pflicht zu Rücksichtnahme auf die Belastung durch Schad-
stoffimmissionen übertragen? Abwegig erscheint eine analoge Anwendung der „ge-
genseitigen Pflicht zur Rücksichtnahme“ derart, dass Bewohner in Gebieten mit Immis-
sionsgrenzwertüberschreitungen diese höhere Schadstoffbelastung tolerieren müssen, 
weil sie selbst als Bewohner des Gebietes Luftschadstoffe emittieren. Ein solches Ver-
ständnis zur Rücksichtnahme würde eine differenzierte Betrachtung der Schadstoffe 
voraussetzen. Nur für die Schadstoffe, welche der Betroffene emittiert, könnte er zu 
einer erhöhten Duldung von Überschreitungen gezwungen sein. Es ist aber nicht in 
jedem Fall davon auszugehen, dass die Bewohner eines solchen belasteten Gebietes 
auch zu den Überschreitungen z.B. bei Feinstaub und NOx nennenswert beitragen, z.B. 
weil sie eine schadstoffarme Heizung haben oder kein Auto fahren. Schließlich wären 
diese Bewohner zu einer Rücksichtnahme gezwungen, die nicht zwingend gegenseitig 
ist. Eine gegenseitige Rücksichtnahme zwischen den allen Bewohner eines belasteten 
Gebietes könnte diskutiert werden. Doch diese Überlegung scheitert schon daran, dass 
nicht zu erkennen ist, worin die Gegenseitigkeit gegenüber denjenigen Emittenten lie-

                                                

485  Siehe den Beschluss des Oberverwaltungsgericht (OVG) Lüneburg vom 9. April 2014 (Az. 1 LA 
60/13). 

486  Die Rechtsprechung geht hier von einer "Schicksalsgemeinschaft" der emittierenden landwirt-

schaftlichen Betriebe aus, siehe: OVG Lüneburg, Urteil vom 25. Juli 2002 - 1 LB 980/01. 
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gen sollte, die außerhalb des Gebietes wohnen und z.B. aufgrund ihrer Kfz-Nutzung zur 
lokalen Belastung oder durch andere Emissionen zur Hintergrundbelastung beitragen. 

Weiterhin könnte man argumentieren, dass Bewohner von Grundstücken an viel be-
fahrenen Straßen eine begrenzte Überschreitung von Immissionsgrenzwerten für Luft-
schadstoffe zugemutet werden kann, weil in städtischen Wohngebieten Straßenverkehr 
gebietstypisch ist. Allerdings geht das Immissionsschutzrecht von einem einheitlichen 
Schutzstandard bei der Gefahrenabwehr aus und unterscheidet nicht zwischen Nut-
zungsgebieten oder innerhalb eines Nutzungsgebiets. Dies spricht gegen eine Über-
tragbarkeit der gegenseitigen Pflicht zur Rücksichtnahme nach Geruchs-
Immissionsrichtlinie auf das Recht der Luftreinhaltung. 

Im Ergebnis ist eine analoge Anwendung der gegenseitigen Pflicht zur Rücksichtnahme 
nach Geruchs-Immissionsrichtlinie für die Luftreinhaltung deshalb abzulehnen. 

6.3.4.3 Entschädigung für Ungleichbehandlung? 

Zu überlegen, ist inwieweit eine monetäre Entschädigung einen Ausgleich für eine 
immissionsschutzrechtliche Ungleichbehandlung sein kann.  

Entschädigungen kommen z.B. dann zum Zuge, wenn Schutzvorkehrungen entweder 
nicht mit dem Vorhaben vereinbar sind, oder wenn der Aufwand unverhältnismäßig 
ist, also die Kosten für die Schutzmaßnahme außer Verhältnis zum Schutzzweck stehen. 
Entschädigungsregelungen finden sich z.B. im Bereich des verkehrsbezogenen Immissi-
onsschutzes. Werden Verkehrsflächen in einem Bebauungsplan festgesetzt, so haben 
nach §§ 40 Abs. 1 Nr. 5 BauGB die Eigentümer der betroffenen Flächen und die Eigen-
tümer benachbarter Flächen einen baurechtlichen Entschädigungsanspruch.  

Eine Entschädigungsregel mag den Minderwert von Grundstücken und Sacheigentum 
ausgleichen können, als Kompensation für Gesundheitsbeeinträchtigungen ist sie hin-
gegen fragwürdig und abzulehnen, da sie Menschenleben monetarisiert. Problematisch 
ist auch, wie die Betroffenen von der Entschädigung profitieren sollen. Werden nur die 
Grundstückseigentümer entschädigt, bleibt fraglich wie die betroffenen Mieter von der 
Entschädigung profitieren sollen. Eine Entschädigung der Mieter dürfte daran schei-
tern, dass nachfolgende Mieter davon nicht profitierten würden. Zudem ist zu vermu-
ten, dass eine Entschädigungsregelung ohne weitere Schutzmaßnahmen die Situation 
einer Gesundheitsgefährdung eher manifestiert. Von der Annahme ausgehend, dass 
eher ärmere Bevölkerungsgruppen direkt an viel befahrenen Straßen leben, ist zu be-
fürchten, dass eine Entschädigungsregelung diesen Zustand noch verfestigen würde. 
Da sich diese Bevölkerungsgruppe „Wohngebiete mit besserer Luftqualität“ eher nicht 
leisten kann, zieht sie nicht weg. 

6.3.5 Bewertung 

Die vorgestellten Regelungen des Luftqualitätsrechts tragen zu einer Verminderung der 
Schadstoffbelastung durch Stickoxide, Feinstaub und Ammoniak für alle Betroffenen 
bei. Die Regelungen zu Emissionshöchstmengen führen nur mittelbar zu einem Abbau 
der verhältnismäßigen Ungleichheit bei der Einhaltung von Immissionsgrenzwerten, in 
dem sie das Gesamtniveau der Schadstoffbelastung mit diesen Schadstoffen senken. 

Die Instrumente der Luftreinhalteplanung und der Verkehrsbeschränkung wirken hin-
gegen direkt auf die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte und können damit gezielter 
zur Erreichung von verhältnismäßiger Gleichheit beitragen. Beim Instrument der 
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Luftreinhalteplanung ist das Verursacherprinzip zu beachten. So muss die Behörde alle 
Emittenten einbeziehen und ein Ausgleich zwischen ihren Verursachungsbeiträgen 
und den damit verbundenen Kosten finden.487 Als Zurechnungsprinzip gewährleistet 
das Verursacherprinzip die sachliche und finanzielle Verantwortung des Verursachers 
für die von ihm ausgehenden Risiken, Gefahren, Belastungen und Schäden für die 
Umwelt. 

Allerdings sind erheblich Zweifel angebracht, ob die Vorgabe, den Zeitraum bis zur 
Einhaltung der Grenzwerte „so kurz wie möglich“ zu halten, realisiert werden können. 
Damit verbunden ist die Frage nach der zeitlichen Dimension, in der dem Grundsatz 
der verhältnismäßigen Gleichheit Rechnung getragen wird. So erlaubt es die Luftquali-
tätsrichtlinie 2008/50/EG den Mitgliedsstaaten für die Einhaltung der Grenzwerte für 
NO2 und Benzol eine Fristverlängerung zu beantragen. Von dieser Möglichkeit haben 
in Deutschland zahlreiche Kommunen oder Städte für insgesamt 57 Gebiete Gebrauch 
gemacht. Die EU-Kommission hat 2013 der Verlängerung in 24 Fällen zugestimmt und 
diese in den anderen Fällen abgelehnt, mit der Folge, dass sie Grenzwertüberschreitun-
gen ab 2015 nicht akzeptiert. Ein wesentlicher Faktor für die Überschreitung der Im-
missionsgrenzwerte von PM 10 sind die Hintergrundbelastungen. Ursachen für die Hin-
tergrundbelastung dürften häufig außerhalb des Plangebiets liegen und deshalb einen 
weiteren Plan einer anderen Behörde erfordern. Ob und wie erfolgreiche diese „Koope-
ration“ der verschiedenen Behörden zur Bewältigung der Hintergrundbelastung in der 
Praxis tatsächlich erfolgt, kann hier nicht beantwortet werden.  

Ferner sind die Maßnahmen zur Einhaltung der Grenzwerte durch die zuständigen Be-
hörden nach den einschlägigen Rechtsvorschriften zu erlassen. Damit wirken sich die 
Schwächen und Grenzen dieser spezifischen Instrumente, z.B. der nachträglichen An-
ordnung nach § 17 BImSchG oder fehlende Grenzwerte oder Regelungen wie im Be-
reich der Landwirtschaft, auf den Vollzug der Maßnahmen nach dem Luftreinhalteplan 
aus.  

Wie das obige Urteil gegen den Luftreinhalteplan der Stadt München zeigt, ist für die 
Durchsetzung von Schutzmaßnahmen vielfach erst der Klageweg vor Gericht erfolg-
reich. In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob und gegen wen der Bürger 
zur Umsetzung der Maßnahmen in der Luftreinhalteplanung klagen soll. Er kann zwar 
generell die Verwaltung zur Aufstellung eines wirksamen Luftreinhalteplans auf dem 
Rechtsweg zwingen (siehe unten in Abschnitt 6.6.2.3), aber die Umsetzung der einzel-
nen Maßnahmen kann er nicht erzwingen. 

Mit der Verhängung von Verkehrsbeschränkungen sollen die Nachteile der Nutzung 
eines Fahrzeugs auch von den Fahrzeugbetreibern getragen werden. Indem bei Um-
weltzonen die Einfahrt an eine bestimmte Abgasqualität des Fahrzeugs gekoppelt ist, 
müssen Halter von Fahrzeugen, die diese Norm nicht einhalten, sich entweder anderer 
Fortbewegungsmittel bedienen, ihr Fahrzeug mit Schadstoffminderungstechnik nach-

                                                

487  In vielen Ballungsräumen wurde der Straßenverkehr als Hauptursache für Grenzwertüberschrei-
tungen identifiziert und deshalb wurde dort der Schwerpunkt der Maßnahmen gesetzt: In Göttin-

gen bei Bussen und schweren LKW, so Scheidler, NdsVBl. 2012, 281 (282); München, Augsburg und 

Ballungsraum Nürnberg/Fürth/Erlangen Scheidler, BayVBl. 2013, 353 (357). 
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rüsten (z.B. Partikelfilter) oder ein Fahrzeug mit besserer Abgasnorm anschaffen.488 In-
sofern können Verkehrsbeschränkungen, aber insbesondere Umweltzonen als Ausfluss 
des Konzepts der Chancengerechtigkeit verstanden werden, indem Bewohner dieser 
Gebiete Zugang zur Ressource saubere Luft ermöglicht werden soll. Zudem wird mit 
Verkehrsbeschränkungen wie Umweltzonen die Einhaltung von Immissionsgrenzwer-
ten in Ballungsgebieten befördert. Den Bewohnern dieser Gebiete soll mit den Ver-
kehrsbeschränkungen der gleiche Schutz vor gesundheitsschädlichen Schadstoffbelas-
tungen ermöglicht werden, wie in anderen Gebieten. Allerdings ist zu bedenken, dass 
Verkehrsbeschränkung, die an einer Stelle zur Einhaltung von Immissionsgrenzwerten 
führen und damit Ungleichheit abbauen, durch die Verlagerung des Verkehrs an eine 
andere Stelle zu einem Anstieg der dortigen Schadstoffbelastung führen können. Einer 
solchen Verlagerung von Schadstoffbelastungen steht prinzipiell der Grundsatz des § 
50 S. 2 BImSchG entgegen, wonach eine bestehende gute Luftqualität nicht verschlech-
tert werden darf. Da es sich bei dem Grundsatz um kein absolutes Verschlechterungs-
verbot handelt, sondern um einen Abwägungs- oder Ermessensbelang, kann die Behör-
de, welche die Verkehrsbeschränkung erlässt, diesen Belang also mit schwerer zu wie-
genden anderen Belangen überwinden.489 

                                                

488  Nach Herrmann ist eine Verbesserung der Gesamtbelastungssituation durch Immissionen aus dem 

Kfz-Verkehr nur möglich mit schärferen europäischen Produktnormen, vgl. Herrmann, in: 
Koch/Pache/Scheuing (Hrsg.), Vor § 44-47 Rn 68. 

489  Rehbinder, Verteilungsgerechtigkeit im Umweltrecht, in: Appel/Hermes (Hrsg.), Mensch-Staat-

Umwelt, 2008, S. 105, 133. 
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6.4 Schlussbetrachtung zur (verhältnismäßigen) Gleichheit 
Nach Auffassung des Konzepts der (verhältnismäßigen) Gleichheit muss der Staat ge-
währleisten, dass der Bevölkerung das knappe Gut „saubere Luft“ in gleichem Umfang 
und auf gleichwertige Art und Weise zur Verfügung steht. Weiterhin ist das Verursa-
cherprinzip bei der Verteilung von Umweltlasten strikt anzuwenden, um eine vor-
schnelle (ungerechte) Verteilung nach dem Gemeinlastprinzip zu vermeiden. Dabei 
sind die Verursacher entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit heranzuziehen. Wie die 
Untersuchung der Luftreinhaltungsvorschriften in den Abschnitten 6.3.1 bis 6.3.5 zeigt, 
gibt es eine Vielzahl von Instrumenten zur Luftreinhaltung, die sowohl emissions- als 
auch immissionsseitig ansetzen und die verschiedenen Verursacher von Luftschadstof-
fen in die Verantwortung nehmen. Für die hier untersuchten Luftschadstoffe liegt der 
instrumentelle Fokus des deutschen Gesetzgebers auf ordnungsrechtlichen Instrumen-
ten. Ökonomische Instrumente existieren nur vereinzelt, wie bei der Lkw-Maut490 oder 
dem (Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz – TEHG)491. Im Fall des TEHG sind die hier 
untersuchten Luftschafstoff aber nicht erfasst; bei der Lkw-Maut handelt es sich um ein 
Finanzierungsinstrument für den Straßenbau, dessen Auswirkungen auf die Begren-
zung von Luftschadstoffen eher mittelbar sein dürfte (z.B. durch die Abhängigkeit der 
Mauthöhe von der zurückgelegten Strecke, vgl. § 3 BFStrMG).  

Allerdings hat das BVerfG dem Gesetzgeber einen weiten Ermessensspielraum bei der 
Auswahl der Instrumente und der Frage ihrer Effektivität für die Einhaltung der 
Schutzpflichten, die aus der objektiv-rechtlichen Dimension der Grundrechte erwach-
sen, eingeräumt, der durch die Evidenzkontrolle und das Untermaßverbot bzw. einer 
Kombination von beiden begrenzt wird (siehe Abschnitt 5.4.2.1).  

So kann den Staat eine Schutzpflichtverletzung nur treffen, wenn überhaupt keine 
Schutzvorkehrungen getroffen wurden oder diese gänzlich ungeeignet bzw. völlig un-
zulänglich sind (sog. Evidenzkontrolle). Vergegenwärtigt man sich nur anhand der 
Auswahl der untersuchten Instrumente (Vorsorge- und Schutzplichten für (nicht-) ge-
nehmigungsbedürftige Industrieanlagen und landwirtschaftlichen Anlagen, Sanierung 
des Anlagengrundstücks, Anpassung an den Stand der Technik, Luftreinhalteplanung, 
Verhängung von Verkehrsbeschränkungen, etc.) die vom Staat ergriffenen Schutzvor-
kehrungen, wird man wohl nur schwerlich argumentieren können, dass mit dem Recht 
der Luftreinhaltung gegen die Evidenzkontrolle verstoßen wird. So reicht es im Rah-
men der Evidenzkontrolle festzustellen, dass Schutzvorkehrungen getroffen wurden. 
Man wird diese auch nicht als „gänzlich ungeeignet“ oder „völlig unzulänglich“ bewer-
ten können. Zumindest nicht, wenn für das Überschreiten der Schwelle von „gänzlich 

                                                

490  Die Lkw-Maut wurde eingeführt durch das Gesetz über die Erhebung von streckenbezogenen Ge-
bühren für die Benutzung von Bundesautobahnen und Bundesstraßen (Bundesfernstraßenmautge-

setz - BFStrMG) vom 12. Juli 2011 (BGBl. I S. 1378), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

23.Dezember 2014 (BGBl. I S. 2473) geändert worden ist. 

491  Gesetz über den Handel mit Berechtigungen zur Emission von Treibhausgasen (Treibhausgas-

Emissionshandelsgesetz) vom 21. Juli 2011 (BGBl. I S. 1475), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 45 u. 

Artikel 4 Absatz 28 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154) geändert worden ist. 
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ungeeignet“ zu „teilweise geeignet“ die prinzipielle Geeignetheit eines Instruments 
ausreicht.492  

Kritischer zu bewerten sind die Vorschriften zur Luftreinhaltung am Maßstab des Un-
termaßverbotes. Nach der zweiten Abtreibungsentscheidung des BVerfG muss der Ge-
setzgeber Vorkehrungen treffen, die für einen angemessenen und wirksamen Schutz 
des ungeborenen Lebens ausreichend sind und auf sorgfältigen Tatsachenermittlungen 
und vertretbaren Einschätzungen beruhen (Untermaßverbot).493 Der Staat hat damit bei 
der Erfüllung seiner Schutzpflichten einen erheblichen Spielraum.494  

Sicherlich beruhen die Vorschriften und die Instrumentenwahl des Gesetzgebers im 
Recht der Luftreinhaltung auf sorgfältigen Tatsachenermittlungen, z.B. hinsichtlich der 
Immissionssituation in einem bestimmten Belastungsgebiet. Angesichts der stattfin-
denden, anhaltenden Überschreitungen von Immissionsgrenzwerten in Ballungsräu-
men wird man allerdings die Frage stellen müssen, ob die tatsächliche Auswahl der 
Instrumente und Verursacher für einen angemessenen und wirksamen Schutz von Le-
ben und Gesundheit ausreichend sind und auf vertretbaren Einschätzungen beruhen. 
Betrachtet man das Verhältnis der Heranziehung zwischen motorisiertem Straßenver-
kehr, Landwirtschaft und Betreibern von genehmigungsbedürftigen Anlagen zur Errei-
chung der immissionsschutzrechtlichen Ziele auf der Grundlage des Verursacher- und 
Gemeinlastprinzips, so scheint es eine stärkere Inanspruchnahme von genehmigungs-
bedürftigen Anlagen im Gegensatz zum Straßenverkehr495 zu geben. Ferner kann in 
Fragen gestellt werden, ob die bestehende Heranziehung des Straßenverkehrs und der 
Landwirtschaft zum Immissionsschutz insbesondere bei Luftschadstoffen wie Stickstoff-
oxiden, Feinstaub und Ammoniak ausreichend ist. So kann z.B. die Landwirtschaft nicht 
im Rahmen von Luftreinhalteplänen nach § 47 Abs. 1 und 2 BImSchG herangezogen 
werden, da die 39. BImSchV keine Immissionsgrenzwerte für Ammoniak enthält.  

Angesichts des weiten Beurteilungsspielraums, den das BVerfG dem Gesetzgeber ein-
räumt, ist allerdings zu bezweifeln, dass aufgrund der zuvor genannten Bedenken ein 
Verstoß gegen das Untermaßverbot begründet werden kann. Ein Verstoß gegen das 
Untermaßverbot kann vorliegen, wenn die Schutzpflicht so konkret ist, dass nur der 
Erlass einer bestimmten Maßnahme verfassungsgemäß ist.496 Das Vorliegen einer sol-
chen konkreten Situation ist beim Schutz vor den Luftschadstoffen Stickstoffoxiden, 
Feinstaub und Ammoniak nur schwer zu begründen. So lässt die Vielzahl der Emitten-
ten, ihre unterschiedlichen Verursachungsbeiträge sowie der Problematik von Hinter-
grundbelastungen wohl nicht den Schluss zu, dass der Gesetzgeber zum Erlass einer 
konkreten Schutzmaßnahme verpflichtet werden kann. 

Es stellt sich zudem die Frage, ob zum Schutz der gegenwärtig Lebenden insbesondere 
im Bereich der hohen Hintergrundbelastungen von bestimmten Luftschadstoffen und 
der zukünftigen Generationen der emissionsseitige, vorsorgeorientierte Schutz verbes-

                                                

492  Vgl. BVerfGE vom 4.5.2011, 1 BvR 1502/08, Rn. 38. 

493  BVerfGE 88, 203, 254 – Schwangerschaftsabbruch II. 

494  Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, 2014, Art. 2 GG Rn 92. 

495  Vgl. Würsig, Die Steuerung von Summenbelastungen im öffentlichen Immissionsschutzrecht, 2009, 

S. 156. 

496  Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, 2014, Art. 2 GG, Rn 92. 
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sert werden muss. In diesem Zusammenhang ist die Einschätzung von Kloepfer interes-
sant, wonach sich das Immissionsschutzrecht „immer mehr zu einem Emissionsbegren-
zungsrecht“ entwickele, da Emissionswerte leichter zu überwachen seien und um eine 
Verteilung der Luftschadstoffe (z.B. durch hohe Schornsteine) zu verhindern. Der Nach-
teil des Vorsorgeansatzes liegt jedoch darin, dass sich die Schädlichkeit nur am Maß der 
Immissionen konkret beurteilen läßt.497 Betrachtet man die Problematik allerdings aus 
dem Blickwinkel der intergenerationellen Gerechtigkeit und der Gewährleistung der 
verhältnismäßigen Gleichheit, so ist die Stärkung des Vorsorgensatzes und damit eine 
stärkere Emissionsbegrenzung bei bestimmten Schadstoffen zu fordern. Denn bei der 
Gewährleistung der intergenerationellen Gerechtigkeit mögen Depositionen von bio-
akkumulierbaren Schadstoffen (wie Schwermetalle) im Boden für die derzeitige Genera-
tionen keine Gefährdung bedeuten, mit einer weiteren Zunahme der räumlichen Ver-
teilung dieser Schadstoffe wird sich die Belastung für nachfolgende Generationen ver-
größern.  

Aus Sicht der Gewährleistung von verhältnismäßiger Gleichheit dürften emissionsbezo-
gene Regelungsansätze dem Problem der Hintergrundbelastung und damit der Einhal-
tung von Immissionswerten insbesondere in Ballungsgebieten weiterhelfen. 

Fraglich ist auch, ob ein Anspruch des Anlagenbetreibers auf eine immissionsschutz-
rechtliche Genehmigung in der Form einer gebundenen Entscheidung mit Blick auf die 
verhältnismäßige Gleichheit angemessen ist. Liegen die Genehmigungsvoraussetzun-
gen vor, muss die Behörde die Anlage genehmigen. Im Fall einer Ermessensentschei-
dung hätte die Behörde hingegen die Möglichkeit mit dem Argument des Minimie-
rungsgebots das Umweltgut „Luft“ planerisch zu bewirtschaften, vergleichbar der was-
serrechtlichen Erlaubnis (siehe den Änderungsvorschlag in Abschnitt 7.1.3). 

6.5 Abwägungsgebot und Abwägungsverfahren (Schütte) 
Neben der (verhältnismäßigen) Gleichheit bergen das Abwägungsgebot und das Abwä-
gungsverfahren materiell-rechtliche Gerechtigkeitsanforderungen, deren Umsetzung 
im Recht der Luftreinhaltung im Folgenden untersucht wird. 

Das Abwägungsgebot und das Abwägungsverfahren zielen auf den Ausgleich aller re-
levanten (ökologischen, sozialen und ökonomischen) Belange. Dies ist auch im Rahmen 
einer Ermessensentscheidung zu berücksichtigen. Daher gilt es zu untersuchen, ob und 
wie den Behörden Ermessensspielräume für eine Abwägung im BImSchG gewährt wer-
den.  

Im Umweltvölkerrecht beinhalten das „Gebot der fairen und gerechten Aufteilung ge-
meinsamer natürlicher Ressourcen“, das „Konzept der nachhaltigen Entwicklung“, so-
wie das Vorsorgeprinzip als prozeduraler Abwägungsmechanismus ein Abwägungsge-
bot. Auf nationaler Ebene bezieht sich das Rechtsstaatsprinzip auf das Abwägungsge-
bot. Im Rahmen einer Verhältnismäßigkeitsprüfung wird dabei die Angemessenheit 
bzw. Verhältnismäßigkeit i.e.S. geprüft. Im konkreten Fall werden dabei im Rahmen 
der Ermessensausübung bei Behördenentscheidungen sämtliche Vor- und Nachteile der 
Maßnahme/des Vorhabens miteinander und gegeneinander abgewogen. Verfassungs-
rechtliche Vorgaben, insbesondere Grundrechte sind hier zu berücksichtigen, um auf 
einen Ausgleich der u.U. entgegenstehenden Interessen Rücksicht zu nehmen. Der 

                                                

497  Kloepfer, Umweltrecht, 2004, § 14 Rn 55. 
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Staatszielbestimmung Umweltschutz des Art. 20a GG kann hier schon eine schutzver-
stärkende Wirkung zukommen. Schließlich gebieten das Nachhaltigkeitsprinzip und 
das Integrationsprinzip eine Abwägung. 

Für ein gerechtes Abwägungsergebnis ist es nicht zielführend, wenn die Gleichberech-
tigung ökologischer Aspekte im Verhältnis zu ökonomischen und sozialen Aspekten 
bereits von vornherein als wirklichkeitsfremd bezeichnet wird.498 Im Rahmen einer 
konsequenten Gleichbehandlung aller in die Abwägung einzustellenden Kriterien ist es 
vielmehr essenziell, dass die ökologischen Aspekte in ihrer Gewichtung nicht hinter die 
anderen Kriterien zurücktreten499 und im jeweiligen Fall erschöpfend ausgelotet wer-
den (z.B. biotische und abiotische Beeinträchtigungen, Beeinträchtigungen des Land-
schaftsbildes). 

Auch ist darauf zu achten, dass bei der Gewichtung der ökonomischen Komponente 
nicht nur eine kurz- bis bestenfalls mittelfristige Wirtschaftlichkeitsbetrachtung zu 
Grunde gelegt wird. Langfristige Wirtschaftlichkeit, inklusive einer möglichen Realisie-
rung von Risiken und den damit verbundenen Kosten, auch für zukünftige Generatio-
nen, muss die Perspektive sein. Eine solche Betrachtung wird etwa bei der Frage nach 
der Akzeptanz bei der Beseitigung bestehender Belastungen nach dem Verursacher- 
oder Gemeinlastprinzip eine Rolle spielen.500 

Das Rechtsstaatsprinzip – als Ausdruck vieler Gerechtigkeitskonzepte – beinhaltet u.a. 
die Rechtmäßigkeit von Ermessensentscheidungen der Behörden. Gemäß § 40 VwVfG 
hat die zuständige Behörde gesetzlich normiert ihr Ermessen zusätzlich entsprechend 
dem Sinn und Zweck der Ermächtigungsgrundlage auszuüben, sowie die Grenzen des 
Ermessens einzuhalten. Ermessensentscheidungen sind, anders als gebundene Ent-
scheidungen, nur eingeschränkt richterlich überprüfbar. Das BImSchG sieht an vielen 
Stellen eine Ermessensentscheidung der Behörde vor. 

6.5.1 Abwägungsgebot bei der Anpassung der Anlagengenehmigung an den Stand der Tech-
nik 

Im Prinzip enthält das bislang bestehende Immissionsschutzrecht schon zahlreiche In-
strumente zur dynamischen Anpassung der Anlagengenehmigung an den sich fortent-
wickelnden Stand der Technik bzw. den verbindlichen Schlussfolgerungen der BVT-
Merkblätter nach § 3 Abs. 6a und 6b BImSchG. So führt das Konzept der dynamisierten 
Grundpflichten dazu, dass sich diese mit dem Fortschritt von Erkenntnis und Technik 
weiterentwickeln. Die Behörde hat nach erteilter Genehmigung mit der nachträglichen 
Anordnung (§ 17 BImSchG), Untersagungs-, Stilllegungs- und Beseitigungsverfügungen 
(§ 20 BImSchG) sowie dem Widerruf der Genehmigung (§ 21 BImSchG) die Möglichkeit, 
gegenüber dem Anlagenbetreiber diesen neuen Stand der Technik durchzusetzen. 

                                                

498  Epiney, in: v. Mangoldt/Klein/Starck (Hrsg.), Das Bonner Grundgesetz, 2010, Art. 20a Rn. 9, m. w. 

N. 

499  Hauff/WCED (Hrsg.), Our Common Future, 1987, S. 44. 

500  Ausführlich zu der Frage, ob die Kostenanlastung nach dem Verursacher- oder Gemeinlastprinzip 

zu einer sozial gerechten Verteilung führen kann, Kloepfer, Umweltgerechtigkeit. Environmental 

Justice in der deutschen Rechtsordnung, 2006, Rn 16 f. m. w. N. 
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Sofern es sich nicht um Anlagen nach der Industrie-Emissionsrichtlinie handelt (vgl. §§ 
17 Abs. 2a, 12 Abs. 1a BImSchG) hat die Behörde bei der nachträglichen Anordnung 
ein Entschließungsermessen (Will sie überhaupt eine Anordnung treffen?) und ein 
Auswahlermessen, um die Genehmigung an den Stand der Technik anzupassen (§ 17 
Abs. 1 S. 2 BImSchG). Diese Spielräume geltend jedoch nicht uneingeschränkt: Aller-
dings ist das Entschließungsermessen eingeschränkt, wenn die Allgemeinheit oder die 
Nachbarschaft nicht ausreichend vor schädlichen Umwelteinwirkungen oder sonstigen 
Gefahren geschützt ist (§ 17 Abs. 1 S. 2). Faktisch ist die Anpassung von alten Anlagen 
an den Stand der Technik mit Hilfe der nachträglichen Anordnung aber für die Behör-
de zum Teil problematisch und verwaltungsrechtlich mühsam.501 Denn Voraussetzung 
für nachträgliche Anordnungen ist, dass sie verhältnismäßig sind. Im Fall von unver-
hältnismäßigen Anordnungen müssen die Voraussetzungen für eine Rücknahme oder 
einen Widerruf vorliegen. Ferner muss die Behörde den Vermögensnachteil entschädi-
gen, den der Antragsteller durch sein Vertrauen auf die Genehmigung erleidet. Alleine 
die Möglichkeit von Entschädigungszahlungen bzw. das damit verbundenen Prozessri-
siko wird die Behörde in der Regel nicht zum Instrument einer nachträglichen Anord-
nung greifen lassen, es sei denn dies ist durch gesetzliche „erzwungene“ Anpassungen 
an den Stand der Technik notwendig (vgl. §§ 17 Abs.2, 21 Abs.1 Nr. 3 BImSchG).  

Die Untersagungsverfügung steht im Ermessen der Behörde, wenn der Schutz- bzw. 
Vermeidungsgrundsatz des § 5 Abs. 1 Nr. 1 berührt ist, also die Verwirklichung des 
Vorsorgegebotes, wird die Behörde nur in unbedeutenden Fällen auf eine Untersa-
gungsverfügung verzichten dürfen. Als milderes Mittel käme z.B. ein Zwangsgeld zur 
Durchführung der Auflage in Betracht. Trotzdem verbleibt ihr ein nicht unerheblicher 
Entscheidungsspielraum, den sie mit Blick auf den Einzelfall und unter Berücksichti-
gung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes auszuschöpfen hat, z.B. kann sie ein Vorge-
hen im Wege der Verwaltungsvollstreckung bevorzugen.502 Hinsichtlich der Frage, ob 
der Betrieb einer Anlage ganz oder teilweise zu untersagen ist, steht der Behörde kein 
Ermessen zu. Die Untersagung muss sich auf den Teil der Anlage beziehen (wenn es 
technisch möglich ist), dessen Betrieb wegen Nichterfüllung der Auflage etc. den ge-
setzlichen Anforderungen nicht genügt.503 Kommt eine Teiluntersagung aus betriebs-
technischen Gründen nicht in Frage, muss die Behörde sorgfältig prüfen, ob der 
Pflichtverstoß schwerwiegend genug ist, auch der Zeitpunkt ist in die Ermessensent-
scheidung einzubeziehen, dem Betreiber sind hinreichende Fristen einzuräumen.  

Weniger Spielraum verbleibt der Behörde bei dem Fall des Abs. 1a S. 1: der Betrieb ei-
ner Anlage ist zu untersagen, wegen eindeutig unzureichender Maßnahmen, die Be-
hörde ist in ihrer Entscheidung gebunden, lediglich die Wertung, wann eine Maßnah-
me eindeutig unzureichend ist liegt auf der – gerichtlich voll überprüfbaren – Tatbe-
standsseite der behördlichen Entscheidung. Die Untersagung nach S. 2 liegt wiederum 
im Ermessen der Behörde.  

                                                

501  Vgl. Schrader, Vorhabengenehmigung aus Sicht der Umweltverbände, in: Bohne (Hrsg.), Das Um-

weltgesetzbuch als Motor oder Bremse der Innovationsfähigkeit in Wirtschaft und Verwaltung?, 
1999, S. 139 (143). 

502  Peschau in Feldhaus (Hrsg.), BImSchG, § 20, Rn. 39.  

503  Koch in Koch/Pache/Scheuing (Hrsg.), GK-BImSchG, § 20, Rn. 54.  
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Bei der Stilllegung und Beseitigung nach Abs. 2 „soll“ die Behörde die Verfügung erlas-
sen, wenn die tatbestandlichen Voraussetzungen vorliegen. Der Ermessensspielraum ist 
hier also stark eingeschränkt. Das BVerwG hat lediglich z.B. für den Fall einer offen-
sichtlichen Genehmigungsfähigkeit eine Beseitigungsverfügung für ermessensfehler-
haft erklärt.504 So hat nicht die Behörde die Illegalität der Anlage nachzuweisen, son-
dern der Betreiber muss durch Beibringung der Genehmigung dokumentieren, dass er 
die Anlage errichten und betreiben darf.  

Abs. 3 räumt der Behörde ein Untersagungsermessen ein, als effektiveres Mittel hat 
hierbei eine Untersagungsverfügung nach Abs. 1, 1a bzw. eine Stilllegungsverfügung 
nach Abs. 2 zu gelten. Das Unzuverlässigkeitsurteil muss die Prognose beinhalten, dass 
die Einhaltung von Rechtsvorschriften zum Schutze vor schädlichen Umwelteinwirkun-
gen nicht gewährleistet ist. Hierbei genügt die Wahrscheinlichkeit.505 Die Untersagung 
muss zum Wohl der Allgemeinheit geboten sein, hierbei ist auf den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit einzugehen und zu prüfen, ob weniger einschneidende Maßnah-
men zur Verfügung stehen. Ist dies nicht der Fall, verbleibt der Behörde nur noch ein 
minimaler Ermessensspielraum (z.B. Fristsetzung an den Betreiber).  

Der Widerruf nach § 21 BImSchG kann hinsichtlich der Anlage ganz oder teilweise er-
folgen, dies liegt im Ermessen der Behörde, hierbei ist sie an die allgemeinen Ermes-
sensgrundsätze gebunden.506 Aufgrund der Eingriffsintensität kann der Widerruf nur 
ultima ratio sein für die Behörde, es sei denn, nur der Widerruf ist geeignet, den Geset-
zeszweck, die Verhütung oder Beseitigung schwerer Nachteile für das Gemeinwohl, zu 
erreichen.  

Die Eingriffsmöglichkeiten der Behörden bestehen aus Gründen des effektiven Umwelt-
schutzes. In allen Fällen einer Anpassung bzw. gar eines Widerrufes rechtmäßiger Ge-
nehmigungen stellt sich die Frage nach dem Bestandsschutz für die getätigten Investi-
tionen, die z.B. durch Nachrüstungen geschmälert werden. Der Inhalt des Eigentums-
schutzes nach Art. 14 Abs. 1 S. 2 GG wird durch den Gesetzgeber bestimmt, dies ist 
durch das BImSchG und seine Regelungen geschehen. Insgesamt zeigt sich, dass je 
nach möglicher Größe der Schutzgutverletzung das Ermessen der Behörde einge-
schränkter sein kann.  

Das ausdifferenzierte Instrumentarium zur nachträglichen Anpassung der Anlagenge-
nehmigung an den Stand der Technik ist als Bemühen des Gesetzgebers zu verstehen, 
die Abwägung der Interessen des Anlagenbetreibers mit der Abwehr von Gefahren 
durch prozedurale und materielle Gesichtspunkte gerecht auszugestalten. 

6.5.2 Abwägungsgebot im Integrationsprinzip 

Das Integrationsprinzip (siehe Abschnitt 5.5.5) ist u.a. auf die interne Integration der 
sektoralen, medienspezifischen Regelungen gerichtet, um in einem ganzheitlichen Sin-
ne die Wechselbeziehungen zwischen den einzelnen Umweltmedien besser zu berück-
sichtigen und Belastungsverlagerungen zu vermeiden. Dies kommt u.a. in § 7 Abs. 1 

                                                

504  Vgl. a.a.O., Rn. 98 m.w.N.  

505  Peschau in Feldhaus (Hrsg.), BImSchG, § 20, Rn. 65. 

506  Czajka in Feldhaus (Hrsg.), BImSchG, § 21, Rn. 13. 



Gerechtigkeit im Umweltrecht – GerechtUm 

156 

BImSchG507 zum Ausdruck. Die Vorschrift verlangt, dass bei der Festlegung der Rechts-
verordnungen nach § 7 (Anforderungen über die genehmigungsbedürftigen Anlagen) 
mögliche Verlagerungen von nachteiligen Auswirkungen von einem Schutzgut auf ein 
anderes zu berücksichtigen sind und ein hohes Schutzniveau für die Umwelt insgesamt 
zu gewährleisten ist. Damit vermeidet der integrative Ansatz, dass über eine bloße Ein-
zelbetrachtung der Umweltmedien Luft, Wasser und Boden auch deren Wechselwir-
kungen berücksichtigt werden. Es soll vermieden werden, dass Schutzbemühungen zu-
gunsten eines Umweltmediums zu einer Belastungsverschiebung in ein anderes Medi-
um führen. 508 Eine Abwägung seitens der Bundesregierung ist hier gefordert. Damit 
wird auch hier der Ausgleich aller relevanten (ökologischen, sozialen und ökonomi-
schen) Belange seitens der Bundesregierung zu berücksichtigen sein, wie es das Abwä-
gungsgebot vorsieht.  

6.6 Befähigungsgerechtigkeit (Schütte) 
Verfahrensrechte sind ein wichtiges Instrument, um das Konzept der Befähigungsge-
rechtigkeit zu verwirklichen, d.h. die Schaffung von Grundvoraussetzungen für ein gu-
tes Leben, die es jedem Menschen ermöglichen, seine Fähigkeiten zu entfalten (zur Be-
fähigungsgerechtigkeit ausführlich in den Abschnitten 4.2.5 und 5.6.7). Dies geschieht 
v.a. durch die Schaffung staatlicher Strukturen, die ein größtmögliches eigenverant-
wortliches Handeln des Einzelnen gewährleisten. Darüber hinaus können Verfahrens-
rechte auch der Verwirklichung des materiellen Gehalts der prozeduralen Gerechtig-
keitskonzepte dienen (siehe z.B. zu den Klagerechten in Abschnitt 6.6.2). 

Ausgehend von der Betrachtung, dass Recht und Gerechtigkeit konsistente Entschei-
dungen voraussetzen (siehe dazu die Zusammenfassung unter Kapitel 4.4.) und damit 
dem Gleichheitsgedanke, wie er vom BVerfG entwickelt wurde, der Weg bereitet wur-
de, erscheint es wichtig, den Blick von den materiellen Gerechtigkeitskriterien auch auf 
die formellen Gerechtigkeitskriterien zu lenken. Wie bereits ausgeführt: Gleichheit im 
Sinne konsistenten Entscheidens steht durch seine Argumentationshorizonte und Ope-
rationsmethoden für voraussehbare Regelhaftigkeit und gegen unberechenbare Belie-
bigkeit.509 Das ist nicht eben wenig, auch nicht für die Bewältigung konkreter Gerech-
tigkeitsprobleme im Umweltrecht. Allein auf materielle Gerechtigkeitskriterien zu ver-
trauen wird dabei nicht erfolgreich sein, der Gleichheitssatz mag hier eine Ausnahme 
bilden. Daneben wird vielmehr an die Stelle materieller Gerechtigkeitsansätze ein stär-
ker prozedurales und damit formalisiertes Verständnis von Gerechtigkeit treten müs-
sen. Wenn objektive Gerechtigkeit nicht zu erreichen ist, verlagert sich das Problem der 
Gerechtigkeit – auch im Umweltrecht – letztlich auf das Verfahren der Entscheidungs-
findung.510 

Verfahrensentscheidungen werden von den Betroffenen eher als gerecht akzeptiert, 
wenn sie möglichst weitreichende Informationen über anzuwendende Kriterien und 

                                                

507  Eingeführt durch das Artikelgesetz v. 27.7.2001, Umsetzung der IVU-Richtlinie.  

508  Scheidler in Feldhaus (Hrsg.), BImSchG, § 7, Rn. 29.  

509  Di Fabio, Das Recht offener Staaten, 1998, S. 149. 

510  In diesem Sinne auch jüngst Winkler, Verteilungsprobleme im Umweltrecht – Anmerkungen zu 

der Entscheidung BVerwG 7 C 8.10 vom 10.10.2012, DVBl. 2013, 1017, 1018. 
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Verfahrensabläufe erhalten und am Verfahren beteiligt werden.511 Die Einflussnahme 
einzelner Gruppen – so sei hier die Rolle der Umweltverbände hervorgehoben - gestal-
tet sich dabei unterschiedlich und kann zu einer mangelnden Akzeptanz bei lediglich 
geringer Beteiligung führen. Die schwächste Gruppe sind zweifellos die zukünftigen 
Generationen512, die ihre Interessen nicht selbst durchsetzen können. Nicht zuletzt 
sorgt eine mögliche Durchsetzbarkeit der Teilhabe in gerichtlichen Verfahren für eine 
gesteigerte Akzeptanz.  

Für das bessere Verständnis und für eine Einordnung muss an dieser Stelle auch Bezug 
genommen werden auf eine Entwicklung der Verfahrensrechte im Umweltrecht, die 
auf internationaler Ebene angestoßen wurden: Das UN/ECE-„Übereinkommen über den 
Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren 
und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten“513 hat zum Ziel, Beteili-
gungsrechte im Umweltschutz verstärkt zu etablieren und für mehr Transparenz von 
Verwaltungsentscheidungen zu sorgen. Die Entstehungsgeschichte der Konvention ist 
geprägt durch den Fall des sog. Eisernen Vorhangs und dem Wunsch nach Veranke-
rung demokratischer Prinzipien – Informations-, Beteiligungs- und Klagerechte - in den 
osteuropäischen Staaten.514  

Die Aarhus-Konvention markiert eine neue Etappe in der Entwicklung des Umwelt-
rechts, die auf eine verstärkte Rolle der Öffentlichkeit in der praktischen Durchsetzung 
des Umweltschutzes gerichtet ist, durch umfangreiche Beteiligung der Öffentlichkeit an 
UVP-pflichtigen Entscheidungsverfahren: Umweltschutz durch Verfahrensrecht. Die 
Mobilisierung der Öffentlichkeit, der Verbände und der Bürger durch die Aarhus-
Konvention beruht auf der Erkenntnis, dass der Umweltschutz erhebliche Vollzugs- und 
Umsetzungsdefizite aufweist. Insbesondere die Umweltverbände sollen durch die Ge-
währung der Verfahrensrechte eine stärkere Beachtung von umweltrechtlichen – ma-
teriellen - Vorschriften durchsetzen können. Es wird damit zuerkannt, dass es weniger 
dem Einzelnen obliegt (zugemutet werden kann), umweltrechtliche Vorschriften zur 
Tragfähigkeit gelangen zu lassen. Die Umweltverbände mit ihren über eigene, subjek-
tive Interesse hinausgehenden Arbeitsschwerpunkten sind nach der hier vertretenen 
Ansicht die geeigneteren Akteure, Umweltschutz zu adressieren. Während der Einzelne 
wohl eher seine persönlichen Interessen gewahrt sehen will und dieses Verfahren be-
reits von deutlicher Intensität und Kostenfaktoren gezeichnet ist, können Umweltver-
bände mit ihrem Sachverstand und ihrer darauf ausgelegten Struktur die umweltrele-
vanten Aspekte unmittelbarer hervorheben. Ihre Mobilisierung soll erreichen, dass die 
Durchsetzung umweltrechtlicher Vorschriften effektiver wird. Die Aarhus-Konvention 
verwirklicht dieses Ziel durch drei Säulen: erstens den Zugang des Einzelnen zu Infor-
mationen über die Umwelt nach ihren Art. 4 und Art. 5 AK, zweitens die Beteiligung 
der Öffentlichkeit bei der Entscheidung über bestimmte umweltrelevante Projekte nach 

                                                

511  Kloepfer, Umweltgerechtigkeit. Environmental Justice in der deutschen Rechtsordnung, 2006, Rn 
73 ff. 

512  Vgl. Hauff/WCED (Hrsg.), Our Common Future, 1987, S. 43 ff. 

513  UN/ECE –„Übereinkommen über den Zugang zu Umweltinformationen, die Öffentlichkeitsbeteili-
gung und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten“, unterzeichnet am 25.06.1998 im 

dänischen Aarhus, sogenannte Aarhus-Konvention, im Folgenden: AK. 

514  Zschiesche, Jahrbuch der Ökologie 2007, 159 (162). 



Gerechtigkeit im Umweltrecht – GerechtUm 

158 

Art. 6 bis Art. 8 AK sowie drittens Vorgaben für verwaltungsrechtliche Widerspruchs-
verfahren und den Zugang zu Gerichten („access to justice“) in Umweltangelegenheiten 
in Art. 9 AK. Sie setzt damit als erste völkerrechtliche Vereinbarung internationale 
Mindeststandards in diesem Bereich.  

Das europäische Recht wurde durch die Richtlinie 2003/4/EG515 und die Richtlinie 
2003/35/EG516 an die Anforderungen der Konvention angepasst. Sie fordert Beteili-
gungsrechte für die Öffentlichkeit und die betroffene Öffentlichkeit in Verfahren nach 
der UVP-Richtlinie und der IVU-Richtlinie. Wo eine Beteiligungsmöglichkeit der Um-
weltverbände (Nichtregierungsorganisationen) besteht, ist darüber hinaus die Möglich-
keit vor, ein gerichtliches Überprüfungsverfahren einzuleiten. 

Zusammenfassend lässt sich also sagen, dass Verfahrensrechte so ausgestaltet sein müs-
sen, dass eine umfassende Information der zu Beteiligenden gewährt wird, dass der 
Kreis der zu Beteiligenden hinreichend groß ist und dass das gesamte Verfahren darauf 
ausgerichtet ist, sich den inhaltlichen Fragen (materielle Kriterien) widmen zu können.  

Zur Identifikation von Konzepten/Ansätzen zur Umsetzung der Befähigungsgerechtig-
keit i. d. S., also durch Informations-, Beteiligungs- und Klagerechte, ist der Blick zu-
nächst auf das immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren und seine Ausge-
staltung zu richten. Die folgenden Abschnitte werden unterteilt in die Untersuchung 
der Informations- und Beteiligungsrechte gefolgt von einem Abschnitt zu den Klage-
rechten im Immissionsschutzrecht.  

6.6.1 Informations- und Beteiligungsrechte im Immissionsschutzrecht  

Das immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren ist in § 10 BImSchG geregelt. 
Ein Bestandteil des Genehmigungsverfahrens ist dabei die Beteiligung der Öffentlich-
keit.  

§ 10 Abs. 2 S. 2 BImSchG sieht vor, dass der Inhalt der vorzulegenden Unterlagen so 
ausführlich dargestellt werden muss, „dass es Dritten möglich ist, zu beurteilen, ob und 
in welchem Umfang sie von den Auswirkungen der Anlage betroffen werden können“. 
Damit soll die „Anstoßfunktion“, die das BVerwG den Informationspflichten beimisst517, 
erreicht werden. Im Fall des hier vom Sinn und Zweck übertragbaren § 3 Abs. 2 S. 2 
BauGB führt das BVerwG weiter aus: „Der Aarhus-Konvention liegt die Erkenntnis zu-
grunde, dass im Umweltbereich ein verbesserter Zugang zu Informationen und eine 
verbesserte Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren die Qualität und die 
Umsetzung von Entscheidungen verbessern, zum Bewusstsein der Öffentlichkeit in 
Umweltangelegenheiten beitragen, der Öffentlichkeit die Möglichkeit geben, ihre An-
liegen zum Ausdruck zu bringen, und es den Behörden ermöglichen, diese Anliegen 
angemessen zu berücksichtigen (Erwägungsgründe, 9. Absatz). Den Vertragsparteien 

                                                

515  Amtsblatt EG Nr. L 41/26 vom 28.1.2003. 

516  Richtlinie 2003/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26.05.2003 über die Betei-

ligung der Öffentlichkeit bei der Ausarbeitung bestimmter umweltbezogener Pläne und Program-

me und zur Änderung der Richtlinien 85/337/EWG und 96/61/EG des Rates in Bezug auf die Öf-
fentlichkeitsbeteiligung und den Zugang zu Gerichten, Amtsblatt EG Nr. L 156/17 vom 25.6.2003. 

517  So zuletzt BVerwG über die Informationspflichten zu einem gemeindlichen Bebauungsplan mit 

grundsätzlichen Ausführungen, Urt. v. 18.7.2013, 4 CN 3/12, juris, m.w.N. 
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ging es also ausdrücklich nicht nur darum, der betroffenen oder bereits interessierten 
Öffentlichkeit eine effektive Vorbereitung auf ihre Beteiligung zu ermöglichen (vgl. 
hierzu Art. 6 Abs. 3 der Aarhus-Konvention). Zielsetzung der Konvention ist es darüber 
hinaus, eine breitere Öffentlichkeit für Entscheidungsverfahren im Umweltbereich zu 
interessieren und ihre Beteiligungsbereitschaft zu fördern, um hierdurch Vollzugsdefi-
ziten zu Lasten der Umwelt entgegenzuwirken“.518 

Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt durch die Behörde, über die Amtsblätter und 
im Internet oder über die örtlichen Tageszeitungen (§ 10 Abs. 3 S. 1 BImSchG). Die Be-
kanntmachung muss alle wesentlichen Angaben über den Ort, die Öffnungszeiten, die 
Fristen etc. enthalten (vgl. § 10 Abs. 4 BImSchG). Die Unterlagen (mit Ausnahme derje-
nigen Unterlagen, die Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse enthalten) sind dann einen 
Monat zur Einsicht auszulegen; weitere Informationen können gemäß den Vorausset-
zungen des Umweltinformationsgesetzes (UIG) bei der Behörde angefragt werden (ge-
meint sind z.B. Unterlagen, die der Behörde erst nach dem Auslegungsbeginn vorlie-
gen). Weitere 2 Wochen später müssen dann die Einwendungen bei der Behörde ein-
gehen. Danach sind alle Einwendungen ausgeschlossen.  

Einwendungen umfassen jede Art von Bedenken, die gegen das Vorhaben aus der Sicht 
der Nachbarschaft oder der Allgemeinheit bestehen können. Die Einwendungsbefugnis 
steht jedermann zu. Die Anforderungen, die an Einwendungen im Sinne der Allge-
meinheit erhoben werden sind geringer als bei den sog. Betroffenen-Einwendungen, 
die zur Vermeidung der Präklusionswirkung des § 10 Abs. 3 S. 2 BImSchG gestellt wer-
den. Danach sind zumindest in groben Zügen die Rechtsgüter, deren Verletzung be-
fürchtet wird, zu benennen. `Ferner können aufgrund besonderer privatrechtlicher 
Vertragspositionen wie z.B. Pacht, Miete, Grunddienstbarkeiten519 Einwendungen ab-
gegeben werden. Über diese wird durch schriftlichen Bescheid entschieden, der 
Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten ist eröffnet, vgl. § 15 der 9. BImSchV. So-
wohl der Antrag als auch der Genehmigungsbescheid bedarf der Schriftform und der 
Genehmigungsbescheid ist den Personen, die Einwendungen erhoben haben, zuzustel-
len bzw. öffentlich bekanntzumachen.  

Eine weitere Beteiligungsmöglichkeit sieht § 17 Abs. 1a BImSchG vor. Dies gilt für den 
Erlass einer nachträglichen Anordnung für Anlagen nach der Industrieemissions-
Richtlinie. Dadurch ist jede geplante Änderung zur Festlegung neuer Emissionsgrenz-
werte öffentlich bekannt zu machen (wie in § 10 Abs. 3 und 4 BImSchG geregelt, s.o.) 
und betroffenen Nachbarn sowie Umweltverbänden i.S. von § 2 Abs. 2 oder 3 Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetz (UmwRG) die Möglichkeit von Einwendungen zu eröffnen.  

Bundesrechtlich ist für das Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG keine beson-
dere Beteiligung der anerkannten Umwelt- und Naturschutzvereinigungen vorgese-
hen.520 Die Beteiligung richtet sich nach den Möglichkeiten, die auch für privaten 
Einwender bestehen. In Frage kommt hier das Nachbarrecht, wenn die Vereinigung 
Eigentümerin eines benachbarten Grundstückes ist und „Jedermann“- Einwendungen.  

                                                

518  A.a.O. Rn. 20, m.w.N.  

519  Gemeint sind privatrechtliche Vertragspositionen wie z.B. Pacht, Miete, Grunddienstbarkeiten, etc. 

520  Weiterreichende Möglichkeiten können sich nach den Landesnaturschutzgesetzen ergeben.  
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6.6.1.1 Informations- und Beteiligungsrechte bei UVP-Pflichtigen Anlagen 

Anlagen können aufgrund ihrer Art, Größe, Leistung oder möglicher Umweltauswir-
kungen geeignet sein, eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) auszulösen. Die UVP 
ist als unselbstständiger Teil in das immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfah-
ren integriert. Im Fall der UVP-Pflichtigkeit eines Vorhabens (sowie auch in den Fällen 
von § 1 Abs. 1 Nr. 2 UmwRG) erweitern sich die Beteiligungsmöglichkeiten der Um-
weltverbände. Diese sind nunmehr in der Situation, eine „Betroffenen“-Einwendung 
abzugeben und auch anschließend eine Klage zur Überprüfung der Entscheidung ein-
zureichen. Dadurch wird die Position der Umweltverbände im Hinblick auf die Beteili-
gungsgerechtigkeit gestärkt und die ökologische Gerechtigkeit befördert, indem die 
Entscheidung auch materiell überprüft wird. Klarstellend ist darauf hinzuweisen, dass 
sich Betroffenen-Einwendung und Jedermann-Einwendungen nicht in ihrer rechtlichen 
Wirkung unterscheiden. 

6.6.1.2 Fakultativer Erörterungstermin 

Der Erörterungstermin ist lediglich fakultativ gestellt, § 10 Abs. 6 BImSchG, die Behör-
de kann die Einwendungen mit dem Antragsteller und dem Einwender erörtern, muss 
es aber nicht. Mit dem „Gesetz zur Reduzierung und Beschleunigung von immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsverfahren“521 wurden wesentliche Änderungen in das 
BImSchG und in das UVPG eingeführt: Die Durchführung eines Erörterungstermins 
(EÖT) wird seitdem in das Ermessen der Genehmigungsbehörde gestellt. Der EÖT wurde 
als zu lang, zu teuer und zu uneffektiv von Seiten der Politik und Wirtschaft empfun-
den. Die Regelung enthält allerdings keine Angaben darüber, nach welchen Vorgaben 
die Behörde dieses Ermessen auszuüben hat. Für die Praxis kann das unabwägbare Fol-
gen haben. Hilfestellung bieten da nur die Aussagen von Mitgliedern der Regierungs-
koalition im Gesetzgebungsverfahren. Ein EÖT mache nur dann Sinn, wenn die Behör-
de absehen kann, dass es zu einer Befriedung in der Sache komme. Damit verschiebt 
sich der Sinn und Zweck des EÖT, der nunmehr zu einem Ergebnis, einem Kompromiss 
führen muss. Der Austausch unterschiedlicher Meinungen und Auffassungen kann da-
durch in den Hintergrund treten. An dieser Stelle muss diese Einschränkung – vor dem 
Hintergrund der Beschleunigungsgesetzgebung der letzten Jahre – als Beschneidung 
der Verfahrensrechte, damit der Befähigungsgerechtigkeit gewertet werden.  

6.6.1.3 Vereinfachtes Verfahren 

Eine weitere Ausnahme von den grundsätzlichen Informations- und Beteiligungsanfor-
derungen stellt das sog. Vereinfachte Verfahren nach § 19 BImSchG dar. Durch Rechts-
verordnung nach § 4 Abs. 1 Satz 3 BImSchG (Rechtsverordnung der Bundesregierung, 
nach Anhörung der beteiligten Kreise, mit Zustimmung des Bundesrates) kann vorge-
schrieben werden, dass die Genehmigung von Anlagen bestimmter Art oder bestimm-
ten Umfangs in einem vereinfachten Verfahren erteilt wird, sofern dies nach Art, Aus-
maß und Dauer der von diesen Anlagen hervorgerufenen schädlichen Umwelteinwir-
kungen und sonstigen Gefahren, erheblichen Nachteilen und erheblichen Belästigun-
gen mit dem Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vereinbar ist. Satz 1 gilt 
für Abfallentsorgungsanlagen entsprechend. D.h. das vereinfachte Verfahren kann 
dann durchgeführt werden, wenn die von der Anlage ausgehenden Umweltauswirkun-

                                                

521  Gesetz vom 23. Oktober 2007, BGBl. Nr. 53 vom 29.10.2007 S. 2470.  
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gen mit dem Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vereinbar sind. Der § 10 
Absätze 2, 3, 4, 6, 8 und 9 ist dann nicht anwendbar. Von der Ermächtigung hat die 
Bundesregierung in § 2 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 3 der 4. BImSchV in Verbindung mit 
Spalte c des Anhangs 1 für mit dem Buchstaben V gekennzeichnete Anlagen Gebrauch 
gemacht. Durch die Regelung wird abschließend bestimmt, für welche Anlage eine Ge-
nehmigung im vereinfachten Verfahren erteilt werden kann. Der Behörde steht inso-
weit kein Ermessensspielraum zu. Der Ausschluss der Beteiligung der Öffentlichkeit ist 
seitens der Bundesregierung522 begründet worden mit dem Ziel, zur Verwaltungsver-
einfachung beizutragen und damit ist diese Regelung auch im Lichte der sog. Be-
schleunigungsgesetzgebungen zu sehen. Praktische bedeutsam ist diese Regelung auch, 
zwischen 80 und 90% aller genehmigungsbedürftigen Anlagen werden im vereinfach-
ten Verfahren genehmigt.523 Mit der Regelung kommt dem Verordnungsgeber die 
Aufgabe zu, die ansonsten der Behörde, unter Einbeziehung der Öffentlichkeit, auf 
Grundlage der eingereichten Unterlagen des Vorhabenträgers zukommt: die typischen 
Auswirkungen der Anlage mit dem Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft 
abzuwägen. Zwar steht dem Gesetzgeber ein Gestaltungsspielraum zu, d.h. unter dem 
Gesichtspunkt der Verhältnismäßigkeit kann es gerechtfertigt erscheinen, den Aufwand 
der Öffentlichkeitsbeteiligung nur für Anlagen vorzusehen, von denen eine grund-
rechtsgefährdende Wirkung ausgehen kann. Völlig außer Acht bleibt bei dieser Rege-
lung aber, dass kumulierende Wirkungen von Anlagen auftreten können – dies wird 
z.B. im UVP-Recht anders gehandhabt. Ein weiterer Einwand bezieht sich auf die „Ge-
nehmigungsferne“ des Verordnungsgebers. Hier muss vorgebracht werden, dass eine 
fachlich zuständige Behörde – wieder vergleichbar dem UVP-Recht bei der Vorprüfung 
im Einzelfall – sachgerechter entscheiden könnte, ob eine Anlage potentiell geeignet 
ist, umweltgefährdende Wirkung zu entfalten.  

Daher ist hier im Gesamtzusammenhang von einem Hemmnis für die Befähigungsge-
rechtigkeit auszugehen. Der Ausschluss der Verfahrensrechte in einer bedeutenden An-
zahl von – pauschalierten – Genehmigungsverfahren und damit der Ausschluss von 
einer konkreten Beurteilung der möglichen Auswirkungen der Anlage stellen eine de-
fizitäre Gerechtigkeitssituation dar, die zudem materielle Gerechtigkeitsaspekte (kumu-
lierende Wirkung von Anlagen z.B.) außer Acht lässt.  

6.6.1.4 UVP-Vorprüfung im Einzelfall 

Ein Sonderfall in der Betrachtung ist ebenfalls die UVP-Vorprüfung im Einzelfall. Hier 
hat die Behörde ein weites Verfahrensermessen, ob sie eine UVP im Einzelfall für erfor-
derlich hält.524 Die Genehmigungsbehörde muss die Entscheidung, keine UVP durchzu-
führen, gem. § 3a S. 2 UVPG bekannt geben.525 Diese Entscheidung ist nicht gesondert 
angreifbar (vgl. § 3a S. 3 UVPG). Im Rahmen einer Umweltklage einer Vereinigung 
nach dem UmwRG führt die unterbliebene bzw. die nicht nachgeholte Vorprüfung zu 
einer Aufhebung der Entscheidung, inhaltlich ist die Entscheidung über die Vorprü-

                                                

522  BT-Drs. 7/179, S. 27. 

523  Roßnagel, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 19 Rn 3f. 

524  Sellner/Reidt/Ohms, Immissionsschutzrecht und Industrieanlagen, 3. Auflage, S. 148, Rn. 35.  

525  Die Bekanntgabe richtet sich nach dem jeweiligen Landesrecht.  
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fung nur hinsichtlich der Nachvollziehbarkeit ihres Ergebnisses überprüfbar, vgl. § 4 
Abs. 1 S. 2 UmwRG, § 3a S. 4 UVPG.  

Die reduzierten Möglichkeiten, eine UVP-Vorprüfung rechtlich überprüfen zu lassen, ist 
im Hinblick auf die Verwirklichung der Befähigungsgerechtigkeit kritisch zu sehen. An 
dieser Stelle zeigt sich im Besonderen die differenzierte Wertung von Verfahrensrech-
ten. Während es die Grundidee, die hinter der Aarhus-Konvention steht, ist, Verfah-
rensrechte in den Mittelpunkt zu stellen, sieht die deutsche Gesetzestradition hierin nur 
eine dienende Funktion. Die Aarhus-Konvention hat zum Ziel, durch eine Verbesserung 
des Zugangs zu Informationen, einer umfassenden Beteiligungsmöglichkeit der interes-
sierten Öffentlichkeit und den sich daran anschließenden Klagemöglichkeiten eine 
Verbesserung der Umweltsituation zu erreichen. Die Öffentlichkeit wird zum Stellver-
treter der Umweltinteressen gemacht. Dass die zuständige Behörde in Einzelfällen ent-
scheidet – von denen der Gesetzgeber ausgeht, dass sie geringere mögliche Umweltbe-
lastungen verursachen können – ob eine umfassendere Überprüfung oder – wie im Fall 
des vereinfachten Verfahrens – ein umfassenderes Verfahren durchgeführt wird, wird 
als sachgerecht beurteilt (siehe auch vorherige Ausführungen). Dass diese Entscheidung 
der Behörde allerdings keiner rechtlichen Überprüfung zugeführt werden kann, ist als 
Defizit aus Sicht der Befähigungsgerechtigkeit zu werten. Ziel der Verfahrensrechte ist 
es, wie bereits ausgeführt, Umweltbelange zu identifizieren und deren größtmögliche 
Sicherung durch die Stellvertreterfunktion der Öffentlichkeit / der Umweltverbände zu 
gewährleisten.  

Die Voraussetzungen, Informationen über das Vorhaben zu erlangen, die Möglichkei-
ten, sich allgemein, als Betroffener oder als Umweltvereinigung mit einer Einwendung 
am Verwaltungsverfahren zu beteiligen, sind abgestuft zu werten. Grundsätzlich kann 
man festhalten, je größer die Betroffenheit (Nachbar) desto ausgeprägter im Sinne ei-
ner Schutzfunktion sind die Möglichkeiten, sich zu beteiligen. Die Öffnung in Richtung 
der Umweltvereinigungen erfolgt über die internationalen und europäischen Vorga-
ben, hier der Umsetzung der UVP-Richtlinie und der Aarhus-Konvention. Die Befähi-
gungsgerechtigkeit bzw. ihre Umsetzung im nationalen Recht ist sowohl hinsichtlich 
der Information über anstehende Vorhaben als auch die Möglichkeit, sich zu beteili-
gen, indem Einwendungen abgegeben werden können, stark ausgeprägt. Die Kaskade, 
dass die Weiterungen durch die europäischen Vorgaben verwirklicht wurden, zeigt, 
dass das Konzept der Befähigungsgerechtigkeit an dieser Stelle eine Bedeutung auf-
weist, die sowohl die nationalen, die europäischen als auch der internationale „Gesetz-
geber“ teilen. Wenn auch anhand der oben erwähnten Beispiele festgehalten werden 
muss, dass insbesondere die Beschleunigungsgesetzgebung und die Einstufung der Ver-
fahrensrechte als dienende Funktion in der deutschen Gesetzestradition eine Bedeu-
tungsabschwächung gegenüber der europäischen Rechtsetzung bedeuten.  

6.6.2 Klagerechte im Immissionsschutzrecht  

Die Rechtsschutzmöglichkeiten von privaten Einwendern bei der Erteilung einer im-
missionsschutzrechtlichen Genehmigung umfassen Widerspruch, Anfechtungsklage 
und Möglichkeiten des vorläufigen Rechtsschutzes (§ 80a Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. § 80 Abs. 5 
VwGO, wenn die erteilte immissionsschutzrechtliche Genehmigung gem. § 80 Abs. 2 S. 
1 Nr. 4 VwGO für sofort vollziehbar erklärt worden ist). Privaten Einwendern gleichzu-
setzen ist dabei eine Gemeinde, wenn sie als Grundstückseigentümerin eine „betroffene 
Nachbarin“ der genehmigten Anlage ist. Rechtsbehelfe für „Jedermann“-
Betroffenheiten existieren nicht. Umweltvereinigungen können eine Partizipationser-
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zwingungsklage anstrengen (siehe Abschnitt 6.6.1), bei UVP-pflichtigen Vorhaben gem. 
§ 2 Abs. 1 UmwRG und sowie im Fall von § 1 Abs. 1 Nr. 2 UmwRG gegen bestimmte 
immissionsschutzrechtliche Genehmigungen klagen. Allgemein ist festzuhalten, dass 
Klagerechte traditionell in Deutschland im Vergleich zu den europäischen Nachbarlän-
dern weniger stark ausgeprägt sind.526  

6.6.2.1 Drittschützende Wirkung  

Der Rechtsschutz setzt die Geltendmachung subjektiver Rechte voraus, sog. Klagebe-
fugnis gem. § 42 Abs. 2 VwGO. Der Kläger muss nach der herrschenden Schutznorm-
theorie geltend machen können, dass er in eigenen Rechten verletzt sein kann. D.h. die 
Norm, deren Verletzung gerügt wird, müssen zumindest auch dem Schutz von Dritten 
zu dienen bestimmt sein.527 Das BVerwG verlangt ein Betroffensein im Sinne des 
BImSchG, „dass sich deutlich abhebt von den Auswirkungen, die den Einzelnen als Teil 
der Allgemeinheit treffen können“ und fordert ein besonderes Verhältnis zur Anlage 
im Sinne einer engen räumlichen und zeitlichen Beziehung des Bürgers zum Geneh-
migungsgegenstand.528 So fällt z.B. dem § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG, nicht aber Nr. 2 
nachbarschützende Wirkung zu. In der Folge kommt den Immissionsgrenzwerten der 
TA Luft zum Schutz der menschlichen Gesundheit drittschützende Wirkung zu. Hinge-
gen ist nicht rechtlich geklärt, ob auch die Immissionswerte der TA Luft in Nr. 4.4 für 
Schwefeldioxid, Stickstoffoxide, Fluorwasserstoff und Ammoniak, die dem Schutz der 
Vegetation und der Ökosysteme dienen, drittschützende Wirkung entfalten. Von einer 
solchen Wirkung ist bislang nur auszugehen, wenn es um den Schutz von Tieren und 
Pflanzen geht, die im Eigentum eines Nachbarn stehen.529 

Den Grund sieht der 10. Senat des BVerwG darin, dass den Vorsorgegrundsätzen ein 
greifbarer Individualbezug fehlte: „Eine derart drittschützende Wirkung der Vorsorge-
pflicht (§ 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG) hat das Bundesverwaltungsgericht verneint, weil die-
se Regelung nicht der Begünstigung eines individualisierbaren Personenkreises, son-
dern dem Interesse der Allgemeinheit daran dient, potentiell schädlichen Umweltein-
wirkungen generell und auch dort vorzubeugen, wo sie keinem bestimmten Emitten-
ten zuzuordnen sind. Daran hält der Senat fest.“530  

Insoweit den Regelungen des BImSchG drittschützende Wirkung zukommt, wird dem 
Gerechtigkeitskonzept der verhältnismäßigen Gleichheit Rechnung getragen. Jeder be-
troffene Bürger kann die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte einklagen und genießt 
damit den gleichen Schutz vor gesundheitsgefährdenden Schadstoffkonzentrationen. 
Die Einhaltung von Vorsorgewerten einer Überprüfung durch Dritte zu entziehen, ist 

                                                

526  Führ et. al. 2014, Evaluation von Gebrauch und Wirkung der Verbandsklagemöglichkeiten nach 

dem UmwRG, S. 103 ff., herunterzuladen unter: 

http://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/texte_14_2014_eval
uation_von_gebrauch_und_wirkung_der_verbandsklagemoeglichkeiten_0.pdf.  

527  Vgl. u.a. Kloepfer, Umweltrecht, 2004, § 14 Rn 356 m.w.N. 

528  BVerwG, DVBl. 1983, S. 183 (183).  

529  Jarass, Bundesimmissionsschutzgesetz, 2013, § 48, Rn 57. 

530  BVerwG, Urt. v. 11.12.2003, 7 C 19/02, Rn. 11, juris; BVerwGE 65, 313 (320); BVerwGE 69, 37 (42 

ff.). 

http://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/texte_14_2014_evaluation_von_gebrauch_und_wirkung_der_verbandsklagemoeglichkeiten_0.pdf
http://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/texte_14_2014_evaluation_von_gebrauch_und_wirkung_der_verbandsklagemoeglichkeiten_0.pdf
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vor dem Hintergrund, dass das Vorsorgeprinzip sowohl für die Generationengerechtig-
keit als auch die Ökologische Gerechtigkeit streitet, bedenklich. Mit ihrer zeitlichen und 
räumlichen Perspektive ist die Vorsorge geeignet, Fragen der räumlichen Verteilung 
von Umweltbelastungen und den Schutz kommender Generationen zu berücksichtigen. 
Genannt seien z.B. zeitlich und räumlich entfernte Risiken, kumulative Umweltbelas-
tungen oder der Ferntransport von Schadstoffen. Zudem führt der Ausschluss, Vorsor-
geaspekte einer gerichtlichen Überprüfung zuführen, zu einer Beschneidung der Befä-
higungsgerechtigkeit. Mit der Befähigungsgerechtigkeit soll ein größtmögliches eigen-
verantwortliches Handeln des Einzelnen gewährleistet werden (siehe Abschnitt 4.2.5). 
Versteht man darunter auch, dass der einzelne Verantwortung für Gemeinschaftsgüter 
oder für den Schutz vor entfernten Risiken übernehmen kann, so wird ihm dies durch 
das Erfordernis der drittschützenden Wirkung verwehrt. 

6.6.2.2 Präklusion  

Inwieweit die Präklusion die Klagemöglichkeiten betroffener Dritter beschneidet und 
damit die Verwirklichung der Befähigungsgerechtigkeit gefährdet, wird nunmehr un-
tersucht. Die Präklusionsregelungen wurden insbesondere mit dem Ziel der Verfah-
rensbeschleunigung eingeführt. Durch die Präklusion verlieren die betroffenen Privat-
personen, Umweltvereinigungen oder Gemeinden ihre klagefähigen Rechtspositionen. 
Dies kann zum einen durch eine formelle Präklusion erfolgen, bei der verspätet einge-
gangene Einwendungen im weiteren Verwaltungsverfahren nicht mehr zu berücksich-
tigen sind, zum anderen durch eine materielle Präklusion, bei der nicht rechtzeitig 
vorgebrachte Einwendungen auch in einem späteren Gerichtsverfahren keine Berück-
sichtigung finden.  

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und Bundesverwaltungsge-
richts ist die materielle Präklusion verfassungsgemäß unter der Voraussetzung, dass 
Betroffene hinreichend Gelegenheit zu Einwendungen hatten und eine mögliche Ver-
säumung der Einwendungsfrist in ihren Verantwortungsbereich fällt 531 Ob diese Vo-
raussetzungen im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren eingehalten 
werden ist jedoch fraglich. So haben potenzielle Einwender einen Monat Zeit die Ge-
nehmigungsunterlagen einzusehen (§ 10 Abs. 3 S. 2 BImSchG) und spätestens zwei Wo-
chen nach Ablauf der Auslegungsfrist (also ein Monat und zwei Wochen später) müssen 
sie ihre Einwendungen schriftlich bei der zuständigen Behörde eingereicht haben. 
Nach Ablauf dieser Einwendungsfrist greift eine formelle und materielle Präklusion (§ 
10 Abs. 3 S. 5 BImSchG). Wer nicht innerhalb der Einwendungsfrist eine substantiierte 
Einwendung eingereicht hat, kann dann z.B. keine Akteneinsicht in Anspruch nehmen 
nach § 10a der 9. BImSchV und ist vom Erörterungstermin ausgeschlossen. Darüber 
hinaus kann er aber auch nicht seine Abwehransprüche im Verwaltungsgerichtsverfah-
ren geltend machen.532 

Für die Wahrnehmung der Befähigungsrechte ist dabei auf Unterschiede zwischen 
Umweltvereinigungen und Privatpersonen hinzuweisen. Während Private, wenn sie 
sich gegen eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung wehren wollen i.d.R. bereits 
im Verfahren anwaltlich vertreten sind, trifft dies auf Umweltvereinigungen nicht im-

                                                

531  BVerwG, Urteil v. 17. Juli 1980, BVerwGE, Bd. 60, S. 297 (305 ff.); BVerfG, Beschluss v. 8. Juli 1982, 

BVerfGE, Bd. 61, S. 82 (109 ff.). 

532  Roßnagel, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 10 Rn 379. 
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mer zu. Zudem stellen die Gerichte sehr hohe Voraussetzungen an die Substantiie-
rungslast, mit denen die Umweltvereinigungen im Verfahren präklusionsfest vortragen 
müssen (siehe die Ergebnisse der Studie „Evaluation UmwRG“).533 Die genannte Unter-
suchung hat ergeben, dass die Präklusion von praktischem Gewicht ist und dass trotz 
der zunehmenden Professionalisierung der Umweltvereinigungen präkludiertes Vor-
bringen vorkommt. Die strikte Handhabung durch die Gerichte führt dazu, dass die 
Umweltvereinigungen zunehmend nicht mehr ohne anwaltliche Unterstützung das 
Genehmigungsverfahren bestreiten. Es ist zu befürchten, dass die ehrenamtlich struktu-
rierten deutschen Umweltvereinigungen weniger Klagen erheben, weil sie diese nicht 
finanzieren können.  

Auch wenn mit der Präklusionsvorschrift den Privatpersonen und Umweltvereinigun-
gen nicht die Möglichkeit verwehrt wird, ihre Verfahrensrechte wahrzunehmen, so ist 
der Auslegungszeitraum von einem Monat mit Blick auf die Verwirklichung der Befä-
higungsgerechtigkeit als äußerst kritisch zu bewerten. Denn Privatpersonen und Um-
weltvereinigungen erhalten in der Regel erst mit der Auslegung eines Vorhabens 
Kenntnis von dem Vorhaben und den Unterlagen. Bis zur Auslegung des Vorhabens 
hatten Betreiber und Genehmigungsbehörde Zeit sich mit der Anlage und den Auswir-
kungen zu beschäftigen und konnte sich über Genehmigungsinhalte austauschen. Sie 
haben damit gegenüber den Betroffenen und Umweltvereinigungen einen „erhebli-
chen Wissensvorsprung“.534 Je komplexer die Anlage und der Genehmigungsbescheid 
sind, desto eher ist zu bezweifeln, dass Dritte innerhalb von einem Monat anhand der 
Genehmigungsunterlagen beurteilen können, ob und wie sie von der Anlage betroffen 
sind. Vor diesem Hintergrund wird der eingeräumte Zeitraum als äußerst knapp ange-
sehen und deshalb als fragwürdige Rechtsschutzverkürzungen kritisiert.535 

6.6.2.3 Klagerechte bei Luftreinhalteplänen 

Bei der Betrachtung der Luftreinhalteplanung stellt sich die Frage, ob Verfahrensrechte 
als Bestandteil der Befähigungsgerechtigkeit identifiziert werden können. Zwar ist kein 
Klagerecht ausdrücklich normiert; der Blick auf die jüngere Rechtsprechung zeigt den-
noch Wege auf, das Recht auf eine Luftreinhalteplanung auch im Klagewege für Be-
troffenen geltend machen zu können. 

Unmittelbar betroffene Anlieger und Umweltschutzverbände haben einen Anspruch 
auf einen Luftreinhalteplan, der geeignete Maßnahmen enthalten muss, um den Zeit-
raum von Grenzwertüberschreitungen so kurz wie möglich zu halten. Der Anspruch 
folgt aus § 47 Abs. 1 BImSchG und § 27 Abs. 2 39. BImSchV. Die 39. BImSchV über 
Luftqualitätsstandards und Emissionshöchstmengen dient der Umsetzung der Richtlinie 
2008/50/EG und der Richtlinie 2004/107/EG sowie der Richtlinie 2001/81/EG.536 Das 
BVerwG folgert aus der Pflicht der Behörde bei der Überschreitung von nach einer 

                                                

533  Vgl. dazu die Studie in FN 428, S. 22, 95, 107.  

534  SRU (2007), Sondergutachten „Umweltverwaltungen unter Reformdruck – Herausforderungen, 

Strategien, Perspektiven“, Tz. 324. 

535  Koch et al. (2003), S. 163 f. Rn. 41. 

536  Noch anders VG München, Urt. v. 26.7.2005 - 1 K 05.1110, NVwZ 2005, 1215; auch BayVGH Urt. v. 

18.5.2006 - 22 BV 05.2461, ZUR 2006, 420; a.A. und zurück verwiesen an das VG durch das 

BVerwG, Urt. v. 27.9.2007 - 7 C 36/07, BVerwGE 129, 296. 
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Rechtsverordnung nach § 48a Absatz 1 BImSchG festgelegten Immissionsgrenzwerten 
einschließlich festgelegter Toleranzmargen, einen Luftreinhalteplan aufzustellen, wel-
cher die erforderlichen Maßnahmen zur dauerhaften Verminderung von Luftverunrei-
nigungen festlegt und den Anforderungen der Rechtsverordnung entspricht. Entspre-
chendes gilt, wenn eine Rechtsverordnung die Einhaltung von Zielwerten regelt. Wei-
ter müssen die Maßnahmen eines Luftreinhalteplanes auch geeignet sein, den Zeit-
raum der Grenzwertüberschreitung so kurz wie möglich zu halten.537 Denn der An-
spruch des in der Gesundheit beeinträchtigten Dritten auf Erstellung eines 
Luftreinhalteplans erschöpft sich nicht darin, dass unter der Überschrift 
Luftreinhalteplanung überhaupt irgendwelche Maßnahmen ergriffen werden. Dieses 
Recht geht vielmehr dahin, dass geeignete Maßnahmen zu ergreifen sind, mit dem 
Ziel, die normativen Vorgaben zu erfüllen und den Zeitraum einer Nichteinhaltung so 
kurz wie möglich zu halten (§ 47 Abs. 1 BImSchG, § 27 Abs. 2 der 39. BImSchV).538 

Den Entscheidungen des BVerwG und des VG Wiesbaden war eine Entscheidung des 
EuGH voraus gegangen. Darin leitet der EuGH aus dem Schutzzweck der Richtlinie 
2008/50/EG zugunsten der menschlichen Gesundheit, ein Klagerecht unmittelbar be-
troffener bei Überschreitung der Immissionsgrenzwerte ab. Daher war schon Art. 7 Abs. 
3 der Richtlinie 96/62 über die Beurteilung und die Kontrolle der Luftqualität dahin 
auszulegen, dass unmittelbar betroffene Einzelne im Fall der Gefahr einer Überschrei-
tung der Grenzwerte für die Emission von Feinstaubpartikeln PM10 oder der Alarm-
schwellen bei den zuständigen nationalen Behörden die Erstellung eines Aktionsplans 
erwirken können müssen.539 Diese Rechtsprechung kann ohne weiteres auf die 
Luftreinhaltepläne nach der RL 2008/50/EG übertragen werden.540 

Gleiches gilt auch für Umweltverbände. Zwar kennt das nationale Recht der Bundesre-
publik keine ausdrückliche Verbandsklagebefugnis bezogen auf die 
Luftreinhalteplanung. Nach den Vorgaben des EuGH muss das Gericht das nationale 
Verfahrensrecht in Bezug auf die Voraussetzungen für die Einleitung eines gerichtli-
chen Verfahrens aber so auslegen, dass es einer Umweltschutzvereinigung ermöglicht 
wird, eine Entscheidung, die möglicherweise im Widerspruch zu Umweltrecht der Uni-
on steht, vor einem Gericht anzufechten.541 Dieser Entscheidung des EuGH kommt Leit-
funktion zu.542 Die eine Klage ermöglichende Rechtsposition ist über § 42 Abs. 2 VwGO 
hinaus i.V.m. einer europarechtskonformen Auslegung von § 47 Abs. 1 BImSchG an-
hand des Art. 9 Abs. 3 Aarhus-Konvention auszulegen und umfasst auch von umwelt-
bezogenen Entscheidungsverfahren betroffene Umweltverbände.543  

                                                

537  BVerwG, Urt. v. 5.9.2013 – 7 C 21/12, NVwZ 2014, 64 ff. – zitiert nach Juris Rn. 39; VG Wiesbaden, 

Urt. v. 10.10.2011 – 4 K 757/11.WI, ZUR 2012, 113 ff. 

538  VG Wiesbaden, Urt. v. 10.10.2011 – 4 K 757/11.WI, ZUR 2012, 113 ff., zitiert nach Juris Rn. 53. 

539  EuGH, Urt. v. 25.7.2008 - Rs. C-237/07, Slg. 2008, I-6221 Rn. 42, Janecek. 

540  Hansmann/Röckinghausen in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 2014, § 47 BImSchG Rn 29e. 

541  EuGH Urt. v. 8.3.2011 – C-240/09, NVwZ 2011, 673 ff.; VG München Urt. v. 9.10.2012 - 1 K 12.1046, 
ZUR 2012, 699. 

542  Vgl. Schwarze, Europäisches Verwaltungsrecht, S. 62. 

543  EuGH, Urt. v. 25.7.2008 – Rs. C-237/07, Slg. 2008, I-6221 Rn. 48, 51, Janecek. 
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Der Luftreinhalteplan muss wirksame Maßnahmen enthalten. Um die Wirksamkeit der 
Maßnahmen überprüfen zu können, ist durch die Rechtsprechung eine Klagemöglich-
keit von betroffenen Anwohnern und Umweltverbänden entwickelt worden. Dies kann 
als ein Beispiel zur Verwirklichung der Befähigungsgerechtigkeit durch die Recht-
sprechung angesehen werden.  

6.6.3 Bewertung 

Die große Bedeutung der Verfahrensgerechtigkeit auf nationaler Ebene lässt sich auch 
anhand der Heftigkeit der Debatten um eine Ausweitung von Verfahrensrechte able-
sen. Die Bedeutung des Genehmigungsverfahrens – die Behörde muss Instrumente zur 
Hand haben, um sich ein zuverlässiges Urteil über die Genehmigungsfähigkeit der An-
lage bilden zu können – kommt auch durch die Rechtsprechung des BVerfG zum Aus-
druck. Das Gericht urteilt hinsichtlich der Drittbetroffenheit, dass ein Grundrechts-
schutz auch durch ein faires Verwaltungsverfahren erreicht werden kann.544 Diese Ziel-
setzung, dem Verfahrensrecht (und damit der Verfahrensgerechtigkeit) eine Aufwer-
tung zuzugestehen – sei es für den betroffenen Dritten oder für die grundsätzlichen 
Umweltbelange – verfolgt auch die Aarhus-Konvention und die sich tragenden Leitge-
danken. Materiellen Schutzgütern wird – durch ein verbessertes Verfahren – eine grö-
ßere Gewichtung bei der Entscheidung über eine Anlage eingeräumt werden können. 
Die Öffentlichkeit soll in die Lage versetzt werden, durch Informations-, Beteiligungs- 
und Klagerechte den Belangen des Umweltschutzes mehr Bedeutung beizumessen und 
so als Statthalter übergeordneter (Umwelt)Interessen fungieren.  

Zusammenfassend lässt sich sagen, die Verfahrensrechte selbst haben einen Wert an 
sich: transparente, auf Information ausgelegte Beteiligungsverfahren bieten Gewähr, 
dass die zuständigen Behörden sich ein umfassenderes Bild über die zu entscheidende 
Situation machen können, die zu Beteiligenden bekommen die Chance, ihren Interes-
sen Ausdruck zu verleihen und auch – im Sinne von Akzeptanz – die Genehmigungssi-
tuation in ihrer Gesamtheit zu erfassen. Ein praktisches Beispiel demnach für gelebte 
Rechtsstaatlichkeit. Dieses Vorgehen wird abgesichert durch die Klagemöglichkeiten, 
die den Betroffenen und der Öffentlichkeit zustehen. Dies ist deshalb von Bedeutung, 
um den vorherigen Beteiligungsschritten eine größere Relevanz zuzumessen und auch 
– wiederum im Sinne von Rechtsstaatlichkeit – einen wirksamen Kontrollmechanismus 
zu etablieren. Dies alles bedingt, dass dem Gerechtigkeitsgedanke, hier der Verfahrens-
gerechtigkeit, Ausdruck verliehen wird.  

Die Verfahrensgerechtigkeit ist aber Angriffen ausgesetzt. Im Zuge der sog. Beschleu-
nigungsgesetzgebung – vor dem Hintergrund der Debatte, den „Standort Deutschland“ 
sichern zu wollen – sind diverse Beschneidungen von Verfahrensrechten zu verzeich-
nen. Beteiligungsrechte werden aus dieser Argumentationsrichtung als Verhinderungs-
instrumente verstanden. Empirische Beweise, dass eine Weiterung von Verfahrensrech-
ten eine Abwanderung der heimischen Industrie verursacht hat, stehen aus.545 In die-
sem Kontext ist auch die Debatte um die Aarhus-Konvention zu sehen. Die Umsetzung 
der Aarhus-Konvention bzw. der sie umsetzenden europäischen Richtlinien wurde und 
wird in Deutschland aufmerksam verfolgt. Weiterungen an der deutschen Gesetz-

                                                

544  BVerfGE 53, 30 (65).  

545  Koch, Umweltrecht, 2. Aufl., § 4, Rn. 141f, S. 201 m.w.N. 
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gebung erfolgen i.d.R. nur zögerlich bzw. aufgrund von Urteilen, die seitens der obers-
ten nationalen Gerichte und des EuGH ergangen sind. Fragen, die auch auf die Gerech-
tigkeitsaspekte abzielen, stehen dabei ebenso zur Diskussion: die Klagebefugnis für ei-
nen erweiterten Kreis und der Umfang der rügefähigen Vorschriften. Die Recht-
sprechung hat durch die Urteile des EuGH und der nationalen Gerichte eine Lücke im 
Bereich der Befähigungsgerechtigkeit geschlossen, indem sie anerkannten Umweltver-
bänden eine Klagebefugnis gegen Luftreinhaltepläne nach § 42 VwGO einräumen. 
Ebenso hat der EuGH im Trianel-Urteil geurteilt, dass die deutsche Umsetzung der Öf-
fentlichkeits-Richtlinie die Klagerechte von Umweltvereinigungen gegen UVP-pflichtige 
Vorhaben defizitär ist.  

6.7 Generationengerechtigkeit 
Die Generationengerechtigkeit oder auch intergenerationelle Gerechtigkeit ist auf den 
Ausgleich der Bedürfnisbefriedigung heutiger und zukünftiger Generationen gerichtet, 
wobei dies unter Umständen auch durch die Beschränkung der Handlungsfreiheit der 
heutigen Generation erfolgen kann. Ziel ist es, die Energieversorgung und die lebens-
notwendigen Ressourcen (Luft, Wasser, Boden und Fauna) für zukünftige Generationen 
zu sichern bzw. zu bewahren. Hervorzuheben ist, dass es die intergenerationelle Ge-
rechtigkeit nicht für ausreichend hält, dass die gegenwärtigen und zukünftigen Le-
bensverhältnisse gleichbleiben, vielmehr fordert sie eine Verbesserung der Umweltbe-
dingungen.  

Der Gedanke einer intergenerationellen Gerechtigkeit findet sich in zahlreichen um-
weltrechtlichen Prinzipien, wie dem Vorsorge- und Nachhaltigkeitsprinzip. Da aber 
rechtsverbindliche, operative Bestimmungen zur intergenerationellen Gerechtigkeit 
fehlen, hat die Generationengerechtigkeit noch keinen konkreten Niederschlag in den 
drei untersuchten Rechtsebenen erfahren. Eine Ausnahme kann in der Staatszielbe-
stimmung Umweltschutz in Art. 20a GG gesehen werden mit der Aufnahme der Ver-
antwortung für die künftigen Generationen. Zwar werden dadurch die Belange der 
künftigen Generationen nicht selbst zum Schutzgut, aber sie sind in der Berücksichti-
gung von Langzeitwirkungen (durch Summation, Ressourcenerschöpfung u.ä.) enthal-
ten (siehe oben in den Abschnitten 4.2.1 und 5.6.1).  

6.7.1 Gesetzeszweck des BImSchG 

Nach § 1 BImSchG ist es der Zweck des BImSchG,  

„Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- 
und sonstige Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und dem 
Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen.  

Soweit es sich um genehmigungsbedürftige Anlagen handelt, dient dieses Gesetz auch 
der integrierten Vermeidung und Verminderung schädlicher Umwelteinwirkungen 
durch Emissionen in Luft, Wasser und Boden unter Einbeziehung der Abfallwirtschaft, 
um ein hohes Schutzniveau für die Umwelt insgesamt zu erreichen, sowie dem Schutz 
und der Vorsorge gegen Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen, 
die auf andere Weise herbeigeführt werden.“ 

Der Gesetzeszweck des BImSchG adressiert nicht ausdrücklich die intergenerationelle 
Gerechtigkeit. Indem das BImSchG lebensnotwendige Ressourcen wie Luft, Wasser, Bo-
den und Fauna schützt, wird aber mittelbar auch das Konzept der Generationengerech-
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tigkeit verwirklicht. Die Verbesserung des Zustandes dieser Schutzgüter ist im Gesetzes-
zweck nicht gefordert. 

6.7.2 Vorsorgepflichten 

Dieser ressourcenschonende Ansatz soll zum Schutz der Lebenden, der wirtschaftlichen 
Entwicklung sowie zum Schutz künftiger Generationen dienen.546 Da sich künftige Ge-
nerationen nicht auf die Abwehrpflicht des § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG berufen können, 
folgern Vertretern dieser Ansicht, dass den Staat eine objektive verfassungsrechtliche 
Pflicht treffe, den Schutz vor (insbesondere persistenten) Schadstoffen bereits im Rah-
men der Vorsorgepflichten heutiger immissionsschutzrechtlicher Entscheidungen zu 
beachten. Mit der Emissionsreduzierung sollen die Lebenschancen zukünftiger Genera-
tionen gewahrt und Entfaltungsfreiräume für sie geschaffen werden.547 Ein dritter An-
satz sieht die Vorsorge als beide Gesichtspunkte umfassendes multifunktionelles Ge-
bot.548 

Der freiraumbetonende Ansatz des Vorsorgepflicht verwirklicht den Gedanken der in-
tergenerationellen Gerechtigkeit, indem durch Emissionsreduzierung die Lebenschan-
cen zukünftiger Generationen gewahrt und Entfaltungsfreiräume für sie geschaffen 
werden sollen. 

6.7.3 Anpassung der TA Luft an den Stand der Technik 

Die kontinuierliche Anpassung der TA Luft an den Stand der Technik und die Anpas-
sung von einzelnen Genehmigungen durch nachträgliche Anordnung dienen – bei al-
ler Kritik an den Umsetzungsschwierigkeiten für die Behörden – der Verbesserung der 
Emissionssituation von Industrieanlagen und damit der intergenerationellen Gerech-
tigkeit. 

6.7.4 Abbaubare und Nichtabbaubare Schadstoffe 

Die Mitgliedstaaten haben für die Luftschadstoffe Arsen, Kadmium, Quecksilber, Nickel 
und polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe ab Ende 2012 Zielwerte in der Luft 
einzuhalten, vgl. die EG-Richtlinie 2004/107/EG und die 39. BImSchV. In Deutschland 
fehlt es bislang aber an einem wirksamen Instrumentarium, das es den Behörden er-
möglicht auf die Einhaltung dieser Qualitätsziele hinzuarbeiten. Für den Fall, dass bei 
einer beantragten immissionsschutzrechtlichen Genehmigung zwar die anlagenbezo-
genen Grenzwerte eingehalten werden, aber gesetzlich vorgegebene Umweltqualitäts-
ziele nicht eingehalten werden, hat die Behörde keine Handlungsmöglichkeit. 

Der lückenhafte Schutz vor Immissionen der Landwirtschaft ist vor dem Hintergrund 
der intergenerationellen Gerechtigkeit zu hinterfragen. So tragen insbesondere Am-

                                                

546  Roßnagel, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 5 Rn 472 ff., 474 ff., 477. 

547  Roßnagel, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 5 Rn 477 mit weiteren Nachweisen in 

der Literatur. 

548  Jarass, Bundesimmissionsschutzgesetz, 2013, § 5, Rn 48; Schmidt/Kahl, Umweltrecht, 2010, § 2 

Rn 54; Sendler, Wer gefährdet wen: Eigentum und Bestandsschutz den Umweltschutz – oder um-

gekehrt? UPR 1983, S. 33 (43); Sparwasser/Engel/Voßkuhle, Umweltrecht, 2003, § 10 Rn 155. 
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moniak und das Reaktionsprodukt Ammonium zur Versauerung und Eutrophierung 
von Land- und Ökosystemen bei, was bei einer nachhaltigen Schädigung den Erhalt 
dieser Ökosysteme für nachfolgende Generationen gefährdet.  

6.7.5 Nachsorgepflichten 

Nach § 5 Abs. 3 und Abs. 4 BImSchG sind genehmigungsbedürftige Anlagen so zu er-
richten, zu betreiben und stillzulegen, dass auch nach einer Betriebseinstellung keine 
schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und 
erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft von dem 
Grundstück hervorgerufen werden, vorhandene Abfälle ordnungsgemäß und schadlos 
verwertet oder beseitigt werden und die Wiederherstellung eines ordnungsgemäßen 
Zustandes des Anlagengrundstücks gewährleistet ist.  

Verursacht der Betrieb von Anlagen, die der Industrieemissions-Richtlinie unterliegen, 
Bodenverschmutzungen oder erhebliche Grundwasserverschmutzungen auf dem Anla-
gengrundstück, ist der Betreiber verpflichtet nach Einstellung des Anlagebetriebs das 
Grundstück wieder in den Ausgangszustand zurückzuführen (§ 5 Abs. 4 BImSchG). Die 
Pflicht das Grundstück nach Einstellung des Anlagenbetriebs in den Ausgangszustand 
zurückzuführen (der in einem Bericht festgelegt wird), gilt nur für Verschmutzungen, 
die nach dem 7.1.2013 aufgrund des Anlagenbetriebs verursacht worden sind. Es dürfte 
jedoch schwierig sein, Verschmutzungen, die vor und/oder nach dem Stichtag eingetre-
ten sind, zu unterscheiden, insbesondere wenn die Sanierungspflicht erst nach Einstel-
lung des Anlagenbetriebs erfolgt, also erst in einer ex-post-Betrachtung möglich ist.  

Die Pflicht zur Sanierung des Anlagenstandorts kann als Instrument zur Umsetzung der 
intergenerationellen Gerechtigkeit angesehen werden, da im Fall einer Anlagenstillle-
gung das Grundstück in den Ausgangszustand zurückzuversetzen ist. Damit werden 
zukünftigen Generationen keine Altlasten auf Grundstücken, insbesondere Boden- und 
Grundwasserverschmutzungen, hinterlassen. Ferner kann die Sanierungspflicht als 
Ausdruck der Chancengerechtigkeit dem Verursacherprinzip Rechnung getragen, da 
dem Anlagenbetreiber und nicht der Allgemeinheit die sachliche und finanzielle Ver-
antwortung für Vermeidung von Gefahren sowie von erheblichen Nachteilen oder Be-
lästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft auferlegt wird. Die Wirkung 
der Pflicht und damit die Umsetzung der Gerechtigkeitskonzepte wird jedoch zum ei-
nen dadurch relativiert, dass der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten ist, 
zudem anderen dadurch, dass nur solche erheblichen Boden- und Grundwasserver-
schmutzungen berücksichtigt werden sollen, die nach dem Stichtag 7.1.2013 verursacht 
worden sind. 

6.8 Ökologische Gerechtigkeit 
Die ökologische Gerechtigkeit betrachtet die durch menschliches Handeln verursachten 
Umweltschäden im Hinblick auf die damit verbundenen Beeinträchtigungen der öko-
logischen Systeme; also die Folgen unseres Tuns für Tiere, Pflanzen und Lebensgemein-
schaften. Dabei wird die Natur zwar als eigener Handlungsadressat betrachtet, aber ihr 
werden keine eigenen Rechte zuerkannt, sondern sie wird in ihrer Bedeutung für den 
Menschen geschützt. Zu den Rechtsprinzipien, die als Ausgestaltung dieses Konzepts 
angesehen werden können und sich auf der Ebene des Umweltvölkerrechts, der EU so-
wie im nationalen Recht finden, gehören das Vorsorge- und Schutzprinzip, das Integra-
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tionsprinzip sowie der Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung (siehe oben in den Ab-
schnitten 4.2.2 und 5.6.2). 

Ausprägungen der ökologischen Gerechtigkeit finden sich den folgenden Regelungen 
des BImSchG: 

6.8.1 Gesetzeszweck des BImSchG 

Nach dem Wortlaut in § 1 Abs. 1 BImSchG erfasst das Gesetz eine große Zahl von 
Schutzgütern (siehe den Wortlaut in Abschnitt 6.7.1). Neben dem Menschen werden 
Flora und Fauna, Boden, Wasser und Atmosphäre sowie Kultur- und Sachgüter als ei-
gene Schutzgüter genannt. Eine Konkretisierung des Schutzbereichs erfährt der Geset-
zeszweck durch die Definition des Begriffs „schädliche Umwelteinwirkung“ in § 3 Abs. 
1 BImSchG als „Immissionen, die nach Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Gefah-
ren, erhebliche Nacheile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die 
Nachbarschaft herbeizuführen“. Mit dieser Festlegung werden die Güter des § 1 dann 
vor einwirkenden Luftverunreinigungen (Immissionen nach § 3 Abs. 2 BImSchG) ge-
schützt, wenn die Allgemeinheit oder Nachbarschaft gefährdet, benachteiligt oder be-
lästigt ist. Damit werden nicht nur die Menschen in der Nachbarschaft geschützt549, 
sondern über den Begriff der Allgemeinheit werden auch die Güter „Flora, Fauna, Bo-
den, Wasser,…“ erfasst. Das letztere im Allgemeininteresse liegen und damit als eigene 
Schutzgüter zu behandeln sind – und nicht bloß indirekt zum Schutz der Menschen 
dienen – , wird u.a. mit der Aufnahme des Tierschutzes in Art. 20a GG begründet. Die 
Aufnahme bestätige, dass der Tierschutz als eigenes Schutzgut zu den rechtlich ge-
schützten Allgemeininteressen im Sinne des BImSchG zu zählen ist.550 Allerdings wird 
der im Gesetzeszweck (§ 1 Abs. 1) und in der Definition (§ 3 Abs. 1) gleichwertig ange-
legten Schutz von Mensch und Umweltgütern, durch die Schutznormtheorie stark ein-
geschränkt. So sind die zuständigen Behörden dazu verpflichtet, den Schutz der in § 1 
Abs. 1 BImSchG genannten Güter vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu gewährleis-
ten. Aber bis auf die Verbandsklage haben Dritte keine Möglichkeit eine Verletzung 
dieser Pflichten einzuklagen, solange dies nicht zu einer Verletzung ihrer individuellen 
Recht führt (siehe in Abschnitt 6.6.2.1).551 Kloepfer folgert daraus, dass es „faktisch im 
Ergebnis doch beim anthropozentrischen Umweltschutz“ bleibt.552 

Die Ausführungen zeigen, dass über die in § 1 BImSchG normierten Schutzgüter in der 
Literatur Uneinigkeit besteht, ob das Gesetz einen anthropozentrischen oder ökozentri-
schen Ansatz verfolgt.553 Mit guten Gründen wird jedoch davon ausgegangen, dass der 

                                                

549  Das BImSchG enthält keine Legaldefinition der Nachbarschaft. Mit Führ § 1, in 119 in GK (2013) ist 

jedoch davon auszugehen, dass damit nicht nur die Menschen in der Umgebung einer Emissions-
quelle gemeint sind, sondern auch die Sach-, Natur- und Kulturgüter („Gesamtheit der Umge-

bung“). 

550  Jarass, Bundesimmissionsschutzgesetz, 2013, § 3, Rn 32. 

551  Siehe Führ, in Koch/Scheuing (Hrsg.) GK-BImSchG, § 1, Rn 121. 

552  Klopfer (2006), § 14, Rn 52; Jarass, Bundesimmissionsschutzgesetz, 2013, § 1, Rn 14. 

553  Bosselmann (1998), Ökologische Grundrechte, S. 129 ff. 
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Schutzzweck über einen rein anthropozentrischen Umweltschutz hinausgeht.554 Der 
Gesetzeszweck in § 1 BImSchG entspricht damit auf jeden Fall dem Ansatz der ökologi-
schen Gerechtigkeit, also dem Schutz der Natur für den Menschen. Der Schutz für Tiere, 
Pflanzen und Lebensgemeinschaften wird als eigenständiger Handlungsadressat ver-
standen, ohne der Natur eigene Recht zuzuerkennen. Gerechtigkeitsaspekte wie sie mit 
dem „Eigenrecht der Natur“ erwogen werden, sind hingegen nicht im Gesetzeszweck 
des BImSchG verankert. 

Der Gesetzeszweck des BImSchG kann - mit der Einschränkung begrenzter gerichtlicher 
Durchsetzbarkeit - als Umsetzung des Konzepts der ökologischen Gerechtigkeit verstan-
den werden.  

6.8.2 Integrierte Vermeidung von Umwelteinwirkungen bei der Vorhabengenehmigung 

Betreiber von genehmigungsbedürftigen Anlagen müssen nach § 6 BImSchG eine An-
lagengenehmigung beantragen. Im Rahmen dieser Genehmigung ist die integrierte 
Vermeidung und Verminderung schädlicher Umwelteinwirkungen durch Emissionen 
in Luft, Wasser und Boden unter Einbeziehung der Abfallwirtschaft zu beachten (vgl. § 
1 Abs. 2 BImSchG). Es sollen also Wechselbeziehungen zwischen den einzelnen Um-
weltmedien berücksichtigt werden und Belastungsverlagerungen zwischen den Medien 
vermieden werden.  

Die integrierte Vermeidung von schädlichen Umwelteinwirkungen im BImSchG ist als 
Ausprägung des Konzepts der ökologischen Gerechtigkeit zu verstehen. Ziel ist es, mög-
liche Verlagerungen von nachteiligen Auswirkungen von einem Schutzgut auf ein an-
deres aufgrund von Wechselwirkungen zwischen den Gütern zu berücksichtigen und 
ein hohes Schutzniveau für die Umwelt insgesamt zu gewährleisten. Eine bloße Einzel-
betrachtung der Umweltmedien Luft, Wasser und Boden soll vermieden werden. 

6.8.3 Luftreinhalteplan 

Das Instrument der Luftreinhalteplanung mit der Maßnahmenauswahl verlangt eine 
integrierte Betrachtung der Umweltgüter und folgt damit dem Integrationsprinzip. Es 
soll zu keiner Belastung anderer Umweltmedien zugunsten der Luft kommen. Darin ist 
eine Umsetzung der ökologischen Gerechtigkeit zu sehen, da das ökologische System 
als Ganzes in seiner Bedeutung für den Menschen gesehen wird. 

6.9 Chancengerechtigkeit 
Die Chancengerechtigkeit hat die gerechte Verteilung von Umweltgütern und -lasten 
sowie der Kosten insbesondere durch materielle Verteilungskriterien und Verteilungs-
verfahren zum Inhalt und wird deshalb im Zusammenhang mit der verhältnismäßigen 
Gleichheit behandelt (siehe oben in den Abschnitten 4.2.3 und 5.6.3). 

6.10 Eigenrechte der Natur 
Die Forderung nach Eigenrechten der Natur richtet sich ausgehend von einer ökozent-
rischen Perspektive auf die Anerkennung subjektiver Rechte der Natur, die treuhände-

                                                

554  Führ, in Koch/Scheuing (Hrsg.) GK-BImSchG, § 1, Rn 122. 
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risch von Einzelpersonen (z.B. Umweltanwälten), Umweltschutzverbänden oder öffent-
lichen Institutionen bzw. im Wege einer Erweiterung der Klagebefugnis wahrgenom-
men werden (siehe oben in den Abschnitten 4.2.4 und 5.6.4).  

Eine direkte Umsetzung dieses Konzepts findet sich auf keiner der drei untersuchten 
Rechtsebenen. Eigenrechte der Natur lassen sich insbesondere nicht aus Art. 20a GG 
herleiten, da der Bezugspunkt dieses Staatsziels darin liegt, die natürlichen Lebens-
grundlagen für den Menschen zu schützen. 

Im Recht der Luftreinhaltung konnte eine Umsetzung des Konzepts „Eigenrechte der 
Natur“ nicht festgestellt werden, da der Natur keine subjektiven Rechte zuerkannt wer-
den. Um z.B. den „Schutz der Vegetation und der Ökosysteme“ vor Gericht geltend zu 
machen, muss der Kläger nach § 42 Abs. 2 VwGO klagebefugt sein, d.h. er muss in ei-
genen Rechten verletzt sein. Werden z.B. die Immissionswerte der TA Luft in Nr. 4.4 für 
Schwefeldioxid, Stickstoffoxide, Fluorwasserstoff und Ammoniak, die dem Schutz der 
Vegetation und der Ökosysteme dienen, überschritten, kann ein Kläger dies gerichtlich 
nur geltend machen, wenn die betroffenen Tiere und Pflanzen in seinem Eigentum 
stehen. Sind hingegen wildlebende Tiere betroffen, kann er eine Überschreitung der 
Immissionswerte nicht gerichtlich anfechten. Vielmehr sind die zuständigen Behörden 
dazu verpflichtet, den Schutz der in § 1 Abs. 1 BImSchG genannten Güter vor schädli-
chen Umwelteinwirkungen zu gewährleisten. Auch mit der altruistischen Verbandskla-
ge werden keine Eigenrechte der Natur gewährleistet. Sie durchbricht zwar das Erfor-
dernis in eignen Rechten verletzt zu sein, aber es handelt sich um eine Subjektivierung 
des öffentlichen Interesses und nicht ausschließlich um Rechte der Natur. 
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6.11 Zusammenfassung der Luftreinhaltevorschriften anhand der Systematisierungs-
ansätze 

In diesem Kapitel wird ein Überblick über die Umsetzung der die Gerechtigkeitskon-
zepte im Recht der Luftreinhaltung gegeben. 

Im Recht der Luftreinhaltung gibt es zahlreiche instrumentelle Ansätze zur Verwirkli-
chung der (verhältnismäßigen) Gleichheit und es lassen sich Einflüsse aus der materiel-
len Dimensionen der Gerechtigkeitskonzepte der ökologischen Gerechtigkeit, der in-
tergenerationellen Gerechtigkeit und der Chancengleichheit finden. Teilweise ist der 
Einfluss der Konzepte stark ausgeprägt, teilweise nur angerissen. Das Konzept „Eigen-
rechte der Natur“ ist hingegen im Recht der Luftreinhaltung nicht umgesetzt. 

Die lückenhafte Heranziehung von Anlagen zur Vermeidung und Verminderung von 
Luftschadstoffen im Rahmen einer integrierten Genehmigungspflicht ist im Hinblick 
auf die Verwirklichung der verhältnismäßigen Gleichheit bedenklich, da keine sachli-
chen Differenzierungsgründe ersichtlich sind, an denen die Aufnahme bzw. Nichtauf-
nahme von Anlagen in die 4. BImSchV beurteilt werden kann. Darin ist eine Verlet-
zung des Verursacherprinzips zu sehen, da die entsprechenden Anlagenbetreiber zu-
mindest eine geringere sachliche und finanzielle Verantwortung für die von ihren An-
lagen ausgehenden Risiken, Gefahren, Belastungen und Schäden für die Umwelt tra-
gen. 

Die Vorsorge- und Schutzpflichten des BImSchG in ihrer Konkretisierung durch die TA 
Luft sind als Umsetzung des Gerechtigkeitskonzepts der verhältnismäßigen Gleichheit 
zu sehen. Zum Schutz von Leben und Gesundheit werden schadstoffspezifische Emissi-
ons- und Immissionsgrenzwerte aufgestellt, die von allen Anlagenbetreibern einzuhal-
ten sind und dem Gesundheitsschutz aller Bürger dienen sollen. 

Die Irrelevanzschwelle nach Nr. 4.2.2 lit. a TA Luft sowie die 5%-Schwelle in Nr. 4.5.2 lit. 
a bei der Deposition von Luftschadstoffen kann das Gerechtigkeitskonzept der verhält-
nismäßigen Gleichheit verletzen. Nimmt eine größere Anzahl von Anlagen in einem 
Beurteilungsgebiet die Irrelevanzklausel in Anspruch, so kann eine Gesundheitsgefahr 
hervorgerufen werden. In dieser Konstellation wären die Anwohner im Umfeld dieser 
Anlagen dann - im Vergleich zu andern Bürgern - Schadstoffbelastungen ausgesetzt, die 
nicht nur unerheblich über den Grenzwerten zum Schutz ihrer Gesundheit liegen. 

Die Umsetzung des Konzepts der intergenerationellen Gerechtigkeit ist im freiraumbe-
tonende Ansatz des Vorsorgepflicht nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG verwirklicht, indem 
durch Emissionsreduzierung die Lebenschancen zukünftiger Generationen gewahrt 
und Entfaltungsfreiräume für sie geschaffen werden sollen. Gleiches gilt, wenn der 
Vorsorgepflicht auch eine Sanierungskomponente zugesprochen wird, d.h. der Abbau 
von bestehenden Schadstoffbelastungen. Zudem sind die Nachsorgepflichten nach § 5 
Abs. 3 und 4 BImSchG als Instrument zur Umsetzung des Konzepts anzusehen, da im 
Fall einer Anlagenstilllegung das Grundstück in den Ausgangszustand zurückzuverset-
zen ist. Soweit die Vorsorgepflichten für Anlagen durch den Stand der Technik konkre-
tisiert werden (also im Fall der 13. und 17. BImSchV sowie der Nr. 3 der TA Luft), hat 
der Staat auch einen im Rahmen der Verhältnismäßigkeit liegenden Maßstab zum 
Schutz zukünftiger Generationen geschaffen. Fehlt es an einem solchen Maßstab, muss 
die Verwaltungsbehörde bei der Genehmigung nach § 6 Nr. 1 und der nachträglichen 
Anordnung nach § 17 Abs. 1 BImSchV die Vorsorgepflichten für die konkrete Anlage 
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unmittelbar aus dem Gesetz bestimmen.555 Aufgrund der unterschiedlichen Auffassun-
gen zu Vorsorgepflicht und den Interessenslagen, steht zu vermuten, dass in diesen 
Fällen die Behörde den Schutz zukünftiger Generationen nicht im Fokus hat.  

Das Konzept der ökologischen Gerechtigkeit findet sich an einigen Stellen im Recht der 
Luftreinhaltung wieder. So im Gesetzeszweck des BImSchG und im Instrument der in-
tegrierten Vorhabengenehmigung. Die integrierte Vermeidung von Umweltbelastun-
gen verwirklicht das ökologische Gerechtigkeitskonzept, da eine Verschiebung zwi-
schen Umweltmedien vermieden werden soll und damit die Ökosysteme als Ganzes be-
trachtet werden. Dies ist insbesondere bei einer Verschiebung von Schadstoffen aus der 
Luft in das Abwasser relevant. Ferner enthält die TA Luft Schutz- und Vorsorgepflichten 
für Ökosysteme. Auch die integrierte Betrachtung der Umweltgüter im Rahmen der 
Luftreinhalteplanung ist als eine Umsetzung der ökologischen Gerechtigkeit zu sehen. 

Der Schutz der der Ökosysteme ist im Recht der Luftreinhaltung allerdings lückenhaft. 
So sind die geltenden Vorsorgewerte der TA Luft dahingehend zu kritisieren, dass sie 
nicht als medienorientierte Höchstwerte ausgestaltet sind und insbesondere nicht die 
Assimilations- und Regenerationspotenziale der Umweltmedien berücksichtigen.556 
Nach dem Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung (siehe zu dem Grundsatz in Ab-
schnitt 5.3.2.5) dürfen Schadstoffemissionen Umweltmedien und Ökosysteme nur in 
dem Maß belasten, die ihren Abbau- und Tragekapazitäten entspricht. Werden diese 
Abbau- und Tragekapazitäten eines Umweltmediums überschritten, ist eine nachhaltige 
Schädigung des Umweltmediums zu erwarten, welche jetzige und nachfolgende Gene-
rationen belastet. Lücken beim Schutz der Ökosysteme sind auch darin zu sehen, dass 
Emissionen von Grün- und Ackerflächen aufgrund fehlender Anlageneigenschaft nicht 
erfasst werden. Bei Tierhaltungsanlagen gelten die Vorsorge- und Schutzpflichten nur 
zum Schutz vor Ammoniak aber nicht für weitere Schadstoffe. Zudem sind die Min-
destabstandsflächen zum Schutz vor Ammoniak im Vergleich zu den Emissionen der 
Massentierhaltungsanlagen niedrig angesetzt.  

Die Berücksichtigung von Schadstoffsummationen ist als Kriterium des Vorsorgeprin-
zips ein Ausfluss der ökologischen Gerechtigkeit. Indem die TA Luft auf die Gesamtbe-
lastung der Immissionen abstellt, also Vorbelastung von Immissionen berücksichtigt, 
trägt sie prinzipiell diesem Gerechtigkeitskonzept Rechnung. Allerdings ist ein Wider-
spruch zur Chancengerechtigkeit darin zu sehen, dass die Ausschöpfung der Immissi-
onswerte (z.B. durch Vorbelastungen des Verkehrs) zu Lasten der Industrie geht und 
dem Verkehr nicht angerechnet werden. Defizitär ist die Summationsbetrachtung auch 
im Fall nachträglicher Erhöhungen der Immissionswerte, z.B. durch den Straßenver-
kehr. Denn diese werden nicht berücksichtigt, wenn nicht eine Industrieanlage in dem 
Bereich zugelassen wird.  

Die nachfolgende Tabelle gibt einen Überblick über die Zuordnung der Luftreinhal-
tungsvorschriften zu den Gerechtigkeitskonzepten der Rechtsphilosophie und den An-
forderungen des höherrangigen Rechts (vgl. den Überblick in Abschnitt 5.6.8). 

                                                

555  Roßnagel, in: Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, 2014, § 5 Rn 415. 

556  Klopfer, Michael und Reinert, Sigrid (2000): Die Umweltfrage als Verteilungsproblem in rechtlicher 

Sicht, S. 79 (101), in Michael Kloepfer: Umweltschutz und Recht – Grundlagen, Verfassungsrahmen und 

Entwicklungen. Berlin.  
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Tabelle 2: Zuordnung der Luftreinhaltungsvorschriften 

Gerechtigkeitskonzepte der 
Rechtsphilosophie 

Internationale 
Rechtsebene 

Europäische Rechtsebene Nationale Rechtsebene Beispiele aus dem Referenzge-
biet „Luftreinhaltung“ 

Prozedurale Gerechtigkeitskonzepte  

Generationengerechtig-
keit (Ausgleich der Be-
dürfnisbefriedigung 
heutiger und zukünfti-
ger Generationen, Si-
cherung und Verbesse-
rung der Umweltbedin-
gungen) 

• Nachhaltige 
Entwicklung; 

• Vorsorgeprinzip; 

• Verursacher-
prinzip; 

• Gemeinsames 
Erbe der 
Menschheit; 

• Gemeinsame 
Sorge der 
Menschheit; 

• Gemeinsame, 
aber unter-
schiedliche Ver-
antwortlichkeit 

• Ziel Ressourcen-
schutz, Verbesse-
rung der Um-
weltqualität; 

• Hohes Schutzni-
veau; 

• Vorsorge- und 
Vorbeugeprin-
zip; 

• Verursacher-
prinzip; 

• Grundsatz der 
Nachhaltigen 
Entwicklung; 

• Abs. 6 Präambel 
GrCh 

• Art. 20a GG; 

• Sozialstaatsprin-
zip; 

• Grundrechtliche 
Vorwirkung, 
Grundrechtsvor-
aussetzungs-
schutz; 

• Vorsorgeprinzip; 

• Nachhaltigkeits-
prinzip; 

• Verursacherprin-
zip 

• § 5 Abs. 1 Nr. 2 
(freiraumbetonende 
Ansatz verwirklicht 
intergenerationelle 
Gerechtigkeit); 

• § 5 Abs. 3 und 4 
(Nachsorgepflich-
ten). 

Ökologische Gerechtig-
keit (Natur als eigen-
ständiger Handlungsad-
ressat, Schutz der Natur 
für den Menschen) 

• Nachhaltige 
Entwicklung; 

• Vorsorgeprinzip;  

• Gemeinsame 
Sorge der 
Menschheit und 
Statusprinzipien 

• Ziele Ressour-
censchutz und 
Verbesserung 
der Umweltqua-
lität; 

• Hohes Schutzni-
veau; 

• Art. 20a GG; 

• Schutz- und Vor-
sorgeprinzip; 

• Nachhaltigkeit-
sprinzip; 

• Integrationsprin-

• § 1 BImSchG schützt 
die Natur für den 
Menschen; 

• Integrierte Anla-
gengenehmigung 
nach § 6 BImSchG 
als Ausdruck inter-
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insgesamt, so-
weit diese 
Schutzpflichten 
enthalten 

• Vorsorge- und 
Vorbeugeprin-
zip; 

• Grundsatz der 
Nachhaltigen 
Entwicklung 

zip ner Integration;  

• Vorsorgeanforde-
rungen der TA Luft 
zum Schutz von 
Ökosystemen; 

• Luftreinhalteplanun
g 

Chancengerechtigkeit 
(Teilhaberechte, ge-
rechte Verteilung von 
Umweltnutzen und Um-
weltlasten) 

• No harm Regel; 

• Gebot der fairen 
und gerechten 
Aufteilung ge-
meinsamer na-
türlicher Res-
sourcen; 

• Prinzip der Ge-
mein-
schaftssache; 

• Gemeinsames 
Erbe der Men-
schheit; 

• Nachhaltige 
Entwicklung; 

• Verursacher-
prinzip; 

• Prinzip der ge-
meinsamen aber 
unterschiedli-
chen Verant-
wortlichkeit; 

• Hohes Schutzni-
veau; 

• Ursprungsprin-
zip; 

• Verursacher-
prinzip; 

• Vorsorgeprinzip; 

• Grundsatz der 
Nachhaltigen 
Entwicklung; 

• Kooperations-
prinzip; 

• Verfahrensrech-
te; 

• Abwägungsge-
bote des Art. 191 
Abs. 3 AEUV 

• Sozialstaatsprin-
zip; 

• Art. 3 Abs. 1 und 
Abs. 3 GG; 

• grundrechtliche 
Schutzpflichten; 

• Verfahrensrechte; 

• Schutz- und Vor-
sorgeprinzip ; 

• Verursacherprin-
zip; 

• Nachhaltigkeits-
prinzip; 

• Kooperationsprin-
zip; 

• Integrationsprin-
zip 

• Einhaltung von Vor-
sorgepflichten 
durch Betreiber von 
(nicht) genehmi-
gungsbedürftigen 
Anlagen nach § 5 
BImSchG; 

• § 38 (Anforderun-
gen an Herstellung 
und Betrieb von 
Fahrzeugen); 

• § 40 (Verkehrsbe-
schränkungen und -
verbote); 

• § 47 
(Luftreinhaltepläne). 
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• Verfahrensrechte 
(Informations-, 
Konsultations- 
und Kooperati-
onspflichten) 

Eigenrechte der Natur • Kein Anknüp-
fungspunkt 

• Kein Anknüp-
fungspunkt 

• Kein Anknüp-
fungspunkt 

• Keine Verwirkli-
chung mi Recht der 
Luftreinhaltung 

Befähigungsgerechtig-
keit (Staat muss Bedin-
gungen schaffen, damit 
der Mensch seine Fä-
higkeiten entfalten 
kann: Bildung, Gesund-
heitsfürsorge); größt-
mögliches eigenverant-
wortliches Handeln der 
Bürger 

• Prinzip der ge-
meinsamen aber 
unterschiedli-
chen Verant-
wortlichkeit (Er-
füllungshilfe); 

• Verfahrensrechte 
(Informations-, 
Konsultations- 
und Kooperati-
onspflichten); 

• Menschenrechte  

• Ziel Gesund-
heitsschutz; 

• Hohes Schutzni-
veau; 

• Kooperations-
prinzip; 

• Verfahrensrech-
te; 

• Grundrechtliche 
Schutzpflichten 

• Grundrechte (Art. 
2 Abs. 2 S. 1, 5 
Abs. 1 und 3, 9 
Abs. 1 GG) 

• Verfahrensrechte; 

• Sozialstaatsprin-
zip; 

• Demokratieprin-
zip 

• Rechtsstaatsprin-
zip; 

• Schutzprinzip; 

• Kooperationsprin-
zip; 

• Nachhaltigkeits-
prinzip; 

• Kompensations-
prinzip 

• Informations-, Betei-
ligungs- und Klage-
rechte im BImSchG, 
siehe dazu § 10 
BImSchG, § 2 
UmwRG 

Materielle Gerechtigkeitskonzepte  
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(Verhältnismäßige) Gleichheit • Prinzip der 
gemeinsa-
men aber 
unterschied-
lichen Ver-
antwortlichk
eit; 

• Gebot der 
fairen und 
gerechten 
Aufteilung 
gemeinsa-
mer natürli-
cher Res-
sourcen; 

• Billigkeits-
prinzip 

• Art. 20, 21 GrCh, • Sozialstaatsprin-
zip; 

• Rechtstaatsprin-
zip; 

• Freiheits- und 
Gleichheitsrechte 
(Art. 2 Abs. 2 S. 1, 
12, 14, 3 Abs. 1 
und Abs. 3 GG) 

• Genehmigungs-
pflicht für Anlagen 
nach 4. BImSchV 
(aber Bedenken ge-
gen Regelungsme-
thodik der 4. 
BImSchV; unge-
rechtfertigte Aus-
nahme in § 4 Abs. 2 
BImSchG); 

• § 5 BImSchG (Vor-
sorge- und Schutz-
pflichten in Konkre-
tisierung durch TA 
Luft); 

• § 38 (Anforderung 
an Fahrzeugemissi-
onen und Kraft-
stoffqualität); 

• § 40 (Verkehrsbe-
schränkungen und -
verbote); 

• § 47 
(Luftreinhaltepläne). 
Verteilung der Um-
weltlasten nach 
dem Verursacher-
prinzip gem. § 47 
Abs. 4 S. 1 BImSchG.  

Abwägungsgebot (im Einzel-
fall), Stärkung der ökologi-

• Gebot der 
fairen und 

• Grundsatz der 
Nachhaltigen 

• Freiheitsrechte • Vorsorgepflichten 
nach § 5 Abs. 1 Nr. 



Gerechtigkeit im Umweltrecht – GerechtUm 

180 

schen Aspekte gerechten 
Aufteilung 
gemeinsa-
mer natürli-
cher Res-
sourcen; 

• Nachhaltige 
Entwick-
lung; 

• Vorsorge-
prinzip als 
prozedura-
ler Abwä-
gungsmecha
nismus; 

• Billigkeits-
prinzip 

Entwicklung; 

• Querschnittsklau
sel; 

• Abwägungsge-
bote des Art. 191 
Abs. 3 AEUV 

• Art. 20a GG; 

• Rechtstaatsprin-
zip; 

• Nachhaltigkeits-
prinzip; 

• Integrationsprin-
zip 

2 BImSchG in Form 
des Standes der 
Technik sind von 
jedem Anlagenbe-
treiber unabhängig 
von seiner wirt-
schaftlichen Leis-
tungsfähigkeit ein-
zuhalten. 

• Integrativer Ansatz 
nach § 7 Abs. 1 S. 2 
BImSchG, medien-
übergreifende Be-
trachtung von Um-
weltbelastungen 
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7 Optionen zur verbesserten Umsetzung der Gerechtigkeitskonzepte 

In diesem Kapitel werden Optionen zur Behebung oder Verminderung von Gerechtig-
keitsdefiziten im Recht der Luftreinhaltung aufgezeigt. Diese beziehen sich auf die Um-
setzung der materiellen sowie formellen Dimension der Gerechtigkeitskonzepte. 

7.1 Optionen zur Umsetzung der materiellen Dimension der Gerechtigkeitskonzepte 
(Hermann) 

7.1.1 Vorgaben zur Aufnahme von Anlagen in die 4. BImSchV 

Vor dem Hintergrund der verhältnismäßigen Gleichheit, sollte die Regelungssystematik 
der 4. BImSchV überdacht werden. So sollten transparente Kriterien eingeführt werden, 
anhand derer die Aufnahme von Anlagen in die 4. BImSchV bestimmt wird. Ziel ist es, 
dass alle Anlagen mit vergleichbaren Umweltauswirkungen gleich behandelt werden, 
d.h. die erhöhten Anforderungen genehmigungsbedürftiger Anlagen einzuhalten ha-
ben. Zu denken wäre z.B. an den Vorschlag von Jarass, die Genehmigungsbedürftigkeit 
an Emissionsmassenströme zu koppeln. Die Ausnahme für bestimmte Anlagen des 
Bergwesens nach § 4 Abs. 2 BImSchG sollte gestrichen werden. 

7.1.2 Heranziehung von Verursachergruppen 

Obwohl die Landwirtschaft ein wesentlicher Emittent von Ammoniak ist, können keine 
Reduktionsmaßnahmen im Rahmen von Luftreinhalteplänen nach § 47 Abs.1 und 2 
BImSchG, also in Kurzfristplänen, beschlossen werden, da für Ammoniak in der 39. 
BImSchV keine Immissionsgrenzwerte vorgesehen sind. Vielmehr können nur Maß-
nahmen im Rahmen von Luftreinhalteplänen gem. § 47 Abs. 3 BImSchG erlassen wer-
den, wenn die Bundesländer mittels Rechtsverordnungen Untersuchungsgebiete nach § 
44 Abs. 2 BImSchG erlassen, die diese beiden Stoffe betreffen. Da grundsätzlich Luft-
reinhalte- und Aktionspläne geeignete Instrumente sind um auch die Landwirtschaft 
als Verursacher in die Luftreinhalteplanung einzubeziehen, sollten auch für Ammoniak 
Immissionsgrenzwerte in der 39. BImSchV festgelegt werden. Somit könnten dem Ge-
rechtigkeitskonzept der verhältnismäßigen Gleichheit zwischen Emittenten von Luft-
schadstoffen Rechnung getragen werden. 

7.1.3 Stärkung der Vorsorgepflichten 

Mit der Stärkung der Vorsorgepflichten im Recht der Luftreinhaltung kann die Ver-
wirklichung verschiedener Gerechtigkeitskonzepte unterstützt werden. Ausgangspunkt 
bildet dabei das Verständnis des Vorsorgeprinzips als multifunktionales Gebot, mit dem 
insbesondere ein Sicherheitsabstand zur Grenze schädlicher Umwelteinwirkungen ge-
schaffen werden soll sowie der Schutz vor (insbesondere persistenten und 
akkumulierbaren) Schadstoffen bezweckt wird.  

Die Anpassung von Altanlagen an den Stand der Technik soll zu Emissionsminderun-
gen führen, die den Sicherheitsabstand zur Grenze schädlicher Umwelteinwirkungen 
im Sinne der Vorsorge verbessert. Die räumliche Verteilung von (Alt-)anlagen, die dem 
Stand der Technik entsprechen, und Anlagen, für die dies nicht gilt, führt zu einer un-
terschiedlichen Ausschöpfung des Sicherheitsabstandes zur Schädlichkeitsschwelle, die 
durch die Immissionswerte vorgegebenen wird. In der Folge ist von Gebieten mit un-
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terschiedlicher Luftqualität auszugehen. Erfolgt die Anpassung an den Stand der Tech-
nik nicht (z.B. weil sie nicht verhältnismäßig ist) oder nur in langen Zeiträumen, ist dies 
insbesondere in Gebieten mit einer hohen Schadstoffbelastung (knapp unterhalb der 
Gefahrenschwelle) im Hinblick auf die Verwirklichung der verhältnismäßigen Gleich-
heit problematisch. Zwar verfolgt das BImSchG unterhalb der Gefahrenschwelle nicht 
das Ziel einer einheitlichen Luftqualität, aber gleichwohl führt die Nichtausschöpfung 
von möglichen Entlastungspotenzialen zu einer – rechtlich zulässigen - Ungleichbe-
handlung557 von Bewohnern stark belasteter Gebiete gegenüber Bewohnern in Gebie-
ten mit guter Luftqualität. 

Im Hinblick auf das zweite Ziel der Vorsorge, sind Verbesserungen bei sich akkumulie-
renden Schadstoffen, wie Schwermetalle, notwendig und werden durch die die EG-
Richtlinie 2004/107/EG und die 39. BImSchV angestrebt. Diese Zielsetzung dient der 
Verwirklichung der intergenerationellen Gerechtigkeit, denn die Anreicherung dieser 
Schadstoffe im Boden beeinträchtigt ihre Nutzung durch zukünftige Generationen. 
Deshalb sollte gerade bei diesen Stoffen die Freihaltung von Nutzungsräumen im Sinne 
des Vorsorgeprinzips gestärkt werden.  

Im Sinne der zuvor genannten Gerechtigkeitskonzepte sind im Bereich der Anlagenge-
nehmigung verschiedene (alternative) Ansatzpunkte zur Stärkung der Vorsorge denk-
bar: 

a) Die Einführung eines Versagungsermessens: 

Mit der Einführung eines Versagungsermessens bei der Anlagengenehmi-
gung wird den Immissionsschutzbehörden ein Instrument in die Hand gege-
ben, um im Vorsorgebereich angesiedelte, gesetzlich vorgeschriebene Um-
weltqualitätsziele – wie sie in der 39. BImSchV genannt sind - auch tatsäch-
lich zu erreichen.558 

b) Die Befristung der Anlagengenehmigung: 

Das Immissionsschutzrecht gestattet dem Genehmigungsinhaber eine zeitlich 
unbefristete Nutzung des Umweltguts „Luft“.559 Im Wasserrecht ist für eine 
Gewässerbenutzung hingegen eine Befristung „von Amts wegen“ vorgese-
hen.560 Es ist nicht ersichtlich welcher sachliche Rechtfertigungsgrund für 
diese unterschiedliche Behandlung der Umweltgüter „Luft“ und „Wasser“ 
herangezogen wird. Wichtige Gesichtspunkte für die Befristung einer Ge-
nehmigung sind z.B. die Lebensdauer der nicht auswechselbaren Komponen-
ten der Anlage und die allgemeine technologische Entwicklung.561 

                                                

557  Rehbinder spricht von „einfacher Ungleichheit“, die insofern unbedenklich sei, als sie „nicht auf 

Kosten der Menschen in benachteiligten Gebieten geht“, vgl. Rehbinder, Verteilungsgerechtigkeit 

im Umweltrecht, in: Appel/Hermes (Hrsg.), Mensch-Staat-Umwelt, 2008, S. 105, 116. 

558  Vgl. die gleich Forderung des SRU (2012), Rn 13 im Hinblick auf die verbesserte Umsetzung euro-

parechtlicher Vorgaben des integrierten Umweltschutzes. 

559  Eine Befristung ist im BImSchG nur auf Betreiben des Antragstellers möglich (§ 12 Abs. 2 
BImSchG). 

560  Die wasserrechtliche Erlaubnis kann von Amtswegen befristet werden (§ 7 Abs. 1 S. 1, 2. Hs. WHG). 

561  Vgl. auch Kloepfer, in: Denkschrift für ein Umweltgesetzbuch, BMU, 1993, S. 94. 
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Eine Befristung würde der Behörde - im Gegensatz zu dem bislang vorhandenen 
behördlichen Instrumentarium für die nachträgliche Anpassung von Anlagen an 
den Stand der Technik - eine uneingeschränkte Überprüfung der Genehmigung 
gestatten. Die Anlage müsste zur Erteilung einer neuen (Folge-) Genehmigung 
den technischen Standards und umweltrechtlichen Anforderungen entsprechen, 
die zum Zeitpunkt der neuen Genehmigung gelten.562 

Mit der Möglichkeit zur Befristung würde das Verhältnis von Rechtssicherheit 
und Stabilität einerseits und dem Bedürfnis nach Fortschritt und Zielvorgabe an-
dererseits neu geregelt. Da ein bislang nahezu „unbegrenzter“ Vertrauensschutz 
auf den Bestand der Genehmigung bei einer befristeten Genehmigung nicht ent-
stehen würde, könnte die Genehmigung auch nicht mehr als „befreiende Risiko-
verlagerung vom Verursacher auf den Staat missverstanden werden“.563 Bei der 
unbefristeten Genehmigung besteht die formal gesicherte Rechtsposition, dass 
die Anlage zum Zeitpunkt der Behördenentscheidung gesetzmäßig ist. Daraus 
wird geschlossen, dass aufgrund dieser Stabilisierungsfunktion der Staat das Risi-
ko unvorhergesehener Änderungen zu tragen habe, was derzeit dazu führt, dass 
die Möglichkeiten von Behörden stark beschränkt sind, bei im Vergleich zu mo-
dernen Anlagen stark umweltbelastenden Altanlagen effektiv steuernd einzu-
greifen. Allerdings birgt die Befristungen auch die Gefahr, dass innerhalb der 
Frist Anpassungen an den Stand der Technik vom Anlagenbetreiber nicht durch-
geführt werden bzw. behördliche Anordnungen beklagt werden, da die Rechtssi-
cherheit für die Investition nur bis zum Ablauf der Befristung besteht. 

7.2 Optionen zur Umsetzung der formellen Dimension der Gerechtigkeitskonzepte 
Zum Ausgleich der - wenn auch geringen – Defizite bei der Realisierung der Befähi-
gungsrechte erscheinen einige Ergänzungen der Verfahrensrechte erforderlich. 

So wäre es wichtig, die Klagerechte von Vereinigungen auch auf die Überprüfbarkeit 
einer UVP-Vorprüfung auszuweiten. Dies unter der Berücksichtigung, dass auch Vorha-
ben, die nicht per se einer UVP unterliegen, im konkreten Einzelfall massive negative 
Auswirkungen auf die Umwelt haben können. Hierzu könnte das UmwRG geändert 
werden und entsprechend der gerichtlichen Überprüfbarkeit der UVP angeglichen 
werden.  

Der Zeitraum von einem Monat und zwei Wochen, in dem potenzielle Einwender die 
Genehmigungsunterlagen einsehen können und ihre Einwendungen bei der zuständi-
gen Behörden eingereicht haben müssen, sollte verlängert werden, z.B. indem die Aus-
legungsfrist auf 6 Wochen ausgedehnt wird. Dies würde zu einer Stärkung des Kon-
zepts der Befähigungsgerechtigkeit im Immissionsschutzrecht führen. 

Eine weiterer Vorschlag bezieht sich auf Änderungen für das Vereinfache Verfahren, 
nach § 19 BImSchG. Aufgrund der Bedeutung dieses Verfahrens in der immissions-
schutzrechtlichen Zulassung ist hier besonderes Augenmerk auf die Einschränkungen 
der Befähigungsgerechtigkeit zu lenken. Völlig außer Acht bleibt bei dieser Regelung, 

                                                

562  Ziekow, VwVfG, 2006, § 36 Rn. 7; BVerwGE 59, 284, 292f. 

563  Hermes, Wirkung behördlicher Genehmigungen, in: Becker- Schwarzer, Köck, Kupka, v. Schwanen-

flügel, (Hrsg.), Wandel der Handlungsformen im Öffentlichen Recht, 1991, S. 187, 205. 



Gerechtigkeit im Umweltrecht – GerechtUm 

184 

dass kumulierende Wirkungen von Anlagen auftreten können – dies wird z.B. im UVP-
Recht anders gehandhabt. Ein weiterer Einwand bezieht sich auf die „Genehmigungs-
ferne“ des Verordnungsgebers. Hier muss vorgebracht werden, dass eine fachlich zu-
ständige Behörde – wieder vergleichbar dem UVP-Recht bei der Vorprüfung im Einzel-
fall – sachgerechter entscheiden könnte, ob eine Anlage potenziell geeignet ist, um-
weltgefährdende Wirkung zu entfalten. Hier sollte entsprechend vorgesehen werden, 
dass kumulierende Wirkungen zu berücksichtigen sind. Dies kann unterstützt werden 
durch die Etablierung eines Informations- und Beteiligungsrechtes für betroffene 
Nachbarn und für Naturschutzverbände sowie Umweltvereinigungen, die wie z.B. Trä-
ger öffentlicher Belange oder andere Behörden zumindest die Möglichkeit eingeräumt 
bekommen, die Unterlagen zu sichten und Stellungnahmen abzugeben.  

Zu den Klagemöglichkeiten für die Luftreinhaltepläne ist anzumerken, dass eine gesetz-
liche Anpassung angeraten erscheint, um weitere Zweifelsfälle auszuräumen und auch 
die Umweltvereinigungen in ihrer Rechtsposition zu stärken. Dies würde die Bedeu-
tung der Befähigungsgerechtigkeit und der Teilhaberechte als Ausfluss der Chancenge-
rechtigkeit befördern. Zudem sollte geklärt werden, gegen wen und worauf ein Bürger 
bei Nichteinhaltung von Luftreinhalteplänen klagen kann. 

Grundsätzlich wäre es auch ein positives Signal des bundesdeutschen Gesetzgebers, die 
Einschränkungen, die durch die Beschleunigungsgesetzgebung entstanden sind, zu-
rückzunehmen, dies betrifft den fakultativen Erörterungstermin. Eine grundsätzliche 
Beteiligungsposition von Umweltvereinigungen wäre – losgelöst von der Frage der 
UVP-Pflichtigkeit – ein weiteres positives Signal, die Verfahrensrechte im Sinne einer 
besseren Beachtung, Einhaltung und Überprüfbarkeit materieller Gesichtspunkte zu 
verbessern. 
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8 Ausblick 

Mit dem im Rahmen dieser Studie entwickelten Systematisierungsansatz, der rechtsphi-
losophische Gerechtigkeitskonzepte sowie die Gerechtigkeitsanforderungen des inter-
nationalen, europäischen und nationalen Rechts zusammenbindet, können auch ande-
re Bereiche des besonderen Umweltrechts untersucht werden. So können die darge-
stellten rechtsphilosophischen Konzepte der formellen und materiellen Gerechtigkeit 
sowie die Ziele, Prinzipien und Abwägungsgebote sowie Grundrechte für alle Umwelt-
rechtsbereiche Geltung beanspruchen. Fragen nach der Umsetzung der Generationen-
gerechtigkeit, der ökologischen Gerechtigkeit, der Befähigungsgerechtigkeit, der ver-
hältnismäßigen Gleichheit sowie nach der Anwendung des Abwägungsgebots und -
verfahrens stellen sich auch im Wasser-, Boden-, Berg-, Atom-, Abfall- oder Lärmschutz-
recht. 

Insbesondere bietet es sich an, die Bereiche des besonderen Umweltrechts an dem im 
Grundgesetz verankerten Maßstab der (verhältnismäßigen) Gleichheit im Sinn von 
Art. 3 GG zu messen. Dazu könnte – wie im Beispiel der Luftreinhaltung – die verhält-
nismäßige Gleichheit anhand von Vergleichsgruppen untersucht werden. So könnten 
die unterschiedlichen Emittenten von Lärm (z.B. Straßen-, Schienen- und Flugverkehr) 
auf ihre Inanspruchnahme bei Schutz- und Vorsorgeanforderungen untersucht werden 
oder die unterschiedlichen Verursacher von Schadstoffbelastungen für das Grund- oder 
Oberflächenwasser (z.B. kommunale Kläranlagen, gewerbliche Einleiter und die Land-
wirtschaft) an diesem Maßstab gemessen werden. Ferner könnte auf Seite der Betroffe-
nen ungleiche Belastungen durch Lärm oder durch Schadstoffe im Trinkwasser im Hin-
blick auf die Einhaltung von Schutz- und Vorsorgewerten untersucht werden. Ein be-
sonders wichtiger Schritt aus dem Sicht betroffener Bürger dürfte darin liegen bei der 
Frage nach verhältnismäßiger Gleichheit den sektoralen Untersuchungsansatz dieser 
Studie zu verlassen und den Blick auf die Gesamtbelastung eines Gebietes zu richten. 
Ein Instrument zur Ermittlung der Gesamtbelastungssituation eines Gebietes bietet z.B. 
die „Berliner Umweltgerechtigkeitskonzeption“ mit der Räume mit Mehrfachbelastun-
gen564 identifiziert wurden und in der Berliner Umweltgerechtigkeitskarte 2014 abge-
bildet sind. Auf der Grundlage der kleinräumigen Umweltbelastungsanalyse werden 
nach diesem Konzept auf der Planungsebene ressortübergreifende Handlungsprämis-
sen und -schwerpunkte festgelegt, die dann durch Maßnahmen zur Vermeidung oder 
Minderungen von Umweltbelastungen umgesetzt werden sollen.565 Mit dem Blick auf 
die Gesamtbelastung eines Gebietes wäre dann zu überlegen, wie das Trennungs- und 
Bündelungsprinzip bei der Belastung aus unterschiedlichen Umweltmedien anzuwen-
den ist. So könnte z.B. eine bestehende Mehrfachbelastung in einem Gebiet zu einem 
planerischen Gebot führen, dass keine neu hinzukommenden Belastungen in diesem 
Gebiet zulässig sind. 

                                                

564  Zur Ermittlung von Mehrfachbelastungen werden bestimmte Kernindikatoren (Lärm, Luftbelas-
tung, Grünflächenversorgung und bioklimatische Belastung) sowie Ergänzungsindikatoren, die aus 

den Bereichen Gesundheit, Städtebau, Stadtentwicklung oder Risikomerkmale entwickelt wurden, 

betrachtet. Siehe dazu ausführlich: Klimeczek, H.-J., Umweltgerechtigkeit im Land Berlin – Zur me-
thodischen Entwicklung des zweistufigen Berliner Umweltgerechtigkeitsmonitorings in: UMID, 

Ausgabe 2 2014, S. 18 ff. 

565  Siehe vorherige FN, S. 16 ff. 
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Ebenso wie im Recht der Luftreinhaltung ist auch in den anderen Bereichen des beson-
deren Umweltrechts bei der ungleichen Belastung von Gebieten/Bürgern mit Umwelt-
schadstoffen zwischen Pflichten zum Schutz der Gesundheit von Menschen und der 
Umwelt sowie im Bereich von Vorsorgepflichten zu unterscheiden. Auch in den ande-
ren Umweltbereichen kann von einer „einfachen Ungleichheit“ ausgegangen werden, 
wenn sich die Belastung der Menschen oder Gebiete im Bereich der Vorsorge unter-
scheidet. Betrifft die Ungleichheit aber Verstöße gegen Schutzpflichten liegt eine „gra-
vierenden“ Verletzung der Gleichheit vor.  

Bei der Umsetzung von Maßnahmen zum Abbau der Ungleichheit in den anderen Ge-
bieten des besonderen Umweltrechts ist ebenfalls das Verhältnismäßigkeitsprinzip zu 
wahren. Es kann deshalb auch in diesen Bereichen zu Problemen bei der Einhaltung 
von Schutzpflichten kommen, gerade wenn eine Vielzahl von Verursachern dafür ver-
antwortlich ist. Verfolgt man zur Lösung einen planungsrechtlichen Ansatz wie bei der 
Luftreinhalteplanung gem. § 47 BImSchG, so bietet sich eine entsprechende Anwen-
dung der Vorschriften an. Danach wäre z.B. auch im Wasser-, Boden- oder Lärmschutz-
recht die Verursacherauswahl nach § 47 Abs. 4 BImSchG vorzunehmen, d.h. die Verur-
sachungsanteile der im Plangebiet befindlichen Emittenten ist maßgeblich für die 
Heranziehung zu Vermeidungs- und oder Verminderungsmaßnahmen. Auch dann ist 
die Maßnahmenauswahl durch den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit begrenzt. Dies 
bedeutet, dass das Verhältnis zwischen dem Aufwand der Durchführung der Maßnah-
men und der zu erreichenden Belastungsminderung ebenso zu beachten ist wie die 
Frage welcher Emittent den gleichen Erfolg mit dem geringsten Aufwand erreichen 
kann. Auch dann müsste in Abweichung vom Verursacherprinzip gegen einen Verur-
sacher verstärkt vorgegangen werden können, wenn sich Maßnahmen gegen einen 
anderen Verursacher als nicht geeignet erweisen. Ferner können völlig unangemessene 
Belastungen bei einem Verursacher zum Ausweichen auf andere Verursacher führen.  

Da § 47 Abs. 4 S. 1 BImSchG das Verursacherprinzip umsetzt566, also ein generelles 
Prinzip des Umweltrechts, könnte eine entsprechende Regelung auch in den anderen 
Bereichen des besonderen Umweltrechts aufgenommen werden. Neben der sektoralen 
Einführung dieser Regelung bietet es sich auch an, die Verursacherauswahl des § 47 
Abs. 4 BImSchG als generelle Regelung im allgemeinen Umweltrecht zu verankern. 

                                                

566  Jarass, Bundesimmissionsschutzgesetz, 2013, § 47, Rn 18 und 18a. 
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